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Vorwort

Agrarumweltprogramme sind seit ihrer EU-wei-
ten Einführung im Rahmen der Agrarreform von
1992 zu einem wichtigen umweltpolitischen Instru-
ment im Bereich der Landwirtschaft geworden. Die
Rechtsgrundlage für die Umsetzung der Agrarum-
weltprogramme bildete die Verordnung (EWG)
2078/92 zur Förderung umweltgerechter und den
natürlichen Lebensraum schützender landwirtschaft-
licher Produktionsverfahren. Bei der jüngsten Re-
form der europäischen Agrarpolitik, der „Agenda
2000“, wurde die Bedeutung der Agrarumweltpro-
gramme weiter gestärkt. Sie werden auf Grundlage
der Verordnung (EG) 1257/99 für die Förderung der
Entwicklung des ländlichen Raums fortgeführt.

Agrarumweltprogramme stehen für eine ver-
stärkte Integration von Agrar- und Umweltpolitik.
Sie stoßen in der Landwirtschaft auf eine hohe Ak-
zeptanz und werden auch in Natur- und Umwelt-
schutzkreisen positiv bewertet. Anlass zur Diskus-
sion geben offene Fragen, wie etwa zur Quantifizie-
rung und Bewertung der Wirkungen auf Umwelt,
Produktion und landwirtschaftliche Einkommen. Mit
Blick auf die künftige Weiterentwicklung ist die Ef-
fektivität der Programme, die Verbesserung der Pro-
grammausgestaltung anhand der oftmals regional zu
definierenden Umweltziele und die Optimierung
verwaltungstechnischer Abläufe von Interesse.

Im Jahr 1996 gab das Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten der FAL den
Auftrag, in Kooperation mit der Universität Göttin-
gen, ein Forschungsvorhaben mit dem Titel „Ana-
lyse der Ausgestaltung, Inanspruchnahme und Wir-
kung von Programmen zur Förderung umweltge-
rechter und den natürlichen Lebensraum schützender
landwirtschaftlicher Produktionsverfahren“ durchzu-
führen. Die in diesem Projekt erarbeiteten For-
schungsergebnisse und der daraus entstandene Dis-
kussionsprozess haben uns angeregt, im Rahmen ei-
ner Tagung über bisherige Erfahrungen mit den Ag-
rarumweltprogrammen und über ihre Perspektiven
mit Vertretern aus Wissenschaft, Beratung und Ver-
bänden sowie mit den für die Agrarumweltpro-
gramme zuständigen Verwaltungen zu diskutieren.

Die Tagung „Agrarumweltprogramme - Konzep-
te, Entwicklungen, künftige Ausgestaltung“ fand
am 27. und 28. November 2000 im Forum der FAL
statt. Ziel der Tagung war es, über den Stand und
die Weiterentwicklungsmöglichkeiten von Ag-
rarumweltmaßnahmen als Instrument der Agrar-
und Umweltpolitik auf breiter Ebene und mit den
unterschiedlichen Akteuren und Interessengruppen
zu diskutieren.

Im ersten Teil der Tagung wurden Ergebnisse der
Begleitung und Bewertung der Agrarumweltpro-
gramme in Deutschland und in anderen EU-Mit-
gliedsstaaten vorgestellt. Mit Beiträgen zur Ent-
wicklung der Agrarumweltprogramme in Deutsch-
land und in der EU wurden die Ergebnisse der Be-
gleitforschung der FAL präsentiert. Ein weiterer
Vortrag befasste sich mit der Kostenwirksamkeit der
Agrarumweltprogramme. In drei weiteren Referaten
wurden für Sachsen, Bayern und Nordrhein-West-
falen Erfahrungen mit den bisherigen Länderpro-
grammen dargestellt. Die Agrarumweltprogramme
der EU wurden in einem Überblicksvortrag vorge-
stellt, zwei weitere Beiträge befassten sich mit den
Programmen in England und Österreich. Der zweite
Teil der Tagung war der Rolle der Agrarumweltpro-
gramme im Kontext der agrarumweltpolitischen
Entwicklungen gewidmet. Abschließend wurden im
dritten Teil Perspektiven zur Weiterentwicklung der
Agrarumweltprogramme unter der Agenda 2000
aufgezeigt und zur Diskussion gestellt.

Im vorliegenden Tagungsband sind die vorge-
stellten Referate entsprechend der Tagungsgliede-
rung wiedergegeben. Die von den Autoren dankens-
werterweise zur Verfügung gestellten schriftlichen
Beiträge wurden lediglich redaktionell überarbeitet,
für den Inhalt zeichnen die jeweiligen Autoren ver-
antwortlich.

Unser Dank gilt dem Bundesministerium für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft
für die finanzielle Unterstützung der Tagung. Wei-
terhin möchten wir uns an dieser Stelle noch einmal
herzlich bei allen Referentinnen und Referenten für
ihre engagierte Mitarbeit bedanken. Zum Gelingen
der Tagung haben nicht zuletzt die zahlreichen Ta-
gungsteilnehmerinnen und -teilnehmer mit ihrem
Interesse und ihrer Diskussionsbereitschaft beigetra-
gen. Dank gebührt schließlich den Personen, die uns
bei der Vorbereitung und Durchführung der Tagung
und bei der Erstellung des Tagungsbandes unter-
stützt haben.

Wir hoffen, dass dieser Tagungsband dazu bei-
tragen wird, den Gedankenaustausch zwischen den
verschiedenen Akteuren und Interessengruppen im
Bereich der Agrarumweltpolitik zu befördern und
die Diskussion über die Weiterentwicklung der Ag-
rarumweltprogramme fortzusetzen.

Bernhard Osterburg und Hiltrud Nieberg

Institut für Betriebswirtschaft, Agrarstruktur und
ländliche Räume der FAL
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1 Einleitung

Mit der Agenda 2000 und der VO (EU) 1257/99
beginnt für die Agrarumweltprogramme eine neue
siebenjährige Förderperiode mit dem Ziel, eine
umweltfreundliche und ressourcenschonende Land-
bewirtschaftung zu fördern und nachhaltig zu si-
chern. Aufgrund der breiten und in den EU-Mit-
gliedsstaaten differenzierten Erfahrungen aus den
vorhergehenden Förderperioden werden an die
neuen Agrarumweltprogramme hohe Anforderun-
gen hinsichtlich Effektivität und Effizienz gestellt.
Deskriptive Untersuchungen auf der Grundlage ei-
ner reflektierenden Bestandsanalyse der unter-
schiedlichen Ausgestaltung und Umsetzung der
Agrarumweltprogramme in den Mitgliedsstaaten
der EU haben bereits in der Vergangenheit in ei-
nem Monitoringsystem den Grundstock für die wis-
senschaftliche Begleitung und Bewertung (Evalua-
tion) der Agrarumweltprogramme geliefert und
werden auch in Zukunft benötigt.

Mit diesem Beitrag soll ein Überblick über die
Entwicklung der Agrarumweltprogramme in
Deutschland und den Mitgliedsstaaten der EU ge-
geben werden und es sollen die Rahmendaten für
die zukünftige Fortführung dieser Politik beschrie-
ben werden. Hierzu werden zunächst die Stationen
in der Entwicklung der Agrarumweltprogramme
skizziert und Unterschiede in der Umsetzung und
Ausgestaltung in den Mitgliedsstaaten der EU in
den Phasen vor der Agenda 2000 beschrieben. In
Abschnitt 5 wird die Entwicklung und Umsetzung
in der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich
zwischen den Bundesländern dargestellt und an-
hand erster Auswertungen der geplanten Finanz-
mittel der Entwicklungspläne wird ein Ausblick
gegeben, wie es unter dem neuen Agenda-2000-
Szenario weitergeht.

2 Die Etappen in der Entwicklung der Agrar-
umweltprogramme auf EU-Ebene

Die Entwicklung der Agrarumweltprogramme
und -maßnahmen verlief im Wesentlichen in drei
Etappen. Vor Einführung der VO (EWG) 2078/92
kann von keiner eigenständigen Agrarumweltpoli-
tik gesprochen werden. Agrarumweltpolitik stand
auf einer unteren Hierarchiestufe zur Agrarmarkt-
und Agrarpreispolitik und war in ihrer Ausrichtung
wenig horizontal und im Großen und Ganzen auf
Teilmaßnahmen ausgelegt. So handelte es sich viel-
fach um regionale und lokale Maßnahmen, vorwie-
gend mit Pilotcharakter, welche in einigen Mit-
gliedsstaaten auf der Grundlage des Art. 19 der Ef-
fizienz-VO (EWG) 797/85 angeboten wurden. Mit
der VO (EWG) 4119/88 kam 1988 ein weiteres
Angebotsspektrum an quantitativen und qualitati-
ven Extensivierungsverfahren mit Schwerpunkt
Ackerlandextensivierung hinzu; jedoch waren beide
Angebotsvarianten nicht miteinander vernetzt. Ei-
nige Mitgliedsstaaten und Regionen boten darüber
hinaus weitere, regional sehr begrenzte und teils
ausschließlich mit Landesmitteln ausgestattete
Umwelt- und Vertragsnaturschutzprogramme an.
Die finanzielle Beteiligung der EU an den Gesamt-
kosten der jeweiligen Maßnahmen fiel in der Phase
vor der VO (EWG) 2078/92 relativ bescheiden aus.
Für Maßnahmen nach Art. 19 der Effizienz-VO gab
es eine gebietsdifferenzierte EU-Kofinanzierung
von 60 Euro/ha (etwa 25 %) in nicht benachteilig-
ten und 100 Euro/ha (40 %) in benachteiligten Ge-
bieten. Für Maßnahmen gemäß der VO (EWG)
4119/88 lag der EU-Kofinanzierungszuschuss bei
25 %.

Die Phase der Umsetzung der Agrarumweltpro-
gramme gemäß VO (EWG) 2078/92 - eingeleitet
mit der Mc-Sharry-Agrarreform von 1992 – führte,
begleitet von einer Erweiterung der Förderpalette,
einerseits zu einer Aufwertung und Akzentver-
schiebung der Agrarumweltpolitik.
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Andererseits war die VO (EWG) 2078/92 keine
ausschließlich agrarumweltpolitische Ziele verfol-
gende Verordnung, sondern sollte als flankierende
Maßnahme das Marktentlastungsziel unterstützen.
Eine wirkungsvolle und effiziente Erreichung von
Umweltzielen war durch den Ziel-Mittel-Konflikt
innerhalb des Zieldreiecks Einkommens-, Mark-
tentlastungs- und Umweltziel stark eingeschränkt.
Durch das insgesamt obligatorische Angebot in den
Mitgliedsstaaten, die horizontale Anwendung, die
Integration der Maßnahmen und die Ausdehnung
auf Maßnahmen für den Bereich der Grünlandex-
tensivierung kam es mit der VO (EWG) 2078/92 zu
inhaltlichen Verbesserungen. Unterstützung erfuhr
dieser Weg durch verbesserte finanzielle Rahmen-
bedingungen. Für die letztendlich genehmigten
Programme der 15 EU-Mitgliedsstaaten standen für
den Gesamtzeitraum 1993 bis 1998 4,5 Mrd. Euro
aus dem Finanztopf der EU zur Verfügung. Bei ei-
ner fünfjährigen Förderphase bedeutete dies einen
jahresdurchschnittlichen Finanzbeitrag durch die
EU von 0,9 Mrd. Euro. Das Engagement der EU
drückte sich ferner an erhöhten EU-Kofinanzie-
rungssätzen von 50 % außerhalb von Ziel 1-Gebie-
ten und 75 % innerhalb von Ziel 1-Gebieten aus.
Der am Ende der Förderperiode mit einer Fläche
von rd. 23 Mio. ha gemessene Erfolg war in der EU
und seinen Mitgliedsstaaten von anfänglichen
Startproblemen begleitet. Im ersten Jahr der Um-
setzung konnten gerade einmal 16 Programme ge-
nehmigt werden. Die Umsetzungsschwierigkeiten
in einigen Mitgliedsstaaten resultierten zum einen
aus unzureichenden Erfahrungen mit Vorläuferpro-
grammen, ineffizienten Verwaltungsstrukturen so-
wie Schwierigkeiten, ausreichende Landesmittel
bereitzustellen. Andererseits waren einige der
Schwierigkeiten mit administrativen Umsetzungs-
problemen der EU verknüpft, so wurde die für die
Präzisierung der Anreizkomponente  relevante
Durchführungsverordnung  746/96 erst mit vierjäh-
riger Verspätung erlassen. Über den gesamten För-
derzeitraum hatte die Kommission insgesamt 158
Programme (ohne Änderungsanträge) mit über
2.500 sehr unterschiedlichen, teils sehr komplexen
Maßnahmen zu prüfen und zu genehmigen.

Mit den Berliner Beschlüssen zur Agenda 2000
wurden die Agrarumweltprogramme auf ein neues
Fundament gestellt und man gewinnt den Eindruck
einer Stärkung der Agrarumweltpolitik, was in fol-
genden Punkten zum Ausdruck kommt. Die Agrar-
umweltprogramme sind nunmehr integrierter und
obligatorischer Bestandteil der Verordnung (EU)
1257/99 zur Entwicklung ländlicher Räume. In der
Zielformulierung zeigt sich eine Priorität für das
Umweltziel. Durch eine weiterhin sehr breite Pa-

lette an Fördermöglichkeiten und die Straffung von
sechs auf drei maßnahmenspezifische Prämiensätze
ist für die Mitgliedsstaaten weiterhin ein hohes
Maß an Gestaltungsspielraum gewährleistet. Was
den Rahmen der Evaluation betrifft sind unver-
kennbare Erkenntnisfortschritte festzustellen.
Schätzungen zur Folge dürften die jahresdurch-
schnittlichen EU-Mittel für die Agrarumweltpro-
gramme der Mitgliedsstaaten unter den Berliner
Beschlüssen zur Agenda 2000 bei rd. 2,3 Mrd. Euro
liegen; dies ist immerhin im Vergleich zu den ver-
ausgabten Mitteln des Jahres 1998 eine Zunahme
von rd. 30 % und im Vergleich zum Jahresdurch-
schnittswert der ersten Förderperiode beträgt die
Zunahme sogar rd. 150 %. Die EU-Kofinanzie-
rungssätze von 50 bzw. 75 % bleiben nach einer
breit geführten Diskussion um eine stärker regio-
nale und Umweltaspekte berücksichtigende Fi-
nanzbeteiligung der EU unverändert; nur in Aus-
nahmefällen, beispielsweise in Ländern, die durch
den Kohäsionsfonds gefördert werden, können die
Kofinanzierungssätze um 5 % bzw. in Regionen in
äußerster Randlage um 10 % angehoben werden.

3 Finanzpolitische Bedeutung in den Mitglieds-
staaten der EU

Die Verteilung der insgesamt bis Ende 1997
tatsächlich verausgabten EU-Finanzmittel von 3,8
Mrd. Euro auf die jeweiligen Mitgliedsstaaten zeigt
eine sehr ungleiche Verteilung (Abbildung 1). Die
beiden Mitgliedsstaaten Deutschland und Ös-
terreich beanspruchen fast die Hälfte der Mittel und
auf eine Gruppe von fünf Mitgliedsstaaten entfallen
mehr als zwei Drittel der Gesamtfinanzmittel.
Demgegenüber beanspruchen die fünf Länder be-
stehend aus Belgien, Dänemark, Griechenland,
Niederlande und Luxemburg lediglich 1,7 % der
Mittel. Deutliche Unterschiede gibt es zwischen
Ländern, die in etwa eine gleich große landwirt-
schaftliche Nutzfläche ausweisen. So beansprucht
Deutschland 24,3 % der Mittel, Spanien hingegen
ganze 3,3 %. Zwischen Österreich und Griechen-
land sind die Unterschiede ähnlich ausgeprägt.
Während Österreich 21,3 % der Mittel auf sich ver-
einigt, sind es in Griechenland nur 0,3 %.

Die unterschiedliche Bereitschaft der Mitglieds-
staaten Mittel für Agrarumweltprogramme bereit-
zustellen wird besonders am Anteil der Ausgaben
für die Agrarumweltprogramme an den Gesamtaus-
gaben der EAGFL-Garantie deutlich. 1997 liegt
den Finanzberichten des EAGFL folgend dieser
Anteil für die Gemeinschaft der 15 EU-Staaten bei
etwa 4,2 %.
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Abbildung 1
Anteil der EU-Mitgliedsstaaten an den EAGFL-Ko-
finanzierungsmitteln und EU-Kofinanzierungsrate
für Maßnahmen nach VO (EWG) 2078/92 (Stand
1997)

Abbildung 2 verdeutlicht, dass besonders die
drei neuen Mitgliedsstaaten Österreich, Finnland
und Schweden, deren Finanzmittel in einer Erklä-
rung zur Beitrittsakte festgelegt wurden und nicht
wie sonst üblich, nach Vorlage der Programme, be-
sonders hohe Anteile ausweisen. In Österreich liegt
der Anteil für Agrarumweltmaßnahmen an der
EAGFL-Garantie Mittel bei etwa 30 %. Über dem
Durchschnittswert der EU liegen ferner die Mit-
gliedsstaaten Schweden, Portugal, Italien, Irland
und Deutschland. Besonders niedrige Anteile von
unter 1 % weisen das Vereinigte Königreich, Bel-
gien, Dänemark und die Niederlande auf. Die Zah-
len zur Inanspruchnahme (Fläche unter 2078 an der
gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche) so-
wie Vergleiche hinsichtlich der Prämienhöhe un-
terstreichen das unterschiedliche Bild in den Mit-
gliedsstaaten. So werden bei einer Analyse über das
Gesamtspektrum aller Maßnahmen in Deutschland,
Österreich und Italien die höchsten, hingegen in
Dänemark, Irland und im Vereinigten Königreich
die niedrigsten Prämien gezahlt (Deblitz, 1998a).
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Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzberichte über den EAGFL 1993-1997 (Gesamtausgaben für flankierende Maßnahmen um
            Forst- und Vorruhestandsausgaben bereinigt).

Abbildung 2
Anteil der Ausgaben für Agrarumweltmaßnahmen nach VO (EWG) 2078/92 an den Gesamtagrarausgaben
EAGFL-Garantie in den EU-Mitgliedsstaaten (Stand: 1997)

Der Anteil der unter der VO (EWG) 2078/92
extensivierten Fläche an der gesamten landwirt-
schaftlichen Nutzfläche liegt in Österreich, Finn-
land und Luxemburg bei rd. 80 %. Über dem
Durchschnittswert der EU von 16,5 % liegen die
Beteiligungsquoten in Schweden, Deutschland,
Frankreich und Irland. Vergleichsweise niedrig

sind die Beteiligungsquoten in Dänemark, Nieder-
lande, Spanien, Belgien und Griechenland (Abbil-
dung 3).
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Insgesamt wurde das im 5. Umweltaktionspro-
gramm gesetzte Ziel einer 15%-igen Beteiligung
nicht nur vorzeitig erreicht sondern bereits leicht
überschritten. Berücksichtigt man, dass rd. zwei
Drittel der nach VO (EWG) 2078/92 geförderten

Gesamtfläche auf Frankreich, Deutschland und
Österreich entfallen – alles Länder mit flächende-
ckenden Maßnahmen und geringen Auflagen - ist
diese positive Aussage zu relativieren.
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Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage länderspezifischer Statistiken und Auswertungen sowie Daten aus EU-COM (1997).

Abbildung 3
Anteil der Fläche unter der VO (EWG) 2078/92 an der landwirtschaftlich genutzten Fläche in den EU-Mit-
gliedsstaaten (Stand: 1997)

4 Maßnahmenangebote und Schwerpunktset-
zungen in den bisherigen Programmen der
Mitgliedsstaaten der EU

Die Mitgliedsstaaten sind bei der Umsetzung
und Ausgestaltung der Agrarumweltprogramme
sehr unterschiedliche Wege gegangen – dies war
von der EU auch so gewollt. Die Länder sollten
entsprechend ihren agrarstrukturellen Unterschie-
den sowie ihren Unterschieden in der Umweltsitu-
ation maßgeschneiderte Konzepte in Form von ge-
bietsspezifischen Programmen entwickeln. Die VO
(EWG) 2078/92 schuf hierfür die entsprechend
tragfähigen Rahmenbedingungen in Form eines
breiten Gestaltungsspielraums bezüglich der Maß-
nahmen und Maßnahmenkombinationen, der regio-
nalen Schwerpunktbildung, der Festlegung der
Prämienhöhe und der Fördervoraussetzungen. Die
unterschiedlichen Wege und die Vielfalt der Pro-
gramme und Maßnahmen wurden im nachhinein
unter dem Aspekt eines hohen Erkenntnisgewinns
von vielen Stellen als besonderer Erfolg der Politik
gewürdigt. Die damit einhergehenden Grenzen in
der Vergleichbarkeit der Programme und der effi-
zienten Evaluation der Programme wurden zu we-
nig berücksichtigt. Die Kommission stellte hin-
sichtlich der Schwierigkeiten der Vergleichbarkeit
in ihrem ersten Evaluationsbericht folgendes fest:
„Die Programme weisen so unterschiedliche Maß-

nahmen auf und es fehlen die vollständigen Infor-
mationen, so dass Vergleiche zwischen Mitglieds-
staaten nur in begrenztem Umfang möglich sind.
Ferner stehen noch keine Instrumente für eine der-
artig vergleichende Analyse zur Verfügung“ (EU-
COM, 1997).

Bei einer Gliederung der Maßnahmen in Anleh-
nung an den in Deutschland vom BML angewen-
deten Gliederungsvorschlag zeigt sich für die Mit-
gliedsstaaten der EU folgendes Bild (Abbildung 4):
Eine Ländergruppe bestehend aus Deutschland,
Frankreich, Italien, Österreich und Spanien bietet
ein sehr umfangreiches Paket an Extensivierungs-
maßnahmen an, während in Finnland, Griechen-
land, den Niederlanden und in Schweden nur we-
nige der 14 Maßnahmen angeboten werden. Der
ökologische Anbau ist die einzige Extensivie-
rungsmaßnahme, die in allen Mitgliedsstaaten an-
geboten wird. Zu jenen Maßnahmen mit einem
breiten Angebot zählen die Maßnahmen der Grün-
landextensivierung (u. a. Umwandlung von Acker-
land in Grünland), der Ackerlandextensivierung in
Form der sogenannten Verzichtsvarianten und
Maßnahmen des Naturschutzes; während Extensi-
vierungen im Bereich Dauerkultur sowie Demonst-
rationsvorhaben, Fortbildungsmaßnahmen, Grund-
förderung und Zugang zu Flächen für Freizeitzwe-
cke nur in wenigen Ländern angeboten wurden.
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Maßnahmengruppe B DK D FIN F GR IRL I NL AT P S E UK

1 Wiesen und Weiden

2 Ackerflächen

3 Verringerung GV

4 Gefährdete Nutztierrassen

5 Dauerkultur/Wein

6 Pflege aufgegebener Flächen

7 20-jährige FSL

8 Genetische Erosion bedrohter Nutzpflanzen

9 Naturschutz

10 Ökologischer Landbau

11 Demonstration

12 Fortbildung

13 Grundförderung

14 Flächenzugang

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Auswertungen von Deblitz (1998b) und EU-COM (1997).

Abbildung 4
Angebot an Agrarumweltmaßnahmen nach VO (EWG) 2078/92 in den EU-Mitgliedsstaaten

Das Maßnahmenangebot sagt alleine noch rela-
tiv wenig aus. Um etwas über die unterschiedliche
inhaltliche Ausrichtung der Agrarumweltpro-
gramme in den Mitgliedsstaaten aussagen zu kön-
nen, sind die Maßnahmen nach ihrem Finanzvolu-
men, ihrer Inanspruchnahme, oder nach anderen
Kriterien, wie ihrer horizontalen bzw. regionalen
Ausrichtung, zu strukturieren. Abbildung 5 ist der
Versuch, in Anlehnung an Deblitz die bisherigen
Agrarumweltprogramme der Mitgliedsstaaten nach
mehreren Kriterien zu klassifizieren. Dabei wurden
einerseits unter Berücksichtigung des vorgesehenen
Flächen- und Finanzbedarfs die Maßnahmen zu
sechs Gruppen zusammengefasst und eine Abschät-
zung der Verteilung der Maßnahmen auf Extensi-
vierungs- und Naturschutzmaßnahmen vorgenom-
men. Andererseits wurden die Programme alterna-
tiv nach dem Grad der Regionalisierung in Pro-
gramme mit hohem, mittleren und niedrigen Regi-
onalisierungsgrad gruppiert und es wurde der An-
teil der Förderfläche nach VO (EWG) 2078/92 an
der Gesamtfläche als Maßstab für die Beteiligung
berücksichtigt. Ohne explizit auf die Ausgestaltung
der Agrarumweltprogramme aller Mitgliedsstaaten
einzugehen (hierzu vgl. Deblitz, 1998b; Deblitz
und Plankl et al., 1998), sollen einige Beispiele für
die Zuordnung der Programme gegeben werden.

Frankreich bietet beispielsweise neben der hori-
zontalen Maßnahme der prime à l’herbe, in die rd.
drei Viertel des Budgets fließen, etwa 200 sehr lo-
kale Programme/Maßnahmen mit Schwerpunkt
Landschafts- und Naturschutz sowie weitere sechs
„regionale“ Maßnahmen mit national einheitlichen
Auflagen und Prämien an. Da letztere Maßnahmen

trotz Klassifizierung als regionale Maßnahmen in
allen 24 französischen Regionen gelten, sind sie
eher als nationale Maßnahmen zu verstehen, was
eine Einstufung des französischen Programms als
Programm mit niedrigem Regionalisierungsgrad
rechtfertigt. Durch niedrigen Regionalisierungsgrad
und ein Ungleichgewicht zwischen Extensivie-
rungs- und Naturschutzmaßnahmen sind die Pro-
gramme der Mitgliedsstaaten Griechenland, Irland
und Niederlande zu charakterisieren. Griechenland
bietet vier horizontale und fünf lokale Maßnahmen
an. Irland verfügt über ein einziges landesweites
horizontales Programm mit 11 obligatorischen
Maßnahmen plus sechs freiwilligen Maßnahmen.
Der Schwerpunkt liegt bei Maßnahmen zum Schutz
der Landschaft und zur Erhaltung des Landschafts-
bildes mit vielfach sehr restriktiven Bewirtschaf-
tungsauflagen. In der EU stellt Irland das einzige
Land dar, in dem die Umsetzung betriebsindividu-
ell nach einzelbetrieblichen Umweltmanagement-
plänen unter Einbeziehung von Beratern erfolgt.
Die Niederlande bieten insgesamt sechs Maßnah-
men an, mit klarer Schwerpunktlegung bei Trai-
nings- und Demonstrationsmaßnahmen sowie Maß-
nahmen des Vertragsnaturschutzes in Schutzgebie-
ten (sogenannten ESAs (Environmental Sensitive
Areas)). Flächenmäßige Maßnahmen haben in den
Niederlanden keine Bedeutung; Ökolandbau und
Zugang zu Freizeitzwecken bindet nur einen be-
scheidenen Anteil von 2 % der Gesamtmittel.
Finnland bietet ein allgemeines Programm mit ho-
rizontaler Gültigkeit als Kernstück plus ergänzende
Maßnahmen mit lokalem Charakter an.
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Obwohl die Prämienhöhen nach Regionen diffe-
renziert sind, kann von einem Programm mit nied-
rigem Regionalisierungsgrad gesprochen werden.

niedriger Regionalisierungsgrad

Extensiv. + Naturschutz

mittlerer - hoher Regionalisierungsgrad

Extensiv. + Naturschutz
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 Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Auswertungen von Deblitz (1998b).

gleichgewichtig ungleichgewichtig

Dänemark

Italien

Spanien

Belgien

Portugal

Vereinigtes
Königreich

Deutschland

Österreich

Schweden

Finnland

Abbildung 5
Ausrichtungsschwerpunkte der Agrarumweltpro-
gramme nach VO (EWG) 2078/92 in den EU-Mit-
gliedsstaaten

Länder mit mittlerem bis hohem Regionalisie-
rungsgrad bilden das Gros. Dänemark bietet neben
nationalen Programmen, wie dem Ökolandbau, die
im gesamten Territorium angeboten werden, auch
sogenannte ESAs für nationale Programme als auch
für regionale Programme an. Letztere werden in
den Regierungsbezirken angeboten. Die Situation
Italiens ist mit jener Deutschlands am ehesten ver-
gleichbar. Die Umsetzung erfolgt in den einzelnen
Regionen, welche hinsichtlich der Agrarverwaltung
unabhängig sind, nur Weiterbildung wird horizon-
tal angeboten. Zwischen dem Norden und dem Sü-
den gibt es deutliche Unterschiede. Im Norden und
in Mittelitalien liegt der Schwerpunkt in Maßnah-
men zur Reduzierung der Intensität sowie beim
ökologischen Landbau, im Süden und auf den In-
seln steht die Förderung traditioneller Bewirt-
schaftungssysteme im Vordergrund. Spanien bietet
ein horizontales Programm mit vier Maßnahmen
plus vier lokale Programme an, bei denen die Er-
haltungsmaßnahmen im Vordergrund stehen. Zu
Ländern, in denen Extensivierungsmaßnahmen und
Naturschutz ungleich verteilt sind, jedoch ein hoher
bis mittlerer Regionalisierungsgrad besteht, zählen
Belgien, Portugal und das Vereinigte Königreich.
Belgien bietet sowohl zwei horizontale Programme
(Ökolandbau und Demovorhaben) plus zwei regio-
nale Programme an, legt jedoch den Schwerpunkt
auf Schutzgebietsprogramme vergleichbar den
ESAs. In Portugal liegt der Schwerpunkt bei der
Förderung von traditionellen Bewirtschaftungsfor-
men. Neben landesweiten Maßnahmen, wie der

Förderung der extensiven Grundfutterproduktion
gibt es regionale Programme. Im Vereinigten Kö-
nigreich liegt der Schwerpunkt eindeutig bei den
ESAs und den Countryside Stewardship Scheme
(CSS), d. h. bei Programmen, die auf bestimmte
Regionen, Förderkulissen oder Landschaftsele-
mente beschränkt sind. 60 % der Budgetmittel ent-
fallen auf die ESAs. Die Situation Deutschlands
wird in Abschnitt 5 beschrieben. Österreich legt
den Schwerpunkt auf die Beibehaltungsförderung
extensiver Produktionsverfahren mit einer starken
Betonung bei der Förderung traditioneller Land-
wirtschaft und des Ökolandbaus. Es gibt das soge-
nannte ÖPUL mit drei Varianten; horizontale Maß-
nahmen mit einheitlicher Richtlinie und Prämie,
regionale Maßnahmen basierend auf einer nationa-
len Rahmenverordnung bei differenzierter Ausges-
taltung und Angebot in nicht allen Ländern sowie
regionale Programme in der Steiermark und in Nie-
derösterreich. Schweden bietet neben einem hori-
zontalen zwei lokale Programme (vergleichbar mit
ESAs) an. Mit dem horizontalen Programm soll der
ökologische Landbau gefördert werden. In Schwe-
den wird ferner der Versuch gemacht, Prämien
nach Ökopunkten in Abhängigkeit von der Häufig-
keit des Vorherrschens von Landschaftselementen
und in Abhängigkeit von den jeweiligen Zonen zu
bestimmen.

5 Etappen in der Entwicklung der Agrarum-
weltprogramme in Deutschland

In Deutschland gab es bereits vor der 92-iger
Agrarreform Erfahrungen mit lokalen Programmen
nach Art. 19 der Effizienzverordnung 797/85, und
auch die alte Extensivierungs-VO (EWG) 4119/88
fand eingebunden in den Sonderrahmenplan der
Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes (GAK) breite An-
wendung in den Bundesländern. Daneben gab es
seit 1989 noch Maßnahmen zum Schutz der Um-
welt, des Naturschutzes und der Landschaftspflege
in den 5b-Gebieten der alten Bundesländer und seit
1991 auch in den neuen Bundesländern. Die einzel-
nen Pfade waren jedoch nicht miteinander verbun-
den. Insgesamt wurden vor Einführung der flankie-
renden Maßnahmen gemäß VO (EWG) 2078/92 in
Deutschland Schätzungen zufolge bereits jahres-
durchschnittlich rd. 500 Mio. DM (Plankl, 1996)
für Extensivierungs- und Vertragsnaturschutzmaß-
nahmen ausgegeben. An den Maßnahmen des Son-
derrahmenplans beteiligte sich der Bund mit 70 %
am nationalen Finanzierungsbeitrag, so dass unter
Berücksichtigung einer 25 %-igen EU-Kofinanzie-
rung der durch das jeweilige Bundesland aufzu-
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bringende Finanzanteil bei 22,5 % lag. Da der Son-
derrahmenplan Mitte 1993 endete, sind die letzten
dieser Maßnahmen 1997 ausgelaufen.

Mit Einführung der 2078-Maßnahmen wurden
die drei Pfade miteinander verknüpft und alle Bun-
desländer legten entsprechende Agrarumweltpro-
gramme vor. Mit den neuen Fördergrundsätzen ei-
ner markt- und standortangepassten Landbewirt-
schaftung (msL) bietet der Bund den Ländern die
Möglichkeit, sich an der Finanzierung elementarer
Extensivierungsmaßnahmen zu beteiligen. Die
Länder haben von diesem auch Grünlandextensivie-
rungsmaßnahmen betreffenden Angebot in unter-
schiedlichem Maße Gebrauch gemacht. Bereits
1994 betrug in Deutschland der Flächenumfang für
Maßnahmen gemäß VO (EWG) 2078/92 ein-
schließlich der Altverpflichtungen rd. 4,5 Mio. ha.
1998 verteilt sich die Fläche zu 41 % auf die
Schwerpunkte Grünlandextensivierung, zu 28 %
auf Ackerlandextensivierung, zu 8 % auf den Öko-
landbau und 23 % entfallen auf die in Bayern und
Sachsen angebotene Grund- oder Basisförderung
(Lotz, 2000). Die jahresdurchschnittlichen Ausga-
ben für Agrarumweltprogramme liegen bei rd.
950 Mio. DM. Auf die Extensivierungsmaßnahmen
im Sinne der msL entfallen rd. 10 %. Die veraus-
gabten Mittel für die msL-Maßnahmen liegen in ei-
ner Größenordnung zwischen 70 und 107 Mio. DM,
dies macht einen Anteil an den gesamten Mitteln
der GAK von 1,7 % (1994) bzw. 3,2 % (1998) aus.
Der Bund beteiligt sich an diesen Maßnahmen mit
60 %.

Mit dem Inkrafttreten der Agenda 2000 kann
nach einer ersten Auswertung der von den Ländern
vorgelegten Pläne zur Entwicklung des ländlichen
Raums der jährliche Gesamtfinanzbedarf für die
Agrarumweltprogramme auf rd. 1,5 Mrd. DM ge-
schätzt werden;

2
 dies entspricht im Vergleich zur

jahresdurchschnittlichen Fördersumme der ersten
Förderphase einer Zunahme um nahezu 60 %.
Schätzungen zufolge dürfte der Anteil der Agrar-
umweltprogramme an den etwa 14 Maßnahmen zur
Entwicklung des ländlichen Raums bei rd. 35 %
liegen. Auch in der neuen Förderphase sieht der
Bund vor, sich an der Finanzierung zu beteiligen.
Aus den Erfahrungen und Evaluationsergebnissen
der ersten Förderperiode wurden die msL-Förder-
grundsätze inhaltlich überarbeitet und in einigen
Punkten gestrafft. Die wesentlichen Änderungen
umfassen eine Reduzierung der Verzichtsvarianten
auf die Förderung des Verbots von Herbiziden bei
Dauerkulturen mit der Möglichkeit einer erhöhten

                                                          
2
 Altverpflichtungen und top ups sind, soweit erfassbar, mit

eingerechnet.

Prämie bei einer zusätzlichen Begrünung, die Op-
tion einer höheren Prämie für die Förderung des
ökologischen Landbaus, die Förderung einer zehn-
jährigen Flächenstillegung mit ertragsabhängiger
Prämienstaffelung, Obergrenzen und Berücksichti-
gung ökologischer Aspekte und der erweiterten
Möglichkeit einer maßnahmenspezifischen Diffe-
renzierung der Prämien durch Zu- und Abschläge.
In Zukunft dürften jährlich rd. 110 bis 140 Mio.
DM für die msL-Maßnahmen ausgegeben werden.
Bei insgesamt reduzierten Gesamtmitteln für die
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrar-
struktur- und des Küstenschutzes dürfte es zu ei-
nem erhöhten Anteil der Maßnahmen einer markt-
und standortangepassten Landbewirtschaftung an
den Gesamtausgaben der GAK von rd. 5 % kom-
men. In Zukunft wollen auch finanzschwächere
Länder wie Thüringen und Brandenburg zur Wah-
rung eines größeren Gestaltungsspielraums Maß-
nahmen nur noch außerhalb der msL-Fördergrund-
sätze ohne die Beteiligung des Bundes anbieten.

6 Vergleich der Mittel vor und nach der
Agenda 2000 in Deutschland

Auf die Unterschiede in der Ausgestaltung und
Umsetzung der Agrarumweltprogramme in den
Ländern Deutschlands ist in verschiedenen Unter-
suchungen bereits ausführlich eingegangen worden
(Plankl, 1999; Osterburg et al., 1997); folglich er-
übrigt sich eine detaillierte Darstellung an dieser
Stelle. Bei einem Ranking der Länder nach dem je
ha ermittelten Finanzmitteleinsatz für 2078-Maß-
nahmen zeigte sich für die erste fünfjährige För-
derphase das in Abbildung 6 beschriebene Bild ei-
nes Süd- Nord-Gefälles. Unter den neuen Agenda-
2000-Rahmenbedingungen ändert sich hieran nur
wenig; dies machen zumindest erste Auswertungen
der geplanten Finanzzahlen deutlich. Da in der
neuen Förderphase 2000 bis 2007 alle Länder eine
Anhebung ihrer Mittel planen, bleibt der Abstand
zwischen den nördlichen und südlichen Bundeslän-
dern weitgehend unverändert bestehen; leicht zu
verbessern scheint sich die Position von Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein. Im Saarland ist
nur mit einer geringen Mittelaufstockung zu rech-
nen. In den neuen Bundesländern fallen mit Aus-
nahme Brandenburgs die Finanzmittelzuwächse
etwas niedriger aus.

Bei der Verteilung der gesamten Finanzmittel
für die Agrarumweltmaßnahmen in Deutschland
nach Bundesländern scheint sich zwischen der Si-
tuation vor und nach der Agenda nur wenig zu än-
dern,  da auch  in der neuen  Förderphase 2000 bis
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1) Geberländer im Sinne des Länderfinanzausgleichs.

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Entwicklungspläne der Länder.
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Abbildung 6
Jahresdurchschnittlich verausgabte und geplante Finanzmittel für Agrarumweltprogramme in den neuen und
alten Bundesländern Deutschlands vor und nach der Agenda 2000

2007 etwa 55 % der Mittel auf die beiden Länder
Bayern und Baden-Württemberg entfallen. Nord-
rhein-Westfalen dürfte mit nunmehr 4,8 % der
Mittel im Vergleich zu 1,5 % der Mittel vor der
Agenda seine Position am deutlichsten verbessert
haben; an Bedeutung verloren haben Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt (Abbildung 7).

Eigene Darstellung auf der Grundlage der Entwicklungspläne     
der Länder.
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Abbildung 7
Verteilung der Finanzmittel für Agrarumweltpro-
gramme nach Bundesländern vor und nach der
Agenda 2000

Während vor der Agenda noch 32 % der Mittel
auf die neuen Bundesländer entfielen, sind es seit
der Agenda nur noch 24,5 %.

Der Stellenwert, den die einzelnen Bundeslän-
der ihren Agrarumweltprogrammen beimessen,
lässt sich auch am Anteil der Mittel für Agrarum-
weltprogramme an den Gesamtfinanzmitteln für die
Programme zur Entwicklung des ländlichen Raums
sowie am Anteil der Landesmittel an den insgesamt
aufzubringenden Finanzmitteln darstellen. Der
Anteil der Agrarumweltprogramme an den Gesamt-
finanzmitteln schwankt zwischen den Bundeslän-
dern sehr deutlich und es zeigen sich Unterschiede
zwischen den nördlichen und südlichen alten Bun-
desländern. In Bayern, Baden-Württemberg und im
Saarland liegt der Anteil über dem Durchschnitts-
wert von rd. 35 % für Deutschland insgesamt und
Hessen liegt knapp darunter. Alle nördlichen Bun-
desländer weisen hingegen einen Anteilswert un-
terhalb des Bundesdurchschnitts aus. Den höchsten
Finanzanteil für die Agrarumweltprogramme von
knapp 30 % weist von den nördlichen Bundeslän-
dern Nordrhein-Westfalen aus. In Niedersachsen
liegt der Finanzanteil für die Agrarumweltpro-
gramme bei rd. 24 % (Abbildung 8). Dabei ist al-
lerdings zu berücksichtigen, dass Niedersachsen die
Ausgleichszulagenförderung in benachteiligten Ge-
bieten nicht mehr anbietet und die freigesetzten
Mittel offensichtlich mit dazu genutzt wurden, die
Agrarumweltmaßnahmen finanziell aufzustocken.
Mit rd. 15 % liegt der Anteilswert in Schleswig-
Holstein deutlich unter Bundesdurchschnittsniveau.
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Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Entwicklungspläne der Länder.
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1) In den Gesamtausgaben für die Entwicklung des ländlichen Raums der neuen Bundesländer sind Strukturfördermaßnahmen für Ziel1-Gebiete     
     aus Mitteln der EAGFL-Ausrichtung noch nicht enthalten. Bei Vorlage der entsprechenden Zahlen aus den operationellen Programmen sind  
     die Ausgaben noch zu korrigieren.

Abbildung 8
Anteil der Finanzmittel für Agrarumweltprogramme an den Gesamtfinanzmitteln zur Entwicklung ländlicher
Räume in den neuen1) und alten Bundesländern nach der Agenda 2000
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Ohne Bundesmittel (keine msL-Maßnahmen (a = vor, b = seit Agenda)).

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Entwicklungspläne der Länder.
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Abbildung 9
Anteil an Landeskofinanzierungsmitteln für Agrarumweltprogramme in den alten und neuen Bundesländern
vor und nach der Agenda 2000

Für die Berechnung der entsprechenden Finanz-
anteile in den neuen Bundesländern sind die Ge-
samtausgaben aus dem Aggregat der Ausgaben der
Entwicklungspläne und der Ausgaben der operatio-

nellen Programme für die Ziel 1-Gebiete (EAGFL-
Ausrichtungsfonds) zu ermitteln.

3

                                                          
3

Bei Vorliegen der Angaben aus den operationellen Programmen für

die Ziel 1-Gebiete sind die Zahlen für die neuen Bundesländer zu

ergänzen.
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Aus dem in Abbildung 9 dargestellten Indikator
„Anteil Landesmittel an den insgesamt aufzubrin-
genden Finanzmitteln“ ist Folgendes abzuleiten: Im
günstigsten Fall, wenn die Länder nur Extensivie-
rungsmaßnahmen im Rahmen der msL anbieten,
brauchen die alten Bundesländer  lediglich 20 %
und die neuen Bundesländer 10 % an Landesmit-
teln aufzubringen. In Fällen, wenn sie weitere lan-
desspezifische Maßnahmen mit bzw. ohne EU-Be-
teiligung anbieten oder wenn sie „top ups“ auf die
Prämien gewähren, müssen sie zusätzliche Lan-
desmittel bereitstellen, was sich entsprechend in
der Landeskofinanzierungsrate niederschlägt.
Grundsätzlich liegt in den alten Bundesländern der
Landeskofinanzierungsanteil aufgrund der niedrige-
ren EU-Kofinanzierungssätze von 50 % höher als
in den neuen Bundesländern, die mit 75 % Finanz-
mittel aus der EU-Kasse kalkulieren können. Aus-
nahmefall ist das Saarland, dort ist der Anteil an
landesspezifischen Maßnahmen im Vergleich zu
den Maßnahmen einer markt- und standortange-
passten Landbewirtschaftung sehr niedrig, so dass
durch den relativ hohen Bundesmittelanteil für die
msL-Maßnahmen die Landeskofinanzierungsrate
besonders niedrig ausfällt. Insgesamt veranschau-
licht Abbildung 9, dass trotz des bereits sehr hohen
Anteils an Landesmitteln in der Mehrzahl der alten
Bundesländer die Landeskofinanzierungsmittel
nochmals erhöht wurden. Eine Bereitschaft, zu-
sätzliche Landesmittel einzubringen, fällt beson-
ders in Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Hol-
stein auf. Länder, wie Bayern, Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz, die in der ersten Förderphase
auf Bundesmittel verzichtet haben, weisen in etwa
eine Landeskofinanzierungsrate von 50 % auf. Die
in Niedersachsen relativ hohe Landeskofinanzie-
rungsrate ist aus dem hohen Anteil an landes-spezi-
fischen Maßnahmen ohne EU-Beteiligung zu erklä-
ren. Auch in den neuen Bundesländern scheint sich
in der Tendenz eine Erhöhung der Landeskofinan-
zierungsmittel zu ergeben, die Zuwächse sind je-
doch geringer als in den alten Bundesländern.

4

7 Vorläufige Einschätzungen und Schlussfolge-
rungen

Zu einem Zeitpunkt zu dem noch nicht alle
Entwicklungsprogramme genehmigt sind und die
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In einigen Fällen sind die Ergebnisse vorsichtig zu interpretieren,

da die Länder in den Entwicklungsplänen unter der Förderschwer-

punktachse Umwelt nicht nur neue Maßnahmen zugeordnet und alte

herausgenommen haben, sondern auch Maßnahmen zugeordnet ha-

ben, die vorher nicht zu den Agrarumweltmaßnahmen gemäß VO

(EWG) 2078/92 zählten (Beispiel Baden-Württemberg mit der

SCHALVO (Schutzgebiets- und Ausgleichs-VO) für den Grund-

wasserschutz).

Transparenz und Übersicht für die Mitgliedsstaaten
der EU fehlen und allenfalls erste Resultate aus Fi-
nanzanalysen einbezogen werden konnten, können
nur zurückhaltende Einschätzungen gegeben wer-
den. Für die 15 Staaten der EU-Gemeinschaft lässt
sich zeigen, dass die Agrarumweltprogramme auf
einer verbesserten finanziellen Plattform ihre Posi-
tion unter den Maßnahmen zur Entwicklung des
ländlichen Raumes als „zweite Säule der Gemein-
samen Agrarpolitik“ verbessert haben. Für die
Bundesrepublik Deutschland scheinen sich die Ag-
rarumweltprogramme, gestützt auf eine erste Ana-
lyse der Entwicklungspläne, unter dem Primat der
Kontinuität weiterzuentwickeln. Die Programme
entsprechen vielfach den Vorhergehenden mit eini-
gen Abweichungen, wie sie sich unter den neuen
gesetzlichen Rahmenbedingungen der VO (EU)
1257/99 und den entsprechend modifizierten För-
dergrundsätzen einer markt- und standortorientier-
ten Landbewirtschaftung ableiten. So ist ein Rück-
gang der Mittel für Maßnahmen der Grundförde-
rung zu beobachten, der jedoch begleitet ist von der
Einführung von Maßnahmen, wie die der Förde-
rung eines umweltorientierten Betriebsmanage-
ments in Bayern und Baden-Württemberg. Einzelne
Programme deuten - ohne dabei einen explizit regi-
onalisierten Ansatz zu verfolgen - auf eine gewisse
Anpassungsfähigkeit an lokale Besonderheiten hin.
Weitere Aussagen zu inhaltlichen Ausgestaltungs-
unterschieden bleiben Detailuntersuchungen der
Entwicklungspläne vorbehalten. Auch als Element
im Vorfeld der Begleitung und Evaluation der Ag-
rarumweltprogramme hat sich eine tiefergehende
Analyse anzuschließen. Dabei sind bei einem Um-
fang von 24 Entwicklungsprogrammen und opera-
tionellen Programmen allein in Deutschland und
einer weiterhin hohen Anzahl an unterschiedlichen
Einzelmaßnahmen für eine vergleichende Analyse
zunächst die entsprechenden Instrumente und Ver-
fahren zu entwickeln.

Zusammenfassung

Durch den kontinuierlichen Anstieg des EU-Fi-
nanzvolumens für die Agrarumweltprogramme, die
erhöhten EU-Kofinanzierungssätze sowie die
schrittweise Ausweitung und Differenzierung des
Angebots an Agrarumweltmaßnahmen und den ho-
hen Grad an Flexibilität und dezentraler Gestal-
tungsfreiheit kam es gegen Ende des Förderzeit-
raums der VO (EWG) 2078/92 in den Mitglieds-
staaten der EU zu einer Vielfalt von Programmen
und Maßnahmen.



R. Plankl: Entwicklung der Agrarumweltprogramme in Deutschland und der EU – ein Überblick 11

Die Programme der Mitgliedsstaaten unter-
schieden sich nicht nur hinsichtlich des Maßnah-
menangebots, sondern auch im Einsatz und der
Verteilung der Mittel nach Maßnahmen und in ihrer
horizontalen bzw. regionalen Ausrichtung. Seit den
Berliner Beschlüssen zur Agenda 2000 scheinen
sich die finanziellen Rahmenbedingungen noch-
mals verbessert zu haben. In Deutschland lässt sich
bereits nachweisen, dass die Länder den erweiter-
ten Gestaltungsspielraum für eine umweltverträgli-
che und ressourcenschonende Landbewirtschaf-
tung, wie bereits in der ersten Förderperiode, unter-
schiedlich nutzen werden. Trotz eines erkennbaren,
verstärkten Engagements in fast allen Bundeslän-
dern bleiben in der neuen Förderphase 2000 bis
2007 alte Verteilungsmuster zwischen nördlichen
und südlichen Bundesländern bestehen. Die Länder
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schles-
wig-Holstein konnten ihre Position nur leicht
verbessern. Die Position der neuen Bundesländer
scheint sich relativ gesehen verschlechtert zu ha-
ben.
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1 Einleitung

Extensivierungs- und Vertragsnaturschutzpro-
gramme in der Landwirtschaft haben in Deutsch-
land seit Mitte der 80er Jahre stetig an Bedeutung
zugenommen. Der im Rahmen der EU-Agrarreform
von 1992 eingeführten Verordnung (EWG) 2078/92
kam dabei eine Schlüsselstellung für das flächen-
deckende Angebot und die hohe Verbreitung von
Agrarumweltmaßnahmen zu. Kennzeichnend für
diese Maßnahmen ist eine freiwillige Beteiligung
gegen die Zahlung von Prämien, in der Regel mit
einer Vertragslaufzeit von fünf Jahren. Im Jahr
1998 wurden in Deutschland Fördermittel in Höhe
von rund 926 Mio. DM im Rahmen der Verordnung
verausgabt, die flächenbezogenen Fördermaßnah-
men erreichten einen Anteil von 29 % an der land-
wirtschaftlich genutzten Fläche (Bundesregierung,
2000). In Deutschland werden die Agrarumwelt-
maßnahmen in erster Linie von den Ländern durch-
geführt, denen ein hohes Maß an Gestaltungsspiel-
raum gegeben wird. Hierdurch ist es zu einer gro-
ßen Vielfalt von Maßnahmen gekommen. Hinzu
kommen große Unterschiede in der finanziellen
Ausstattung der Programme zwischen den Bundes-
ländern.

Aufgrund ihrer gewachsenen Bedeutung gibt es
einen zunehmenden Bedarf an wissenschaftlichen
Untersuchungen zu den Wirkungen der Agrarum-
weltprogramme. Dieser Beitrag gibt einen Über-
blick über mögliche, methodische Herangehenswei-
sen und stellt ausgewählte Ergebnisse entsprechen-
der Analysen vor.

2 Methodische Schritte zur Analyse der Agrar-
umweltprogramme

Grundlage einer Untersuchung der Programme
ist eine Zielanalyse. Nur anhand präzise formu-
lierter Ziele kann zu einem späteren Zeitpunkt die
Erreichung geprüft werden. Als Ziele werden in der
VO (EWG) 2078/92 der Umweltschutz, die Siche-

rung landwirtschaftlicher Einkommen und die
Marktentlastung bei Überschussprodukten genannt
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. L
215/85 vom 30.07.1992). Probleme ergeben sich
durch die Zielvielfalt bereits auf der Ebene der EU-
Verordnung. Selbst innerhalb des Umweltziels
können unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt
werden, etwa im abiotischen, biotischen oder äs-
thetischen Umweltschutz. Neben der Extensivie-
rung der landwirtschaftlichen Produktion kann auch
eine Pflege der Kulturlandschaft gefördert werden,
die teilweise oder vollständig von einer produkti-
onsorientierten Nutzung losgelöst ist. Auch bei der
Formulierung der Programme der Länder erfolgte
keine klare Prioritätensetzung, und in der Regel
fehlen quantitativ untersetzte Ziele. Ein Grund für
diese Defizite ist in der späten Regelung zur Durch-
führung der Agrarumweltprogramme durch die
VO (EG) 746/96 zu suchen, die erst 1996 erlassen
wurde. Hier wurde auch zum ersten Mal eine Be-
gleitung und Bewertung der Programme vorge-
schrieben, ohne allerdings genauere Anforderungen
festzulegen (Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften Nr. L 102/19 vom 25.04.1996).

Theoretische Überlegungen zur Akzeptanz
und Wirksamkeit freiwilliger Umweltmaßnahmen
geben wichtige Hinweise für die späteren, empiri-
schen Analysen. Die Prämien für die in Deutsch-
land dominierenden, horizontal auf der gesamten
jeweiligen Landesfläche angebotenen Maßnahmen
wurden anhand von Kalkulationen auf Grundlage
durchschnittlicher Produktionsverhältnisse festge-
legt. Aufgrund der Freiwilligkeit der Maßnahmen
kommt es zu einer Teilnahme von Landwirten, die
unter Einrechnung der Einheitsprämie zumindest
keine Einkommenseinbußen durch die Auflagen
erwarten. Durch diese Selbstselektion der Teilneh-
mer ist eine Konzentration von Extensivierungs-
maßnahmen auf Betriebe und Regionen mit relativ
extensiver Bewirtschaftung schon vor Programm-
teilnahme zu erwarten.
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Entsprechend höher können hier die Einkom-
menswirkungen ausfallen, während die entlasten-
den Wirkungen auf die Umwelt und die Produkti-
onsmengen möglicherweise begrenzt bleiben.

Zur Beurteilung der Wirksamkeit einer Förde-
rung der Einführung und Beibehaltung von Exten-
sivierungsmaßnahmen muss untersucht werden, ob
es durch die Teilnahme zu umweltentlastenden
Wirkungen im Vergleich zu einer Situation ohne
Agrarumweltförderung kommt. Durch die Beibe-
haltungsförderung können erwünschte Landnut-
zungsformen aufrecht erhalten werden, die ohne
Förderung möglicherweise durch Intensivierung
oder Nutzungsaufgabe gefährdet wären. Auch hier
ist ein entsprechender Nachweis einer Verbesse-
rung im Vergleich zu einer Referenzsituation ohne
Förderung zu führen.

In Bezug auf die Einkommenswirkungen ist an-
zumerken, dass durch die bisherigen Agrarumwelt-
programme nicht das Konzept einer „Honorierung
ökologischer Leistungen“, also eine ergebnisorien-
tierte Bezahlung von Umweltleistungen, verfolgt
wird. Vielmehr werden in einem handlungsorien-
tierten Ansatz umweltfreundliche Praktiken vorge-
schrieben, wobei sich die Höhe der Prämien an den
dabei entstehenden, auflagenbedingten Kosten und
Einnahmeeinbußen orientieren soll. Zusätzlich
kann eine Anreizkomponente in Höhe von maximal
20 % der Verlustkompensation gezahlt werden,
wodurch eine positive, aber begrenzte Einkom-
menswirkung der Prämien erreicht werden soll.

Zur Untersuchung der Wirkungen der Agrar-
umweltprogramme auf die Umwelt, die landwirt-
schaftliche Produktion und die Einkommen emp-
fiehlt sich der Einsatz eines ganzen Bündels me-
thodischer Herangehensweisen. Aufgrund der ho-
hen Komplexität landwirtschaftlicher Produktions-
abläufe und ökologischer Wechselwirkungen wird
es nur selten möglich sein, kausale Wirkungszu-
sammenhänge im streng wissenschaftlichen Sinn
nachzuweisen. Umso wichtiger ist die Zusammen-
stellung von Analyseergebnissen, die durch unter-
schiedliche Methoden erarbeitet wurden, um auf
Grundlage dieser „Indizien“ zu Schlussfolgerungen
zu gelangen. In der Begleitforschung der FAL zur
Umsetzung der Agrarumweltprogramme kommen
die folgenden Methoden zum Einsatz:
•  Analyse der Ausgestaltung, Inanspruchnahme

und Finanzierung der Programme
•  Literaturanalyse in Bezug auf Extensivierungs-

wirkungen
•  Empirische Betriebserhebungen und Fallstudien
•  Analyse betrieblicher Daten (InVeKoS, Buch-

führungsdaten)
•  Zeitreihenanalyse der Flächennutzungsstatistik

•  Hochrechnung und Modellsimulation
Betriebserhebungen und Fallstudien wurden in

der vorgestellten Untersuchung nicht durchgeführt
und werden daher im folgenden nicht weiter be-
handelt. Verwiesen sei auf die Untersuchungen der
Umstellung auf ökologischen Landbau von Schulze
Pals und Nieberg (Schulze Pals, 1994; Nieberg,
1997). Vergleichende Wirkungsanalysen werden
durch die zwischen den Bundesländern stark variie-
rende Ausgestaltung und Inanspruchnahme der Ag-
rarumweltprogramme erschwert. Auch sonstige
Unterschiede in der Agrarumweltpolitik zwischen
den Ländern, wie sie in der unterschiedlichen Be-
deutung der außerhalb der VO (EWG) 2078/92
umgesetzten, umweltbezogene Förderprogramme
und dem Einsatz anderer, umweltpolitischer In-
strumente zum Ausdruck kommen, sind bei der In-
terpretation von Ergebnissen zu berücksichtigen.

3 Vorstellung ausgewählter Ergebnisse

Im folgenden werden Ergebnisse der genannten
methodischen Herangehensweisen vorgestellt, die
in einem Begleitforschungsvorhaben der FAL zur
VO (EWG) 2078/92 erarbeitet worden sind (vgl.
Osterburg et al. 1997).

3.1 Ausgestaltung, Inanspruchnahme und Finan-
zierung

Ein Vergleich der gemäß VO (EWG) 2078/92
geförderten Maßnahmen in den Ländern zeigt un-
terschiedliche Förderschwerpunkte sowie Differen-
zen in der Ausgestaltung von Auflagen und Prä-
mien bei ähnlichen Maßnahmen. Rheinland-Pfalz,
Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen und Thürin-
gen legen einen Förderschwerpunkt auf Extensivie-
rungsvarianten im Ackerbau, die wie z. Β. der in-
tegrierte Landbau nicht mit dem vollständigen Ver-
zicht auf bestimmte Betriebsmittel verbunden sind.
In Bayern und Sachsen gibt es darüber hinaus eine
Grundförderung für umweltgerechte Landnutzung,
die ebenfalls mit weniger weitreichenden Auflagen
verbunden ist. Der ökologische Landbau erreicht
bisher nur geringe Flächenumfänge (vgl. Abbildung
1). Er ist in Bezug auf die Auflagen die im Länder-
vergleich einheitlichste Maßnahme, dennoch variie-
ren selbst hier die Prämienhöhen pro Hektar deut-
lich (zu Auflagen und Prämien vgl. Plankl, 1999).

In allen Ländern spielt die Grünlandextensivie-
rung eine erhebliche Rolle, ihr kam im Jahr 1998
im Bundesdurchschnitt etwa die Hälfte der Förder-
fläche (ohne Grundförderung) und der gesamten
flächenbezogenen Fördermittel zu. Je nach Bun-
desland gibt es hier unterschiedlich restriktive
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Auflagen zum Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teleinsatz und zur Viehbesatzdichte. Zum Teil wird
die Grünlandextensivierung nur auf der gesamten
Betriebsfläche gefördert, einige Länder fördern da-
gegen auch Einzelflächen. Hinzu kommen meist
einzelflächenbezogene, spezielle Naturschutzpro-
gramme auf Grünlandflächen wie Spätschnittnut-
zung oder extensive Bewirtschaftung besonders
feuchter oder trockener Standorte.

Das je nach Bundesland unterschiedliche ver-
fügbare Budget für die Agrarumweltmaßnahmen
führt zu deutlichen Niveauunterschieden bei der In-
anspruchnahme. Abbildung 1 zeigt neben der För-
derfläche auch die Mittelbereitstellung pro Hektar
LF. Die durchschnittliche Zahlung pro Hektar För-
derfläche liegt in Ländern wie Baden-Württemberg,
Bayern und Sachsen vergleichsweise niedriger, da
hier ein Schwerpunkt bei Maßnahmen mit geringe-
ren Auflagen besteht.

Abbildung 1
Nach VO (EWG) 2078/92 geförderte Flächen in Prozent der LF im Jahr 1997/98

3.2 Analyse der regionalen Inanspruchnahme

Die Karte 1 zeigt die regionale Verteilung der
Förderflächen nach VO (EWG) 2078/92. Die Un-
terschiede zwischen den Ländern treten deutlich
hervor, daneben fallen auch regionale Unterschiede
der Inanspruchnahme innerhalb der Länder auf,
z. B. in Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen. Anhand statistischer Tests wurde unter-
sucht, ob die Inanspruchnahme der Agrarumwelt-
maßnahmen auf Kreisebene in einem Zusammen-
hang mit Standortmerkmalen wie Bodengüte und
Höhenlage oder ausgewählten Indikatoren für die
Intensität der Landnutzung steht. Hierzu wurden
Einfachkorrelationen nach SPEARMAN, getrennt
nach Ländern und Maßnahmengruppen, berechnet.

Die in Abschnitt 2 beschriebene, zu erwartende
Konzentration der Teilnahme in Regionen mit un-
günstigeren natürlichen Bedingungen und geringe-
rer Landnutzungsintensität ließ sich durch die sta-
tistischen Analysen bestätigen.

Deutliche Konzentrationseffekte zeigten sich
bei Maßnahmen mit stärker wirkenden Auflagen.
So bleibt die Teilnahme an einer Grünlandextensi-
vierung mit Verzicht auf mineralischen N-Dünger
auf Gunststandorten mit hoher Viehdichte gering,
da diese Extensivierungsmaßnahme in solchen Re-
gionen zu hohen Anpassungskosten führt.
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Die Definition der intensiven, „konventionel-
len“ Vergleichsvariante als Referenz zur Bemes-
sung der Extensivierungswirkung und die vorge-
sehenen Anpassungsmöglichkeiten innerhalb der
extensiven Varianten werfen darüber hinaus die
Frage auf, ob die jeweils untersuchten Verfahren
eine realistische Abbildung von in der landwirt-
schaftlichen Praxis angewendeten Verfahren dar-
stellen.

3.4 Analyse betrieblicher Daten

Im Gegensatz zur Analyse von Versuchsergeb-
nissen erlauben Untersuchungen auf Grundlage be-
trieblicher Zeitreihendaten die Abschätzung der in

der Praxis tatsächlich eintretenden Extensivie-
rungswirkungen unter Einbeziehung betrieblicher
Anpassungsreaktionen. Betriebliche Daten für nur
einen Zeitpunkt können ähnlich wie bei der Ana-
lyse der regionalen Inanspruchnahme dazu verwen-
det werden, mögliche Konzentrationseffekte der
Teilnahme auf Betriebe mit extensiverer Produk-
tion zu untersuchen.

Eine Analyse der Antragsdaten von Betrieben,
die eine betriebszweiggebundene Grünlandextensi-
vierung oder ökologischen Landbau durchführen,
zeigt, dass die Extensivierungsbetriebe in der Regel
Besatzdichten unterhalb der durchschnittlichen
Viehbesatzdichten des jeweiligen Landkreises auf-
weisen (vgl. Abbildung 2).

Quelle: Auswertungen der InVeKoS-Daten von Extensivierungsbetrieben für Hessen (1995) und Brandenburg (1997), 
            Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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Abbildung 2
Unterschiede der Viehbesatzdichte zwischen Kreisdurchschnitt, Betrieben mit Grünlandextensivierung und
ökologisch wirtschaftenden Betriebe

Ähnlich wie bei den Ergebnissen der regionalen
Analysen in Abschnitt 3.2 lässt sich auch auf Be-
triebsebene eine Konzentration der Teilnahme auf
Betriebe mit vergleichsweise extensiveren Produk-
tionsbedingungen nachweisen. Für Wirkungsanaly-
sen reicht ein solcher, statischer Vergleich aber
nicht aus, da nicht beantwortet werden kann, ob der
beobachtete Zustand eine Folge der Programmteil-

nahme ist oder ob die Betriebe bereits in der Aus-
gangssituation vergleichsweise extensiver gewirt-
schaftet haben.

Anhand einzelbetrieblicher Zeitreihendaten
wurde deshalb untersucht, ob sich betriebliche,
langfristige Veränderungen feststellen lassen, die
mit einer Teilnahme an Agrarumweltprogrammen
in Zusammenhang stehen.
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Die Datengrundlage bilden Buchführungsab-
schlüsse einer privaten Buchführungsgesellschaft
für 22.000 landwirtschaftliche Betriebe. Ausge-
wählt wurden Betriebe, für die ein Abschluss aus
den Wirtschaftsjahren 1989/90, 1990/91, 1997/98
und 1998/99 vorliegt. Für jeden Betrieb wurden
Zweijahresmittel für einen Start- und einen Ziel-
zeitpunkt berechnet. Nur für fünf Länder ergab sich
eine für die Analysen ausreichend hohe Anzahl von
Betrieben. Hier dargestellt werden nur Futterbau-
betriebe, da dieser Betriebstyp besonders stark in
Extensivierungsprogrammen vertreten ist. Geson-
dert ausgewiesen wird zusätzlich eine Gruppe von
ökologisch wirtschaftenden Betrieben aus ver-
schiedenen Ländern, vor allem aus Bayern.

Als Schichtungsmerkmal für die Bildung von
Vergleichsgruppen wurden die Prämien für um-
weltgerechte Agrarerzeugung in DM/ha LF in den
Jahren 1997/98 und 1998/99 verwendet. Unter die-
sem Merkmal werden im Buchführungsabschluss
Zahlungen für unterschiedliche Agrarumweltmaß-
nahmen ausgewiesen, ohne dass die genaue Maß-
nahme benannt wird. Die Umweltzahlungen am
Anfang des betrachteten Zeitraums liegen nicht vor,
es ist aber von einem erheblicher Bedeutungszu-
wachs der Agrarumweltprogramme im betrachteten
Zeitraum seit 1989 auszugehen.

Zur Bildung einer Referenzgruppe wurde eine
Clusteranalyse durchgeführt, wobei für jeden Be-
trieb mit hohen Agrarumweltzahlungen (im folgen-
den „Teilnehmer“) fünf ähnliche Betriebe des je-
weiligen Landes ohne oder mit geringen Umwelt-
prämien („Nicht-Teilnehmer“) ausgewählt wurden.
Während für Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz eine Gruppe von Betrieben
mit über 200 DM Umweltprämien/ha LF einer
Gruppe ohne entsprechende Prämien gegenüberge-
stellt wird, liegen in Bayern die Teilnehmer bei
über 300 und in Baden-Württemberg über
400 DM/ha. Da es in diesen zwei Ländern kaum
Betriebe ohne jegliche Umweltzahlungen gibt,
wurden für „Nicht-Teilnehmer“ Obergrenzen für
die maximalen Umweltprämien festgelegt. Die
„Nicht-Teilnehmer“ in Bayern erhalten maximal
75 DM/ha, in Baden-Württemberg 150 DM/ha.
Untersucht wird im folgenden also die Wirkung ei-
ner um mindestens 200 DM/ha höheren Umwelt-
prämie auf die betriebliche Entwicklung. Prämien-
zahlungen für Grünlandextensivierung und ökolo-
gischen Landbau dürften die wichtigsten Maßnah-
men in den erfassten Betrieben darstellen, daneben
können auch wasserschutzbedingte Ausgleichs-
zahlungen, z. B. im Rahmen der SchALVO in Ba-
den-Württemberg, eine Rolle spielen.

Die Auswahl ähnlicher Betriebe in der Cluster-
analyse erfolgte anhand von 15 Indikatoren für die
Landnutzungsintensität, Betriebsstruktur und den
wirtschaftlichen Erfolg. Die Daten zur Landnut-
zungsintensität sind als indirekte Indikatoren für
die Umweltwirkungen der landwirtschaftlichen
Produktion anzusehen. Mittels nichtparametrischer,
statistischer Tests nach WILCOXON wurden Un-
terschiede zwischen Teilnehmern und Nicht-Teil-
nehmern in Bezug auf die Ausgangssituation und
auf Veränderungen zwischen Ausgangs- und Ziel-
zeitpunkt analysiert. Es zeigt sich, dass sich die
Vergleichsgruppen in der Ausgangssituation sehr
ähnlich sind und insgesamt eher extensive Landnut-
zungsverhältnisse repräsentieren. Für einige Merk-
male wie die Rinder- und Schafbesatzdichte pro
Hektar Hauptfutterfläche oder die Silomaisfläche
gab es aber z. T. schon in der Ausgangssituation
signifikante Unterschiede zwischen den Gruppen.
Für die Veränderungen zwischen Ausgangs- und
Zielzeitpunkt lassen sich eine Reihe von Unter-
schieden zwischen Teilnehmern an Umweltpro-
grammen und Nicht-Teilnehmern nachweisen (vgl.
Abbildung 3):
•  Teilnehmer vergrößern die Grünlandfläche

deutlich stärker als Nicht-Teilnehmer, haupt-
sächlich durch Pacht. Die Viehbesatzdichte pro
Hektar Hauptfutterfläche sinkt dabei bei Teil-
nehmern tendenziell stärker als bei Nicht-Teil-
nehmern.

•  Die Milchproduktion pro Hektar Hauptfutterflä-
che sinkt bei Programmteilnehmern oder steigt,
wie in Bayern, nur leicht, während sie bei
Nicht-Teilnehmern im gleichen Zeitraum deut-
lich ansteigt. Die Milchproduktion pro Betrieb
steigt tendenziell weniger stark an als bei Nicht-
Teilnehmern. Die Entwicklung der Milchleis-
tung pro Kuh bleibt dagegen nur in ökologi-
schen Betrieben signifikant hinter der Leis-
tungssteigerung in den Vergleichsbetrieben zu-
rück.

•  Der Getreideertrag pro Hektar steigt bei teil-
nehmenden Betrieben weniger stark als bei
Nicht-Teilnehmern.

•  Die Ausgaben für Mineraldünger pro Hektar
sinken in allen Betrieben, tendenziell aber stär-
ker bei Teilnehmern. Im Gegensatz zu einer
Ausgabensteigerung für Pflanzenschutzmittel
pro Hektar bei Nicht-Teilnehmern gehen die
Ausgaben bei Teilnehmern zurück.
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•  In Betrieben des ökologischen Landbaus sind
die beschriebenen Extensivierungseffekte be-
sonders deutlich zu beobachten (stärkerer Rück-
gang der Viehbesatzdichte, der Milchproduktion
pro Hektar Hauptfutterfläche und des Getreide-
ertrages, deutlichere Reduktion der Ausgaben
für Mineraldünger, Pflanzenschutz und Zukauf-
futtermittel).

•  Die Entwicklung der Betriebseinkommen (ent-
spricht dem Gewinn eines pacht- und schulden-
freien Betriebes ohne Fremdarbeitskräfte) pro
Betrieb fällt bei Teilnehmern im Vergleich zu
den Nicht-Teilnehmern signifikant günstiger
aus. Der Unterschied der Betriebseinkommen
lässt sich durch die Umweltprämien erklären,
die zwischen 60 und 100 % einkommenswirk-
sam werden. Ohne eine Anrechnung der Um-
weltprämien würden an Umweltprogrammen
teilnehmende Betriebe im Vergleich zu Nicht-
Teilnehmern zum Zielzeitpunkt ähnliche oder
etwas geringere Einkommen aufweisen.

•  Auch die Gewinne entwickeln sich bei Teil-
nehmern signifikant günstiger. Bezogen auf die
Gewinnunterschiede zwischen den Vergleichs-
gruppen zum Zielzeitpunkt wirken je nach Land
zwischen 20 und 94 % der Umweltprämien ge-
winnerhöhend. Die gegenüber der Wirkung auf
die Betriebseinkommen zum Teil deutlich ge-
ringere Gewinnwirksamkeit der Prämien lässt
sich durch höhere Pachtaufwendungen bei Teil-
nehmern erklären, die ihre Grünlandfläche
durch Zupacht stärker ausdehnen.
Ausgehend von einem vergleichsweise geringen

Intensitätsniveau weisen an Agrarumweltprogram-
men teilnehmende Betriebe deutliche Extensivie-
rungseffekte auf, während in anderen Betrieben im
Gegensatz dazu oft Intensivierungstendenzen zu
beobachten sind. Die für durchschnittliche Verhält-
nisse berechneten Einheitsprämien der Agrarum-
weltprogramme führen bei den teilnehmenden Be-
trieben offensichtlich zu einer Überkompensation
der auflagenbedingten Einbußen, woraus deutliche
positive Einkommenseffekte resultieren. Diese Be-
obachtungen konnten für Betriebsgruppen aus ver-
schiedenen Ländern gemacht werden, in denen sehr
unterschiedliche Agrarumweltprogramme bestehen
und die sich auch in Bezug auf die sonstigen Rah-
menbedingungen unterscheiden. Dies unterstreicht
die hohe Bedeutung positiver Einkommensanreize
bei der Umsetzung freiwilliger Umweltprogramme
(zu den unterschiedlichen Funktionen der Prämien
vgl. auch Osterburg, 2000).

Offensichtlich tragen die Agrarumweltpro-
gramme zu einer extensiveren Nutzung des Grün-
landes bei. Um festzustellen, ob es ohne eine För-

derung der extensiven Grünlandnutzung zu einer
Nutzungsaufgabe kommen könnte, wurden Pacht-
zahlungen im Grünland untersucht. Eine Aufgabe
der Grünlandnutzung ist gerade bei extensiv ge-
nutzten Flächen aus Sicht des Arten- und Biotop-
schutzes in der Regel nicht erwünscht. Die Pacht-
zahlung stellt einen Indikator für die ökonomische
Verwertung der Fläche dar. Bei sehr geringen
Pachtzahlungen pro Hektar Grünland kann bereits
eine geringe Rentabilitätsverschlechterung der
Grünlandnutzung zu einer Aufgabe der Bewirt-
schaftung führen. Grundlage der Untersuchung bil-
den Daten des Testbetriebsnetzes für das Wirt-
schaftsjahr 1998/99 von Betrieben, deren Pachtflä-
che zu über 80 % aus Dauergrünland besteht.

Die Pachtzahlungen liegen insbesondere in Hes-
sen, im Saarland und in den neuen Ländern sehr
niedrig, und auch in Rheinland-Pfalz, Baden-
Württemberg und Bayern sind z. T. Pachtzahlungen
unter 100 DM/ha zu beobachten. Dies weist darauf
hin, dass die Nutzung auf vielen Standorten im
Falle von Rentabilitätseinbußen auch bei Senkung
der Pachtpreise nicht mehr aufrecht erhalten wer-
den könnte, da die Pachtpreise ohnehin schon sehr
gering sind. Bei höheren Pachtpreisen wie z. B. in
Nordwestdeutschland kann dagegen von einer rela-
tiv stabilen Grünlandnutzung gesprochen werden,
da Rentabilitätsrückgänge durch Pachtpreissenkun-
gen aufgefangen werden können und die Grünland-
nutzung dadurch aufrecht erhalten werden kann.
Auf marginalen Standorten der Mittelgebirge und
in den neuen Ländern können Agrarumweltpro-
gramme also, wie auch die Ausgleichszulage in be-
nachteiligten Gebieten, dazu beitragen, die von der
Aufgabe bedrohte Grünlandnutzung aufrecht zu er-
halten.

3.5 Zeitreihenanalyse der Flächennutzungsstatistik

Die Analyse einer Zeitreihe von Daten der
landwirtschaftlichen Offizialstatistik ermöglicht es,
für bestimmte Merkmale der Landnutzung Ent-
wicklungstendenzen zu identifizieren, die mögli-
cherweise im Zusammenhang mit Agrarumwelt-
programmen stehen. Die Anwendung statistischer
Verfahren ist hierbei aufgrund der wenigen Beo-
bachten auf Länderebene nicht sinnvoll. Abbildung
4 zeigt die Entwicklung des Zwischenfruchtanbaus
als Anteil der Ackerfläche, die im Frühjahr bestellt
wird, also der Fläche, auf der Zwischenfruchtanbau
möglich ist. In den meisten Ländern zeigt sich ein
deutlicher Rückgang des Zwischenfruchtanbaus,
besonders aufgrund der abnehmenden Bedeutung
der  Futtergewinnung. Nur  in Baden-Württemberg,
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Brandenburg und Sachsen, wo der Zwischenfrucht-
anbau als Agrarumweltmaßnahme gemäß
VO (EWG) 2078/92 gezielt gefördert wird, ist ent-
gegen dem sonstigen Trend eine wachsende Be-
deutung des Zwischenfruchtanbaus zu beobachten.
Hier spielt die Förderung offensichtlich eine ent-
scheidende Rolle. In Bayern, wo es erst seit 1998

eine Förderung gemäß VO (EWG) 2078/92 für
Mulchsaat und Zwischenfruchtanbau gibt, trat bis
1995 eine Zunahme des Zwischenfruchtanbaus auf.
Möglicherweise hat hier die Beratung zu Erosions-
und Wasserschutzmaßnahmen eine Ausdehnung
des Zwischenfruchtanbaus bewirkt.
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Abbildung 4
Entwicklung des Zwischenfruchtanbaus in Prozent der Ackerfläche mit Einsaat im Frühjahr

Ebenso wurde die Entwicklung der Grünland-
flächen in Deutschland betrachtet. Zu berücksichti-
gen ist, dass es sich bei den in der Statistik ausge-
wiesenen Flächenentwicklungen um Nettoverände-
rungen handelt, die durch viele unterschiedliche
Faktoren beeinflusst sein können. So spielen die
Ertrags- und Umbruchfähigkeit der Grünlandflä-
chen im Ausgangsjahr und die Entwicklungsten-
denzen bei Rinderbeständen und Silomaisflächen
eine wichtige Rolle. Auffällig ist, dass es in den
nordwestdeutschen Ländern, wo die Grünlandför-
derung nur geringe Bedeutung hat, zu den stärksten
Flächenabnahmen zwischen 1993 und 1998 ge-
kommen ist (vgl. Tabelle 1). Geringere Rückgänge
sind in Baden-Württemberg und Bayern zu ver-
zeichnen, wo einerseits hohe Budgets zur Verfü-
gung stehen, andererseits aber bei der Grünlandför-
derung weniger restriktive Viehbesatzgrenzen gel-

ten. Zunahmen der Grünlandflächen gab es im glei-
chen Zeitraum in Hessen, in Rheinland-Pfalz und
im Saarland. Die  gemäß  VO  (EWG)  2078/92 ge-
förderte Umwandlung von Acker in Extensivgrün-
land beträgt in Rheinland-Pfalz 73 % des Nettoflä-
chenzuwachses beim Grünland zwischen 1993 und
1998, in Hessen sind es knapp 50 %, im Saarland
38 %. In diesen Ländern bildet die betriebszweig-
gebundene Grünlandextensivierung mit Viehbe-
satzdichtobergrenzen den Förderschwerpunkt.
Auflagen zur Besatzobergrenze können bewirken,
dass viehstärkere Betriebe zur Aufstockung der
Hauptfutterfläche mehr Grünland zupachten. Hier-
durch kann das Brachfallen von Grünland wirksa-
mer verhindert werden als durch einzelflächenbe-
zogene Prämien.
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In den neuen Ländern kam es nach 1990 zu-
nächst zu einem starken Rückgang der in der Sta-
tistik ausgewiesenen Grünlandflächen, bedingt
durch den Strukturbruch nach der Wiedervereini-
gung. In Brandenburg, Thüringen und Sachsen-An-
halt zeigt sich zwischen 1993 und 1998 ein deutli-
cher Anstieg der Grünlandflächen.

In diesen Ländern werden, bezogen auf die ge-
samte Grünlandfläche, mit 170 bis über 300 DM/ha

die höchsten Prämienzahlungen innerhalb
Deutschlands erreicht. In Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen stieg der Grünlandumfang
dagegen etwas weniger an. Die Prämienhöhen pro
Hektar Grünland liegen hier mit 120 bis 130 DM/ha
deutlich niedriger, zudem dominieren im Gegensatz
zu den anderen neuen Ländern einzelflächenbezo-
gene Maßnahmen ohne restriktive Viehbesatzaufla-
gen.

Tabelle 1
Veränderung der Grünlandflächen und Förderung der Extensivierung gemäß VO (EWG) 2078/92

SH NI NW HE RP BW BY SL BB MV SN ST TH Gesamt

Grünlandanteil in % der LF (1998) % 42 33 29 35 34 39 36 47 22 21 20 14 22 30

Veränderung der Grünlandfläche

von 1993-98 in % von 1993 % -7,9 -6,0 -3,2 5,4 4,8 -0,4 -2,1 12,5 11,5 6,2 7,7 26,1 16,8 0,3

Anteil der Förderfläche am

Dauergrünland in % (1998) % 4 7 22 45 18 69 47 61 64 29 72 61 89 39

DM Fördermittel pro Hektar

Gesamtgrünland DM 15 19 56 131 56 117 130 143 196 118 133 170 305 101

Geförderte Umwandlung von

Ackerland in Grünland (1998)

 ... in ha % 465 0 3.369 6.914 8.176 4.723 0 1.547 17.016 6.732 1.887 2.114 10.777 63.754

 ... in % der Grünlandfläche % 0,1 0,0 0,8 2,5 3,3 0,8 0,0 4,2 5,6 2,3 1,0 1,3 6,1 1,2

 ... in % der Flächenveränderung

     1993-1998 (für positive Werte) %          . 0          . 49 73          . 0 38 55 40 14 6 42          .

SH: Schleswig-Holstein, NI: Niedersachsen, NW: Nordrhein-Westfalen, HE: Hessen, RP: Rheinland-Pfalz, BW: Baden-Württemberg, BY: Bayern, SL: Saarland,

BB: Brandenburg, MV: Mecklenburg-Vorpommern, SN: Sachsen, ST: Sachsen-Anhalt, TH: Thüringen.

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Länder, Stat. Bundesamt, Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Fachserie 3, Reihe 3 (div. Jahre).

Bundesländer

In Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern
und Thüringen hat die gemäß VO (EWG) 2078/92
geförderte Umwandlung von Ackerfläche in
Grünland einen erheblichen Beitrag zum Nettoflä-
chenzuwachs beim Grünland zwischen 1993 und
1998 geleistet.

Wie die Beispiele zur Entwicklung des Zwi-
schenfruchtanbaus und der Grünlandflächen zeigen,
bestehen offenbar Zusammenhänge zwischen der in
der Agrarstatistik ausgewiesenen Flächennutzungs-
entwicklung und der Agrarumweltförderung. Ein
Nachweis der beschriebenen, möglichen Zusam-
menhänge anhand statistischer Tests ist aber auf-
grund der geringen Anzahl von Beobachtungen
nicht zu führen.

3.6 Hochrechnung und Modellsimulation

Zur Abschätzung sektoraler Effekte der Agrar-
umweltprogramme können mit Hilfe von aus der
Literatur und den betrieblichen Analysen abgelei-

teten Annahmen die Wirkungen auf die Umwelt,
landwirtschaftliche Produktion und Einkommen
hochgerechnet werden. Hierzu wird das Agrarsek-
tormodell RAUMIS eingesetzt, das die landwirt-
schaftliche Produktion auf Kreisebene abbildet. Die
Arbeiten hierzu sind noch nicht abgeschlossen. In
Karte 2 sind die Ergebnisse eines Szenariobeispiels
ohne Prämienzahlungen für die extensive Grün-
landnutzung dargestellt. Bei der Berechnung wur-
den statische Annahmen zugrunde gelegt, z. B. un-
veränderte Grundfutterrationen, gleiche Tierbe-
stände und keine Intensitätsanpassung bei der kon-
ventionellen Grünlandnutzung. Sektoral würde die
Grünlandfläche unter diesen Annahmen ohne
Grünlandprämien um 7 % zurückgehen, die mine-
ralische N-Düngung würde auf Grünlandflächen
um über 20 % und insgesamt um 4 bis 5 % gestei-
gert. Weitere Modellsimulationen sollen im Gegen-
satz zu solchen statischen Berechnungen auch An-
passungen der Produktionskapazitäten und Inten-
sitäten erlauben.
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wird aber auch durch andere agrarpolitische In-
strumente wie Preisstützungen, Flächenprämien im
Ackerbau, Tierprämien und die Ausgleichszulage
in benachteiligten Gebieten verhindert. Vor allem
Futterbaubetriebe nehmen an Extensivierungsmaß-
nahmen teil. Das Angebot der Hauptprodukte die-
ser Betriebe, Milch und Rindfleisch, wird durch
EU-Marktordnungen stark reguliert. Die sektoralen
Produktionsmengen werden daher durch Extensi-
vierungsprogramme kaum beeinflusst, eventuell er-
folgt neben der Veränderung der Flächenprodukti-
vität auch eine Verlagerung der Produktion in ande-
re Betriebe.

Durch die betrieblichen Analysen konnten
deutliche, positive Einkommenswirkungen der Ag-
rarumweltprogramme nachgewiesen werden. Bei
der Prämienausgestaltung bestehen also Spielräume
für eine künftige, effizientere Ausgestaltung der
Programme, beispielsweise durch eine regionale
oder betriebliche Differenzierung der Prämien. Die
Evaluierung der Agrarumweltprogramme wird in
Zukunft verstärkt werden. Dazu sollte ein abge-
stimmter Programmzyklus angestrebt werden, be-
ginnend mit einer genaueren, problemorientierten
Zielformulierung über die Programmierung, Daten-
erfassung, Evaluierung und Bewertung bis hin zur
Programmanpassung. Wünschenswert wäre eine
stärkere Betonung des Eigeninteresses der Länder
an der Evaluierung und eine breite Beteiligung be-
troffener Interessengruppen.
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1 Einleitung

Mit der Agenda 2000 wurde die 2. Säule der
gemeinsamen Agrarpolitik - die Politik für die
ländlichen Räume - gestärkt. Zentraler Bestandteil
der Verordnung (EG) Nr. 1257/99 über die Förde-
rung der Entwicklung des ländlichen Raumes sind
die bisherigen Agrarumweltprogramme gemäß VO
(EWG) 2078/92. Die Mittel für diese Programme
sollen in Zukunft nach dem Willen nahezu aller ag-
rarpolitischen Akteure weiter aufgestockt werden.
Auf diese Weise möchte die Agrarpolitik den
wachsenden Anforderungen der Gesellschaft an die
Umweltverträglichkeit der Landbewirtschaftung
begegnen. Im Gegensatz zur Markt- und Preispoli-
tik, mit der die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise
gestützt werden, setzen Agrarumweltprogramme di-
rekt bei den Leistungen der Landwirtschaft zur
Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaft an.

Für die Finanzierung der EU-Agrarpolitik wer-
den Steuergelder verwendet, die von der Gesell-
schaft aufgebracht werden und für alternative Zwe-
cke nicht mehr zur Verfügung stehen. Eine ökono-
misch sinnvolle, d. h. effiziente Agrarpolitik zeich-
net sich dadurch aus, dass nur solche Maßnahmen
umgesetzt werden, die der Gesellschaft mehr Nut-
zen bringen als Kosten. Folgerichtig hatte auch das
Europäische Parlament die Kommission bereits im
Vorfeld der Agenda 2000 dazu aufgefordert, die
Wirksamkeit und den Nutzen der Agrarumweltpro-
gramme umfassend zu ermitteln (Europäisches
Parlament, 1998).

Die folgenden Ausführungen zeigen, wie die
Finanzmittelaufwendungen der Agrarumweltpro-
gramme und ihre Umweltwirkungen miteinander
verknüpft und so eine vergleichende Effizienzbe-
wertung der Programme ermöglicht werden kann.

2 Grundlagen der Programmbewertung

Wird über Ausgaben-Wirkungs-Verhältnisse,
volkswirtschaftliche Kosten und Nutzen oder effi-
ziente Agrarpolitik gesprochen, so ist es von großer
Bedeutung, sich bewusst zu machen, welche Ebene
angesprochen werden soll und was genau gemeint

ist. In der ökonomischen Idealwelt der vollkomme-
nen Märkte gibt es keine Möglichkeiten mehr, die
Effizienz einer Wirtschaft zu steigern. In der wirt-
schaftlichen Realität liegen aber Verzerrungen der
Marktverhältnisse vor und die Ökonomie kann im
Rahmen der Politikbewertung Wege zu einer Ver-
besserung der volkswirtschaftlichen Effizienz wei-
sen. Dazu muss sie die Auswirkungen politischer
Maßnahmen aufzeigen und die korrekten volkswirt-
schaftlichen Knappheiten offen legen. Was bedeu-
tet dies für die Bewertung von Agrarumweltpro-
grammen?

Am besten kann dies anhand eines einfachen
Beispiels deutlich gemacht werden - z. B. der An-
lage von Ackerrandstreifen. Ein Landwirt bekommt
hier einen gewissen Geldbetrag dafür, dass er auf
die Produktion von herkömmlichen Agrargütern auf
einem bestimmten Teil seiner Fläche verzichtet und
im Gegenzug einen blühenden Randstreifen tole-
riert. Entscheidend ist, dass der vom Staat ihm
überwiesene Geldbetrag nicht allein für die Kom-
pensation realer volkswirtschaftlicher Kosten auf-
kommt, wie es auf den ersten Blick erscheint, son-
dern dass dieser Betrag auch andere staatliche Zah-
lungen ersetzt (Hampicke, 1994). Die wahren
volkswirtschaftlichen Knappheiten kommen in der
Prämie für den Randstreifen (oder den Budgets für
Agrarumweltprogramme) nicht zum Ausdruck - die
Prämie muss vielmehr auch die Preisstützung und
Direktzahlungen für klassische Agrargüter kom-
pensieren, auf deren Produktion der Landwirt ganz
oder teilweise verzichtet. Dies soll mit der folgen-
den Abbildung 1 veranschaulicht werden.

Bis zu den Preissenkungen im Jahr 1992 etab-
lierte die Agrarmarkt- und Preispolitik der EU ein
Produktpreisniveau Pst0, das für die meisten Agrar-
produkte weit über den Weltmarktpreisen bzw. dem
volkswirtschaftlichen Grenznutzen (Knappheits-
preisen) der landwirtschaftlichen Produktion Pk lag.
Diese Form der Stützung landwirtschaftlicher Ein-
kommen ist mit hohen volkswirtschaftlichen Op-
portunitätskosten verbunden, da die in der Land-
wirtschaft zuviel eingesetzten Produktionsfaktoren
an anderer Stelle der Volkswirtschaft nicht mehr
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eingesetzt werden können. Einkommensstützung
über die Preise ist  deshalb  volkswirtschaftlich be-

trachtet eine vergleichsweise ineffiziente politische
Maßnahme (Henrichsmeyer und Witzke, 1994).
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Quelle: Wilhelm (1999b, S. 39).

Abbildung 1
EU-Agrarpolitik und die dadurch erhöhten finanziellen Kosten für Agrarumweltprogramme

Mit der Agrarreform von 1992 wurden die
Preise der wichtigsten Agrarprodukte deutlich (in
Richtung Weltmarkt- oder Knappheitspreise) ge-
senkt (auf Pst1). Das Einkommensniveau in der
Landwirtschaft, in der Abbildung schematisch als
Säulen dargestellt, wurde im Durchschnitt der Be-
triebe durch die Einführung von direkten Transfer-
zahlungen (Flächen- und Tierprämien) auf dem glei-
chem Niveau wie vor der Reform gehalten. Diese
direkt an die Landwirte gezahlten Prämien haben
höhere Budgetausgaben für den Staat zur Folge -
sie sind aus volkswirtschaftlicher Sicht aber die ef-
fizientere Lösung als eine Marktpreisstützung, da
Direktzahlungen die Faktorallokation in einer
Volkswirtschaft weniger stark verzerren und damit
geringere volkswirtschaftliche Opportunitätskosten
verursachen. Mit der Agenda 2000 wird dieser
Trend im Grundsatz fortgesetzt, die Erlöseinbußen
allerdings nur zu rund 50 % durch höhere Transfer-
zahlungen kompensiert (vgl. dritte Säule in Abbil-
dung 1).

Mit extensiven Produktionsweisen und mit der
Bereitstellung ökologischer Leistungen erzielen die
Landwirte i. d. R. sehr viel geringere Markterlöse
und Einkommen, weil sie geringere Erträge erzie-

len (rechte Einkommenssäule). Freiwillig wird ein
Landwirt deshalb nur dann auf diese Weise produ-
zieren, wenn sein Einkommen dabei genau so hoch
ist wie bei konventioneller Produktionsweise inklu-
sive Direktzahlungen. Die Finanzmittel, die für
Naturschutzleistungen oder Agrarumweltprogram-
me ausgegeben werden, sind folglich unmittelbar
von der Höhe der übrigen Agrarförderungen abhän-
gig. Sie bestehen aus zwei Komponenten, einer
historisch gewachsenen verteilungspolitischen
Komponente und den volkswirtschaftlichen Kosten
für die Bereitstellung des ökologischen Guts. Wird
der Nutzen dieses Guts von der Gesellschaft höher
bewertet als die zweite Komponente der Bereit-
stellungskosten, ist die Produktion des ökologi-
schen Gutes volkswirtschaftlich effizient. Eine
Mittelumschichtung von der Markt- und Preispoli-
tik zugunsten von Agrarumweltprogrammen ist
c. p. mit volkswirtschaftlichen Effizienzgewinnen
verbunden, sobald eine gesellschaftliche Nachfrage
nach ökologischen Leistungen der Landwirtschaft
existiert.
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In den folgenden Abschnitten wird dargestellt,
wie die einzelnen Agrarumweltprogramme in
Deutschland hinsichtlich ihrer Umweltwirkungen
und ihrer Finanzmittelausstattung einer verglei-
chenden Effizienzbewertung unterzogen werden
können.

3 Schema einer Ausgaben-Wirksamkeits-Ana-
lyse

Agrarumweltprogramme können sehr unter-
schiedlich ausgestaltet sein. Es sind Alternativen
denkbar, wie z. B. primär integrierte Wirtschafts-
weisen fördernde Programme oder solche, die ihren
Schwerpunkt auf spezielle Naturschutzmaßnahmen
legen, finanziell umfangreiche und weniger um-
fangreiche Programme und anderes mehr. Aus der
Vielzahl der möglichen Alternativen sind in Abbil-
dung 2 fünf fiktive Varianten mit unterschiedlichen
Wirksamkeiten und Ausgaben schematisch darge-
stellt.

Wirksam-
keit

Ausgaben

A1

A2

A3
A 4

A5

Abbildung 2
Ausgaben und Wirksamkeit von Agrarumweltpro-
grammen bei alternativer Ausgestaltung

In Abbildung 2 sind keine Programmalternati-
ven eingezeichnet, die sowohl bei den Ausgaben
als auch bei den Wirkungen über die anderen do-
minieren, d. h. bei gleichen Ausgaben eine höhere
Wirksamkeit erreichen oder bei gleicher Wirksam-
keit geringere Kosten verursachen als andere Ag-
rarumweltprogramme. D. h., es werden in diesem
Sinne nur effektive Alternativen abgebildet. Bei ei-
ner solchen Konstellation wäre es aufgrund der Er-
gebnisse einer Ausgaben- und Wirksamkeitsanalyse
ohne weitere Annahmen nicht möglich, ein Agrar-
umweltprogramm als vorteilhafte Alternative zu
identifizieren. Das Programm 1 zeichnet sich durch
die geringsten Ausgaben aus, hat aber auch die ge-
ringsten Umweltwirkungen zur Folge. Eine Ent-

scheidung darüber, ob Programm 2 vorteilhafter ist,
kann ad hoc nicht getroffen werden, da nicht ent-
schieden ist, ob die höheren Ausgaben des Pro-
gramms durch die Wirkungsverbesserung kompen-
siert werden oder nicht. Gleiches gilt für die ande-
ren Alternativen. Zur Lösung dieses generellen
Problems der Ausgaben-Wirksamkeits-Analyse
empfehlen verschiedene Autoren, wie u. a. McKean
(1967), das Verhältnis von Wirksamkeit und Aus-
gaben als Entscheidungskriterium zu berechnen,
um aus mehreren Alternativen die beste, d. h. aus-
gabeneffizienteste auszuwählen. Auf das oben dar-
gestellte Beispiel bezogen bedeutet dies, jenes Ag-
rarumweltprogramm zu bestimmen, bei dem das
Verhältnis von Wirksamkeit zu Ausgaben am
größten, bzw. das Verhältnis von Ausgaben zu
Wirksamkeit am kleinsten ist. Das größte und da-
mit vorteilhafteste Wirksamkeits-Ausgaben-Ver-
hältnis weist in der obigen Abbildung eindeutig die
Alternative 3 mit dem größten Winkel zwischen
Abzisse und Fahrstrahl zum Ursprung auf. Das Ag-
rarumweltprogramm Nummer 3 wäre daher unter
Verknüpfung der ökologischen (Wirkung) und
ökonomischen (Ausgaben) Bewertung das ausga-
beneffizienteste Agrarumweltprogramm.

Die Ausgaben für die Agrarumweltprogramme
sind leicht zu ermitteln, methodisch schwieriger
gestaltet sich die ökologische Bewertung der Pro-
grammwirkungen – hierauf wird unter 4 eingegan-
gen.

4 Ermittlung von Umweltpunkten als Wirk-
samkeitsindikator

In diesem Abschnitt werden die im Rahmen der
Agrarumweltprogramme in Deutschland geförder-
ten landwirtschaftlichen Wirtschaftsweisen einer
ökologischen Bewertung durch Experten unterzo-
gen. Dazu werden ausgewählte Ergebnisse einer
Delphi-Expertenbefragung dargestellt, die der Au-
tor an anderer Stelle ausführlich beschrieben und
erläutert hat (Wilhelm, 1999a).

Delphi-Befragungen sind Wiederholungsbefra-
gungen. Sie können im weitesten Sinne als struktu-
rierter Gruppenkommunikationsprozess interpre-
tiert werden, in dessen Verlauf Sachverhalte, über
die nur unsicheres und unvollständiges Wissen
vorliegt, von Experten beurteilt werden. Die Del-
phi-Befragung liefert im vorliegenden Fall Infor-
mationen über die potentiellen Umweltwirkungen
extensiver landwirtschaftlicher Wirtschaftsweisen,
die im Rahmen von Agrarumweltprogrammen ge-
fördert werden.

Die Experten für die Befragung wurden danach
ausgewählt, ob sie durch Veröffentlichungen zur
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Bewertung landwirtschaftlicher Wirtschaftsweisen
bekannt geworden sind und als Referenten auf ein-
schlägigen Fachtagungen vorgetragen haben. Ins-
gesamt gaben 32 Experten ihr Urteil im Rahmen
dieser wiederholten Befragung ab.

Die Bewertung der Umweltwirkungen landwirt-
schaftlicher Wirtschaftsweisen erfolgte anhand der
Schutzziele abiotischer, biotischer und ästhetischer
Ressourcen bzw. Umweltgüter (vgl. zu dieser Ein-
teilung u. a. SRU 1996; Bromley 1997; Marggraf
und Wilhelm, 1997). Bei den abiotischen Ressour-
cen handelt es sich um die Systeme Wasser, Boden
und Atmosphäre, biotische Ressourcen schließen
die Artenvielfalt von Flora, Fauna und Biotopen

ein, und unter ästhetischen Ressourcen sind das
Landschaftsbild und kulturelle Aspekte zu verste-
hen. Die Experten hatten die Möglichkeit, die Be-
wertung differenziert nach drei verschiedenen Re-
gionstypen vorzunehmen, d. h. zu unterscheiden
zwischen Gebieten mit (1) deutlich überdurch-
schnittlicher, (2) deutlich unterdurchschnittlicher
Ertragsfähigkeit sowie (3) Hanglagen und Mittel-
gebirgslandschaften. Die Bewertung der Wirt-
schaftsweisen erfolgte im Vergleich zu einer flä-
chendeckenden Bewirtschaftung nach den
„Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Landbewirt-
schaftung“.

Tabelle 1
Ranking der Wirtschaftsweisen in einer Region mit überdurchschnittlicher Ertragfähigkeit bei gleicher Ge-
wichtung der drei Schutzziele

Produktionsweisen in Region 1 mit
überdurchschnittlicher Ertragsfähigkeit

Status quo landwirtschaftlicher Praxis -2,6 -3,5 -2,9 -3,0
Erweiterung des Drillreihenabstandes 0,2 1,7 0,4 0,8
Integrierter Ackerbau 1,8 0,6 0,1 0,8
Verzicht auf Wachstumsregulatoren im Ackerbau 1,6 0,9 0,2 0,9
Mulchsaatverfahren 1,8 1,0 0,1 0,9
Späte Schnittnutzung auf Grünland 0,1 2,6 0,8 1,2
Integrierter Garten- und Dauerkulturanbau 2,3 1,0 0,3 1,2
Untersaaten/Stoppelsaaten 2,1 0,9 0,8 1,3
Umweltgerechte Gülleausbringung auf Acker 2,5 0,5 0,8 1,3
Umweltgerechte Gülleausbringung auf Grünland 2,6 1,3 0,7 1,5
Verzicht auf Mineraldünger im Ackerbau 2,4 1,9 0,8 1,7
Reduzierter Mineraldüngereinsatz auf Grünland 2,3 2,2 0,9 1,8
Mindestens viergliedrige Fruchtfolge 1,9 1,7 1,9 1,8
Rinder- und Schafbestand mit <1,4 RGV/HFF 2,3 2,1 1,4 1,9
Verzicht auf Herbizide im Ackerbau 1,5 3,4 1,6 2,2
Org. Anbauverfahren bei Dauerkulturen und Gartenbau 3,2 2,2 1,1 2,2
Organische Bewirtschaftung des Grünlandes 2,5 2,5 1,5 2,2
Extensive Bewirtschaftung von Grünlandeinzelflächen 1,7 3,2 2,1 2,3
Pflege aufgegebener Flächen 1,8 2,3 3,2 2,4
Organische Bewirtschaftung des Ackerlandes 2,9 2,7 1,9 2,5
Mehrjährige Ackerrandstreifen 2,0 3,0 3,4 2,8
Verzicht auf Mineraldünger und PSM auf Grünland 3,1 3,2 2,1 2,8
Verzicht auf Mineraldünger und PSM im Ackerbau 3,4 3,6 1,9 3,0
Einzelflächen unter Vertragsnaturschutz 2,3 4,1 3,4 3,3
Umwandlung von Ackerland in extensives Grünland 3,7 3,5 2,6 3,3
Streuobstwiesenbewirtschaftung 1,8 4,2 4,3 3,4
Verzicht auf Dünger und PSM in umwelts. Bereichen 4,1 3,6 2,9 3,5
20-jährige Stilllegung zur Biotopgestaltung 2,9 4,1 3,7 3,6
Mehrjährige Uferrandstreifen 3,6 3,8 4,1 3,8
Schutzpflanzungen und Feldgehölze 2,6 4,3 4,7 3,9

Quelle: Wilhelm (1999a, S. 38).

Umwelt-
punkteabiotische biotische ästhetische

Auswirkungen auf ... Schutzziele
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Die Experten vergaben ökologische Bewer-
tungszahlen von - 5 bis + 5. Minus fünf bedeutete,
dass eine Wirtschaftsweise im Vergleich zum Refe-
renzsystem (ordnungsgemäße Landbewirtschaftung
= 0) zu einer erheblichen Mehrbelastung der Res-
sourcen und der Umwelt führt. Plus fünf wurde
vergeben, wenn die Wirtschaftsweise nach Mei-
nung des Experten zu einer deutlichen Verbesse-
rung der Ressourcen und der Umwelt führt.

Die Auswertung der Befragungsergebnisse
zeigt, dass nach Einschätzung der befragten Ex-
perten von allen geförderten Wirtschaftsweisen po-
sitive Umweltwirkungen im Vergleich zur ord-
nungsgemäßen Landbewirtschaftung zu erwarten
sind. Der Status quo landwirtschaftlicher Praxis
hingegen wird in allen Regionen als umweltbelas-
tend eingestuft. Als für den abiotischen Ressour-
censchutz besonders geeignete Maßnahmen können
für alle drei Regionen der Verzicht auf Düngung
und Pflanzenschutz in besonders umweltsensiblen
Bereichen und die Umwandlung von Ackerland in
extensives Grünland identifiziert werden. Aus Sicht
des biotischen Ressourcenschutzes besonders ge-
eignet gelten nach Einschätzung der Experten die
Streuobstwiesenbewirtschaftung, die Anlage und
Pflege von Schutzpflanzungen und Feldgehölzen
sowie der Vertragsnaturschutz auf Einzelflächen
und der Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutz.
Dem ästhetischen Ressourcenschutz dienen vor al-
lem mehrjährige Uferrandstreifen, die Anlage und
Pflege von Schutzpflanzungen und Feldgehölzen
sowie ebenfalls die Streuobstwiesenbewirtschaf-
tung. Die Umweltpunkte schwanken im Mittel von
- 3,0 für den Status quo landwirtschaftlicher Praxis
in Regionen mit überdurchschnittlichen Erträgen
bis + 3,9 für die Anlage und Pflege von Schutz-
pflanzungen und Feldgehölzen. Damit schwankt
der Beitrag verschiedener Wirtschaftsweisen zur
potentiellen Verbesserung der betrachteten Um-
weltmedien deutlich, wie auch der folgenden Ta-
belle zu entnehmen ist.

5 Ermittlung der Ausgabeneffizienz der Pro-
gramme

In diesem Abschnitt werden Ausgaben und
Wirkungen der Programme miteinander verknüpft
und unter den gegebenen Agrarumweltprogrammen
der Länder das ausgabeneffizienteste Programm

bestimmt. Dazu sind in der Abbildung 3 auf der
Abzisse die Ausgaben und auf der Ordinate die
Wirksamkeit der Programme bezogen auf die im
Jahr 1996 geförderte Extensivierungsfläche abge-
tragen. Die Werte der verschiedenen Länderpro-
gramme sind durch einen Punkt in der Abbildung
markiert.

Abzisse: K = Ausgaben = Prämienhöhe aller
umgesetzten Maßnahmen multipliziert mit der ge-
förderten Fläche in Hektar

Ordinate: W = Wirksamkeit = Umwelt-
punkte aller geförderten Maßnahmen multipliziert
mit der geförderten Fläche in Hektar

Abbildung 3 zeigt, dass das Programm von Ba-
den-Württemberg gefolgt von Nordrhein-Westfalen
das beste Ausgaben-Wirksamkeits-Verhältnis auf-
weist (größter Winkel zwischen Fahrstrahl und Ab-
zisse). Das MEKA-Programm des Landes Baden-
Württemberg erzielt mit geringen Ausgaben pro
Hektar geförderter Fläche vergleichsweise gute
Umweltwirkungen. Dies liegt an der breiten Förde-
rung von Extensivierungsmaßnahmen mit geringen
Bewirtschaftungsauflagen und niedrigen Prämien-
höhen, wie z. B. den reduzierten Mineraldüngerein-
satz auf Grünland, die Grünlandextensivierung mit
weniger als 1,4 GVE pro ha HFF, den erweiterten
Drillreihenabstand, den Verzicht auf Wachstumsre-
gulatoren sowie die Förderung von Unter- und
Stoppelsaaten, aber auch an der im Vergleich zu ei-
nigen anderen Bundesländern gezielten Förderung
von „harten“ Extensivierungsmaßnahmen, wie z. B.
der extensiven Bewirtschaftung von Grünlandein-
zelflächen und der Bewirtschaftung von Streuobst-
wiesen.

Die Vorzüge des nordrhein-westfälischen Pro-
gramms sind in der vergleichsweise ausgewogenen
Umsetzung von Grünlandextensivierungsmaßnah-
men, dem Ökologischen Landbau und speziellen
Vertragsnaturschutzmaßnahmen zu sehen. In Nord-
rhein-Westfalen werden kaum einzelne Maßnah-
men „übersteuert“, was in vielen anderen Länder-
programmen der Fall ist (z. B. bei der Grünlandex-
tensivierung mit weniger 1,4 GVE). Auf einem
Hektar extensivierter Fläche werden etwa doppelt
so viele Umweltpunkte erzielt wie in Baden-Würt-
temberg, dies ist jedoch mit deutlich höheren Aus-
gaben verbunden.
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Quelle: Wilhelm (1999b, S. 173).

Abbildung 3
Ausgaben (K) und Wirksamkeit (W) der Länderprogramme, bezogen auf die geförderte (extensivierte) Fläche

Das Ausgaben-Wirksamkeits-Verhältnis oder
die Ausgabeneffizienz als Maßzahl für die Beur-
teilung der Programme sagt aus, wie viel DM in ei-
ner Region für die Realisierung eines Umwelt-
punktes aufgewendet werden. Ein Programm ist
dann vorteilhafter als ein anderes, wenn zur Reali-
sierung eines Umweltpunktes weniger Geldmittel
eingesetzt werden müssen. Die folgende Tabelle
zeigt die durchschnittliche Ausgabeneffizienz
(K/W) der Länderprogramme.

Mit den geringsten Kosten ist die Erzielung ei-
nes Umweltpunktes in Baden-Württemberg mit
130 DM/Umweltpunkt verbunden. In Nordrhein-
Westfalen werden durchschnittlich 143 DM/Punkt
ausgegeben. Zwischen 170 und 230 DM/Punkt
werden in acht Ländern gezahlt. In vier Ländern
werden 270 bis 330 DM/Umweltpunkt aufgewen-
det. Die schlechtesten Werte für die Ausgaben-
Wirksamkeit des eingesetzten Geldes werden in
Hamburg mit 389 DM/Punkt und in Sachsen-An-
halt mit über 400 DM/ Umweltpunkt erzielt. Ursa-
chen für diese Unterschiede sind die teilweise recht
unterschiedlichen Prämienhöhen in den Ländern,
die einseitige Förderung (Übersteuerung) einzelner,
teilweise unwirksamer Maßnahmen oder die starke
Gewichtung vergleichsweise ausgabenintensiver
Maßnahmen, wie z. B. die Extensivierung von
Dauerkulturen in Hamburg.

Tabelle 2
Ausgabeneffizienz der Agrarumweltprogramme der
Bundesländer

Bundesland

Baden-Württemberg 130
Nordrhein-Westfalen 143
Berlin 170
Brandenburg 208
Thüringen 210
Mecklenburg-Vorpommern 211
Niedersachsen 217
Saarland 220
Sachsen 229
Bayern 231
Bremen 268
Rheinland-Pfalz 300
Schleswig-Holstein 302
Hessen 328
Hamburg 389
Sachsen-Anhalt 403

Ausgabeneffizienz
DM/Umweltpunkt
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6 Kritik und Ausblick

Die Dosierung agrarumweltpolitischer Instru-
mente muss (nach ökonomischem Verständnis) an
folgenden Punkten orientiert werden:
1. den Marktmechanismus im Agrarsektor über-

prüfen; Marktunvollkommenheiten abstellen;
2. durch Ordnungsrecht die einzelwirtschaftlichen

Grenzkosten (GK) der landwirtschaftlichen
Produktion mit den volkswirtschaftlichen GK in
weitgehende Übereinstimmung bringen;

3. über die Zuteilung von Verfügungsrechten an
der Naturnutzung Marktlösungen im Umweltbe-
reich ermöglichen (wie z. B. Verhandlungslö-
sungen im Grundwasserschutz);

4. für noch nicht internalisierte (positive) externe
Effekte der landwirtschaftlichen Produktion ein
Konzept zur Honorierung ökologischer Leistun-
gen der Landwirtschaft umsetzen.
In vielen Bereichen der Agrarpolitik würde die

Berücksichtigung dieser Schritte zu Veränderungen
führen. Auch die Agrarumweltprogramme sind von
dem Idealbild einer reinen Honorierung ökologi-
scher Leistungen der Landwirtschaft noch mehr
oder weniger weit entfernt. Es zeigt sich, dass die
Teilnahmebereitschaft der Landwirte an den Pro-
grammen dann besonders groß ist, wenn die Ein-
haltung der vorgegebenen Bewirtschaftungsaufla-
gen kaum einzelbetriebliche Anpassungen erfor-
dert. Die Einkommenseffekte der Programme sind
dann zwar besonders hoch, aber der Nutzen für die
Umwelt nimmt ab (Wilhelm, 1999b, S. 186 ff.).
Eine weitere wesentliche Kritik an den Program-
men besteht darin, dass der Nutzen für die Umwelt
durch die begrenzte Laufzeit der Programme er-
heblich beeinträchtigt werden kann. Darüber hinaus
werden meist ausschließlich festgelegte Maßnah-
men gefördert, d. h. das Tun oder Unterlassen einer
Handlung wird honoriert, wie z. B. keine Pflanzen-
schutzmittel einzusetzen oder Grünland zu einem
festgelegten Termin zu schneiden. Dieser hand-
lungsorientierte Ansatz bewirkt, dass die Landwirte
nur die vorgegebenen Bewirtschaftungsauflagen
einhalten, ohne auf die ökologischen Effekte ihres
Handelns achten zu müssen. Diese handlungsorien-
tierte Bezahlung bietet den Landwirten keinen An-
reiz zur aktiven Mitgestaltung und Erreichung der
verfolgten Umweltziele.

Als weiterer Kritikpunkt müssen die fixen Prä-
mienhöhen im Rahmen der Programme angesehen
werden. Die Prämien richten sich nach dem durch-
schnittlichen entgangenen Deckungsbeitrag bei der
Umsetzung einer umweltschonenden Produktions-
weise und die Prämienhöhen werden meist nicht
regional, d. h. nach landwirtschaftlichen Gunst-

und Ungunstlagen differenziert. Auf diese Weise
werden die Einkommensverluste der Landwirte
entweder unter- oder überkompensiert, was die
ökologisch-ökonomische Effizienz der Programme
senkt. In diesem kostenorientierten Ansatz spiegelt
sich außerdem nicht die gesellschaftliche Nach-
frage noch bestimmten Leistungen wieder. Nicht
zuletzt kann kritisiert werden, dass das Interesse für
die Programme und die Verantwortung für das Er-
reichen der Programmziele bei den Landwirten oft
deshalb gering ist, weil sie bei der Entwicklung und
Gestaltung der Programme nicht ausreichend betei-
ligt wurden.

Defizite bei den zur Zeit angewendeten Agrar-
umweltprogrammen bestehen deshalb sowohl im
rein handlungsorientierten Ansatz der Programme,
als auch in der einseitigen Orientierung der Prä-
mienhöhen am Kostenkalkül der Landwirte sowie
in der exogenen Vorgabe der zu erreichenden Pro-
grammziele. Eine konsequent ergebnisorientierte
Honorierung ökologischer Leistungen der Land-
wirtschaft, so wie sie Hampicke (1996), Wilhelm
(1999b) und Gerowitt et al. (2001) darstellen,
würde die Effizienz der Programme weiter erhöhen,
weil Landwirte dann nach dem Zielerreichungsgrad
der von ihnen durchgeführten Handlungen vergütet
würden. Die Weiterentwicklung der Programme im
Sinne eines solchen Konzeptes bleibt daher nach
wie vor zu fordern.

7 Zusammenfassung

Eine rationale Agrar- und Umweltpolitik zeich-
net sich dadurch aus, dass Agrarumweltprogramme
umsetzt werden, deren Nutzen von der Gesellschaft
höher bewertet werden als die mit den Programmen
verbundenen Kosten. Eine Gesamtbewertung der
Programme muss deshalb ökologische und ökono-
mische Aspekte miteinander verknüpfen.

Die wesentlichen Nutzenkomponenten der Pro-
gramme resultieren aus einer Verbesserung der
Umweltqualität in der Kulturlandschaft. Die Aus-
gaben der Programme spiegeln nicht ihre volks-
wirtschaftlichen Kosten wider. Eine Methode, mit
der die relative Vorteilhaftigkeit von Agrarumwelt-
programmen ermittelt werden kann, ist die Ausga-
ben-Wirksamkeits-Analyse. Mit ihrer Hilfe wurde
gezeigt, dass es unter den Agrarumweltprogram-
men in Deutschland geeignete und weniger geeig-
nete Programme zur Zielerreichung „Umweltqua-
lität mit geringen Kosten“ gibt.

Zur Generierung der erforderlichen Informatio-
nen für die potentiellen Umweltwirkungen der Pro-
gramme wurde eine Delphi-Befragung durchge-
führt. Die Delphi-Methode kann im weitesten Sinne
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als strukturierter Gruppenkommunikationsprozess
bezeichnet werden, in dessen Verlauf Sachverhalte,
über die unsicheres und unvollständiges Wissen
existiert, von Experten beurteilt werden. Diese
Methode ist deshalb für die Bewertung komplexer
ökologischer Zusammenhänge, wie es die Beurtei-
lung der Umweltwirkungen von extensiven land-
wirtschaftlichen Wirtschaftsweisen und Agrarum-
weltprogrammen darstellt, geeignet.

Das Agrarumweltprogramm von Baden-Würt-
temberg ist das zur Zeit ausgabeneffizienteste in
Deutschland. Durch standortangepasste Prämien-
höhen und dem Vermeiden einer Übersteuerung
einzelner Maßnahmen ist die Ausgabeneffizienz
dieses Programms größer als die anderer Länder-
programme.

Bei der Fortentwicklung der Agrarumweltpro-
gramme muss der bisher überwiegend handlungs-
orientierte Förderungsansatz im Sinne einer ergeb-
nisorientierten Honorierung ökologischer Leistun-
gen der Landwirtschaft weiterentwickelt werden.
Damit kann die Effizienz der eingesetzten Steuer-
mittel weiter verbessert werden.
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Die staatliche Förderung und die stetig steigende
Nachfrage nach Ökoprodukten haben seit Beginn der
90er Jahre eine große Zahl von Landwirten dazu
bewogen, auf ökologischen Landbau umzustellen. In
den letzten zehn Jahren hat sich die ökologisch be-
wirtschaftete Fläche in Deutschland mehr als ver-
zehnfacht (Abbildung 1). Mit 3,2 % der LF (Ende
des Jahres 2000) ist der Anteil der ökologisch be-
wirtschafteten Fläche jedoch immer noch recht ge-
ring. Seitens der Politik wird ein Anteil von 10 %
der LF in den nächsten fünf Jahren angestrebt. Wie
stark der ökologische Landbau in den nächsten Jah-
ren zunehmen wird, ist im wesentlichen eine Frage
der Entwicklung der Preisverhältnisse zwischen
ökologisch und konventionell erzeugten Produkten
und der zukünftigen Ausgestaltung der direkten
Transferzahlungen sowie der Entwicklung des tech-
nischen Fortschritts in den jeweiligen Systemen -
letzten Endes also vor allem eine Frage des wirt-
schaftlichen Erfolgs dieser Wirtschaftweise.

�
�
�
�
��
��
��
��

��
��
��
��

��
��
��
��

�
�
�
�
�

�
�
�
�
�

��
��
��
��
��
��

��
��
��
��
��
��

��
��
��
��
��
��

��
��
��
��
��
��
��

90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 00
0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

600.000

ha LF

1) Ab 1993: zertifizierte Fläche nach VO (EWG) 2092/91.
Quelle: AGÖL; BMVEL (div. Jahre).

Abbildung 1
Entwicklung des ökologischen Landbaus in
Deutschland

Die Umstellung auf ökologischen Landbau hat
sich in der Vergangenheit für einen großen Teil der
umgestellten Betriebe als wirtschaftlich interes-
sante Alternative erwiesen (Offermann und Nie-
berg, 2000; Offermann und Nieberg, 2001). Einige
Untersuchungen zeigen aber auch, dass es trotz
guter Durchschnittsergebnisse große Erfolgsunter-
schiede innerhalb der Gruppe umgestellter Betriebe
gibt und nicht alle Betriebsleiter mit ihrem Um-
stellungsergebnis zufrieden sind (Köhne und Köhn,
1998; Nieberg, 1997; Nieberg, 2001).

Dieser Beitrag geht auf Basis selbst erhobener
Betriebsdaten und der Testbetriebsnetzdaten der
Frage nach, welches die wichtigsten Bestimmungs-
gründe für einen guten Betriebserfolg im ökologi-
schen Landbau sind. Um Aussagen hierzu treffen
zu können, wird ein Vergleich erfolgreicher und
weniger erfolgreicher Betriebe durchgeführt. Als
Erfolgskriterium wurde der Gewinn herangezogen.
Dabei wurde zwischen zwei Erfolgskennziffern
unterschieden:
•  Um beurteilen zu können, ob die Umstellung

auf ökologischen Landbau erfolgreich verlaufen
ist, wird als Erfolgsmaßstab die Gewinndiffe-
renz zur konventionellen Wirtschaftsweise he-
rangezogen.

•  Der „absolute“ Betriebserfolg wird dagegen
klassischerweise anhand des Gewinns je nicht
entlohnter Familienarbeitskraft (bzw. Gewinn je
nicht entlohnter Arbeitskraft) gemessen.
Diese Unterscheidung ist vor allem deshalb

wichtig, weil eine erfolgreiche Umstellung nicht
zwangsläufig mit einem guten „absoluten“ Be-
triebserfolg einhergehen muss. Möglich ist auch,
dass ein Betrieb zwar vergleichsweise hohe Ge-
winne erzielt und dementsprechend zum oberen
Viertel der Ökobetriebe zählen würde, bei konven-
tioneller Wirtschaftsweise aber einen höheren Ge-
winn erwirtschaften könnte und die Umstellung
deshalb als weniger erfolgreich zu beurteilen wäre.
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Umstellungserfolg - Analyse selbst erhobener
Betriebsdaten

Die Umstellung auf ökologischen Landbau ist ein
mehrjähriger dynamischer Prozess, der sich nur dann
hinreichend erfassen lässt, wenn die umstellenden
Betriebe über mehrere Wirtschaftsjahre analysiert
werden. Zu diesem Zweck wurde vom Institut für
Betriebswirtschaft, Agrarstruktur und ländliche
Räume der FAL von 1990 bis 1999 eine größere
Zahl ökologisch wirtschaftender Betriebe aus dem
gesamten alten Bundesgebiet (107 Betriebe bzw. ab
1996 58 Betriebe), die mit der Umstellung im Wirt-
schaftsjahr 1990/91 begonnen haben, wissenschaft-
lich begleitet (vgl. Schulze Pals, 1994; Nieberg,
1997). Um die relative Vorzüglichkeit des ökologi-
schen Landbaus abschätzen zu können, wurden die
Untersuchungsbetriebe einer konventionell wirt-
schaftenden Referenzgruppe

2
 gegenübergestellt und

hinsichtlich der Entwicklung wichtiger Erfolgskenn-
zahlen miteinander verglichen.

Wie die bisher ausgewerteten Daten zeigen,
führte die Umstellung auf ökologischen Landbau
bei der Mehrzahl der untersuchten Betriebe zu po-
sitiven Einkommenseffekten. Die Wirtschaftlich-
keit der Umstellung wurde allerdings deutlich von
der Höhe der Extensivierungsprämie und von den
Vermarktungsmöglichkeiten beeinflusst. Es zeigt
sich, dass vor allem Marktfruchtbetriebe von der
Umstellung profitiert haben. Sogar ohne Extensi-
vierungsbeihilfen wäre die Umstellung für die
Mehrzahl der untersuchten Marktfruchtbetriebe
wirtschaftlich interessant gewesen. Futterbaube-
triebe hätten dagegen zum Teil beträchtliche Ein-
kommenseinbußen hinnehmen müssen. Eine gute
„Ökovermarktung“ ist für Marktfruchtbetriebe be-
sonders wichtig. Im sechsten Umstellungsjahr be-
ruhten etwa 76 % des Gewinns auf Preiszuschlä-
gen, die durch eine Vermarktung über die speziel-
len Absatzwege des ökologischen Landbaues er-
zielt werden konnten. Bei den Futterbaubetrieben
lag dieser Anteil dagegen nur bei 48 %. Hierin
zeigt sich die vergleichsweise ungünstigere Mög-
lichkeit, tierische Produkte über spezielle Handels-
wege für ökologisch erzeugte Produkte zu ver-
markten.

Das im Durchschnitt positive Abschneiden der
Umstellungsbetriebe darf jedoch nicht darüber

                                                          
2
 Aus einem Datenpool von 35.000 Betrieben wurde mit Hilfe der

Clusteranalyse eine konventionelle Referenzgruppe von 1.605 Be-

trieben aufgebaut (je Umstellungsbetrieb eine Gruppe von 15 kon-

ventionellen Referenzbetrieben), die den jeweiligen Umstellungs-

betrieben in der konventionellen Ausgangssituation vor der Um-

stellung sehr ähnlich waren (Methodik siehe Schulze Pals, 1994).

hinweg täuschen, dass sich die einzelnen Betriebe
in der Gewinnentwicklung stark unterscheiden. Der
Vergleich der erfolgreichen (oberes Viertel) mit
den weniger erfolgreichen Betrieben (unteres
Viertel) - gemessen an der durchschnittlichen Ge-
winndifferenz zur konventionellen Vergleichs-
gruppe in den ersten drei Umstellungsjahren - gibt
erste Hinweise über die Bestimmungsfaktoren einer
erfolgreichen Umstellung (vgl. Tabelle 1)

3
.

Betriebe mit besonders erfolgreicher Umstel-
lung lassen sich wie folgt charakterisieren:
•  Der Marktfruchtbau hat in diesen Betrieben eine

vergleichsweise stärkere Bedeutung. Das untere
Viertel besteht zum überwiegenden Teil aus
Futterbaubetrieben, während im oberen Viertel
Marktfrucht- und Futterbaubetriebe zu ähnlich
hohen Anteilen vertreten sind.

•  Sie produzieren tendenziell marktorientierter.
Sie weisen einen höheren Anteil an Produkten
wie Dinkel, Kartoffeln und Gemüse auf, die
sich zu besonders hohen Preisen am Ökomarkt
absetzen lassen.

•  Sie erzielen höhere Naturalerträge im Ackerbau
und in der Viehhaltung. Sowohl der Getreideer-
trag als auch die Milchleistung je Kuh sind im
oberen Viertel mehr als 15 % höher als im unte-
ren Viertel.

•  Sie erzielen darüber hinaus bei fast allen Pro-
dukten deutlich höhere Preise.

•  Schließlich produzieren sie vergleichsweise
kostengünstiger. Die Betriebe des oberen Vier-
tels geben je ha LF im Durchschnitt knapp
380 DM weniger für Gemein- und Festkosten
aus als die Betriebe des unteren Viertels.
Interessanterweise scheint die Standortgüte

(hier gemessen anhand der Bodenklimazahl) keinen
Einfluss auf den Umstellungserfolg zu haben. Die
Umstellung kann demnach sowohl bei ungünstigen
als auch bei sehr günstigen natürlichen Standortbe-
dingungen erfolgreich verlaufen.

                                                          
3
 Eine Analyse der Gewinnverläufe über die gesamte Untersuchungs-

zeit steht noch aus. Diese wird zeigen, ob die hier ermittelten Er-

folgsfaktoren auch längerfristig von Bedeutung sind.
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Tabelle 1
Vergleich der erfolgreichsten und am wenigsten erfolgreichen Umstellungsbetriebe anhand ausgewählter
betrieblicher Kennziffern

Bodenklimazahl BKZ 49 45

Betriebsform Marktfrucht % 41 30
Futterbau % 48 70

Flächenausstattung 1994 ha LF 56 45
Viehbesatz 1994 VE/ha 0,9 1,0

Bodennutzung 1994 Dinkel % der AF 2,5 * 0,9
Kartoffeln % der AF 5,7 2,8
Gemüse % der AF 1,1 * 0,5

Erträge/Leistungen 1994 Getreide dt/ha 36,8 * 30,4
Milch kg/Kuh 5.798 * 4.948

Preise 1994 Getreide DM/dt 65 57
Kartoffeln DM/dt 98 * 79
Milch DM/kg 0,81 0,71
Mastrinder DM/Stück 2.906 * 2.203

Gemein- und Festkosten Ø 1992-1994 DM/ha 1.262 * 1.640

1) Gemessen an der durchschnittlichen Gewinndifferenz zur konventionellen Vergleichsgruppe (Gewinndurchschnitt der ersten 3 Umstellungsjahre).

* Signifikant bei p < 0,1 (t-Test).

Oberes Viertel Unteres Viertel

Betriebserfolg - Analyse der ökologisch wirt-
schaftenden Testbetriebe

Aus dem Pool der Testbetriebsbuchführungs-
daten wurden für den Erfolgsvergleich 195 ökolo-
gisch wirtschaftende Einzelunternehmen und Ge-
sellschaften bürgerlichen Rechts (GbR) ausgewählt.
Betriebe anderer Rechtsformen, Dauerkulturbe-
triebe sowie Gartenbau- und Forstwirtschaftsbe-
triebe wurden bei der Auswahl nicht berücksichtigt.
Zur Analyse der wichtigsten Bestimmungsgründe
für einen guten Betriebserfolg wurde die Gruppe
anhand des Gewinns je nicht entlohnter Arbeits-
kraft in erfolgreiche (oberes Viertel)

4
 und weniger

erfolgreiche Betriebe (unteres Viertel) eingeteilt.
Der Vergleich des oberen und unteren Viertels

zeigt im Hinblick auf ausgewählte sozialökonomi-
sche Kennziffern (vgl. Tabelle 2), dass

                                                          
4

Bei den Marktfruchtbetrieben wurde aufgrund einer zu geringen

Anzahl an Betrieben die Gruppe gedrittelt.

•  die erfolgreichen Betriebe vergleichsweise häu-
figer im Haupterwerb wirtschaften. Im oberen
Viertel wirtschaften nur 15 % der Betriebe im
Nebenerwerb, im unteren Viertel sind es 28 %.

•  die Betriebsleiter der weniger erfolgreichen Be-
triebe vergleichsweise häufiger keine landwirt-
schaftliche Ausbildung besitzen, während die
Betriebsleiter der erfolgreichen Betriebe deut-
lich häufiger Landwirtschaftsmeister sind bzw.
eine höhere Landbauschule besucht haben. Eine
gute landwirtschaftliche Ausbildung scheint
demnach, wie zu erwarten, ein Erfolgsfaktor zu
sein. Etwas widersprüchlich hierzu, an dieser
Stelle jedoch nicht erklärbar, ist die Tatsache,
dass die weniger erfolgreichen Betriebe ver-
gleichsweise häufiger von Hochschulabsolven-
ten geführt werden.

•  der Marktfruchtbau in den erfolgreichen Betrie-
ben eine leicht höhere Bedeutung hat.
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Tabelle 2
Vergleich der erfolgreichsten und am wenigsten erfolgreichen ökologisch wirtschaftenden Testbetriebe
- ausgewählte sozialökonomische Kennziffern 1998/99 -

Erwerbsform Haupterwerb % 85 72

Alter des Betriebsleiters 45 43

Ausbildung keine landw. Ausbildung % 6 15
Gehilfenprüfung % 46 49
Meister, HöLa % 38 13
Hochschule % 10 23

Betriebsform/-typ Marktfrucht % 46 36
Milchvieh FMI % 21 28
Sonst. Futterbau % 29 30
Veredlung, Gemischt % 4 6

Unteres ViertelOberes Viertel

Da der Produktionsschwerpunkt einen Einfluss
auf den Erfolg hat, wurde bei der weiteren Analyse
der Datensatz nach Betriebsformen/-typen differen-
ziert ausgewertet. Folgende Betriebsformen/-typen
konnten aufgrund genügender Anzahl an Betrieben
berücksichtigt werden: Futterbaubetriebe (Fut), als
Teilgruppe davon Milchviehbetriebe (FMI) und
schließlich Marktfruchtbetriebe (MF). In den Ab-
bildungen 2 bis 6 sind die Ergebnisse des Betriebs-
vergleichs graphisch dargestellt, die im folgenden
kurz zusammengefasst werden:
•  Die in der Ertragsmesszahl berücksichtigten

natürlichen Standortbedingungen scheinen kei-
nen Einfluss auf den Erfolg zu haben. Die Er-
tragsmesszahl unterscheidet sich zwischen den
erfolgreichen und weniger erfolgreichen Betrie-
ben nur geringfügig (Abbildung 2). Andere
Standortbedingungen scheinen dagegen von
größerer Bedeutung zu sein. So ist der Anteil
der Betriebe mit mehr als 50 % der LF in be-
nachteiligten Gebieten in der Gruppe der weni-
ger erfolgreichen Betriebe deutlich größer als in
der Gruppe der erfolgreichen Betriebe (Abbil-
dung 2). Zur Spezifizierung sind weitere Unter-
suchungen notwendig - vor allem auch deshalb,
weil Köhne und Köhn (1998) im Widerspruch
zu den hier ermittelten Ergebnissen für die in
den neuen Bundesländern untersuchten Betriebe
feststellen konnte, dass die erfolgreicheren Be-
triebe an günstigeren Standorten wirtschaften
als die weniger erfolgreichen.

•  Die erfolgreichen Betriebe weisen deutlich grö-
ßere Produktionskapazitäten als die weniger er-

folgreichen Betriebe auf (Abbildung 3). Die Flä-
chenausstattung der erfolgreichen Betriebe ist im
Durchschnitt fast doppelt so hoch und die Anzahl
der Milchkühe um ein Drittel höher als bei den
weniger erfolgreichen Betrieben. Größere Öko-
betriebe - wie auch die größeren konventionell
bewirtschafteten Betriebe - haben demnach ver-
gleichsweise bessere Erfolgschancen.

•  Die erfolgreichen Landwirte scheinen die besse-
ren Produktionstechniker zu sein. Sie erzielen
teilweise deutlich höhere Naturalerträge im
Ackerbau und in der Viehhaltung als die weni-
ger erfolgreichen Landwirte (Abbildung 4). Ein-
schränkend ist jedoch hinzuzufügen, dass ein
Teil der höheren Erträge im Ackerbau vermut-
lich auf die besseren Standortbedingungen zu-
rückzuführen ist. Zur Klärung dieses Zusam-
menhangs sind bei weiteren Analysen multiva-
riate Verfahren anzuwenden.



Dr. H. Nieberg: Bedingungen für eine erfolgreiche Umstellung auf ökologischen Landbau – erste empirische Ergebnisse 37

Fut= Futterbaubetriebe, FMI= Milchviehbetriebe, MF= Marktfruchtbetriebe.
1) Bei MF: Drittel.
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Abbildung 2
Ausgewählte Standortkennziffern im Vergleich der erfolgreichsten und am wenigsten erfolgreichen
ökologisch wirtschaftenden Testbetriebe 1998/99

* Signifikant bei p < 0,1.   1) Bei MF: Drittel.
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Abbildung 3
Produktionskapazitäten im Vergleich der erfolgreichsten und am wenigsten erfolgreichen ökologisch wirt-
schaftenden Testbetriebe 1998/99
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* Signifikant bei p < 0,1.   1) Bei MF: Drittel.
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Abbildung 4
Naturalerträge im Vergleich der erfolgreichsten und am wenigsten erfolgreichen ökologisch wirtschaftenden
Testbetriebe 1998/99

* Signifikant bei p < 0,1.   1) Bei MF: Drittel.
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Ausgewählte Aufwandsdaten und Verbindlichkeiten im Vergleich der erfolgreichsten und am wenigsten
erfolgreichen ökologisch wirtschaftenden Testbetriebe 1998/99
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•  Inwiefern die erfolgreichen Betriebe auch effi-
zienter wirtschaften, wurde mit dem vorliegen-
den Datenmaterial nicht explizit untersucht. Erste
Hinweise hierfür gibt es allerdings schon: Die
erfolgreichen Milchviehbetriebe erzielen höhere
Milchleistungen bei nur einem halb so hohen
Kraftfutteraufwand wie die weniger erfolg-
reichen Milchviehbetriebe (Abbildung 5). Dar-
über hinaus weisen sie einen signifikant niedrige-
ren Aufwand für Tierarzt und Medikamente auf.

•  Erfolgreiche Betriebe haben im Vergleich zu
den weniger erfolgreichen Betrieben niedrigere
Verbindlichkeiten je ha LF (Abbildung 5). Hohe
Zinsen und Tilgungen können in weniger guten
Ertragsjahren ein beachtliches Risiko darstellen.

•  Erfolgreiche Betriebe erhalten schließlich hö-
here Prämien für umweltgerechte Agrarerzeu-
gung (im wesentlichen „Ökoprämie“) und auch
höhere Zulagen und Zuschüsse insgesamt je ha
LF als die weniger erfolgreichen Betriebe (Ab-
bildung 6). Die im Durchschnitt um etwa
200 DM/ha LF höheren Zulagen und Zuschüsse
können jedoch nur einen kleinen Teil der Ge-
winnunterschiede erklären. Wie der Tabelle 2 zu
entnehmen ist, weisen die erfolgreichen Be-
triebe einen um 1.674 DM höheren Gewinn je
ha LF auf. Die erfolgreichen Betriebe weisen
einen geringeren Anteil der Prämien am Gewinn
auf und sind somit von der Agrarpolitik weniger
abhängig als die weniger erfolgreichen Betriebe.
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Abbildung 6
Zulagen und Zuschüsse im Vergleich der erfolgreichsten und am wenigsten erfolgreichen ökologisch
wirtschaftenden Testbetriebe 1998/99

Neben den zuvor genannten Erfolgskennziffern
haben Köhne und Köhn (1998) in ihrer Untersu-
chung über ökologisch wirtschaftende Betriebe in
den neuen Bundesländern weitere Bestimmungs-
faktoren eines guten Betriebserfolgs ermitteln kön-
nen:
•  Erfolgreiche Betriebe wirtschaften in der Vieh-

haltung weniger vielseitig als die weniger er-
folgreichen Betriebe. Wie in der konventionel-
len Landwirtschaft gilt auch bei den Ökobetrie-
ben, dass Schwerpunktsetzungen die Betriebs-
führung erleichtern und verbessern.

•  Wie zu erwarten, erzielen die erfolgreichen Be-
triebe höhere Produktpreise (vor allem bei den

Ackerbauprodukten) als die weniger erfolgrei-
chen Betriebe. Höhere Produktpreise stellen
somit einen wesentlichen Bestimmungsfaktor
für den betrieblichen Erfolg dar. Dieser Aspekt
wurde mit dem Datensatz der Testbetriebe auf-
grund zu geringer Zellenbesetzung nicht analy-
siert.

•  Als ein weiterer bedeutsamer Erfolgsfaktor
wurden die Kosten der Arbeitserledigung er-
mittelt. Es bestünde gerade in ökologisch ge-
führten Betrieben, die vielseitig organisiert sind,
die Gefahr hoher Kosten der Arbeitserledigung.
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Fazit

In der Umstellung auf ökologischen Landbau
liegen große Chancen, aber auch Risiken. Genauso
wie sein konventionell wirtschaftender Kollege
muss der Ökobauer unternehmerisches Talent so-
wie eine hohe Kompetenz in der Produktion und
Vermarktung besitzen, um erfolgreich zu sein.

Um die Chancen und Risiken einer Umstellung
besser einzuschätzen, sollten Betriebsleiter, die mit

der Umstellung liebäugeln, sich einer intensiven
Beratung unterziehen und einen detaillierten Um-
stellungsplan aufstellen.

Aus den hier ermittelten Ergebnissen ergeben
sich weitere Schlussfolgerungen für die Praxis und
für die Politik, die im folgenden kurz skizziert wer-
den:

Wichtige
Erfolgsfaktoren

Schlussfolgerungen für die Praxis Schlussfolgerungen für die Politik

Naturalerträge •  Weiterentwicklung und Optimierung der
Produktionssysteme

•  Intensivierung der Kommunikation mit
anderen Landwirten und der Forschung

•  Forschungsförderung im Bereich des
ökologischen Landbaus

•  Förderung der Beratung und „Einrich-
tung“ von Demonstrationsbetrieben

Erzeugerpreise •  Ausbau der horizontalen und vertikalen
Kooperation

•  Verbesserung der Produktqualitäten

•  Überprüfung der Vermarktungs-
förderung

•  Überprüfung der Flächenprämien im
Hinblick auf Wettbewerbsverzer-
rungen

Kosten •  Ausbau der Kooperationen zwischen
landwirtschaftlichen Betrieben

•  Rationalisierung der Betriebsorganisation

•  Überprüfung von Förderbedingungen
und Standards

Betriebsgröße •  Möglichkeiten zur Ausdehnung der
Produktionskapazitäten ausloten (Zupacht
von Flächen, Aufstockung des Vieh-
bestandes, Aufnahme oder Ausweitung des
Angebots von Dienstleistungen)

•  Überprüfung von potenziell
wachstumshemmenden Regelungen

Im Rahmen dieses Beitrages konnten lediglich
erste Ergebnisse über die wichtigsten Bestim-
mungsfaktoren eines guten Betriebserfolges ermit-
telt werden. Die geringe Fallzahl begrenzt die
Analysemöglichkeiten. In weiteren Analyseschrit-
ten sollten - wenn möglich - multivariate Verfahren
zur Anwendung kommen.
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1 Einführung und Aufgabenstellung

Es gibt in Sachsen zwei Kernprobleme des Ge-
wässer- und Bodenschutzes: Nitratauswaschung
und Bodenabschwemmung durch Wasser. Bis An-
fang der 90er Jahre lagen die Herbst-Nitrat-Stick-
stoffgehalte der Böden von über 700 repräsentati-
ven Dauertestflächen in Sachsen über 100 kg/ha
LF. Ca. 60 % der Ackerfläche (ca. 450.000 ha) in
Sachsen, vor allem in der mittleren und südlichen
Region, sind von Wassererosion betroffen. Durch
Wassererosion werden mindestens 2,5 Mio. Tonnen
(ca. 3,5 t/ha) wertvoller Ackerboden umgelagert.
Ca. 25 % der Ackerfläche (ca. 150.000 ha) in Sach-
sen, vor allem in den nördlichen Gebieten mit
überwiegend sandigen Ackerböden, sind durch
Winderosion potenziell gefährdet.

Um diese Probleme in Sachsen lösen zu können,
wurde im Jahr 1993 auf der Grundlage der Verord-
nung (EWG) Nr. 2078/92 das Agrarumweltpro-
gramm „Umweltgerechte Landwirtschaft im Frei-
staat Sachsen“ (UL) entwickelt. In diesem Pro-
gramm wurden schwerpunktmäßig Flächen de-
ckende als auch einzelflächenbezogene Maßnah-
men für das Acker- und Grünland aufgenommen.

Neben den auf dem gesamten Ackerland einzu-
haltenden Beihilfevoraussetzungen im Rahmen der
Grundförderung „Umweltgerechter Ackerbau“
(UA) gibt es zusätzlich die Umwelt entlastende
Maßnahme (Zusatzförderung I) mit einer um 20 %
reduzierten Stickstoffdüngung auf der gesamten
Ackerfläche. Weiterhin werden Bode schonende
Maßnahmen (Zusatzförderung II) wie Mulchsaat
und Zwischenfruchtanbau gefördert.

Im Rahmen des „Kulturlandschaftsprogramms“
(KULAP) werden extensive Grünlandmaßnahmen
wie „reduzierter Mitteleinsatz“, „extensive Wiese“
und „extensive Weide“ gefördert, wobei das ge-
samte Grünland des Betriebs einzubeziehen ist.

Mit der Einführung des Programms UL im Jahr
1993/94 fanden die angebotenen Maßnahmen einen
regen Zuspruch bei den sächsischen Landwirten.
Insgesamt werden ca. zwei Drittel der landwirt-
schaftlich genutzten Fläche nach den Bedingungen
der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 umweltgerecht
bewirtschaftet. Die Abbildungen 1 und 2 zeigen in
den Teilprogrammen „Umweltgerechter Ackerbau“
und „KULAP“ die Entwicklung der einbezogenen
Flächen.

Jährlich werden ca. 100 Mio. DM für freiwillig
erbrachte Umweltleistungen im Programm UL
gezahlt. Um diese eingesetzten finanziellen Mittel
für den Steuerzahler transparent zu machen, hat
man sich in Sachsen bereits frühzeitig für eine
Evaluierung und Bewertung des Programms UL
entschieden. Die Sächsische Landesanstalt für
Landwirtschaft wurde im Jahr 1994 damit beauf-
tragt. Schwerpunkte dieser wissenschaftlichen Be-
gleitung und Bewertung sind die Umwelteffekte,
die Markt- und Einkommenseffekte der jeweiligen
Teilprogramme. Es wurde insbesondere Wert dar-
auf gelegt, dass die Effekte der einzelnen Maßnah-
men und Förderstufen mit der sogenannten „Null“-
Variante (Nicht-Programmteilnehmer) verglichen
werden.

Dieser Bericht ist einerseits die Darstellung der
Ergebnisse der Jahre 1995 bis 1999.

Die Ergebnisse der wissenschaftlichen Bewer-
tung und Begleitung trugen mit dazu bei, dass das
sächsische Agrarumweltprogramm „Umweltge-
rechte Landwirtschaft“ auch in der künftigen För-
derperiode 2000 bis 2006 in bewährter Form und
im bewährten Umfang fortgesetzt werden kann.
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Abbildung 1
Flächenumfang im Teilprogramm „Umweltgerechter Ackerbau“ (UA)

Quelle: Sächsischer Agrarbericht (1994, 1995, 1996, 1997, 1998, 1999).
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2 Umfang und gegenwärtiger Stand der beglei-
tenden Untersuchungen in ausgewählten Be-
trieben sowie Erhebungen in der Landwirt-
schaft

Begleitende wissenschaftliche Untersuchungen
werden auf drei Ebenen durchgeführt:
a) Untersuchungen in zwei Fruchtfolgen mit ge-

staffelter Bewirtschaftungsintensität im Lehr-
und Versuchsgut Köllitsch der LfL;

b) Untersuchungen zum Restnitratgehalt im Boden
im Spätherbst auf über 1,021 Dauertestflächen
in Sachsen;

c) Auswertung der Schlagkarteien von 72 UL-
Referenzbetrieben.
In diesem Beitrag werden nur Ergebnisse der

Auswertung der Schlagkarten der Referenzbetriebe
für folgende Prüfmerkmale vorgestellt:
•  Nährstoffbilanzen für N, P, K
•  Mittelaufwand PSM
•  Ertragsentwicklung (dt/ha)
•  Dauer der Schwarzbrache
•  Deckungsbeitrag (DM/ha)

Verglichen werden immer folgende Förderstufen:
•  Nichtteilnehmer (ohne)
•  Grundförderung (GF)
•  Grundförderung und Zusatzförderung I

(GF + ZI) (Umweltentlastende Maßnahmen)
•  Grundförderung und Zusatzförderung II

(GF + ZII) (Boden schonende Maßnahmen)
•  Grundförderung und Zusatzförderung I + II

(GF + ZI + ZII)
Bei der Untersuchung der Einkommenseffekte

wurden neben den Schlagkarten der Referenzbe-
triebe auch Buchführungsergebnisse der Haupter-
werbsbetriebe Sachsens ausgewertet sowie eine
Befragung zur Wirksamkeit des Programms UL
durchgeführt.

3 Ergebnisse - Bewertung der Wirkungen auf
Umwelt, Einkommen und Märkte

3.1 Umwelteffekte

Nährstoffbilanzen der UL-Referenzbetriebe

In der Richtung (Tendenz) sind die Nährstoff-
bilanzsalden, die nach der Düngeverordnung be-
wertet werden, in etwa gleich mit denen der Vor-
jahre. Die teilweise positiven Bilanzwerte resultie-
ren aus einer im Mittel um ca. 13 kg/ha höheren N-
Düngung aufgrund der sehr niedrigen Nmin–Werte
im Frühjahr 1999. Die Werte schwanken zwischen -
16 und +23 kg/ha bei einer Streuung von ±60 kg/ ha
im Normalbereich.

Bei Phosphor ist auch 1999 keine Besserung zu
erkennen. Das weitere Sparen an P-Dünger wirkt
sich aber nach wie vor immer noch ungünstig auf
die Entzüge und die Fruchtbarkeit der Böden aus.
Ein Wiederauffüllen der Böden kommt in der Regel
teurer und ist langwieriger als kontinuierliche Dün-
gung und Halten der Versorgungsstufe C.

Bei Kalium sind auch 1999 negative Bilanzen in
allen Förderstufen zu verzeichnen. Im Vergleich
zum Mittel 1995 bis 1999 hat sich die Situation
nicht weiter verschlechtert. Hier gilt das Gleiche
wie bei der P-Versorgung.

Zum zweiten Mal wurde bei der Betrachtung
der Umwelteffekte eine Hoftorbilanz nach Dünge-
verordnung berechnet (Tabelle 2). Die Ergebnisse
zwischen Schlag- und Hoftorbilanz unterscheiden
sich auch weiterhin erheblich. Als Ursachen kom-
men in Betracht:
•  Ein gewisser Teil der Ernteprodukte (Tier,

Pflanzen) befindet sich nach wie vor noch im
Betrieb. Zum Teil erfolgt gezielt eine Lager-
haltung für noch nicht verkaufte Produkte. Die
positiven Bilanzsalden bedeuten deshalb nicht,
dass dieser N-Überhang sich im Boden befindet.

•  Ein Teil der zugekauften Futtermittel sowie
Düngemittel, die nicht verbraucht wurden, la-
gern ebenfalls im Betrieb, befinden sich also
nicht im Boden, sind aber Bestandteil des N-
Saldos.

•  Die negativen Salden bei der Schlagbilanz wer-
den mit verursacht durch die zu geringe Be-
wertung der anfallenden Nährstoffe aus der
Tierhaltung (zu geringe Mengenangabe der ein-
gesetzten Wirtschaftsdünger).
Die dargestellte Hoftorbilanz sollte deshalb

nicht überbewertet werden.

Dauer der Schwarzbrache

Eine bedeutende Rolle spielt die Dauer der
Schwarzbrache hinsichtlich der Nitratauswaschung
und der Bodenerosion. Die Ergebnisse sind in Ta-
belle 3 dargestellt. Gegenüber den Nichtteilnehmern
konnten die UL-Teilnehmer in der Grundförderung
sowie in der Stufe GF + ZI die Dauer der Schwarz-
brache um 12 bis 19 % verkürzen. Die kombinierte
Förderung GF + ZI + ZII und die Stufe GF + II hat
die Dauer der Schwarzbrache um ca. 25 bis 40 %
verkürzt. Die Teilnehmer der Förderstufe „Ökologi-
scher Landbau“ haben im Mittel die gleiche Dauer
der Schwarzbrache wie die Nichtteilnehmer. Zwi-
schen den Jahren sind große Schwankungen zu ver-
zeichnen. Die Dauer der Schwarzbrache nimmt von
1994 zu 1999 in der Tendenz ab.
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Tabelle 1
Durchschnittliche Nährstoffbilanz 1999 bei unterschiedlicher Förderung (nach Düngeverordnung)

1

Förderung

Ohne 115 30 19 147 15 -1
GF 115 46 9 149 21 17
GF + Z I 101 10 9 126 -6 -8
GF + Z I + Z II 92 41 9 119 23 -1
GF + Z II 126 35 14 160 15 14
Ökol. Landbau 0 22 36 68 -16 -27

Ohne 10 9 31 -12 -6
GF 14 13 31 -4 -3
GF + Z I 12 3 26 -11 -7
GF + Z I + Z II 13 15 24 4 4
GF + Z II 15 10 33 -8 -7
Ökol. Landbau 0 9 12 -5 -8

Ohne 16 58 132 -57 -57
GF 21 85 133 -27 -34
GF + Z I 23 22 111 -66 -45
GF + Z I + Z II 29 69 107 -9 -17
GF + Z II 23 61 140 -56 -55
Ökol. Landbau 0 47 60 -19 -38

1) Nach Düngeverordnung.

(kg/ha)(kg/ha) (kg/ha) (kg/ha) (kg/ha)
K-mineralisch K-organisch 1999 1995-1999

K-Zufuhr K-Entzug K-Bilanz K-Bilanz

P-Zufuhr

(kg/ha)

(kg/ha) (kg/ha)

1999P-mineralisch P-organisch
(kg/ha)

(kg/ha)

(kg/ha)(kg/ha)(kg/ha)

P-Entzug P-Bilanz P-Bilanz

1995-1999

N-Zufuhr

(kg/ha) (kg/ha) (kg/ha)

N-mineralisch N-organisch N-Bindung
Leguminosen

N-Entzug N-Bilanz N-Bilanz

1995-19991999

Andere Umwelteffekte

Umwelteffekte lassen sich aber auch erkennen,
wenn Kriterien wie durchschnittliche Schlaggröße,
Anzahl angebauter Ackerfrüchte sowie Anteil Getreide
und Leguminosen an der Ackerfläche betrachtet
werden. Die mittlere Schlaggröße liegt von einigen
Ausnahmen abgesehen bei ca. 17 ha. Interessant ist die
Tatsache, dass die meisten Betriebe mehr als sechs
Fruchtarten anbauen. Die befürchtete Abnahme der
Kulturartenvielfalt ist nicht eingetreten. Der Getreide-
anteil an der Anbaufläche beträgt 25 bis 75 %. Der
Leguminosenanteil hat gegenüber 1998 wieder zuge-
nommen. Diese Tendenz ist auch im ökologischen

Landbau festzustellen. Der Anbau von Kleegras bzw.
Luzernegras nimmt zu.

Pflanzenschutzmitteleinsatz

Bezüglich der Bewertung der Intensität der Pflan-
zenschutzmittelanwendung dient als Kriterium die
angewendete Pflanzenschutzmittelmenge.

Es wird dabei unterstellt, dass durch die große An-
zahl von erfassten Daten das unterschiedliche Umwelt-
verhalten verschiedener Pflanzenschutzmittel und un-
terschiedliche Aufwandmengen, die zur Erreichung der
biologischen Wirksamkeit erforderlich sind, ausge-
glichen werden. Diese Annahme wird auch durch die
Kontinuität der nunmehr über fünf Jahre vorliegenden
Ergebnisse bestätigt.
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Tabelle 2
Durchschnittliche Hoftorbilanz 1999 bei unterschiedlicher Förderung (unter Benutzung des Richtwertsys-
tems laut Düngeverordnung)

1

Förderung

Ohne 194 141 53
GF 159 111 48
GF + Z I 139 106 31
GF + Z I + Z II 145 83 62
GF + Z II 169 117 59
Ökol. Landbau 34 37 -3

Ohne 20 25 -5
GF 21 19 2
GF + Z I 13 18 -6
GF + Z I + Z II 26 14 12
GF + Z II 19 21 -2
Ökol. Landbau 3 4 -2

Ohne 63 48 15
GF 39 33 5
GF + Z I 30 35 -5
GF + Z I + Z II 58 21 38
GF + Z II 32 38 -6
Ökol. Landbau 6 7 -1

1) Unter Benutzung des Richtwertsystems laut Düngeverordnung.

P-Zufuhr P-Abfuhr P-Bilanz
(kg/ha) (kg/ha) (kg/ha)

N-Bilanz
(kg/ha)(kg/ha)(kg/ha)

N-Zufuhr N-Abfuhr

K-Zufuhr K-Abfuhr K-Bilanz
(kg/ha) (kg/ha) (kg/ha)

Tabelle 3
Mittlere Dauer (in Tagen) der Schwarzbrache bei verschiedenen Förderstufen

Förderstufe

Ohne 52 65 47 53 26 49
GF 45 38 48 40 43 43
GF + Z I 30 52 48 28 40 40
GF + Z I + Z II 30 33 26 27 28 29
GF + Z II 37 44 36 40 28 37
Ökol. Landbau 67 45 44 43 47 49

Mittlere Dauer 44 46 42 39 35

1) Zeitraum zwischen Pflügen bis zur Bestellung der nächstfolgenden Frucht, längstens bis zum Frühjahr des Folgejahres.

1994/95 1995/96
Tage 1) Tage 1) Tage 1) Tage 1)

1996/97 1997/98
Tage 1)

1998/99 1994-1999
Tage 1)
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Tabelle 4
Durchschnittlicher Pflanzenschutzmitteleinsatz in
kg bzw. l/ha nach Förderstufen im Verhältnis zur
Ackerfläche des Erntejahres 1999

Förderstufe

Ohne 5.992 24.567 4,1 100,0

GF 10.409 44.758 4,3 104,9

GF + Z I 3.087 8.026 2,6 63,4

GF + Z I + Z II 9.068 24.483 2,7 65,9

GF + Z II 13.118 62.966 4,8 117,1

Ökol. Landbau 1.155 0 0,0 0,0

AnteilPSM-PSM-Acker-
Aufwand

(kg bzw. l/ha) (%)
fläche
(ha) (kg bzw. l)

Einsatz

Wie der durchschnittliche Pflanzenschutzmit-
telaufwand in kg/ha bzw. l/ha ausweist (Tabelle 4),
war 1999 ein um ca. 5 % höherer Mittelaufwand
bei den Programmteilnehmern der Grundförderung
im Vergleich zu Betrieben ohne Förderung festzu-
stellen. Die Gründe dieses geringfügig höheren
Mittelaufwandes sind vielfältiger Natur. So wurden
regional unterschiedliche Bekämpfungsnotwendig-
keiten infolge des Auftretens einzelner Schadorga-
nismen festgestellt.

Im Gegensatz zur Grundförderung konnten in
der Fördergruppe Grundförderung und Zusatzförde-
rung I die wirksamsten Effekte bezüglich der Re-
duzierung der Pflanzenschutzmittelintensität er-
mittelt werden, da die Programmteilnehmer auf den
Einsatz von Wachstumsregulatoren und auf die
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit Was-
serschutzgebietsauflage verzichten. Dieser freiwil-
lige Verzicht der Programmteilnehmer auf die An-
wendung einer ganzen Pflanzenschutzmittelgruppe
minderte direkt und indirekt die Intensität der
Pflanzenschutzmittelanwendung um ca. 37 %,
allerdings auch in Verbindung mit der geforderten
Stickstoffreduzierung, die Ertragserwartung bei
Getreide. Fast ebenso deutliche Effekte bei der
Verminderung der Intensität der Pflanzenschutz-
mittelanwendung wurden bei den kombinierten
Maßnahmen aus Grundförderung, Zusatzförderung
I und II (bodenschonende Maßnahmen) erzielt. In
dieser Fördergruppe war der Pflanzenschutzmit-
telaufwand um ca. 34 % vermindert.

Abweichend von den bisher bewerteten Ergeb-
nissen wendete die Fördergruppe Grundförderung
und Zusatzförderung II ca. 17 % mehr Pflanzen-
schutzmittel an. Eine Ursache dafür kann in der
Anwendung der geforderten bodenschonenden
Maßnahmen, wie beispielsweise die pfluglose Bo-

denbearbeitung, liegen, da hier in der Regel ein
höherer Herbizidaufwand erforderlich ist.

3.2 Einkommenseffekte

Zur Beurteilung der Einkommenseffekte wurden
Deckungsbeiträge und Erträge aus den betriebs-
wirtschaftlichen Schlagkarten der UL-Referenzbe-
triebe herangezogen.

Im Rahmen der Untersuchungen auf Betriebs-
zweig- bzw. Verfahrensebene wurden für die Jahre
1995 bis 1999 die betriebswirtschaftlichen Schlag-
karten ausgewertet.

Bei allen Daten wurden förderungsunrelevante
Einflüsse, wie günstige Betriebsmitteleinkäufe und
Prämienkürzungen, weitestgehend ausgeschlossen.
Nicht möglich war dies für den Einfluss der Jah-
reswitterung. Die nachfolgenden Ergebnisse zu
Deckungsbeiträgen sind deshalb neben den Förde-
rungseinflüssen durch das Programm UL auch im-
mer witterungsbedingt. In der Abbildung 3 sind die
Deckungsbeiträge der Betriebsgruppen in den je-
weiligen Förderstufen über fünf Jahre zusammen-
gefasst und gemittelt worden.

Der Anstieg der Gesamtdeckungsbeiträge in den
fünf Jahren ist auf steigende Erträge sowie die
Zunahme des Hackfruchtanteils und der Stufe GF +
ZII in der Auswertung zurückzuführen. Trotz un-
terschiedlicher Gesamthöhen zwischen den Jahren
sind die Relationen der Förderstufen zueinander
vergleichbar und etwa ausgeglichen.

Ohne Förderung : 1.361 DM/ha
Grundförderung : 1.297 DM/ha
Zusatzförderung I: 1.347 DM/ha
Zusatzförderung I+II: 1.360 DM/ha
Zusatzförderung II: 1.440 DM/ha

Der Vergleich der fünfjährigen Mittelwerte er-
gibt bei der Betrachtung aller Förderstufen nur
geringe Unterschiede, d. h. bis zur Förderstufe GF
+ ZI + ZII leichte Einkommenseinbußen. Nur beim
Vergleich der Stufen ohne Förderung mit der Stufe
GF + ZII ergibt sich ein Vorteil von 80 DM/ha für
die ZII.

Mit den Prämien der einzelnen Förderstufen
konnte also insgesamt eine etwa einkommensneut-
rale Teilnahme am Programm „Umweltgerechter
Ackerbau“ erreicht werden.

Die mittleren Abweichungen der Förderstufen
über fünf Jahre ergeben ein fast ausgeglichenes
Bild, d. h., die Prämien haben die Einkommensein-
bußen nahezu kompensiert.
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Abbildung 3
Gesamtdeckungsbeiträge Marktfruchtbau in Abhängigkeit von der Förderstufe

3.3 Markteffekte

Die Ergebnisse der Schlagkarteiauswertung der
UL-Referenzbetriebe sind fünfjährige Aussagen.
Deutliche Tendenzen bei der Ertragsentwicklung in
Abhängigkeit der Förderstufe sind in Tabelle 5 zu
erkennen. Es zeigt sich, dass bei Weizen, Roggen,
Gerste, Raps und Silomais im Vergleich zu den Nicht-
teilnehmern bei den Teilnehmern der Grundförderung
und besonders bei den Teilnehmern der Grtundförderung

in Verbindung mit der Zusatzförderung I und deren
Kombination mit der Zusatzförderung II sowie den
Betrieben des ökologischen Landbaues eine beachtliche
Ertragsreduktion erzielt werden konnte.

Im Mittel beträgt die Marktentlastung im Erntejahr
1999 bei: (Mittel 1995 – 1999)
� Nichtteilnehmern zu GF = 0 % (4 %)
� Nichtteilnehmern

zu GF+Z I/GF+Z I+Z II = 24 % (21 %)
� Nichtteilnehmern zu ÖL = 57 % (48 %).

Tabelle 5
Einfluss der UL-Förderstufen auf den Ertrag (Erntejahr 1999)

Fruchtart

Winterweizen 70,6 77,1 97 80 39
Wintergerste 64,5 63,3 106 84 45
Winterroggen 57,1 62,7 99 61 46
Winterraps 34,2 37,6 103 72
Silomais 448,5 458,4 102 86 42

101 77 43

Ertrag

Sachsens

Ertrag nach Förderstufen

keine GF GF + Z I Ökologischer

% %
insgesamt

dt/ha dt/ha (= 100 %) %
GF + Z I + Z II Landbau

4 Zusammenfassung

Aus den bisher vorliegenden Ergebnissen der Aus-
wertung der Schlagkarten der UL-Referenzbetriebe zeigt
sich, dass die Ziele des Programms „Umweltgerechter
Ackerbau“  im  Wesentlichen  erreicht  werden. Bei

Überschussprodukten tritt eine wirksame
Marktentlastung ein. Durch die Fördermaßnahmen
kann eine deutliche Umweltentlastung bei
gleichzeitiger finanzieller Kompensation der zu-
sätzlichen Leistungen bzw. Ertragseinbußen durch
die Förderprämien erreicht werden.
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Evaluierung des bayerischen Kulturlandschaftsprogrammes - Stand und Per-
spektiven

Dr. Michael Köbler1

                                                          
1 Lehrstuhl für Wirtschaftslehre des Landbaues der TU München.

1 Einleitung

Mit bayernweit knapp 100.000 geförderten Be-
trieben (1999) und einer durchschnittlichen Zu-
wendung in Höhe von ca. 4.500 DM/Betrieb (vgl.
Abbildung 1) nimmt das bayerische Kulturland-
schaftsprogramm (KULAP) eine besondere Stel-
lung innerhalb der Agrarumweltprogramme in
Deutschland ein. Insgesamt wurden 1999 knapp
455 Mio. DM an die Landwirte ausbezahlt.

Mit der Gewährung einer Grünlandprämie hat
Bayern einen richtungsweisenden Weg beschritten,

der sich mittlerweile auch in den Konzepten zur
Neuorientierung der Agrarpolitik widerspiegelt.
Kritik an der bayerischen Grünlandprämie
(210 Mio. DM) gibt es jedoch insbesondere im
Zusammenhang mit der Fördermöglichkeit von
Betrieben mit mehr als 2,0 GV/ha. Weitere Kritik-
punkte waren die zwischenzeitlich eingestellte
Grundförderung mit ca. 100 Mio. DM sowie eine
mangelnde regionale bzw. problemorientierte Dif-
ferenzierung der Auflagen und Förderbeträge.
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Quelle: Bay. Agrarbericht 2000. 

Abbildung 1
Bayerisches Kulturlandschaftsprogramm Teil A

2 Regionale Differenzierung

Da das KULAP gerade an solchen Vertrags-
punkten gemessen wird, bei denen die Öffentlich-
keit in besonderem Maße die negativen externen
Effekte der Landbewirtschaftung wahrnimmt
(Trinkwasserschutz, Erosionsschutz, umweltge-
rechte Talauennutzung sowie biotischer Ressour-
censchutz und Landschaftsbild), sollte durch eine

problemorientierte Ausgestaltung der Förderung
diesen Aspekten stärker Rechnung getragen wer-
den. Momentan geht z. B. bei einer Förderhöhe von
500 DM/ha für die „Umwandlung von Acker in
Grünland in sensiblen Gebieten“ von dieser Maß-
nahme kein richtungsweisendes Signal für eine
umweltgerechte Talauennutzung aus, da sie für
viehlos wirtschaftende Betriebe keine finanzielle
Alternative zur Ackernutzung darstellt.
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Die Stufe a (200 DM/ha) der Grünlandprämie
(Umbruchverbot, Mindestviehbesatz, Mulchverbot;
kein flächiger chemischer Pflanzenschutz) ist mit
ca. 455.000 ha kaum regionalspezifisch ausgeprägt
(vgl. hierzu Ahrens et al., 2000).

Auf ca. 200.000 ha verzichten die Landwirte im
Rahmen der Stufe b (400 DM/ha) der Grünland-
prämie auf den Einsatz mineralischer Düngemittel.
Diese Fördermöglichkeit wird fast ausschließlich
nur in den Alpen und dem bayerischen Wald in
Anspruch genommen. Mit Blick auf die großen
zusammenhängenden Grundwasserleiter (z. B.
Münchner Schotterebene) trägt diese Maßnahme
dazu bei, den wirtschaftseigenen Dünger möglichst
effizient zu verwerten und den Nitrateintrag in das
Grundwasser zu reduzieren. Ein ursächlicher Zu-
sammenhang mit den zum Teil deutlichen Verbes-
serungen bei der Nitratkonzentration in vielen
Grundwasserleitern Südbayerns kann hier sicher-

lich nicht abgeleitet werden, dennoch zeigt sich,
dass die Maßnahmen in der Summe greifen.

Im Zusammenhang mit der Förderung von
Mulchsaatverfahren dokumentiert Abbildung 2 mit
insgesamt 43.000 ha eine insgesamt geringe Ak-
zeptanz. Für die in der Abbildung grau hinterlegten
Landkreise wurde der Silomaisanteil sowie der
Prozentsatz an Mulchsaatverträgen ausgewiesen.
Hierbei wird insbesondere bei den Landkreisen im
Tertiären Hügelland deutlich, dass die Teilnahme-
quoten mit etwa 2 % weit hinter den Möglichkeiten
zurückbleiben. Hervorzuheben ist die gute Ver-
tragsteilnahme auf den Hopfenanbauflächen im
Tertiären Hügelland. Aufgrund der besonderen
Erosionsgefährdung im Tertiären Hügelland wäre
es dort sinnvoll, den Programmpunkt „umweltori-
entiertes Betriebsmanagement“ mit den Mulchsaat-
vereinbarungen zu koppeln.

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 2
Umfang und regionale Verteilung der Mulchsaatflächen
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3 Ökologischer Landbau

Im Rahmen des bayerischen Kulturland-
schaftsprogrammes wird der ökologische Landbau
mit 450 DM/ha Acker- bzw. Grünlandfläche geför-
dert. Im Hinblick auf die Förderhöhe liegt dabei
Bayern deutlich vor vielen anderen Bundesländern.
Die Konsequenzen einer weiteren Anhebung der
Flächenprämien für den ökologischen Landbau im
Rahmen der Neuorientierung der Agrarpolitik las-
sen sich somit tendenziell an der Entwicklung in
Bayern abschätzen. Abbildung 3 zeigt die regionale
Verteilung der Öko-Flächen in Bayern. Von den
knapp 85.000 ha liegt ein Großteil der Flächen in
Landkreisen mit hohem Grünlandanteil.

Trotz der hohen Flächenförderung von
450 DM/ha zeigt Abbildung 3 ein starkes Nord-
Süd-Gefälle bei den Öko-Flächen in Bayern. Um
mögliche Umstellungsgründe bzw. -hindernisse
erfassen zu können, wurden in der nachfolgenden

Abbildung 4 für den Zeitraum 1997 bis 1999 die
Änderungen bei den Öko-Vertragsflächen doku-
mentiert. Neben starken Zuwächsen in den südbay-
erischen Landkreisen Traunstein, Rosenheim und
Miesbach zeigt die Abbildung relativ geringe Zu-
wächse in den übrigen Landkreisen bzw. sogar
einen Rückgang der Öko-Flächen im Bayerischen
Wald. Der Flächenrückgang in einigen Landkreisen
Bayerns ist im Wesentlichen auf nicht erfüllte
Preis- und Absatzvorstellungen zurückzuführen.
Aufgrund der ungünstigen Lage zu Verarbeitungs-
stätten und Absatzmärkten ergeben sich hohe Er-
fassungs- bzw. Vermarktungskosten, die von den
Betrieben offensichtlich deutlich unterschätzt wur-
den. In Verbindung mit kleineren Betriebsstruktu-
ren führte dies nicht nur im Bayerischen Wald zu
einem Rückgang der Öko-Flächen. Im benachbar-
ten Österreich lag trotz vergleichbar hoher Flä-
chenprämie im Vergleichszeitraum die Rü-
ckumstellerquote bei 13 % (vgl. Schermer, 2001).

Abbildung 3
Umfang und regionale Verteilung des ökologischen Landbaues in Bayern
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Abbildung 4
Flächenänderung im Öko-Landbau 1999 gegenüber 1997

Auf einem Markt mit Angebotsüberschuss – und
damit ist mittelfristig zu rechnen – trägt die Flä-
chenprämie dazu bei, dass Betriebe mit günstiger
Produktionsstruktur zu einem niedrigeren Preis ihre
Produkte anbieten und absetzen können. Bei dieser
Fallgestaltung führt die Gewährung einer Flächen-
prämie langfristig zu sinkenden Erzeugerpreisen.
Hinzu kommt, dass der Pachtanteil bei den bayeri-
schen Haupterwerbsbetrieben über 40 % beträgt
und sich somit steigende flächenbezogene Zahlun-
gen auch in höheren Pachtpreisen widerspiegeln.

Ebenfalls von Bedeutung ist der Abstand zwi-
schen der Umweltförderung konventioneller Be-
triebe und den Fördermöglichkeiten im ökologi-
schen Landbau. Bei Verzicht auf mineralische
Düngemittel liegt die Grünlandförderung im Rah-
men der Grünlandprämie je nach Viehbesatz bei
375 bis 400 DM/ha. Der Abstand zur Öko-Förde-
rung beträgt somit oft nur 50 DM/ha.

In den Landkreisen mit großen Zuwachsraten
bei den Öko-Betrieben stehen meist die neuge-
schaffenen Absatzmöglichkeiten für z. B. Öko-
Milch im Vordergrund. Dies lässt den Schluss zu,
dass eine Ausweitung des ökologischen Landbaues
weniger durch eine weitere Anhebung der Flächen-
prämien, sondern vielmehr durch die Schaffung
regionaler Verarbeitungs- und Vermarktungsstruk-
turen erreicht werden kann.
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4 Biotischer Ressourcenschutz

Der Effekt auf den biotischen Ressourcenschutz
lässt sich nur sehr begrenzt aus den Teilnahme-
quoten der relevanten KULAP-Programmpunkte
ableiten. So wurde z. B. bereits 1997 ein deutlicher
Zusammenhang zwischen dem phänologischen
Schnittzeitpunkt und der Teilnahme am Programm-
punkt „Extensivierung von Wiesen (Schnittzeit-
punkt)“ festgestellt (vgl. Köbler, 1997).

Im Rahmen des Programmpunktes „Streuobst-
bau“ werden bayernweit 297.000 Bäume gefördert.
BStMELF (1999) enthält eine detaillierte Pro-
grammbeschreibung und Erläuterungen zu den
jeweiligen Programmzielen.

Der Programmpunkt „langfristige Bereitstellung
von Flächen für agrarökologische Zwecke“ hat nur
eine untergeordnete Bedeutung. Dies dürfte lang-
fristig aufgrund des geringen Förderbetrages auch
für den Programmpunkt Umwandlung von Acker in
Grünland in sensiblen Gebieten gelten. Die Förde-
rung von 15 m breiten Ackerrandstreifen in Ver-
bindung mit einem Verzicht auf den Anbau von
erosionsgefährdeten Reihenkulturen auf dem restli-
chen Feldstück ist zwar richtungsweisend für den
Erosionsschutz und den Schutz der Ackerwild-
kräuter, aufgrund der begrenzten Anpassungsmög-
lichkeiten vieler Betriebe dürfte jedoch dieser Pro-
grammpunkt nur wenig nachgefragt werden.

Mit der Fokussierung auf sensible Gebiete ent-
hält das KULAP durchaus Maßnahmen, die eine
stärker problemorientierte Förderung von Agrar-
umweltmaßnahmen zulassen. Gemessen an dem
Gesamtbudget nehmen diese Vertragspunkte der-
zeit nur eine untergeordnete Stellung ein.

Fazit:

– Gesamtbetriebliche und betriebszweigbezo-
gene Maßnahmen sind aus Sicht des Umwelt-
schutzes zu begrüßen.

– Im Programmpunkt „umweltorientiertes Be-
triebsmanagement“ bleibt eine Beschränkung
der Forderung nach ausgeglichenen Nährstoff-
bilanzen auf den Bereich der Wirtschaftsdünger
deutlich hinter den Erfordernissen zurück.

– Eine starke Ausrichtung auf den Grünland-
bereich ergibt sich zwar aus den natürlichen
Standortbedingungen in Bayern. Umweltprob-
leme der Landwirtschaft gibt es jedoch gerade
außerhalb dieser Gebietskulisse (Bodenerosion,
Nitrat, enge Fruchtfolgen, ...). Hier greifen die
bislang aufgelegten Maßnahmen nur unzurei-
chend.

– Durch die landesweit vorliegenden Grundlagen-
daten zu potentiellen Gebietskulissen (Über-
schwemmungsgebiete, Biotoptypen der Kultur-
landschaft) wäre die stärker raum- und zielbe-
zogene Ausrichtung der geförderten Maßnah-
men bzw. Prämiendifferenzierung zur Steige-
rung des Effektes auf die Umwelt möglich.

– Ein weiterer Ausbau der standort- und prob-
lemorientierten Ausgestaltung des KULAP ist
nicht zuletzt im Hinblick auf die Sicherung der
gesellschaftlichen Akzeptanz dringend erfor-
derlich.
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Evaluierung der Grünlandextensivierungsprogramme im Mittelgebirge Nord-
rhein-Westfalens

Dr. Michael Anger, Alexander Malcharek und Udo Hoffmann
1

                                                          
1
 Universität Bonn, Institut für Pflanzenbau.

1 Einleitung

Nachfolgend werden wesentliche Ergebnisse
des Forschungsvorhabens „Effizienzkontrolle der
Grünlandextensivierungsprogramme im Mittelge-
birge Nordrhein-Westfalens“ vorgestellt. Diese,
von der Landesregierung in Düsseldorf (MURL),
finanzierte Studie wurde von drei Instituten der
Universität Bonn in den Jahren 1995 bis 1999 unter
Federführung des Instituts für Pflanzenbau mit den
vier nachstehenden Teilprojekten erstellt:
A Bewertung des nachhaltigen Nährstoffeinsatzes

anhand von Hoftorbilanzen
B Bewertung der Futterqualität von Exten-

sivgrünlandaufwüchsen und Möglichkeiten ihrer
Verwertung im Grünlandbetrieb (beide Institut
für Pflanzenbau)

C Naturschutzfachliche Effizienzkontrolle (Insti-
tut für Landwirtschaftliche Botanik)

D Ökonomische Effizienz von Umwelt- und Na-
turschutzmaßnahmen (Institut für Landwirt-
schaftliche Betriebslehre)
Für die Mittelgebirgsregionen in Nordrhein-

Westfalen wurden die Erhebungen exemplarisch
durchgeführt in den Kreisen Euskirchen (Eifel),
Siegen-Wittgenstein (Siegerland) sowie den Rhei-
nisch Bergischen und Oberbergischen Kreisen
(Bergisches Land). Das unter Punkt A dargestellte
Teilprojekt behandelt primär den abiotischen Res-
sourcenschutz im Grünlandbetrieb, während in den
übrigen Teilprojekten B bis D Grünlandschutzpro-
gramme im Mittelpunkt standen, die den Schutz bi-
otischer Ressourcen verfolgen. Die durchgeführte
Effizienzkontrolle wichtiger Grünlandschutzpro-
gramme hatte das Ziel, die mit den Programmen
verbundenen Auflagen zu überprüfen und zudem
Informationen zur Verbesserung der Programme zu
liefern.

2 Schutz abiotischer Ressourcen („Förderung
extensiver Grünlandnutzung“)

2.1 Material und Methoden

Obwohl im Programm „Förderung extensiver
Grünlandnutzung“ (= Extensivierung, Teil B;
MURL, 1995a) nicht ausdrücklich als Ziel ausge-
wiesen, sollen doch mit den Auflagen des Pro-
gramms vorrangig Nährstoffverluste gesenkt wer-
den. Die wichtigsten Merkmale dieses Programms
sind (MURL, 1995a):
•  Auflagen gelten für alle Grünlandflächen eines

Betriebes,
•  Viehbesatz 0,3 bis 1,4 RGV/ha -1   Hauptfutter-

fläche (mit RGV nach MURL, 1995a),
•  kein Einsatz von chemisch-synthetischen Dün-

gemitteln und Pflanzenschutzmitteln,
•  keine Nutzungsauflagen (z. B. Besatzdichte,

Nutzungstermin und -frequenz),
•  keine Reglementierung des Zukauffutterimpor-

tes.
Im Teilprojekt A wurden - als Indikator für

Nährstoffverluste - die N-, P- und K-Überschüsse
mit der Hoftorbilanz ermittelt. Auf der Basis einer
im Jahr 1995 durchgeführten Befragung in 206 Be-
trieben in den genannten Untersuchungsregionen
konnte für 135 Untersuchungsbetriebe eine Be-
rechnung der Nährstoffsalden erfolgen. Die
zugrunde gelegten Konzentrationsangaben in den
importierten und exportierten Gütern entstammten
den Betriebsangaben oder Faustzahlen (DLG, 1985;
Anonymus, 1993; LK-Rheinland, 1995a und b,
DLG, 1997); der Viehbesatz wurde mittels KTBL-
Schlüssel berechnet (KTBL, 1996; 500 kg LG =
1 GV) und nicht nach dem GV-Schlüssel, der den
Extensivierungsprogrammen zugrunde liegt
(MURL, 1995 a und b), denn dieser unterscheidet
nur grob zwischen den Tiergruppen.
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Da insbesondere die Milchviehhaltung durch
hohe Nährstoffimporte gekennzeichnet ist, denen
mit dem Verkauf von Milch und Fleisch nur ge-
ringe Nährstoffexporte gegenüberstehen, lag hier
der Schwerpunkt der Studie; die untersuchten
Grünlandbetriebe mit Milchproduktion wiesen
mindestens 93 % Grünland an der LN auf.

2.2 Ergebnisse und Diskussion

In Bezug auf die wesentlichen Produktions-
merkmale des Produktionsverfahrens „Milchvieh-
haltung mit Nachzucht“ finden sich zwischen den
Betriebsklassen ohne Bewirtschaftungsauflagen (=
konventionell) und mit Programmauflagen (= nähr-
stoff-extensiv) nur Unterschiede im Umfang der
Betriebsfläche und des Viehbesatzes (vgl. Fußnote
Tabelle 1). Durch den unbeschränkten Futterzukauf
auch in den Programmbetrieben, ergeben sich keine

Differenzen in der berechneten Grünlandfutterleis-
tung der Kühe. Auffällig für die konventionell wirt-
schaftenden Mittelgebirgsbetriebe ist, dass selbst
die Gruppe der konventionellen Grünlandbetriebe
mit Milchproduktion die Programmauflagen hin-
sichtlich des maximal zulässigen Viehbesatzes nach
MURL (1995a) erfüllen (vgl. Fußnote Tabelle 1).

Die durchschnittlichen Hoftorbilanzen der un-
terschiedlich bewirtschafteten Milchviehbetriebe
zeigen jedoch deutliche Unterschiede (Tabelle 1).
Die geringen Überhänge der nährstoff-extensiv
wirtschaftenden Grünlandbetriebe entsprechen
durchaus denen von Marktfruchtbetrieben; dies gilt
übrigens auch für die untersuchten Mutterkuhbe-
triebe und Schafhalter. Die deutlich höheren N-
Überschüsse in den konventionellen Milchviehbe-
trieben gehen auf hohe N-Importe zurück, denen
keine vergleichbaren N-Exporte durch höhere
Milcherträge gegenüberstehen (Tabelle 1).

Tabelle 1
Mittlere Hoftorbilanz für N, P und K von konventionell und nährstoffextensiv wirtschaftenden Milchviehbe-
trieben (in kg Nährstoff  ha –1)

Nährstoffe

Bewirtschaftung konv. 1) ext. 2) konv. 1) ext. 2) konv. 1) ext. 2)

Summe-Import 166 40 22 11 52 27

- Düngemittel 118 5 3) 15 5 3) 28 10 3)

- Zukauffutter 47 33 7 6 22 14

- Viehzukauf u. Sonstiges 1 2 < 1 < 1 2 3

Summe-Export 31 27 6 5 8 7

- Milch 26 23 5 4 7 6

- Viehzukauf u. Sonstiges 5 4 1 1 1 1

Saldo 135 13 16 7 44 20

Ausnutzungsgrad in % 19 68 27 45 15 26

1) Konventionell: n = 25; ø-Werte: 62 ha LF, 1,6 GV/ha-1 (nach Murl 1995a: 1,4 GV/ha-1), 4.850 kg Milch/ha-1,

     5.896 kg Milch/Kuh-1/a-1, wovon 2.387 kg Milch Kuh-1/a-1 aus dem Grünlandfutter.

2) Nährstoff-extensiv: n = 25; ø-Werte: 73 ha LF, 1,2 GV/ha-1 (nach Murl 1995a: 1,1 GV/ha-1), 4.162 kg  Milch/ha-1,

    5.733 kg Milch/Kuh-1/a-1, wovon 2.123 kg Milch/Kuh-1/a-1 aus dem Grünlandfutter.

3) Diese Nährstoffmengen wurden nur auf den Ackerflächen ausgebracht.

N P K

��������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

��������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������

Allerdings liegen die mittleren NPK-Salden der im
Mittelgebirgsraum konventionell wirtschaftenden
Milchviehbetriebe aufgrund des meist geringen Vieh-
besatzes deutlich unterhalb der Nährstoffüberschüsse
von konventionell wirtschaftenden Futterbaubetrieben

in Norddeutschland oder in den Niederlanden (Müller
und Eiler, 1995; Brouwer et al., 1995; Anonymus,
1997).

Wie jedoch die N-Salden der einzelnen Milch-
viehbetriebe belegen, finden sich innerhalb der Be
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triebsklassen „Milchviehhaltung mit Nachzucht“
z. T. erhebliche Abweichungen vom Klassenmittel
(Abbildung 1). Während bei den nährstoff-extensi-
ven Betrieben mit Programmförderung eine gerin-
gere Streuung der niedrigen N-Salden zu finden ist,
treten in den konventionell bewirtschafteten Be-
trieben größere Schwankungen auf. Die Einzeler-

gebnisse legen allerdings auch dar, dass keine ein-
deutige Beziehung zwischen Betriebsgröße und der
Höhe der N-Überhänge besteht (Abbildung 1).

Insbesondere die sehr hohen N-Überhänge in
der Gruppe der konventionellen Milchviehbetriebe
unterstreichen den notwendigen Beratungsbedarf
zur Verbesserung der N-Ausnutzung.
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Abbildung 1
N-Saldo je Hektar in Abhängigkeit von der Betriebsgröße der untersuchten konventionellen und nährstoff-
extensiv wirtschaftenden Milchviehbetriebe auf Grünland im Mittelgebirge

Durch Begrenzung auf einen maximalen N-
Überschuss von 150 kg N/ha-1 in etwa 30 % der
konventionellen Betriebe könnten die durchschnitt-
lichen N-Salden der Klasse der konventionellen
Milchviehbetriebe von 135 auf 112 kg N/ha-1 redu-
ziert werden. Um auch innerhalb dieser konventio-
nellen Gruppe einen weiteren Schutz abiotischer
Ressourcen zu fördern, ist über geringe finanzielle
Anreize zur weiteren Absenkung der Überschüsse
nachzudenken. Gleichzeitig fallen in der konventi-
onellen Gruppe einige Milchvieh haltende Grün-
landbetriebe auf, die mit N-Überhängen unter 70 kg
N/ha-1 keine wesentlichen Unterschiede zu einigen
nährstoffextensiven Grünlandbetrieben aufweisen
(Abbildung 1). Letztere erhalten jedoch Fördergel-

der von jährlich 300 DM/ha-1 Grünlandfläche, wäh-
rend bereits ein geringer N-Düngereinsatz in den
konventionellen Betrieben derzeit eine Förderung
generell ausschließt.
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Abbildung 2
Energiedichte in Abhängigkeit vom TM-Ertrag auf Einzelflächen verschiedener, am 1. Juli genutzter Grün-
landbiotoptypen aus 1995 und 1996

1

2.3 Fazit

Im Programm „Förderung extensiver Grünland-
nutzung“ werden keine konkreten umweltrelevan-
ten Zielvorstellungen benannt; ihnen stehen jedoch
detaillierte Programmauflagen gegenüber. Zum
verbesserten Schutz abiotischer Ressourcen sollten
zukünftig im Programm die Schutzziele z. B. mit
maximal zulässigen Nährstoffüberhängen für unter-
schiedliche Produktionsverfahren verankert wer-
den. Wie die Hoftorbilanzen einiger Untersu-
chungsbetriebe andeuten (Abbildung 1) sowie Mo-
dellberechnungen für Milchviehbetriebe auf Grün-
land eindeutig untermauern (Anger et al., 1999),
kann unter den derzeitig gültigen Auflagen eine
Programmförderung erfolgen, obwohl - bei Ver-
zicht auf Mineraldünger - durch den derzeit im
Programm zugestandenen Einsatz unbegrenzter
Kraftfuttermengen hohe N-Überschüsse und N-
Verluste auftreten (Anger et al., 1999). Soll mit
dem Extensivierungsprogramm eine flächengebun-
dene Produktion gefördert werden, ist zumindest
anzuraten, einen zulässigen Nährstoffimport mit
Dünger und Zukauffutter pro Milchkuh-GV einer-
seits und einen niedrigeren für die übrigen Wieder-
käuer-GV andererseits vorzugeben. Der maximal
zulässige Viehbesatz bräuchte daher im Programm
nicht mehr festgeschrieben werden. Dies wäre auch
aus ökologischen Gründen sinnvoll, da dann aus

dem Zusammenhang zwischen dem maximal zuläs-
sigen GV-Nährstoffsaldo und der Bonität des
Standortes eine standortangepasste Grünlandnut-
zung gefördert würde. Als ein einfaches, aber hin-
reichend genaues Nachweisverfahren eignet sich
die Hoftorbilanz, die derzeit im Rahmen der Dün-
gemittelverordnung in den meisten Betrieben be-
reits erstellt wird (BML, 1996). Problematisch
bleibt jedoch die Bewertung des Leguminosen-N.

3 Schutz biotischer Ressourcen (Beispiel
„Mittelgebirgsprogramm“)

3.1 Material und Methoden

Im Mittelpunkt von drei Teilprojekten (vgl. Kapi-
tel 1) standen die Auswirkungen von Naturschutzpro-
grammen. Diese Programme, wie z. B. das Mittelge-
birgsprogramm (= MGP), sollen durch einschnei-
dende Nutzungsauflagen schützenswerte Grünlandbi-
otope erhalten und fördern. Wesentliche Programm-
merkmale sind (MURL, 1995b):
•  Einzelflächenbezogene Auflagen;
•  erhebliche Nutzungsauflagen (z. B. Besatz-

dichte, Nutzungstermin, -häufigkeit);
•  Reglementierung der Düngung, Pflege und Be-

weidung;
•  Verbot der Melioration.
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Um die Akzeptanz der Landwirte für Natur-
schutzprogramme beurteilen zu können, wurde im
Teilprojekt B die Futterqualität auf Extensivgrün-
land - u. a. nach dem Hohenheimer Futterwerttest
mit Regressionsformel 13e (Menke und Steingass,
1987) - ermittelt und die Integration der Extensi-
vaufwüchse durch eine Befragung in 59 Grünland-
betrieben geschätzt. Zudem werden hier Kernaus-
sagen aus Teilprojekt C (Naturschutzfachliche Effi-
zienzkontrolle) und aus Teilprojekt D (Ökonomi-
sche Effizienz) kurz vorgestellt.

3.2 Ergebnisse und Diskussion

3.2.1 Futterbauliche Verwertung von Extensi-
vaufwüchsen

Die Futterqualität zum Nutzungszeitpunkt 1.
Juli zeigt für alle Extensivaufwüchse in den drei
Versuchsjahren erhebliche Streuungen zwischen
den untersuchten Grünlandbiotoptypen, den Ver-
suchsjahren und den Einzelflächen. Die Futterqua-
lität wird namentlich von den Hauptbestandsbild-
nern und deren Blatt-/Halmverhältnis zum Nut-
zungszeitpunkt bestimmt; die Pflanzengesellschaft
allein lässt noch keinen sicheren Rückschluss über
den Futterwert zu (Tabelle 2). Im Vergleich zu den
meist obergrasreichen Beständen mit eher geringer
Futterqualität geht qualitativ höherwertiges Futter
in der Regel auf kräuterreiche Bestände zurück,
aber nur, wenn sie erhöhte Ertragsanteile klein-
wüchsiger und blattreicher Kräuterarten aufweisen.
Jahresunterschiede treten dann auf, wenn – wie
1996 nach kühler Witterung im Frühjahr – die
Aufwüchse zum vorgeschriebenen Nutzungstermin
physiologisch jünger als üblich sind und damit
noch einen höheren Blattanteil und weniger ver-
holzte Stängelanteile aufweisen (Tabelle 2 und Ab-
bildung 2).

Die Verwertung der Extensivaufwüchse im
landwirtschaftlichen Betrieb ist wesentlich von der
Futterqualität auf der Einzelfläche und von den An-
sprüchen der Tiere abhängig (Abbildung 2). Ge-
genüber geschnittenen Flächen finden sich günsti-
gere Bedingungen eher auf beweidbaren Extensiv-
flächen, wie z. B. Kalkmagerrasen und Rotschwin-
gel-Straußgras-Weiden (Magerweiden). Hier ist
nach MGP in der Regel ein früherer Nutzungster-

min zulässig und durch Selektion wird von den
Weidetieren tatsächlich ein höherwertigeres Futter
aufgenommen, als mit Probeschnitt feststellbar
(Tabelle 2). Daher sind Landwirte meist mehr inte-
ressiert an höheren Anteilen an Extensivweiden als
von Extensivwiesen.

Für das Heu der Extensivwiesen kann, ausge-
hend von einem Extensivgrünfutter mit mittlerem
Energiegehalt von 5,1 MJ NEL/kg/TM-1 (Tabelle 2)
und Abzug von Werbungs- und Trocknungsverlus-
ten bei der Bodenheubereitung (Zimmer, 1987),
eine mittlere Energiedichte von 4,8 MJ
NEL/kg/TM-1 angesetzt werden. Sie ist im Ver-
gleich zu intensiv genutztem Grünland als gering
zu bezeichnen. Wie die Befragung in 59 Betrieben
belegt, findet eine Verfütterung des Extensivheus
überwiegend in der Rindviehfütterung statt. Auf der
Basis der Qualitätsansprüche der einzelnen Tier-
gruppen (vgl. Abbildung 2) und tolerierbarer Ex-
tensivheumengen in den Tagesrationen (Tabelle 3)
konnte für die befragten Betriebe auf der Basis des
vorhandenen Viehbesatzes berechnet werden, wie
viel Extensivfutter maximal verfüttert werden kann.
Der auf diese Weise durchgeführte Vergleich von
tatsächlich bewirtschafteter und potenziell nutzba-
rer Extensivfläche zeigte, dass vorrangig in den
Milchviehbetrieben durch verstärkte Verfütterung
des Extensivheus an Jungvieh (Tabelle 3) noch zu-
sätzlicher Spielraum für die zusätzliche Nutzung
extensiv genutzter Grünlandflächen vorliegt. Dem-
gegenüber fand sich bei Mutterkuhhaltung auf-
grund des geringen Viehbesatzes und des bereits
hohem Umfangs an Extensivflächen in den befrag-
ten Mutterkuhbetrieben keine Möglichkeit zur
Ausdehnung der Extensivwiesen.

Wie weitere Versuche belegen, könnte durch
eine in engen Grenzen zugestandene Flexibilisie-
rung der meist starr festgeschriebenen Nutzungs-
termine in den Naturschutzprogrammen die Futter-
qualität im Extensivheu angehoben werden. Dieses
Instrument ließe sich gleichfalls mit einer Staffel-
mahd kombinieren. Eine damit einhergehende ver-
besserte Integration der Extensivaufwüchse im
landwirtschaftlichen Betrieb würde gleichzeitig die
Akzeptanz der Betriebsleiter für die Naturschutz-
programme steigern.
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Tabelle 2
Mittlere Artenzahl, TM-Erträge und ausgewählte Futterqualitätsparameter im Grünfutter von verbreiteten
Grünlandbiotoptypen im Mittelgebirgsraum zum Zeitpunkt 1. Juli in den Versuchsjahren 1995 bis 1997 (mit
Standardabweichung)

Grünlandbiotoptyp Ø-Arten- TM-Ertrag Energie- Ø-Rohprotein/

(Pflanzengesellschaft) zahl dichte Rohfaser

(dt/ha-1) (MJ NEL ha-1) (% in TM)

Untersuchungsjahre 1995-'97 1995/'96/'97 1995/'96/'97 1995-'97

Tal-Glatthaferwiesen 36 43 / 31 / 35 4,9 / 5,2 / 5,0 8,4 / 28,2

(Arrhenatheretum med.) [6] [5,4 / 6,7 / - ] [0,3 / 0,2 / - ] [1,27 / 2,16]

Berg-Glatthaferwiesen 37 43 / 28 / 34 4,9 / 5,3 / 5,1 9,8 / 27,2

(Arrhenatheretum mont.) [5] [9,3 / 9,3 / 9,0] [0,4 / 0,3 / 0,2] [1,43 / 2,48]

Nasswiesen 35 28 / 37 / 33 4,8 / 5,0 / 5,0 10,3 / 27,1

(Calthion) [8] [5,4 / 7,1 / - ] [0,3 / 0,2 / - ] [0,83 / 1,65]

Kalkmagerrasen 38 19 / 15 / - 4,7 / 5,4 / - 9,9 / 24,3

(Mesobromion) [9] [2,6 / 2,0 / - ] [1,0 / 0,2 / - ] [1,42 / 4,13]

Rotschwingel-Straußgras-Weiden 33 26 / 27 / - 5,0 / 5,3 / - 10,1 / 26,5

(Festuco cyn.tum) [10] [17,0 / 9,3 / - ] [0,5 / 0,3 / - ] [2,34 / 2,66]

         x 36 33 5,1 9,5 / 27,2

Tabelle 3
Tolerierbare Menge an Extensivheu (mit 4,8 MJ NEL/kg TM) in der Tagesration von Rindern

1

Tiergruppe Mit Leistungsniveau bzw. Alter

Milchkuh laktierend 0,8 2)

trocken stehend 2,0

Aufzuchtrind 150-300 kg LM/6-12 Monate 3,0

300-500 kg LM/12-24 Monate 7,0

Mastfärse/-bulle 0,7-0,8/0,8-1,0 kg tägl. Zunahme 1,5

Mutterkuh laktierend 4,0

trocken stehend 7,0

1) Nach Drescher-Kaden (1991); von Borstel et al. (1994); FAG (1994); Rodehurtscord (1994); DLG (1986, 1997);

     Kirchgessner (1997).

2) Insbesondere bei Strukturmangel bzw. Rohproteinüberschuss in der Futterration.

Tolerierbare Menge an Extensivheu

in der Tagesration (in kg TM d-1)
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3.2.2 Naturschutzfachliche Effizienz von Natur-
schutzprogrammen

Am Beispiel des Mittelgebirgsprogramms NRW
wurde vom Institut für Landwirtschaftliche Bota-
nik, Abt. Geobotanik und Naturschutz, auf Basis
von floristischen Erhebungen der naturschutzfach-
liche Wert von 342 Vertragsnaturschutzflächen in
den genannten Regionen untersucht (vgl. Kapitel
1). Die wesentlichen Ergebnisse dieser von Schu-
macher et al. (1999) durchgeführten Studie lassen
sich wie folgt zusammenfassen:
•  Die Erhaltung artenreicher Grünlandbestände ist

als Erfolg des Mittelgebirgsprogramms anzuse-
hen. Häufig fanden sich Bestände der Roten
Liste der Pflanzengesellschaften von Nordrhein-
Westfalen. Die vorgefundenen Pflanzenarten
der Roten Liste sind überwiegend in höheren
Lagen der Mittelgebirge anzutreffen.

•  Die floristische Diversität, abhängig vorrangig
von der Höhenlage und der Pflanzengesellschaft
(vgl. auch Tabelle 2), kann vereinfachend fest-
gestellt werden durch die im Rahmen des Pro-
jektes erprobte Schnellmethode der Artenzäh-
lung auf 9 m2 Probefläche. Auf der Basis dieser
vereinfachenden Erfassung der Artenvielfalt
und vorgeschlagenen Schwellenwerte für ver-
schiedene Pflanzengesellschaften wäre eine
Umstellung von einer derzeitig gültigen stan-
dardisierten Honorierung im Mittelgebirgspro-
gramm zukünftig auf eine erfolgsorientierte
Honorierung möglich. Damit könnte mit der
vorgefundenen Artenzahl auf der Vertragsfläche
eine naturschutzfachlich gewichtete Förderung
erfolgen.

3.2.3 Ökonomische Effizienz von Naturschutz-
programmen

Im Institut für Landwirtschaftliche Betriebs-
lehre, Abt. Produktions- und Umweltökonomie, er-
folgte eine ökonomische Bewertung bei Teilnahme
an Grünlandextensivierungsprogrammen. Ohne an
dieser Stelle auf die zugrunde liegenden Annahmen
einzugehen, sollen anhand zweier von Berg und
Goos (1999) berechneter Fallbeispiele die ökono-
mischen Effekte bei Beteiligung am Mittelgebirgs-
programm erläutert werden (Tabelle 4).

Die veränderte Einkommenswirkung bei Fett-
wiesennutzung wird bei MGP-Programmteilnahme
wesentlich von der Verschlechterung der Futter-
qualität geprägt, die durch Futterzukauf kompen-
siert werden muss. Wenn eher geringe Energiemin-
dererträge mit der Programmteilnahme verbunden
sind (Tabelle 4), können in der von Berg und Goos
(1999) gewählten Fallstudie die Kosten für Futter-
ausgleich in Höhe von 307 DM teilweise durch
eingesparte Betriebsmittel- und Maschinenkosten
kompensiert werden, so dass gegenüber konventio-
neller Fettwiesennutzung nur erhöhte Produktions-
kosten in Höhe von 111 DM/ha-1 anfallen (Tabelle
4). Tritt gegenüber auflagenfreier Fettwiesennut-
zung zusätzlich eine Arbeitsersparnis ein, stellt sich
bei einem Vertragsentgelt von 600 DM sogar ein
Unternehmergewinn ein, der über dem Unterneh-
mensgewinn liegt (Tabelle 4). Könnte der Landwirt
jedoch die Fläche häufiger nutzen, wäre statt einer
konventionellen Fettwiese ein Lolium cynosuretum
mit im Mittel ca. 5,9 MJ NEL/kg Silage-TM-1

(DLG, 1997) zu unterstellen. In diesem Fall würden
die gegenüber extensiver Fettwiesennutzung anfal-
lenden Futterausgleichskosten den Förderbetrag um
das Mehrfache übersteigen.

Bei einer arbeitsaufwändigen Grünlandpflege,
z. B. auf einer landeseigenen Naturschutzfläche,
wird der Unternehmensgewinn durch hohe Kosten
in Höhe von ca. 370 DM/ha-1 gesenkt, die vorran-
gig verbunden sind mit der notwendigen Anschaf-
fung einer nur gering ausgelasteten Spezialma-
schine (hier: Einachsmäher; vgl. Tab. 4). Bei der
von Berg und Goos (1999) unterstellten Landes-
pflege kann kein Unternehmergewinn erwirtschaf-
tet werden bei einem Entlohnungssatz von
25 DM/AKh-1. Lägen im Betrieb jedoch freie Ar-
beitskapazitäten und alternativ keine günstigeren
Erwerbsmöglichkeiten vor, wäre bei einem Ver-
tragsentgelt von 1.400 DM/ha-1 die MGP-Teil-
nahme trotzdem sinnvoll, allerdings mit einer Ent-
lohnung von ca. nur 12 DM je Arbeitsstunde. Die
Einkommenssituation ließe sich mit einer gemein-
samen nachbarlichen Nutzung der Spezialmaschine
noch erhöhen. Müssten allerdings die zu pflegen-
den Programmflächen vom Landwirt angepachtet
werden, träte je nach Pachtpreis eine Reduktion des
Gewinns ein.
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Tabelle 4
Kosten- und Gewinnsituation bei Teilnahme am Mittelgebirgsprogramm für eine Fettwiese (als Differenz zur
konventionellen Fettwiesennutzung) und Landschaftspflege (als absolute Beträge)

1

Nutzungsrichtung

Energieertrag (MJ NEL/ha-1) -6.060 -

Arbeitszeitbedarf (AKh/ha-1) -2,4 70,7

MGP-Vertragsentgelt (DM/ha-1) 600 1.400

Produktionskosten (DM/ha-1) + 111 301

Unternehmensgewinn (DM/ha-1) + 489 859

Arbeitskosten 4) (DM/ha-1) - 65 1.768

Unternehmergewinn + 544 - 908

1) Verändert nach Berg und Goos (1999).

2) Als Differenz bei Fettwiesennutzung (z. B. Glatthaferwiese) mit MGP-Teilnahme (40 dt/TM/ha-1 und 4,86 MJ NEL/kg-1)

    gegenüber Fettwiesennutzung ohne Auflagen (50 dt/ha-1 und 5,1 MJ NEL/kg-1) .

3) Absolute Beträge bei arbeitsaufwendiger Landschaftspflege ohne Futternutzung (mit 5 ha Gesamtfläche und 0,5 ha

    großen Einzelflächen, starker Hangneigung und Auftreten von Hindernissen alle 100 m) .

4) Lohnsatz 25 DM/h-1.

Einachsmäher-Mahd

∆-Fettwiese 2)

mit Heugewinnung

Landschaftspflege 3)

mit aufwendiger

4 Zusammenfassung

In einem dreijährigen Forschungsvorhaben
wurde die Effizienz der Grünlandextensivierungs-
programme im Mittelgebirge beurteilt. Von den
Programmen geht, wie die Nährstoffbilanzierungen
und die floristischen Erhebungen belegen, eine res-
sourcenschonende Wirkung aus. Diese könnte je-
doch gesteigert werden, wenn die umwelt- bzw.
naturschutzbezogenen Ziele konkreter in den Pro-
grammen formuliert würden und eine erfolgsorien-
tierte Honorierung an objektivierbaren Zielkriterien
ausgerichtet würden. Es wird vorgeschlagen, so-
wohl die Hoftorbilanz als auch die Artenzahl auf
Naturschutzflächen als einfach überprüfbare Be-
wertungsmerkmale einzuführen. Die Betroffenheit
der Landwirte bei Bewirtschaftung von Natur-
schutzflächen wurde sowohl futterbaulich als auch
ökonomisch bewertet. Falls keine naturschutzfach-
lichen Bedenken bestehen, würde insbesondere eine
Flexibilisierung der meist starren Nutzungstermine
die Futterqualität des  Extensivfutters erhöhen und
damit die ökonomische Bewertung verbessern.
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Agrarumweltprogramme in der EU – Ergebnisse aus 22 Fallstudienregionen

Jörg Schramek
1

1 Einleitung

Als sogenannte flankierende Maßnahme zur Ag-
rarreform von 1992 wurde die Verordnung (EWG)
Nr. 2078/92 des Rates für umweltgerechte und den
natürlichen Lebensraum schützende landwirt-
schaftliche Produktionsverfahren erlassen. Gemäß
Artikel 2 dieser Verordnung waren die EU-Mit-
gliedsstaaten aufgefordert, eigene Agrarumwelt-
programme im Rahmen dieser Verordnung zu ent-
wickeln und den Landwirten zur freiwilligen Inan-
spruchnahme anzubieten.

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr.
2078/92 hat die Europäische Kommission bis 1998
mehr als 130 Agrarumweltprogramme mit mehr als
2000 Maßnahmen der 15 EU-Staaten zertifiziert
(Fay, 1998). Die Ausgestaltung der Agrarumwelt-
programme fiel dabei, aufgrund regional unter-
schiedlicher agrarumweltpolitischer Probleme, aber
auch bedingt durch unterschiedliche Entstehungs-
geschichten nationaler Umweltpolitiken, regional
sehr unterschiedlich aus (vgl. Buller, 2000). So
kann man auch von keinem Europäischen Modell
der Agrarumweltpolitik sprechen, was jedoch eine
vergleichende Bewertung der verschiedenen Agrar-
umweltprogramme erschwert (Fay, 1998). Eine
Bewertung der Agrarumweltprogramme, insbeson-
dere in Hinblick auf ihre Umweltwirkungen ist eine
wichtige Voraussetzung für die im Jahr 2000 neu
begonnenen WTO-Verhandlungen.

                                                          
1
 Institut für ländliche Strukturforschung.

Dieser Artikel beruht auf Ergebnissen eines von der Europäischen

Kommission geförderten Forschungsprojektes (FAIR1 CT95-274).

Folgende Personen waren an dem Projekt beteiligt und haben zu

den Ergebnissen dieses Artikels beigetragen: Wilson und Hart

(King’s College, GB) Buller und Brives (Université de Paris VII,

F), Primdahl und Andersen (Den Koniglige Veterinaer- og

Landbohoejskole, Copenhagen, DK), Peco, Oñate, Cummings und

Aguirre (Universidad Autónoma de Madrid, E), Louloudis, Vlahos
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und Schmid (ETH Zürich, CH), Vieira und Eden (IDRGA, P),

Groier und Loibl (BABF Wien, A) Carlsen, Larsson und Hasund

(Swedish University of Agricultural Sciences, Uppsala, S).

So sieht das GATT-Abkommen von Marrakesch
im Jahr 1994 vor, dass im Zuge einer stärkeren Li-
beralisierung der Agrarmärkte auch interne land-
wirtschaftliche Stützungen, sofern diese in ihren
Auswirkungen als wettbewerbsverzerrend angese-
hen werden, schrittweise reduziert werden. Ausge-
nommen von dieser Rückführungspflicht sind je-
doch die sogenannten Green-Box-Maßnahmen,
wozu u. a. auch Zahlungen im Rahmen des land-
wirtschaftlichen Umweltschutzes zählen. Um Zah-
lungen an Landwirte im Rahmen der Agrarumwelt-
programme weiterhin zu rechtfertigen, muss jedoch
gewährleistet sein, dass die Zahlungen den tatsäch-
lichen Umweltleistungen der Landwirte gegenüber-
stehen (vgl. Ahner, 1997).

Vor diesem Hintergrund soll der folgende Bei-
trag Möglichkeiten und Ergebnisse einer länder-
und programmübergreifenden Bewertung der Ag-
rarumweltprogramme aufzeigen. Grundlage sind
die Ergebnisse eines von der EU geförderten For-
schungsprojekts, das in Kooperation von zehn Part-
nerinstituten aus neun EU-Mitgliedsstaaten

2
 sowie

der Schweiz von 1996 bis 1999 durchgeführt wurde
(vgl. Schramek et al., 1999).

Ein Kernelement dieses Projektes waren Erhe-
bungen in 22 Fallstudienregionen in den zehn be-
teiligten Staaten. Dabei wurden insgesamt 1.000
landwirtschaftliche Betriebe befragt; davon 789
landwirtschaftliche Betriebe, die agrarumweltpoli-
tische Maßnahmen in Anspruch genommen (Teil-
nehmer) sowie 211 Betriebe, die keine Maßnahmen
in Anspruch genommen haben (Nichtteilnehmer).

Der folgende Beitrag konzentriert sich auf die
Bewertung der Umweltwirkungen der verschiede-
nen Maßnahmen, die einen Teilaspekt des gesamten
Projekts bildete (vgl. Andersen et al., 1999; Prim-
dahl et al., 2000). Die Umweltwirkungen sind dabei
im Kontext der agrarumweltpolitischen Probleme
in den untersuchten Fallstudienregionen zu sehen,
die daher vorweg kurz diskutiert werden.

Des Weiteren wird auf Einflussfaktoren und
Beweggründe für die Inanspruchnahme oder
Nichtinanspruchnahme der Agrarumweltmaßnah-
men eingegangen, da sie für die Bewertung der

                                                          
2
 Dänemark, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien,

Österreich, Portugal, Schweden, Spanien.
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langfristigen Wirksamkeit von Agrarumweltpro-
grammen von zentraler Bedeutung sind.

Während im Rahmen des gesamten Projektes
die Analysen für verschiedene Aggregationsebenen
(z. B. für Fallstudienregionen, Betriebsformen,
Fallstudienregionstypen) durchgeführt wurden
(Schramek et al., 1999), werden die Ergebnisse in
diesem Beitrag länderübergreifend und aggregiert
für vier Fallstudienregionstypen

3
 (vgl. Peco, 1999)

diskutiert. Der nationale Bezug wird dabei bewusst
ausgeklammert, da dies in gesonderten Beiträgen
dieser Tagung ausführlich behandelt und in der
Kürze dieses Beitrags auch nicht ausreichend ge-
würdigt werden könnte. Dies auch vor dem Hinter-
grund, dass dieser Beitrag Möglichkeiten einer län-
der- und programmübergreifenden Auswertung
aufzeigen soll.

2 Einige Hinweise zur Methodik

2.1 Auswahl und Abgrenzung der Fallstudienregi-
onen

In den am Projekt beteiligten Staaten wurden
jeweils zwei Fallstudienregionen ausgewählt.

4 
Um

ein möglichst breites Spektrum agrarumweltpoliti-
scher Maßnahmen mit den Fallstudienregionen zu
erfassen, wurden in jedem Mitgliedsstaat zwei
grundsätzlich verschiedene Regionen gewählt: eine
Region in landwirtschaftlich benachteiligten Ge-
bieten, im Allgemeinen extensiv bewirtschaftete
Grünlandregionen, und eine Region in landwirt-
schaftlichen Gunstlagen, wobei es sich in der Regel
um intensiv bewirtschaftete Ackerbauregionen
handelte.

5

Der Abgrenzung der Fallstudienregionen liegen
folgende Kriterien zugrunde. Demnach sollten die
einzelnen Regionen
•  möglichst einheitliche landwirtschaftliche Be-

triebsformen (Marktfrucht, Futterbau, Vered-
lung, Dauerkultur und Gemischtbetriebe) abde-
cken;

                                                          
3
 Die insgesamt 22 Fallstudienregionen wurden nach a) intensiver

Ackerbauregion, b) extensiver Ackerbauregion, c) intensiver

Futterbauregion, d) extensiver Futterbauregion klassifiziert (Peco,

1999).
4
 In Schweden wurden insgesamt vier Fallstudienregionen ausge-

wählt, um die Befragung einer ausreichenden Anzahl von Pro-

grammteilnehmern zu gewährleisten.
5 

In Frankreich und Großbritannien wurden aus pragmatischen

Gründen jedoch bei beiden Fallstudienregionen jeweils Grün-

landregionen ausgewählt, da die Agrarumweltprogramme in diesen

Ländern v. a. auf die Grünlandbewirtschaftung ausgerichtet sind.

•  einen möglichst homogenen Landschaftstyp
(vgl. Stanners et al., S. 174) umfassen;

•  nicht größer als die jeweilige NUTS III–Region
sein.

6

2.2 Isolierung der Wirkung von Agrarumweltmaß-
nahmen von möglichen anderen Einflussfakto-
ren

Bei der Bewertung von politischen Maßnahmen
stellt sich die Frage, inwieweit zu beobachtende Ef-
fekte auf die zu evaluierende Maßnahme zurückzu-
führen sind. Um die Wirkung der Agrarumweltpro-
gramme von anderen möglichen Einflüssen auf be-
triebliche Anpassungsstrategien isolieren zu kön-
nen, wie z. B. Einflüsse des Marktes, wurden Poli-
tikwirkungen mit Hilfe ausgewählter Indikatoren

7

im Zeitverlauf, in dem die politische Maßnahme
wirksam ist, analysiert (vgl. Abbildung 1). Dabei
werden die Entwicklungen der Indikatoren für Be-
triebe, die am Programm teilnehmen (Teilnehmer)
mit Betrieben, die nicht am Programm teilnehmen
(Nichtteilnehmer) verglichen, was einem Policy-
on/Policy-off-Vergleich entspricht (vgl. Andersen
et al., 1999, S. 139; Schmid, 1999, S. 167). Der Re-
ferenzpunkt für beide Gruppierungen (Abbildung
1) ist der Zeitpunkt vor Programmteilnahme. Un-
terschiedliche Entwicklungstendenzen für beide
Untersuchungsgruppen können als Wirkung der
Agrarumweltprogramme interpretiert werden. Da-
für muss aber gewährleistet sein, dass beide Ver-
gleichsgruppen unter vergleichbaren Bedingungen
(z. B. gleiches Wirtschaftsgebiet und vergleichbare
Betriebstypen) wirtschaften. Abbildung 1 stellt die
Idealsituation dar, in der für Teilnehmer, im Ge-
gensatz zu den Nichtteilnehmern, positive Ent-
wicklungen und somit eine Politikwirkung festzu-
stellen ist. Diese Methode des Policy-on und Po-
licy-off-Vergleichs wurde im Rahmen des Projekts
für die Bewertung verschiedener Untersuchungs-
fragen angewendet.

                                                          
6
 NUTS = Nomenclature of Territorial Units for Statistics. NUTS III

entspricht in Deutschland den Landkreisen.
7
 Auf die Auswahl geeigneter Indikatoren wird in Abschnitt 6.1 noch

näher eingegangen.
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Quelle: Schmid (1999), Andersen et al. (1999).
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Abbildung 1
Das Referenzszenario

In Hinblick auf Umweltwirkungen, lassen sich
zwei mögliche Wirkungen, die Agrarumweltmaß-
nahmen haben können, unterscheiden (vgl. Ander-
sen et al., 1999; Peco et al., 1999; Primdahl et al.,
2000):
1. Verbesserungseffekte, die auftreten, wenn

durch die Maßnahmen betriebliche Anpassungs-
strategien bei Teilnehmern festzustellen sind,
die Verbesserungen in der Umweltsituation er-
warten lassen (z. B. Reduzierung hoher Viehbe-

satzdichten), während für Nichtteilnehmer ein
gleichbleibender oder sich verschlechternder
Trend zu verzeichnen ist.

2. Schutzeffekte, die auftreten, wenn ein nach
Umweltgesichtspunkten wünschenswerter Zu-
stand durch die Maßnahmen beibehalten werden
kann (z. B. die Erhaltung von Dauergrünland)
während für Nichtteilnehmer ein eher negativer
Trend (z. B. Umwandlung von Dauergrünland
zu Ackerland) zu beobachten ist.

3 Agrarumweltpolitische Probleme in den Fall-
studienregionen

Abbildung 2 veranschaulicht die wichtigsten ag-
rarumweltpolitischen Probleme in den 22 Fallstu-
dienregionen. Die Synopse wurde auf Grundlage
einer Beschreibung der einzelnen Fallstudienregio-
nen erstellt, in denen die landwirtschaftlichen
Strukturen sowie eine Stärken-/Schwächen-Analyse
in Bezug auf die Umweltsituation gemacht wurde.
Auf diese Fallstudienbeschreibungen aufbauend
wurde außerdem ein Fragebogen für regionale Ak-
teure entwickelt, um das Auftreten und die Bedeu-
tung verschiedener Umweltprobleme noch genauer
zu quantifizieren (Peco, 1999).

Verlust an Strukturvielfalt
Stoffliche Belastungen
Intensivierung der Grünlandnutzung
Nutzungsaufgabe von Grünland
Heckenrodungen
Erosion
Steigerung Viehbesatz
Grünlandumbruch zu Ackerland
Aufforstung Grünlandflächen
Drainage
Feuer
Versalzung
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Anzahl der Fallstudienregionen
Quelle: Peco (1999).

Abbildung 2
Agrarumweltpolitische Herausforderungen in den 22 Fallstudienregionen
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Der Verlust an Strukturvielfalt in der Land-
schaft, einschließlich des Verlusts an Hecken stellt
eines der häufigsten Probleme in den Fallstudienre-
gionen dar (vgl. Abbildung 2). Landwirtschaftlich
verursachte stoffliche Belastungen von Grund- und
Oberflächengewässern sowie die intensivere Nut-
zung von zuvor extensiv genutzten Grünlandflä-
chen und die Nutzungsaufgabe von Grünland stel-
len weitere bedeutende Umweltprobleme in den
Fallstudienregionen dar. Darüber hinaus treten sehr
regionsspezifische Umweltprobleme auf, wie bei-
spielsweise die Versalzung von Böden oder das
Abbrennen von Stoppelfeldern in Südeuropa.

4 Agrarumwelt-Programme in den Fallstudien-
regionen und Möglichkeiten einer verglei-
chenden Bewertung

In den untersuchten Fallstudienregionen werden
den Landwirten insgesamt 21 Maßnahmenbündel
(schemes) mit insgesamt 64 einzelnen Maßnahmen
angeboten.

Agrarumweltpolitische Maßnahmen lassen sich
gemäß der Verordnung 2078/92 in horizontale, das

heißt für administrative Einheiten flächendeckend
angebotene Maßnahmen, und einzelflächen-
/raumbezogene Maßnahmen unterscheiden (vgl.
Abb. 3). Innerhalb dieser beiden Klassifizierungen
lassen sich Maßnahmen mit weiterer Zielsetzung
bzw. weiteren Maßnahmen mit sehr konkreter Ziel-
setzung differenzieren (Baldock et al., 1998). Die
in den Regionen angebotenen Agrarumweltmaß-
nahmen ließen sich allen vier Umsetzungstypen
relativ gleichverteilt zuordnen (vgl. Abbildung 3).

Wie schon erwähnt, sind die verschiedenen Ag-
rarumweltprogramme und Maßnahmen sehr hetero-
gen, was die vergleichende Analyse erschwert. An-
sätze für vergleichende Analysen bieten sich jedoch
mit den einzelnen Bewirtschaftungsauflagen, zu
denen sich der Landwirt mit der Inanspruchnahme
der Maßnahmen verpflichtet. Um ein Beispiel zu
nennen: Bei Inanspruchnahme der hessischen
Grünlandextensivierung (als Teil des Hessischen
Kulturlandschaftsprogramms) ist der Landwirt an
Bewirtschaftungsauflagen zum mineralischen Dün-
gemitteleinsatz, zum Pflanzenschutzmitteleinsatz,
zum Viehbesatz sowie zum Erhalt der Grünlandflä-
che gebunden.

Horizontale Maßnahmengruppen Einzelflächen- und raumbezogene
(flächendeckend angeboten) Maßnahmengruppen

� ÖPUL  (A) � ESA  (GB)

� HEKUL  (D) � ESA  (DK)

� Integrierter Landbau (CH) � ESA  (S)

� Ökologischer Landbau (CH) � Castro Verde ESA  (P)

� Ökologischer Landbau (S) � Ökologischer Landbau (DK)

� Prime à l'herbe  (F) � Bocage Avesnois  (F)

� Portuguese agri-environmental � HELP  (D)

programme (P) � Nitratreduzierung im Flachland

� Grünlandschutz (E) von Zentral-Griechenland (GR)

� Erhaltung der Biodiversität � Extensiver Getreidebau,

und der Kulturlandschaft (S) Castilla y Leon (E)

� Kontrollierte Freilandhaltung (CH) � Countryside Stewardship Devon (GB)

� Besonders tierfreundliche � Ökologischer Landbau, 

Stallhaltung (CH) südliche Pellepones (GR)

Quelle: Buller (1999), Wilson (2000).

Konkretere Zielsetzung

Weitere Zielsetzung

Abbildung 3
Umsetzung der Agrarumweltpolitik in den Fallstudienregionen
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Für alle Fallstudienregionen wurde daher analy-
siert, welche einzelnen Bewirtschaftungsauflagen
die Maßnahmen beinhalten. Dabei wurde unter-
schieden zwischen:
1. Bewirtschaftungsauflagen, welche die Flächen-

nutzung betreffen

2. Bewirtschaftungsauflagen, welche die Intensität

der Landbewirtschaftung betreffen.
Insgesamt konnten 43 Typen von Bewirtschaf-

tungsauflagen identifiziert werden (vgl. Schramek,
1999), wobei in den Abbildungen 4 und 5 für beide
Kategorien die jeweils zehn häufigsten dargestellt
sind.
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Anzahl der Fallstudienregionen

Förderung Erhalt von Grünland (unspez.)

Förderung Erhalt von Extensiv-Weiden

Förderung Erhalt von Extensiv-Wiesen

Förderung von Hecken

Förderung von Winterzwischenfrüchten

Förderung von Extensiv-Ackerland 

Kein Anbau best. Ackerkulturer

Förderung Extensiv-Getreidebaus

Förderung Landschaftsstrukturel. (unspez.)

Förderung der Umwandl. Ackerland in Grünland

Abbildung 4
Geförderte betriebliche Anpassungsstrategien (die 10 häufigsten), die Flächennutzung betreffen
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Anzahl der Fallstudienregionen

Auflagen zum Pestizideinsatz

Auflagen zum min. Düngemitteleinsatz

Beschränkungen im Viehbesatz

Pflege von Landschaftsstrukturel. (unspez.)

Verspätete Wiesennutzung

Verzicht auf Ernte

Förderung aussterbender Nutztierrassen

Förderung der Bodenbedeckung

Förderung einer Grünlandmindestnutzung

Förderung der Kulturartendiversität

Abbildung 5
Geförderte betriebliche Anpassungsstrategien (die 10 häufigsten), die die Intensität der Landbewirtschaftung
betreffen
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Bewirtschaftungsauflagen zur Flächennutzung (vgl.
Abbildung 4):
•  Die durch die Agrarumweltmaßnahmen am häu-

figsten geförderte Flächennutzung ist über alle
Fallstudienregionen hinweg, der Erhalt von
Grünland, entweder unspezifisch für jegliches
Grünland oder durch manche Maßnahmen auch
weiter spezifiziert für Extensivweiden (ein-
schließlich Almen und Waldweiden) oder für
extensiv genutzte Wiesen.

•  Der Erhalt oder die Ausweitung von Land-
schaftsstrukturelementen hat ebenfalls eine
wichtige Bedeutung in verschiedenen Agrar-
umweltmaßnahmen.

•  Speziell für den Ackerbau stellen die Förderung
des Anbaus von Winterzwischenfrüchten oder
der Verzicht des Anbaus bestimmter Kulturar-
ten, wie z. B. Mais, Getreide oder Zuckerrüben,
häufige vertragliche Gegenstände von Agrar-
umweltmaßnahmen dar.

Bewirtschaftungsauflagen zur landwirtschaftlichen
Intensität (vgl. Abbildung 5):
•  Beschränkungen zum Pflanzenschutzmittelein-

satz stellen über alle Fallstudienregionen hin-
weg vertragliche Gegenstände von Agrarum-
weltmaßnahmen dar.

•  In fast allen Regionen werden Beschränkungen
beim chemisch-synthetischen Düngemitteleinsatz
oder bei der Viehbesatzdichte gefördert.

•  Die Pflege von Landschaftsstrukturelementen
oder die verspätete Wiesennutzung sind weitere
bedeutende Fördertatbestände.

•  Die Förderung der Bodenbedeckung durch
Mulchsaat, Stroh oder anderen Bodenbede-
ckungsformen und die Förderung der Kulturar-
tendiversität stellen gleichbedeutende spezielle
vertragliche Gegenstände für den Ackerbau dar.

5 Einflussfaktoren und Beweggründe für die
Inanspruchnahme oder Nichtinanspruch-
nahme von agrarumweltpolitischen Maß-
nahmen

Da Agrarumweltprogramme nur Erfolg zeigen
können, wenn sie auch von Landwirten in ausrei-
chender Anzahl und Umfang in Anspruch genom-
men werden, stellt die Analyse der Einflussfaktoren
und Beweggründe für die Inanspruchnahme oder
Nichtinanspruchnahme der Programme einen wich-

tigen Bestandteil der Wirksamkeitsanalyse dar
(Buller, 1999; Wilson und Hart, 2000). Auch muss
sich der Erfolg jeder agrarumweltpolitischen Maß-
nahme an seiner langfristigen Wirksamkeit messen
lassen. Wo ist beispielsweise der Nutzen von Ag-
rarumweltprogrammen, wenn Landwirte nach der
Förderung wieder zu ihren ursprünglichen Bewirt-
schaftungsformen zurückkehren?

Aus diesem Grund wurden im Rahmen des
Projektes Motive und Einflussfaktoren, die Land-
wirte zur Inanspruchnahme oder Nichtinanspruch-
nahme von agrarumweltpolitischen Maßnahmen
bewegen, einer genaueren Analyse unterzogen, wo-
bei Beziehungen zwischen Programmteilnahme und
verschiedenen Einflussfaktoren wie beispielsweise
Betriebsgröße, Standardbetriebseinkommen, Aus-
bildungsgrad der Betriebsleiter sowie die Einstel-
lung der Landwirte zur Umwelt festgestellt werden
konnten (vgl. Buller et al., 1999, Wilson und Hart,
2000).

Im Rahmen dieses Beitrags kann hierauf nicht
im Detail eingegangen werden. Dennoch soll ein
genereller Überblick über die genannten Beweg-
gründe der befragten landwirtschaftlichen Betriebe
für die Inanspruchnahme sowie Nichtinanspruch-
nahme der Programme gegeben werden (vgl. Ab-
bildung 6 und 7).

Wichtigster Beweggrund für die Inanspruch-
nahme von agrarumweltpolitischen Maßnahmen
sind, über alle Fallstudienregionen hinweg, erwar-
tungsgemäß finanzielle Erwägungen (79 % der be-
fragten Landwirte) (vgl. Abbildung 6). Zum einen
werden die durch Bewirtschaftungsauflagen be-
dingten Ertragseinbußen kompensiert und liefern
darüber hinaus auch noch einen Beitrag zum Ein-
kommen. Im Durchschnitt aller befragten Land-
wirte lagen die gezahlten Prämien bei rund
4.500 €/Betrieb und lieferten einen Beitrag von
12 % am Standardbetriebseinkommen. Diese
Kenngrößen variieren aber zwischen 574 € bis
10.932  pro Betrieb sowie 3 bis 41 % des Standard-
betriebseinkommens, wobei es sich um die Durch-
schnitte der Fallstudienregionen handelt (vgl. Vla-
hos, 1999).

Immerhin mehr als die Hälfte der befragten
Landwirte gab an, mit der Inanspruchnahme der
Agrarumweltprogramme einen Beitrag zur Erhal-
tung und Verbesserung der Umwelt leisten zu wol-
len (vgl. Abbildung 6).
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Quelle: Wilson und Hart (2000).

% der befragten Landwirte, die diesen Grund als 
sehr wichtig einstuften (n = 789)
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Abbildung 6
Beweggründe für Programmteilnahme

Die verschiedenen genannten Beweggründe va-
riieren zwischen den Fallstudienregionen und Be-
triebstypen. So stellten die Agrarumweltprogramme
insbesondere in benachteiligten Gebieten, d. h. zu-
meist extensiv genutzte Grünlandregionen mit ho-
hem ökologischen Wert, eine wichtige Einkom-
mensquelle und damit einen Beitrag zur Aufrecht-
erhaltung der extensiven Bewirtschaftung dar (Kni-
ckel und Schramek, 1998). In Ackerbauregionen, in
denen Agrarumweltmaßnahmen im Allgemeinen
größere Einschränkungen in der Bewirtschaftung
erfordern, nannte ein relativ hoher Anteil von

Landwirten umweltbedingte Motivationsgründe für
die Teilnahme (vgl. Buller, 1999; Wilson und Hart,
2000).

Von nahezu 50 % der befragten Nichtteilnehmer
wurde angeführt, dass die Agrarumweltmaßnahmen
nicht mit der geplanten Betriebsentwicklung zu-
sammenpassten. Dazu kommt, dass die Inanspruch-
nahme der Maßnahmen häufig längerfristige be-
triebliche Anpassungsstrategien erfordern, wobei 5-
jährige Verträge für Landwirte oft keine ausrei-
chende Sicherheit sind (vgl. Abbildung 7).
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Quelle: Wilson und Hart (2000).

% der befragten Landwirte, die diesen Grund als 
sehr wichtig einstuften (n = 211)

Paßte nicht zu gepl. Betriebsentwicklung
Kompensationszahlg. zu niedrig 
Sah keinen Vorteil 
Kannte das Programm nicht
Betrieb nicht teilnahmeberechtigt
Antragstellung zu kompliziert
Wollte landwirtschaftliche Aktivitäten 
Auflagen zu arbeitsintensiv
Teilnahmeberechtigung unbekannt
Antrag wurde abgelehnt
Unverträgl. mit anderen Programmen
Von außen Druck verspürt

Abbildung 7
Beweggründe für die Nichtteilnahme
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25 % der Nichtteilnehmer meinten, dass die
Kompensationszahlungen zu niedrig wären (vgl.
Abbildung 7). Dieses Argument wurde insbeson-
dere von Landwirten in Ackerbauregionen genannt
(vgl. Buller, 1999; Wilson und Hart, 2000), was in
diesem Zusammenhang darauf hinweist, dass die
Förderprämien in vielen Programmen regional zu
wenig differenziert und somit in manchen Regionen
nicht ausreichend sind.

Als ein wichtiges Signal, dass noch mehr im
Bereich begleitender Informations- und Überzeu-
gungsarbeit bei den Agrarumweltmaßnahmen getan
werden muss, ist darin zu sehen, dass 24 % der be-
fragten Nichtteilnehmer nicht über die Möglichkeit
der Teilnahme an den Agrarumweltprogrammen in-
formiert oder vom Vorteil der Programme nicht
überzeugt waren (vgl. Buller, 1999; Wilson und
Hart, 2000).

6 Umweltrelevante Wirkungen der Agrarum-
weltprogramme

6.1 Auswahl von indirekten Indikatoren zur Be-
wertung der Umweltwirkungen

Die Bewertung der Umweltwirkungen konzent-
rierte sich in der Untersuchung zunächst auf die

Frage, welche Auswirkungen die Agrarumwelt-
maßnahmen auf betriebliche Anpassungsstrategien
haben. Dieses Vorgehen erklärt sich aus dem Zu-
sammenhang, dass Agrarumweltprogramme, die
von Landwirten in Anspruch genommen werden,
zunächst einen Einfluss auf die Entscheidungsfin-
dung der Landwirte im Hinblick auf Umfang und
Intensität ihrer Landbewirtschaftung haben. Erst
Veränderungen hin zu umweltfreundlicheren Be-
wirtschaftungsformen oder das Verhindern einer
Intensivierung haben Auswirkungen auf die zu
schützenden Umweltmedien (Boden, Wasser, Luft,
Flora, Fauna oder die Ästhetik der Landschaft). Ag-
rarumweltpolitische Maßnahmen haben demzufolge
keinen direkten, sondern nur einen indirekten Ein-
fluss auf die Umwelt. Eine Ausnahme stellen land-
schaftspflegerische Maßnahmen dar, weil bei-
spielsweise das Pflanzen einer Hecke bereits ein di-
rekter Beitrag zur Artenvielfalt und Landschafts-
ästhetik sein kann.

Im Rahmen des Projektes konnten insgesamt
neun Agrarumweltindikatoren identifiziert werden,
mit deren Hilfe sich betriebliche Anpassungsstrate-
gien länder- und programmübergreifend quantifi-
zieren lassen, um daraus indirekt mögliche Um-
weltwirkungen abzuleiten (vgl. Abbildung 8).

Indikator Indikatormaßeinheit

1. Anteil Dauergrünland an LF %

2. Anteil aufgegebener landwirtschaftlicher Flächen an LF %

3. Heckendichte m/ha LF

4. Mineralische N-Düngung kg N/ha LF

5. Viehbesatzdichte bezogen auf Gesamtbetrieb GVE/ha LF

6. Viehbesatzdichte Rauhfutterfresser bezogen 
auf Hauptfutterfläche

7. Anteil Acker-Brache am Ackerland %

8. Kulturartendiversität Anzahl Ackerkulturen/Betrieb und Jahr

9. Pflanzenschutzmitteleinsatz qualitativ: Reduzierung / Beibehaltung / Erhöhung

  = Quantifizierung mit INVEKOS-Daten möglich.

RGV/ha LF

Abbildung 8
Ausgewählte Agrarumweltindikatoren zur länder- und programmübergreifenden Bewertung betrieblicher
Anpassungsstrategien



J. Schramek: Agrarumweltprogramme in der EU – Ergebnisse aus 22 Fallstudienregionen 73

Die Auswahl der Indikatoren erfolgte nach fol-
genden Kriterien (vgl. Andersen et al., 1999 in
Anlehnung an Meyer und Knickel, 1992; OECD,
1993):
1. Zum Zwecke einer programm- und länderüber-

greifenden Analyse muss der Indikator für meh-
rere Fallstudienregionen und Agrarumweltmaß-
nahmen relevant sein, d. h. sich an vergleichba-
ren vertraglichen Gegenständen mehrerer Maß-
nahmen orientieren.

2. Der Indikator muss realisierbar sein, d. h. ent-
sprechende Daten und Statistiken müssen ver-
fügbar sein, um Entwicklungen im Zeitverlauf
bewerten zu können. Im Rahmen dieses Projekts
wurden die Indikatoren ausschließlich aus Da-
ten der Betriebsbefragungen bedient, da für die
länder- und programmübergreifende Analyse
keine offiziellen vergleichbaren Statistiken für
die Programmlaufzeit zur Verfügung standen.
Grundsätzlich bilden jedoch INVEKOS-Daten

8

eine geeignete Datengrundlage zur Quantifizie-
rung von Indikatoren zur Flächennutzung und
Viehbesatzdichte (vgl. Abbildung 8).

9.
 Das IN-

VEKOS-System hatte jedoch zum Zeitpunkt des
Projekts in manchen Staaten noch Lücken (Agra
Europe, 22/96), so dass keine Daten für eine
länderübergreifende Analyse verwendet werden
konnten.

3. Letztendlich muss der Indikator auch leicht zu

interpretieren sein, d. h. er muss auf einer fun-
dierten wissenschaftlichen Basis beruhen. Dem-
nach müssen bereits wissenschaftliche Erkennt-
nisse darüber bestehen, welche Auswirkungen
die eine oder andere landwirtschaftliche Maß-
nahme und Anpassung auf die Umwelt hat.
Die Erfüllung dieser drei Kriterien ist bei der

Auswahl der Indikatoren nicht immer ganz einfach.
So sind beispielsweise Auflagen zum Pestizidein-
satz (Abbildung 5) zentraler Förderbestandteil von
vielen Maßnahmen und somit höchst relevant.
Pflanzenschutzbezogene Indikatoren lassen sich
aber schwer oder nur mit erheblichem Aufwand re-
alisieren. Zu groß ist die Anzahl unterschiedlicher
Produkte mit verschiedensten Wirkstoffen auf dem
Markt, wobei die empfohlenen Aufwandmengen
zwischen den Produkten auch noch stark variieren
(vgl. Gutsche, 1997). Vor diesem Hintergrund muss

                                                          
8
 INVEKOS = Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem gemäß

der Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates.
9
 Im Rahmen der Bewertung und Begleitung der hessischen

Umweltschutzmaßnahmen in der Landwirtschaft (HEKUL und

HELP) wurden mit Hilfe von INVEKOS-Daten Wirkungen der

Agrarumweltprogramme auf betriebliche Anpassungsstrategien

analysiert (vgl. Schramek et al., 2000).

auch der gewählte Indikator zum Pestizideinsatz,
bei dem bei den Befragungen, die verschiedene
Teilbereiche betraf, nur die Reduzie-
rung/Beibehaltung/Erhöhung des Pflanzenschutz-
mitteleinsatzes abgefragt werden konnte (vgl. Ab-
bildung 8), unter Vorbehalt interpretiert werden.

6.2 Umweltrelevante Wirkungen

Abbildung 9 gibt für die vier Fallstudienregi-
onstypen einen Überblick über die Wirkungen der
Agrarumweltmaßnahmen. Zunächst fällt auf, dass
nicht jeder Indikator für jeden Agrarlandschaftstyp
relevant ist, da sich, wie bereits dargelegt wurde,
die Regionen in ihren agrarumweltpolitischen Her-
ausforderungen und den angebotenen agrarumwelt-
politischen Maßnahmen erheblich unterscheiden.
Demnach ist zunächst grundsätzlich festzuhalten,
dass es keinen einheitlichen Satz von Agrarum-
weltindikatoren für Europa gibt, sondern (nur) In-
dikatoren, bezogen auf Agrarlandschaftstypen.

Signifikante Verbesserungseffekte (vgl. Kapitel
2.2) konnten im Hinblick auf die Intensität der
Landbewirtschaftung für vereinzelte Fallstudienre-
gionstypen festgestellt werden. Das betrifft den N-
Mineraldüngereinsatz, den Pestizideinsatz, die
Viehbesatzreduzierung sowie den Erhalt eines
Mindestviehbesatzes. Keine signifikanten Effekte
konnten jedoch in Bezug zu Landnutzungsänderun-
gen, wie z. B. den Erhalt oder die Ausweitung von
Dauergrünlandflächen, die Anlage von Hecken
oder aber auch für Veränderungen in der Kulturar-
tendiversität, festgestellt werden. Mögliche
Schutzwirkungen (vgl. Abschnitt 2.2), d. h., dass
wünschenswerte Bewirtschaftungsformen, entgegen
sich abzeichnender negativer Entwicklungstrends,
durch die Agrarumweltmaßnahmen aufrechterhal-
ten werden, konnten über die statistische Analyse
für keine der Fallstudienregionstypen festgestellt
werden.

Als möglicher Grund, dass Agrarumweltmaß-
nahmen zwar Wirkungen in der Intensität der
Landbewirtschaftung, aber weniger in der Landnut-
zung zeigen, lässt sich anführen, dass sich betrieb-
liche Anpassungsstrategien im Mineraldünger- oder
Pflanzenschutzmitteleinsatz einfacher von einem
Jahr auf das andere realisieren lassen, während aber
Landnutzungsänderungen bzw. Änderungen in der
Fruchtfolge längerfristige Anpassungsstrategien er-
fordern und daher ohne eine Programmperspektive
über mehrere Jahre hinweg auch nicht so schnell
erfolgen.

Für einzelne Indikatoren konnten in manchen
Fallstudienregionstypen keine statistischen Analy-
sen der Programmwirkungen durchgeführt werden,
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weil es die Qualität der Befragungsergebnisse nicht
zuließ und somit die Stichprobe in manchen Fällen

zu gering wurde.

Abbildung 9
Umweltrelevante Wirkungen der Agrarumweltmaßnahmen

7 Schlussfolgerungen

•  Die Förderungsziele einzelner Agrarumwelt-
maßnahmen sollten regional stärker differen-
ziert und im Hinblick auf einzelne Umweltres-
sourcen (Boden, Wasser, Luft, Flora, Fauna,
Landschaft) konkretisiert werden. Bisher be-
schränkten sich die Ziele in den einzelnen Pro-
grammen und Maßnahmen darauf, Grenzwerte
für die Bewirtschaftung festzulegen. Dabei
wurde aber das verfolgte Ziel nicht immer ganz
deutlich. So können in manchen Regionen bei-
spielsweise Schutzziele, wie die Erhaltung einer
extensiven Landbewirtschaftung, im Vorder-
grund stehen, was nicht nur Schutz vor Intensi-
vierung, sondern auch vor dem Rückzug der
Landbewirtschaftung aus der Fläche bedeuten
kann. In anderen Regionen wiederum steht die
Reduzierung hoher Intensitäten, zur Vermei-
dung stofflicher Belastungen und somit ein
Verbesserungsziel im Vordergrund. Entspre-

chend dieser Differenzierung ist die Wirksam-
keit der Maßnahmen dann auch unterschiedlich
zu bewerten.

•  Neben horizontalen Maßnahmen, welche die
Extensivierung der landwirtschaftlichen Boden-
nutzung auf großer Fläche anstreben und daher
zumeist ein Angebot an Landwirte sind, ganze
Betriebe oder zumindest Betriebszweige zu ex-
tensivieren, sollten ökologisch fundierte einzel-
flächenorientierte Maßnahmen noch verstärkter
zum Einsatz kommen. In der Vergangenheit
wurden hier verstärkt naturschutzfachlich be-
gründete Maßnahmen gefördert und sollten
noch mehr um Maßnahmen des abiotischen
Ressourcenschutzes - insbesondere Grundwas-
ser- und Erosionsschutz - ergänzt werden.
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•  Dies vor allen Dingen vor dem Hintergrund,
dass gesamtbetriebliche Extensivierungsmaß-
nahmen in Ackerbauregionen relativ wenig in
Anspruch genommen werden. Um eine prob-
lemorientierte Einzelflächenförderung zu ge-
währleisten, wäre dazu aber auch eine stärkere
fachliche Beratung und Betreuung der Land-
wirte erforderlich.

•  Es sollten die Möglichkeiten verbessert werden,
einzelflächenorientierte Maßnahmen auf hori-
zontale Maßnahmen „aufzusatteln“, dass bei-
spielsweise ein Betrieb, der nach den Richtli-
nien des ökologischen Landbaus gefördert wird,
für ökologisch begründete weitergehende Be-
wirtschaftungsvereinbarungen auf Einzelflächen
zusätzliche Beihilfen empfangen kann.

•  Damit Landwirte nach der 5-jährigen Förder-
phase nicht wieder zu alten bzw. intensiven
Produktionstechniken zurückkehren, muss in
Zukunft mehr in die Beratung und Weiterbil-
dung der Landwirte in alternativen Produkti-
onstechniken investiert werden. Mit Ausnahme
der Niederlande, die einen großen Anteil ihres
Agrarumwelt-Budgets für Schulungskurse in
umweltverträglichen Produktionsverfahren vor-
gesehen haben, ist von dieser Möglichkeit durch
die VO 2078/92 relativ wenig Gebrauch ge-
macht worden (vgl. Buller et al., 1999). Um
eine gute Akzeptanz bei Landwirten zu errei-
chen, sollten jedoch nicht nur Kurse in entfern-
ten Schulungszentren angeboten, sondern ver-
stärkt Veranstaltungen und Demonstrationsvor-
haben direkt vor Ort in den Regionen und Ge-
meinden organisiert werden. Initiativen müssten
von lokalen Akteuren ausgehen, die dafür ent-
sprechende Mittel zur Verfügung gestellt be-
kommen müssten.

•  Da die Inanspruchnahme der Agrarumweltmaß-
nahmen häufig auch längerfristige betriebswirt-
schaftliche Anpassungen (z. B. veränderte
Fruchtfolgen) oder Investitionen (z. B. Anschaf-
fung neuer Maschinen und Geräte) erfordert, ist
es notwendig, den Landwirten Sicherheit für
längerfristige Planungen zu bieten. Die Agrar-
umweltprogramme müssten daher eine Min-
destlaufzeit von fünf Jahren weiterhin gewähr-
leisten und darüber hinaus sollte klar erkennbar
sein, welche Weiterentwicklung im Bereich Ag-
rarumweltmaßnahmen zu erwarten ist. In die-
sem Zusammenhang ist es positiv, dass nun mit
der neuen Verordnung zur Entwicklung des
ländlichen Raums Investitionen im Kontext von
Agrarumweltmaßnahmen abgedeckt werden
können.

•  In Hinblick auf eine verbesserte Begleitung und
Bewertung der Agrarumweltprogramme wird
empfohlen, EU-weit Agrarlandschaftstypen
nach vergleichbaren Landschaftsformen, land-
wirtschaftlichen Betriebsformen und Umwelt-
qualitätszielen festzulegen. Grundlagen für eine
solche Typologisierung existieren bereits, wie
z. B. die Beschreibung von Europäischen Land-
schaften im Dobris-Bericht der EUA oder das
EG-Programm CORINE (CoORdination of IN-
formation on the Environment). Für jeden Ag-
rarlandschaftstyp sollten den Voraussetzungen
entsprechend gemeinsame Umweltqualitätsziele
und Bewertungsindikatoren festgelegt werden,
die um regionsspezifische Indikatoren zu ergän-
zen sind.
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1 Einleitung

Mit dem „österreichischen Programm zur För-
derung einer umweltgerechten, extensiven und den
natürlichen Lebensraum schützenden Landwirt-
schaft“ (ÖPUL) wurde die VO (EWG) Nr. 2078/92
im Jahr 1995 in Österreich umgesetzt. Dieses Pro-
gramm weist in mehreren Aspekten Besonderheiten
auf, die es von derartigen Programmen in anderen
EU-Ländern unterscheidet. Ziel dieses Beitrages ist
es, diese Besonderheiten herauszuarbeiten, deren
Ursachen und Konsequenzen aufzuzeigen und die
Weiterentwicklung dieses Programms zu skizzie-
ren.

Nach einer kurzen Vorstellung der Rolle des
österreichischen Agrarsektors innerhalb der EU
werden Eckdaten des ÖPUL vorgestellt, die Ent-
wicklung und Konzeption dieses Programms aufge-
zeigt sowie die Akteure bei der Gestaltung ange-
führt. Die Konzepte der Weiterentwicklung dieses
Programms werden unter Berücksichtigung der Er-
gebnisse bisher vorliegender Evaluierungsstudien
vorgestellt und beurteilt.

2 Basisinformationen zum österreichischen
Agrarsektor

2.1 Österreichs Landwirtschaft in der EU

Österreichs Landwirtschaft spielt innerhalb der
EU eine eher unbedeutende Rolle. Der Anteil an
der Produktionsfläche und der Erzeugung wichtiger
Produkte liegt bei etwa 2,5 bis 3 %, was auch für
den Anteil der Betriebe und Beschäftigten gilt. Der
Umstand, dass Österreichs Landwirtschaft einen
überproportionalen Anteil an Berglandwirtschafts-
betrieben aufweist, kommt im sehr hohen Anteil an
Ausgleichszahlungen für benachteiligte Regionen
zum Ausdruck (siehe Tabelle 1). Die große Diffe-
renz zwischen Beschäftigten gemessen in der An-
zahl und gemessen in Jahres-Arbeitseinheiten ist
auf den Umstand zurückzuführen, dass knapp 70 %
der Betriebe im Neben- bzw. Zuerwerb geführt
werden. Dementsprechend ist Österreichs Land-
wirtschaft in Bezug auf wichtige Strukturvariable
wie Flächenausstattung oder Viehbestand je Betrieb
jeweils im unteren Drittel der EU-Länder zu finden.

Tabelle 1
Ausgewählte Strukturkennzahlen für Österreich und die EU

Einheit

Landwirtschaftliche Betriebe 1.000 6.989 210 3,0 % 1997
Betriebe im Berggebiet 1.000 1.169 98 8,4 % 1997
Beschäftigte LW+FW+Fischerei 1.000 7.083 235 3,3 % 1998
Jahres-Arbeitseinheiten 1.000 6.731 132 2,0 % 1998
Landwirtschaftliche Fläche 1.000 ha 134.631 3.423 2,5 % 1997
Getreide 1.000 ha 38.125 848 2,2 % 1997
Rinder 1.000 St. 84.526 2.272 2,7 % Dez. 1996
Milchproduktion von Milchkühen 1.000 t 120.595 3.090 2,6 % 1997
Schweine 1.000 St. 118.450 3.664 3,1 % Dez. 1996
Endproduktion Landwirtschaft Mio. ECU 213.467 3.553 1,7 % 1998
Ausgleichszahlungen Mio. ECU 1.810 178 9,8 % 1997
EAGFL-Garantie Umweltausgaben Mio. ECU 1.511 260 17,2 % 1997

Quelle: EU (2000).

JahrEU-15 Österreich Anteil
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Trotz dieser generell geringen Bedeutung der
Landwirtschaft Österreichs innerhalb der EU sind
über 17 % der im Jahr 1997 aus den Mitteln des
EAGFL-Garantie für Umweltausgaben verwende-
ten Mitteln nach Österreich geflossen. Für Öster-
reich werden damit nahezu gleich viel EAGFL-Ga-
rantie-Mittel für Umweltausgaben bereitgestellt wie
für Deutschland und auch die Anteile von Finnland
und Schweden, die zum selben Zeitpunkt der EU
beitraten, werden um das annähernd Doppelte bzw.
Dreifache übertroffen. Zieht man die Ausgaben für
ein Programm als Indikator für seinen Erfolg heran,
dann zählt somit das ÖPUL sicherlich zu den er-
folgreichsten nationalen Agrar-Umweltprogram-
men innerhalb der EU (Hofreither, 1998).

2.2 Details zur österreichischen Landwirtschaft

Österreichs Landschaft wird von den Alpen ge-
prägt. Die Zahlen in Tabelle 2 belegen, dass die
Verteilung der landwirtschaftlichen Nutzfläche an-
nähernd der Verteilung der Gesamtfläche an den
einzelnen Teilregionen entspricht. Weniger als die
Hälfte der Agrarfläche liegt in klimatisch und to-
pographisch für die landwirtschaftliche Produktion
günstigen Gebieten (nordöstliches und südöstliches
Flach- und Hügelland, Alpenvorland und Kärntner
Becken), während die übrigen landwirtschaftlichen
Nutzflächen vom Grünland dominiert werden.

Tabelle 2
Flächenanteile in den landwirtschaftlichen Produktionsgebieten Österreichs in Prozent

Produktionsgebiet

Hochalpen 36 30 98
Alpenostrand 13 9 74
Nordöstliches Flach- und Hügelland 12 18 4
Voralpen 11 7 92
Alpenvorland 10 16 38
Wald- und Mühlviertel 9 11 74
Südöstliches Flach- und Hügelland 6 7 27
Kärntner Becken 3 3 53

Quelle: Wagner, et al. (2000).

AgrarflächeGesamtfläche
Anteil an

Agrarfläche
Grünlandanteil anAnteil an

Die natürlichen Standortnachteile liegen neben
den klimatischen Beschränkungen (der Median der
Höhenlage liegt bei knapp 1.300 m in den Hochal-
pen) auch in den Erschwernissen der Bewirtschaf-
tung (der Median der Hangneigungen beträgt in den
Hochalpen 30 % und am Alpenostrand und in den
Voralpen jeweils 20 %; siehe Wagner et al., 2000).
Eine agrarpolitische Zielsetzung liegt darin, die
flächendeckende Bewirtschaftung auch in diesen
Gebieten aufrechtzuerhalten. Neben den Struktur-
maßnahmen zur Förderung der Berglandwirtschaft
wird diesem Ziel auch im Rahmen des ÖPUL
Rechnung getragen.

Die natürlichen Standortvoraussetzungen bedin-
gen, dass der Haltung von Wiederkäuern eine große
Bedeutung zukommt. Dementsprechend liegt der
Anteil der Rinderhaltung und der Milchproduktion
bei 37 % der Endproduktion der Landwirtschaft
und übertrifft damit die Produktion von Schweine-,
Geflügelfleisch und Eiern (zusammen 23 %) deut-
lich. Die nicht von den Alpen und vom Böhmi-

schen Massiv geprägten Standorte bieten ausge-
zeichnete Produktionsbedingungen für Gemüse,
Obst und Wein, deren Anteil an der Endproduktion
22 %, beträgt während die Getreideproduktion
(6 %) und Hackfruchtproduktion (5 %) eine unter-
geordnete Rolle spielen.

Insgesamt betrug der Wert der landwirtschaftli-
chen Endproduktion seit 1995 durchschnittlich
etwa 3,5 Mrd. € (siehe Abbildung 1). Die Relation
der Endproduktion zur Summe der Förderungen,
die im Schnitt über 2 Mrd. € betrug, verdeutlicht
den Stellenwert öffentlichen Transfers für das Ein-
kommen der Landwirtschaft in Österreich.

2

                                                          
2
 In Abbildung 1 werden - der Quelle folgend - die Förderungen an

die Landwirtschaft (LW) und Forstwirtschaft (FW) zusammen aus-

gewiesen. Der Anteil der Förderungen für die Forstwirtschaft liegt

unter 2 %. Der abnehmende Verlauf der Förderungen ist auf eine

temporäre Maßnahme zur Abfederung von Preiseinbußen zurückzu-

führen.
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Abbildung 1
Wert der Endproduktion der österreichischen Land-
wirtschaft und Förderungen für die Landwirtschaft
(LW) und Forstwirtschaft (FW)

Dem ÖPUL kommt in diesem Zusammenhang
eine überragende Bedeutung zu. Mit durchschnitt-
lichen jährlichen Aufwendungen von 560 Mio. €
seit 1995 ist das ÖPUL das bedeutendste Förder-
programm für die Landwirtschaft in Österreich. Im
Vergleich dazu wurden 1999 lediglich 360 Mio. €
Flächenprämien und 125 Mio. € Tierprämien sowie

439 Mio. € für Strukturmaßnahmen eingesetzt
(BMLFUW, 2000a, Tabelle 7.1.3).

3 Das österreichische Agrar-Umweltprogramm
ÖPUL

3.1 Detaildaten zum ÖPUL

Das ÖPUL besteht entsprechend der Zählung im
jährlichen Agrarbericht aus 34 Maßnahmen und
Teilprogrammen. Das Gesamtprogramm ist von der
Konzeption primär horizontal ausgerichtet, es
kommen also Betriebe im gesamten Bundesgebiet
als Teilnehmer in Frage. Die bezüglich des Prä-
mienvolumens wichtigsten Maßnahmen sind in Ta-
belle 3 aufgelistet.
Die „Elementarförderung“ und „Fruchtfolgestabi-
lisierung“ bieten den meisten Betrieben einen An-
reiz, in das Programm einzusteigen. Bei der „Ele-
mentarförderung“ verpflichten sich teilnehmende
Landwirte neben der Einhaltung von Düngungs-
und Viehbestandsbeschränkungen auch dazu, Land-
schaftselemente nicht zu entfernen. Die „Fruchtfol-
gestabilisierung“ beschränkt den Flächenanteil von
Getreide und Mais an der Ackerfläche und erfordert
auch, dass ein gewisses Ausmaß der Fläche nach
der Ernteperiode begrünt sein muss.

Tabelle 3
Die wichtigsten ÖPUL-Maßnahmen im Überblick (1999)

Elementarförderung 2.175 155 99 18 %
Fruchtfolgestabilisierung 1.056 68 96 17 %
Biologische Wirtschaftsweise 268 19 66 12 %
Betriebsmittelverzicht am gesamten Betrieb 304 33 42 8 %
Extensiver Getreidebau 261 27 45 8 %
Mahd von Steilflächen und Bergmähder 229 61 44 8 %
Alpung und Behirtung 265 9 20 4 %
Einzelflächenverzicht Grünland 235 45 30 5 %
Extensive Grünlandbewirtschaftung 118 11 21 4 %
Regionalprojekte NÖ, Sbg, Stmk 65 4 19 3 %
Pflege ökologisch wertvoller Flächen 37 44 12 2 %

Abkürzungen: NÖ= Niederösterreich, Sbg= Salzburg, Stmk= Steiermark.

Quelle: BLFUW, Grüner Bericht (1999).

Anteil1.000
Betriebe

1.000
Hektar Prämien

Mio. ECU
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Neben diesen beiden Maßnahmen, für die über
ein Drittel aller Prämien ausbezahlt wird, gibt es
eine Palette fein abgestimmter Extensivierungspro-
gramme: Von der Reduktion des Einsatzes von zu-
gekauften Betriebsmitteln auf einzelnen Parzellen
(z. B. „Einzelflächenverzicht im Grünland“) spannt
sich der Bogen bis zum rigide kontrollierten Total-
verzicht bestimmter Betriebsmittel bei der Maß-
nahme „Biologische Wirtschaftsweise“. Neben der
Förderung des „Extensiven Getreidebaues“ gibt es
auch für Obst-, Wein-, und Gemüsebau maßge-
schneiderte Programme zur Förderung einer „Integ-
rierten Produktionsweise“.

Verglichen mit diesen Maßnahmen, die darauf
abzielen, negative Auswirkungen der Landwirt-
schaft auf die Umwelt zu verringern, spielen Maß-
nahmen zur Aufrechterhaltung traditioneller Wirt-
schaftsweisen eine vergleichsweise untergeordnete
Rolle: dazu zählen die Förderung der „Mahd von
Steilflächen und Bergmähdern“ sowie Prämien für
die „Alpung und Behirtung“, also die Viehhaltung
auf Hochweiden und auch die Honorierung von
Silageverzicht bei der Milchproduktion („Extensive
Grünlandbewirtschaftung“). Diese Maßnahmen set-
zen Anreize, die Agrarproduktion auf marginalen
Standorten aufrechtzuerhalten und zielen darauf ab,
die Attraktivität alpiner Kulturlandschaften zu er-
halten. Weitere Maßnahmen mit ähnlicher Ziel-
richtung fördern z. B. traditionellen Hochstamm-
obstbau oder spezielle Formen der Waldweide.

Unter dem Titel „Pflege ökologisch wertvoller
Flächen“ werden Förderungen zusammengefasst,
die in der Kompetenz der Naturschutzabteilung der
einzelnen Bundesländer liegen und Naturschutz-
ziele verfolgen. Während Maßnahmen zum Erhalt
seltener Nutztierrassen bzw. Kulturpflanzen regio-
nal eine gewisse Bedeutung haben, spielen Bil-
dungsmaßnahmen bzw. die Förderung der Absto-
ckung des Viehbestandes praktisch keine Rolle.

Eine ausgeklügelte Matrix von Kombinations-
möglichkeiten einzelner Maßnahmen ermöglicht
die Förderung ein und der selben Fläche unter ver-
schiedenen Titeln. Daher es ist es praktisch un-
möglich, den Flächenumfang des ÖPUL an-
zugeben. Die in Abbildung 2 angeführten Prämien
je Hektar beziehen sich folglich auf die durch-
schnittliche Förderung von Flächen auf der Basis
teilnehmender Betriebe.

Zum Start des Programms nahmen 180.000 Be-
triebe teil, was einer Teilnahmequote von nahezu
70 % entsprach. Als wichtigster Grund für die
Nicht-Teilnahme stellte sich die Mindestteilnahme-
fläche heraus. Seit Beginn des ÖPUL nimmt - an-
ders als in den meisten EU-Ländern - die Zahl der
Teilnehmer kontinuierlich ab. Dies ist allerdings

primär auf Betriebszusammenlegungen und -auflas-
sungen zurückzuführen und erst in zweiter Linie
auf den Ausstieg aus dem Programm, der mit der
Rückzahlung der bisher bezogenen Prämien ver-
bunden ist.

3.2 Akteure bei der Gestaltung des ÖPUL

Das österreichische Agrar-Umweltprogramm
wurde 1995 als Sonderrichtlinie des Bundesminis-
ters für Land- und Forstwirtschaft erlassen. Es
wurde gleichzeitig mit dem Beitritt Österreichs zur
EU und damit der Übernahme der Gemeinsamen
Agrarpolitik eingeführt. Das aktuelle Nachfolge-
programm, ÖPUL 2000, ist Teil des Programms für
die Entwicklung des ländlichen Raumes im Rah-
men der Agenda 2000.

Prinzipiell liegen Agraragenden weitgehend in
der Kompetenz der Bundesländer. Die Einsicht,
dass ein nationales Programm mit der Kommission
der EU leichter abzustimmen ist als neun einzelne
Programme, führte zur Einigung auf ein gemeinsa-
mes Vorgehen. Länderinteressen wurde unter ande-
rem dadurch Rechnung getragen, dass bei einzelnen
Maßnahmen die Detailformulierung den Ländern
übertragen wurde.

Das ÖPUL wurde jedoch so konzipiert, dass
auch Regionalprogramme in alleiniger Verantwor-
tung von Bundesländern möglich sind: Die Regio-
nalprogramme in Salzburg und der Steiermark sind
darauf ausgerichtet, die Nitratbelastung zu senken.
Das „Öko-Punkte-Programm“ in Niederösterreich
versucht die Natur- und Umweltverträglichkeit der
Produktionsweise anhand eines kardinalen Bewer-
tungsmaßstabs zu quantifizieren und honorieren.

Abbildung 2
Jährliche ÖPUL-Prämien je Betrieb (linke Skala)
bzw. je Hektar (rechte Skala)
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Die Bedeutung der Länder für das ÖPUL
kommt auch dadurch zum Ausdruck, dass ein be-
trächtlicher Anteil der Fördersumme von ihnen
aufgebracht wird. Der Finanzierungsanteil betrug
zu Beginn des Programms annähernd 30 % und
sank bis zum Jahr 1999 auf 20 %. Dahingegen
nahm der Anteil der von der EU beigesteuerten
Mittel von 31 auf 48 % zu (BMLF bzw. BMLFUW,
Grüner Bericht, verschiedene Jahrgänge).

Seitens der öffentlichen Hand sind neben einer
zwar kleinen, aber effizient organisierten Abteilung
im Landwirtschaftsministerium auch die Agrarbe-
zirksbehörden der Länder in die Konzeption des
ÖPUL eingebunden. Deren traditionelle Aufgaben-
stellung, die Grundstückszusammenlegung, war
Mitte der 90er Jahre weitgehend obsolet geworden,
das ÖPUL erwies sich hier als neues Tätigkeitsfeld.
Die Landwirtschaftskammern - in Österreich eine
institutionalisierte Interessensvertretung mit öf-
fentlich-rechtlichem Charakter - sind über politi-
sche Einflusskanäle traditionell in die Gestaltung
der Agrarpolitik eingebunden (siehe Hofreither et
al., 1996 und Salhofer et al., 2000). Beim ÖPUL
übernehmen sie neben administrativen Aufgaben,
die in Rahmen eines Werkvertrags abgegolten wer-
den, auch die Information der Landwirte über das
Programm. Antragstellung, Kontrolle und Aus-
zahlung erfolgt weitgehend über die landwirt-
schaftliche Marktordnungsstelle Agrarmarkt Austria
(AMA), die mit der Umsetzung der Förderungs-
abwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik betraut
ist. Der Umstand, dass die Landwirte mit dem
Mehrfachantrag zum Kulturpflanzenausgleich
gleichzeitig die Teilnahme am ÖPUL beantragen,
diese Anträge von den Landwirtschaftskammern
entgegengenommen und auf Plausibilität geprüft
werden, bevor sie an die AMA weitergeleitet wer-
den, hat sicher zur hohen Akzeptanz dieses Pro-
gramms mit beigetragen.

Das ÖPUL brachte auch eine institutionelle In-
novation in der österreichischen Agrarpolitik, in-
dem neben den angeführten traditionellen Akteuren
auch die Naturschutzabteilungen der Länder in den
Entscheidungsprozess und die Programmumsetzung
eingebunden wurden (Naturschutz ist in Österreich
Landessache). Durch die Vorgaben der VO (EWG)
2078/92 und auch durch das Beispiel bereits etab-
lierter Programme anderer EU-Staaten wurden aus
zwei Interessengruppen mit bisher oft konträren
Zielsetzungen nunmehr Partner. Diese Erweiterung
der Zielstellungen findet u. a. im sogenannten
„ÖPUL-Beirat“ seinen Niederschlag, in dem auch
private Naturschutz-Organisationen vertreten sind.
Dieser Beirat war ursprünglich als Fachgremium
zur begleitenden Evaluierung des ÖPUL mit bera-

tender Funktion konzipiert. Er entwickelte sich in
der Praxis zum Ideenpool bei der Feinsteuerung
bzw. Ergänzung bestehender Maßnahmen. Erst
durch diese Einbindung von Naturschutzinteressen
ist es der österreichischen Agrarpolitik gelungen,
das ÖPUL als ein weitestgehend akzeptiertes För-
derprogramm zu etablieren.

Eine Besonderheit des ÖPUL - verglichen mit
Agrar-Umweltprogrammen anderer EU-Staaten –
ist die starke Einbindung von privaten Firmen bei
Administration und Kontrolle. Bei der Maßnahme
„Biologische Landwirtschaft“ liegt z. B. die Bera-
tung vornehmlich in den Händen der Bio-Verbände
während die Kontrolle von akkreditierten Unter-
nehmen durchgeführt wird, die untereinander im
Wettbewerb stehen. Aufgrund dieser Aufgaben-
verteilung erfordert diese Maßnahme nur geringen
Administrationsaufwand seitens der Behörde. Bei
einigen Naturschutzmaßnahmen werden die Erhe-
bungen vor Ort und auch die Verhandlungen über
die Prämienhöhe mit den Landwirten von privaten
Firmen im Rahmen von Werkverträgen erledigt.
Auf diese Weise können die Administrationskosten
des ÖPUL vergleichsweise niedrig gehalten wer-
den.

3.3 Die Entwicklung und Konzeption des ÖPUL

Bereits während der Beitrittsverhandlungen
wurde das Agrar-Umweltprogramm als ein Teil je-
nes Paketes konzipiert, mit dem die Zustimmung
der Landwirte bei der Volksabstimmung über den
EU-Beitritt erreicht werden sollte. Die auch für die
Administration überraschend hohe Akzeptanz des
Programms machte in den ersten Jahren Adjustie-
rungen in Form von Nachverhandlungen mit der
EU-Kommission bezüglich des Kofinanzierungs-
volumens aber auch Einstiegsstopps erforderlich.

Allen Akteuren der österreichischen Agrarpoli-
tik war klar, dass die nationalen Gestaltungsmög-
lichkeiten mit dem Beitritt zur EU deutlich einge-
schränkt wurden, die Agrar-Umweltmaßnahmen
aber einen willkommenen Spielraum bieten. Das
ÖPUL verdeutlicht das Bemühen, Partikularinteres-
sen innerhalb der Landwirtschaft zu befriedigen
und dabei eine möglichst ausgewogene Behandlung
wichtiger Gruppen sicherzustellen. Diese Interes-
senslage und die grundsätzliche Bereitschaft, be-
trächtliche nationale Mittel für das ÖPUL vorzuse-
hen, bestimmten die Grundkonstruktion des ÖPUL.
Sie führte dazu, dass das gesamte Bundesgebiet als
Programmgebiet definiert wurde und horizontale
Maßnahmen mit starkem Flächenbezug zum wich-
tigsten Instrumententypus wurden.
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Die an einem „öko-sozialen“ Paradigma (vgl.
Hofreither, 1988 bzw. Riegler und Moser, 1996)
ausgerichtete Landwirtschaftspolitik Österreichs
hatte bereits lange vor 1995 mehrere Maßnahmen
verankert, die praktisch unverändert in das ÖPUL
integriert werden konnten. Neben der Förderung
der Almwirtschaft ist in diesem Zusammenhang vor
allem die Förderung der biologischen Landwirt-
schaft zu nennen. Aus Abbildung 3 ist abzulesen,
dass bereits vor 1995 mehr als 17.000 Betriebe
nach den Kriterien der biologischen Wirtschafts-
weise produzierten. Es überrascht daher kaum, dass
trotz massiver Steigerung der Förderintensität die
Zahl von biologisch wirtschaftenden Betrieben
nicht deutlich weiter gesteigert werden konnte.

Abbildung 3
Bio-Betriebe insgesamt, geförderte Bio-Betriebe
(linke Skala) und Summe der Förderungen für die
biologische Wirtschaftsweise (rechte Skala)

Die Behörden waren also mit der Administra-
tion von Agrar-Umweltmaßnahmen bereits vor Ein-
führung des ÖPUL durchaus vertraut und auch die
Landwirte hatten bereits erfahren, dass derartige
Förderungen einen spürbaren Beitrag zum Ein-
kommen liefern können. Diese Faktoren erleich-
terten sowohl die Implementierung als auch Ak-
zeptanz von neuen Maßnahmen, die über die na-
hezu nahtlose Fortsetzung bereits existierender
Programme hinausgingen.

Bei der Entwicklung des ÖPUL können bisher
drei Phasen unterschieden werden. Das ursprüngli-
che Agrarumweltprogramm - ÖPUL 95 - wurde
zwei Jahre nach der Einführung leicht modifiziert
und ist unter dem Namen ÖPUL 98 bekannt. Das
aktuelle Agrar-Umweltprogramm auf der Basis der
VO (EG) 1257/1999 und 1750/1999 wurde am 14.
Juni 2000 seitens der Kommission der EU geneh-
migt und trägt die inoffizielle Bezeichnung ÖPUL
2000. In Tabelle 4 werden die unterschiedlichen

Prämiensätze für die gleichen Maßnahmen im Lauf
der Programmentwicklung gegenübergestellt.

Das ÖPUL 2000 ist eine zentrale Komponente
des Programms des ländlichen Raumes. Für die
Agrar-Umweltmaßnahmen sind jährliche Prämien
im Ausmaß von 423 Mio. € vorgesehen. Der EU-
Kofinanzierungsanteil entspricht 9,7 % der insge-
samt von der EU für Umweltmaßnahmen vorgese-
henen Mittel. Die Sonderrolle Österreichs im Rah-
men der Gemeinsamen Agrarpolitik findet damit
auch unter den Bedingungen der Agenda 2000 ihre
Fortsetzung, wenn auch in etwas abgeschwächter
Form.

Der Unterschied zwischen dem ÖPUL 95 und
dem ÖPUL 2000 wird am einfachsten dadurch ver-
deutlicht, dass der Umfang der Programmbeschrei-
bung - ohne Berücksichtigung der Anhänge - von
31 auf 56 Seiten wuchs. Unter anderem wurde
nunmehr eine vielfach geforderte Definition der
„guten landwirtschaftlichen Praxis“ und auch von
„Landschaftselementen“ vorgelegt (BMLFUW,
2000b). Praktisch alle Maßnahmen sind nun in sehr
viel detaillierterem Maß geregelt und die Ver-
pflichtung zum Führen von Aufzeichnungen wurde
stärker verankert.

Neben eher strittigen Erweiterungen des Pro-
gramms, die nur dadurch zu erklären sind, dass be-
stimmte Gruppen von Landwirten nun auch „ihre“
Maßnahmen bekommen (z. B. integrierter Hopfen-
bau oder integrierte Produktion in Glashäusern),
sind neue Maßnahmen mit Bezug auf Wasser-
schutzziele zweifellos von hoher Relevanz. Im
ÖPUL 95 wurden Maßnahmen mit potenziell posi-
tiven Wirkungen auf das Grundwasser in allen La-
gen, unabhängig vom Belastungszustand des
Grundwassers, gefördert. Im ÖPUL 2000 sind nun
zusätzlich lokale Programme vorgesehen, bei denen
das Ausmaß der derzeitigen Belastung als Abgren-
zungskriterium gilt. Das Agrar-Umweltprogramm
wird somit instrumentalisiert, um die Ziele der Nit-
ratrichtlinie in Österreich zu erreichen.



F. Sinabell und M. F. Hofreither: Wirkungen des ÖPUL und zukünftige Konzeptionen 83

Tabelle 4
Prämien von ÖPUL-Maßnahmen im Lauf der Programmentwicklung (eine Auswahl; nominelle Angaben in €
je Hektar)

von bis von bis von bis

Elementar- bzw. Grundförderung 47 51 36 51 36 73
Biologische Landwirtschaft 218 727 218 727 160 799
Betriebsmittelverzicht - ganzer Betrieb 145 218 145 218 160 436
Fruchtfolgestabilisierung bzw. Begrünung Ackerflächen 65 138 36 87 51 109
Extensiver Getreidebau 174 174 145 145 98 142
Einzelflächenverzicht Grünland 116 131 116 131 160 160

Anmerkungen: Die Detailregelungen weichen teilweise geringfügig voneinander ab.

Quelle: BMLFUW (2000a, 2000b).

ÖPUL 98 ÖPUL 2000ÖPUL 95

3.4 Ausgewählte Ergebnisse von Evaluierungsstu-
dien

Ein „Beirat für die Evaluierung des Umweltpro-
gramms gem. VO (EWG) Nr. 2078/92“ (kurz
ÖPUL-Beirat) wurde gleichzeitig mit der Einfüh-
rung des ÖPUL etabliert. Seine Aufgabe besteht
darin, die Auswirkungen des Programms gemäß
Art. 16 der VO (EG) Nr. 746/96 zu untersuchen
und Vorschläge zur Adaptierung zu erarbeiten.
Bisher wurden vier Berichte und ein Evaluierungs-
konzept vorgelegt (BMLF, 1996a, 1996b, 1998a,
1998b).

Während im ersten Bericht die Mittelverwen-
dung und die Akzeptanz des Programms im Mittel-
punkt der Untersuchung stand, wurden im zweiten
Bericht die - angepeilten - Umweltwirkungen im
Detail beschrieben. Für die späteren Berichte
wurde eine Evaluierungsmethode in der Art einer
Multikriterienanalyse entwickelt, mit deren Hilfe
die Effektivität einzelner Maßnahmen zu quantifi-
zieren gesucht wird. Eine Übersicht der „poten-
ziellen Wirkung“ der einzelnen Maßnahmen in Be-
zug auf 14 Einzelziele wird dabei für alle Haupt-
produktionsgebiete vorgelegt. Weitere detaillierte
Ergebnisse wurden für kleine Testgebiete und Re-
gionalprogramme erarbeitet. Dieser Bericht zeigt,
dass in Ungunstlagen Maßnahmen mit hohen Um-
weltauflagen (also z. B. biologische Landwirt-
schaft) vermehrt umgesetzt werden. Auch wird ar-
gumentiert, dass durch Maßnahmen wie „Elemen-
tarförderung“ oder auch „extensiver Getreidebau“
eine Intensivierung der Produktion angesichts sin-
kender Betriebsmittelpreise verhindert wird. Eine
Empfehlung, dass zur Steigerung der Effektivität
Maßnahmen auf regionale Besonderheiten abge-
stimmt werden sollten, wurde im ÖPUL 2000 auf-
gegriffen. Trotz dieser verbesserten Fokussierung

bleibt die Kritik an der vorherrschenden Maßnah-
menorientierung und geringen Zielorientierung un-
verändert aufrecht (Hofreither, 2000).

Im Rahmen von europäischen Forschungsko-
operationen wurde auch das ÖPUL untersucht
(Groier und Loibl, 1999; Whitby und Van Huy-
lenbroeck, 1999; Deblitz und Plankl, 1997) und mit
Programmen in anderen EU-Ländern verglichen.
Im Mehrländervergleich stach das ÖPUL besonders
durch die hohe Akzeptanz des Programms hervor,
durch den guten Informationsstand der Landwirte
und durch die Flexibilität des Programms, die es
Landwirten erlaubt, aus einer Vielzahl von Maß-
nahmen die für ihren Betrieb günstigste Kombina-
tion wählen zu können.

Eine umfassende Bewertung der Effekte des
ÖPUL, die über die Messung der Budgetwirkung
und der Akzeptanz des Programms hinausgeht,
wird dadurch erschwert, dass die simultane Wir-
kung auf verschiedene Programmziele untersucht
werden muss und dass die Referenzsituation nicht
leicht zu bestimmen ist. Selbst die Untersuchung
über nur ein Ziel, z. B. die Einkommenswirkung,
ist schwierig, da ein einfacher Vergleich zwischen
der Situation vor und nach der Einführung des
ÖPUL nicht möglich ist, weil sich gleichzeitig die
agrarpolitischen Rahmenbedingungen grundsätzlich
änderten. Auch Gegenüberstellungen  von Ver-
gleichsgruppen von Betrieben sind schwierig, da
fast alle Betriebe am ÖPUL teilnehmen und damit
die Kontrollgruppe fehlt.

Zur Untersuchung derartiger Fragestellungen
eignen sich folglich nur Modellanalysen. Für das
Bundesland Oberösterreich wiesen Röhm und Si-
nabell (1999) mit einem partiellen Gleichge-
wichtsmodell nach, dass durch das ÖPUL eine Ein-
kommensverbesserung erzielt wurde.
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Allerdings führte die Extensivierung der Pro-
duktion nicht dazu, dass die erzeugten Mengen re-
duziert wurden. Dass das Ziel einer signifikanten
Outputverringerung nicht erreicht worden sein
dürfte, obwohl zahlreiche Maßnahmen durchaus
zur Reduktion der Hektarerträge führten (Salhofer
und Streicher, 2000), liegt primär an den Produkti-
onsanreizen durch Maßnahmen zum Zweck der
Aufrechterhaltung der Produktion. In einer Studie
über Markteffekte der Maßnahme „Fruchtfolgesta-
bilisierung“ wurde ergänzend dazu untersucht, in-
wieweit Outputsteigerungen darauf zurückgeführt
werden können, dass Prämien zu einem verstärkten
Inputeinsatz verwendet werden (Sinabell et al.,
1999).

In einer weiteren Untersuchung für eine Region
in Ostösterreich konnte die Erreichung aller drei
wesentlichen Ziele des ÖPUL – Einkommen,
Marktgleichgewicht und Umwelt – durch einen
Modellverbund simultan analysiert werden
(Hofreither et al., 2000). Positive Wirkungen auf
das landwirtschaftliche Einkommen konnten auch
hier eindeutig bestätigt werden. Den Modellergeb-
nissen entsprechend trägt das ÖPUL auch dazu bei,
das Risiko der Grundwasserbelastung mit Nitrat zu
verringern. Die Analyse zeigt jedoch auch detail-
liert auf, dass das Programm zur Entlastung von
Agrarmärkten nur unwesentlich beiträgt.

4 Schlussfolgerungen und Ausblick

Gemessen am Anteil der teilnehmenden Be-
triebe, an der in das Programm eingebrachten Flä-
che und an den je Betrieb und Hektar ausbezahlten
Prämien, zählt das ÖPUL sicherlich zu den erfolg-
reichsten Agrar-Umweltprogrammen in der EU.
Der Gestaltungsspielraum auf nationaler Ebene
konnte zudem verteilungspolitisch dazu genutzt
werden, durch das ÖPUL zur Verfestigung der vor
1995 bestehenden Verteilungsmuster beizutragen.
Durch die geschickte informelle Einbindung von
Naturschutzverbänden in den Willenbildungspro-
zess konnten auch potentielle Kritiker mit in die
Verantwortung eingebunden werden. Österreich ist
es mit diesem Programm auch gelungen, über die
Agrarpolitik den Saldo als Netto-Beitragszahler zu
seinen Gunsten zu verbessern.

Auch wenn durch das Programm die Zahl der
biologisch produzierenden Betriebe nur geringfügig
erhöht werden konnte und andere wichtige Maß-
nahmen nahezu unverändert von Vorläuferpro-
grammen übernommen wurden, trägt das ÖPUL
dazu bei, die weitgefächerten Agrar-Umweltziele
der EU zu verwirklichen. Bisherige Studien bele-
gen die positiven Effekte des Programms bezüglich

Agrareinkommen und deuten an, dass Umweltziele
durchaus erreicht werden. Zur Reduktion der er-
zeugten Mengen dürfte das ÖPUL auf aggregierter
Ebene allerdings nicht beitragen. Dies verwundert
nicht, da die Förderung der Aufrechterhaltung einer
traditionellen und umweltschonenden Produkti-
onsweise gegen eine Outputverringerung wirkt.

Aus ökonomischer Sicht bleibt lediglich anzu-
merken, dass das Ziel einer rationalen Politik im-
mer darin besteht, knappe Mittel dort einzusetzen,
wo der höchste ökonomische Gegenwert zu erwar-
ten ist. Aus diesem Blickwinkel kann gegen das
ÖPUL - wie auch gegen viele Agrar-Umweltpro-
gramme in anderen EU-Ländern - ein ganz wesent-
licher Kritikpunkt vorgebracht werden: Es liegen in
der Regel keinerlei Informationen darüber vor, ob
die durch das Programm produzierten „Umweltgü-
ter“ in einem den aufgewendeten Mitteln adäquaten
Umfang auch tatsächlich nachgefragt werden. Der-
artige Überlegungen, die nur im Rahmen von Kos-
ten-Nutzenbewertungen entschieden werden kön-
nen, haben noch nicht Eingang in die allgemeine
Diskussion, geschweige denn in die Programmbe-
urteilung, gefunden.

Neben dieser Problematik sollten auch in der
einschlägigen Literatur häufig vorgebrachte weitere
Kritikpunkte – die Vernachlässigung von Transak-
tionskosten, die Inkaufnahme von Mitnahmeeffek-
ten, die Wahl sub-optimaler Mechanismen zur Sti-
mulierung der Programmteilnahme sowie die fall-
weise Missachtung bestehender Eigentumsrechte an
Umweltgütern – in künftigen Programmrevisionen
ebenfalls in gebührender Weise Berücksichtigung
finden.

Literatur

BMLF (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft),
1996a. Österreichisches Umweltprogramm 1995, Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Wien

BMLF (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft),
1996b. Ökologische Evaluierung des Umweltprogramms,
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Wien

BMLF (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft),
1998a. Evaluierung des ÖPUL-95, Bericht 1998, Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Wien

BMLF (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft),
1998b. Evaluierung des ÖPUL-95, Bericht 1998 - Anhang,
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft ,Wien

BMLF (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft), ver-
schiedene Jahrgänge. Grüner Bericht, Wien

BMLFUW (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft), 2000a. Grüner Bericht
1999, Wien

BMLFUW (Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft), 2000b. Österreichisches
Programm für die Entwicklung des Ländlichen Raumes,
Wien



F. Sinabell und M. F. Hofreither: Wirkungen des ÖPUL und zukünftige Konzeptionen 85

Deblitz C., Plankl R., 1997. EU-wide synopsis of measures ac-
cording to regulation REG (EEC) 2078/92, Federal Agri-
cultural Research Centre (FAL), Braunschweig

EU (European Commission Directorate-General for Agricul-
ture), 2000. Agriculture in the European Union, Statistical
and Economic Information 1999, Bruxelles

Groier M., Loibl L., 1999. Implementierung und Effektivität
der Umweltprogramme nach Verordnung 2078/92, Bundes-
anstalt für Bergbauernfragen, Wien

Hofreither M. F., 1988. Ökosoziale Agrarpolitik - Wirtschafts-
historische Wurzeln und praktische Erfolgschancen. Agra-
rische Rundschau, 7, 1-5

Hofreither M. F., 1998. Amenities in Rural Areas: Responding
to a New Social Demand. In: Paillotin G. (Hrsg.), European
Agricultural Research in the 21st Century, Springer-Verlag,
Berlin, 209-216

Hofreither M. F., 2000. Socio-economic aspects of agri-envi-
ronmental programs - an introspective survey. In: Härdtlein
M., Kaltschmitt M., Lewandowski I., Wurl H.N. (Hrsg.),
Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft. Landwirtschaft im
Spannungsfeld zwischen Ökologie, Ökonomie und
Sozialwissenschaften. Initiativen zum Umweltschutz, Bd.
15, Berlin, 165-190

Hofreither M. F., Salhofer K., Sinabell F., 1996. Der Agrar-
sektor Österreichs. Stützung und politische Macht. In: Neck
R., Schneider F. (Hrsg.): Politik und Wirtschaft in den
neunziger Jahren. Empirische Untersuchungen zur Neuen
Politischen Ökonomie. Bd. 15, Kapitel 6, 117-138, Wien:
Manz

Hofreither M. F., Schmid E., Sinabell, F., 2000. Ausgewählte
quantitative Effekte des ÖPUL. Der Förderungsdienst, Jg.
48, Heft 10, Beratungsservice 83-90

Riegler J., Moser, F., 1996. Ökosoziale Marktwirtschaft, Sto-
cker-Verlag, Graz

Röhm O., Sinabell F., 1999. Ausgewählte Effekte von Agrar-
Umweltmaßnahmen in Oberösterreich. In: Wytrzens H. K.
(ed.), Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit in der Agrarpo-
litik. Kiel, 165-182

Salhofer K., Hofreither M. F., Sinabell F., 2000. Promotion of
the agricultural sector and political power in Austria. Pub-
lic Choice, 102, 229-246

Salhofer K., Streicher G., 2000. Schätzung der Auswirkungen
von ÖPUL-Maßnahmen auf den physischen Ertrag von Ge-
treide. Der Förderungsdienst, Jhg 48, Heft 11, 363-366

Sinabell F., Salhofer K., Hofreither M. F. 1999. Estimating
aggregate output effects. In: Van Huylenbroeck G.,
Whittby M. (eds.): Countryside stewardship: farmers, poli-
cies, and markets. Amsterdam, 135-155

Van Huylenbroeck G., Whitby M., 1999. Countryside Ste-
wardship: Farmers, Policies, and Markets, Pergamon,
Amsterdam

Wagner K., Pfusterschmid S., Parizek T., Greif F., 2000.
Grünland in Österreich - ein interisziplinärer Forschungs-
gegenstand, Der Förderungsdienst, Jg. 48, Heft 9, 285-291



86



Agrarumweltprogramme in Großbritannien: Erfolg oder Misserfolg?

Dr. Geoff Wilson1

                                                          
1 Department of Geography,

King’s College London, London WC2R 2LS, UK,

e-mail: geoff.wilson@kcl.ac.uk

1 Einleitung

Das britische Agrarumweltprogramm wird von
vielen (vor allem von englischen Autoren) als gro-
ßer Erfolg innerhalb der EU dargestellt (z. B. Hog-
gart et al., 1995; Whitby, 1996; Brouwer und
Lowe, 1998). Dies ist vor allem auf Englands Vor-
reiterrolle während der Verhandlungen zur europäi-
schen Environmentally Sensitive Areas (ESAs)
Regulierung 797/85 zurückzuführen, wo England
tatsächlich eine wichtige Rolle bezüglich der Pla-
nung und Implementierung von ESAs in Europa
spielte (Baldock et al., 1990; Potter, 1998).

In diesem Artikel möchte ich aufzeigen, dass
die britische Position innerhalb des Agrarum-
weltprogamms der Europäischen Union (EU) kom-
plizierter ist als bisher in den meisten Untersu-
chungen dargestellt wird. Ich möchte vor allem
darlegen, wie sich die Position Großbritanniens und
der Enthusiasmus des Landes bezüglich der Imple-
mentierung von innovativen Agrarumweltpro-
grammen in den 90er Jahren erheblich verändert
hat, so dass man von einem Wandel des „enthu-
siastischen Verfechters“ (enthusiastic supporter) in
den 80er Jahren zu einem „widerwilligen Teilneh-
mer“ (reluctant participant) in rezenten Agrarum-
weltdiskussionen reden kann (Hart und Wilson,
1998, 2000).

Die Analyse in diesem Artikel wird sich vor al-
lem auf vier Fragestellungen konzentrieren. Erstens
werde ich eine kurze Übersicht über das britische
Agrarumweltprogramm im Vergleich zu anderen
EU-Mitgliedsstaaten geben, so dass die Stellung
der englischen Agrarumweltpolitik im weiteren
europäischen Umfeld verstanden werden kann.
Zweitens werde ich kurz die britischen Agrarum-
weltprogramme beschreiben, die aufgrund der EU-
Regulierung 2078 in den 90er Jahren implementiert
wurden. Der Schwerpunkt des Artikels wird sich
auf den dritten Punkt konzentrieren: eine Analyse
der Gründe für die Position Englands als widerwil-
liger Partner in der europäischen Agrarumweltpoli-

tik in den 90er Jahren. Als vierten und letzten
Punkt möchte ich dann versuchen, die Frage zu
beantworten, ob Agrarumweltprogramme in Groß-
britannien als Erfolg oder Misserfolg zu werten
sind.

2 Das britische Agrarumweltprogramm im
Vergleich zu anderen EU-Mitgliedsstaaten

Wie wir in einem rezenten EU-Projekt (FAIR
CT95-274) ausführlich dargelegt haben, gibt es zur
Zeit noch keine exakte Methodik, mit der Agrar-
umweltprogramme der verschiedenen EU-Mit-
gliedsstaaten verglichen werden können (Schramek
et al., 1999; Buller et al., 2000). Ich möchte mich
daher hier auf zwei Indikatoren beschränken, die in
der Forschungsliteratur über Agrarumweltpolitik
als mögliche (aber sicher nicht unproblematische)
Indikatoren benutzt werden können, um den relati-
ven „Enthusiasmus“ eines Landes bezüglich Agrar-
umweltpolitik zu „messen“: die Finanzierung von
nationalen Agrarumweltprogrammen und die An-
zahl teilnehmender Landwirte an Agrarumweltpro-
grammen im internationalen Vergleich (siehe z. B.
Brouwer und Lowe, 1998; Baldock et al., 1998;
Brouwer und Crabtree, 1999; Wilson et al., 1999).

Tabelle 1 zeigt die Ausgaben (national und EU-
Zuschüsse) der 15 EU-Mitgliedsstaaten für natio-
nale Agrarumweltprogramme zwischen 1993 und
1997. Drei Ländergruppen können identifiziert
werden, mit Österreich, Finnland, Deutschland,
Schweden und Luxemburg in der Gruppe mit „ho-
hen“ Ausgaben; Portugal, Irland, Italien, Frank-
reich und Holland in der Gruppe mit „mittleren"
Ausgaben; Dänemark, Großbritannien, Spanien,
Belgien und Griechenland in der Gruppe mit „nied-
rigen“ Ausgaben. Von besonderem Interesse ist für
uns hier die relativ geringe Summe (etwa 12
EURO/ha/UAA), die von Großbritannien, im Ver-
gleich zu den meisten anderen EU-Mitgliedsstaa-
ten, für Agrarumweltprogramme gezahlt wird.
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Ich werde im Folgenden versuchen zu erklären,
weshalb Englands Finanzierung für solche Pro-
gramme so niedrig ist.

Tabelle 1
Gesamtkosten der Agrarumweltprogramme unter
Regulierung 2078/92/EEC in den Mitgliedsstaaten
1993-97 (in MECU)

Mitglied-

staat

Hohe Ausgaben

Österreich 806 746 1.553 450
Finnland 399 399 798 306
Deutschland 918 376 1.294 75
Schweden 126 126 252 73
Luxemburg 4 4 9 71

Mittlere Ausgaben

Portugal 148 49 197 50
Irland 163 54 217 49
Italien 432 282 714 41
Frankreich 509 509 1.018 34
Holland 25 24 49 25

Niedrige Ausgaben

Dänemark 19 19 38 14
Großbritannien 98 94 192 12
Spanien 125 42 167 6,7
Belgien 3 3 6 4,4
Griechenland 11 4 15 2,6

EU-15 3.787 2.458 6.244 46

1) UAA = Utilised Agricultural Area.

Quelle: CEC (1997), Hart und Wilson (1998).

Gesamt- EURO/ha/

UAA 1)

EU- Finanzanteil

einzelner

staaten

Zuschuss
Agrarumwelt-

kosten der
Mitglied-
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Weitere Information zur relativen Stellung von
Agrarumweltprogrammen innerhalb verschiedener
Länder kann durch den Vergleich der Anzahl teil-
nehmender Landwirte gewonnen werden. Tabelle 2
zeigt, dass wiederum drei Ländergruppen identifi-
ziert werden können, die mehr oder weniger der
oberen Tabelle entsprechen (mit anderen Worten:
Wie zu erwarten, gibt es eine starke Korrelierung
zwischen nationalen Agrarumweltprogrammausga-
ben und der Anzahl teilnehmender Landwirte; siehe
auch Buller et al., 2000). Schweden und Österreich
zeichnen sich durch sehr hohe Teilnahmen von
Landwirten aus (z. B. Schweden mit 78 % aller
Landwirte in Agrarumweltprogrammen). Portugal,
Frankreich, Irland und Dänemark weisen „durch-
schnittliche“ Teilnahmen auf (um die 18 % die der
EU-Durchschnitt bzgl. der Teilnahme sind), wäh-
rend England, Holland, Italien, Spanien, Belgien
und Griechenland relativ geringe Teilnahme auf-

weisen. Auffällig ist wieder, dass Großbritannien in
die unterste Gruppe fällt (mit nur etwa 9 % aller
Betriebe in Agrarumweltprogrammen).

Tabelle 2
Anzahl der teilnehmenden Landwirte an Agrarum-
weltprogrammen im internationalen Vergleich
01.01.1998

Land

Hohe Teilnahme

Schweden 69.000 89.000 78,0 5,1
Österreich 169.000 222.000 76,0 12,5

Durchschnittliche Teilnahme

Portugal 125.000 451.000 28,0 9,3
Frankreich 178.000 735.000 24,0 13,2
Irland 24.000 153.000 16,0 1,7
Dänemark 8.000 69.000 12,0 0,6

Geringe Teilnahme

England 21.000 235.000 9,0 1,6
Holland 6.000 113.000 5,0 0,4
Italien 64.000 2.482.000 2,5 4,7
Spanien 30.000 1.278.000 2,3 2,1
Belgien 1.200 71.000 1,7 0,09
Griechenland 1.800 774.000 0,2 0,1

% Teilnahme nicht erfassbar

Deutschland 1) 555.000 567.000 41,2
Finnland 1) 92.000 101.000 6,8

Alle Länder 1.300.000 7.300.000 18 100

1) Keine Angaben für Deutschland und Finnland (einzelne Landwirte können

    gleichzeitig an mehreren Agrarumweltprogrammen teilnehmen); Luxemburg

    wegen kleiner Anzahl an Betrieben nicht in der Tabelle aufgeführt.

Quelle: nach Buller et al. (2000, 244).
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3 EU-Regulierung 2078 und das britische
Agrarumweltprogramm

Wie sieht nun das britische Agrarumweltpro-
gramm aus, dass, wie wir oben gesehen haben, im
europäischen Vergleich durch relativ geringe Fi-
nanzierung und relativ geringe Teilnahme von
Landwirten charakterisiert ist? Tabelle 3 zeigt, dass
das britische Programm vor allem durch das ESA-
Programm charakterisiert ist, das etwa 60 % der
Gesamtkosten des britischen Agrarumweltpro-
gramms ausmacht und fast 6 % aller Landwirte
einbezieht. Dieses Programm wird nach wie vor als
„flagship“ des englischen Programms beschrieben
(Whitby, 1994, 1996; Brouwer und Lowe, 1998)
und ist eines der ältesten Agrarumweltprogramme
Europas (seit 1987).
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Wie Karte 1 zeigt, beruht das ESA-Programm
auf ausgewiesene Gebiete die als „environmentally
sensitive“ (ökologisch wertvoll) betrachtet werden
(v. a. entlang der Westküste Großbritanniens) und
in denen (theoretisch) jeder Landwirt teilnehmen
kann (Wilson, 1997b, für eine kritische Untersu-
chung der Teilnahmekriterien in ESAs). Die Teil-
nahme schwankt allerdings erheblich zwischen

verschiedenen ESAs: manche erreichen Teilnahmen
von bis zu 80 % aller Landwirte, während andere
(z. B. Breckland ESA) nur etwa 10 % der
Landwirte als Teilnehmer gewinnen konnten (s.
Wilson, 1997a; Lobley und Potter, 1998; und Pot-
ter, 1998, für detaillierte Untersuchungen zu ver-
schiedenen Faktoren die Teilnahme beeinflussen).

Karte 1
Ausgewiesene Gebiete im britischen Agrarumweltprogramm (Quelle: Hart und Wilson, 2000, 104)
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Tabelle 3
Das britische Agrarumweltprogramm (Stand 31.03.1998)

Programm

ESA 53.975 58,4 1.307.015 7,3 16.464 5,5

Countryside Stewardship 19.161 20,8 127.225 1,4 7.390 4,1

Nitrate Sensitive Areas 5.679 6,1 24.917 0,3 486 0,3

Habitat Scheme 3.121 3,4 14.172 0,07 1.269 0,4

Countryside Access 165 0,2 1.650 0,009 132 0,04

Moorland Scheme 513 0,6 17.785 Schafe 54 0,02

Organic Aid Scheme 864 0,9 35.249 0,2 316 0,1

Tir Cymen 6.370 6,9 82.377 5,1 898 2,5

Countryside Premium 2.500 2,7 162.488 2,8 488 1,0

Gesamtsumme 92.348 100,0 1.755.093 ha 16,0 19.844 9,0

1) Diese Zahlen beziehen sich z. T. nur auf die Anzahl der Betriebe innerhalb der für das Programm ausgewiesenen Fläche (z. B. Country-

     side Stewardship; Tyr Cymen nur bezgl. Wales; usw.)

Quelle: Hart und Wilson (1998).
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Tabelle 3 zeigt auch, dass das „Countryside
Stewardship Scheme“ das zweite große Agrarum-
weltprogramm in Großbritannien ist (mit etwa
7.500 Teilnehmern). Allerdings macht das Budget
für dieses Programm derzeit nur etwa ein Fünftel
des gesamten britischen Agrarumweltetats aus. Wie
Tabelle 3 zeigt, sind andere Programme unerheb-
lich. Das Organic Aid Scheme hatte bis März 1998
z. B. nur 316 Teilnehmer, während das Moorland
Scheme nur 54 Betriebe aufweisen kann.

4 Einige Gründe für die Position Englands als
widerwilliger Partner in der europäischen
Agrarumweltpolitik der 90er Jahre

Verschiedene Gründe können aufgeführt wer-
den, um Englands widerwillige Position innerhalb
der europäischen Agrarumweltpolitik der 90er
Jahre zu erklären. Zum einen wird oft auf das
Problem der britischen hierarchischen „top-down“
agrarumweltpolitischen Strukturen hingewiesen,
die in vielen Politikbereichen zu relativ geringem
Einfluss von nichtstaatlichen Akteuren (wie etwa
Umweltschutzorganisationen oder Verbraucherver-
bänden) geführt hat (s. z. B. Cox et al., 1985, 1986,
1988; Clark et al., 1997; Hart und Wilson, 1998,
2000).

Generell wird argumentiert, dass die 80er Jahre
in England den Umweltschutzorganisationen mehr
Spielraum einräumten, da diese Organisationen
außerhalb der zentralen politischen Koalition des
Agrarministeriums (Ministry for Agriculture, Fis-
heries and Food – MAFF) und des nationalen Bau-
ernverbandes (National Farmers’ Union – NFU)
operieren konnten.2 Dies kam vor allem in den Ver-
handlungen um die ersten ESA in England (Halver-
gate Marshes – heute Norfolk Broads ESA) zum
Vorschein, wo Umweltorganisationen (z. B.
Friends of the Earth oder the Royal Society for the
Protection of Birds [RSPB]) eine erhebliche Rolle
spielten, um die ESA-Philosophie in weiten briti-
schen Kreisen (und in Brüssel) schmackhaft zu
machen (O’Riordan, 1985; Baldock et al., 1990).

                                                          
2 Es sollte hier darauf hingewiesen werden, dass Umweltorganisa-

tionen in England eine andere politische Rolle spielen als z. B. in

Deutschland. Dies ist auf Unterschiede im Wahlsystem zurückzu-

führen, wo in England das ‘first-past-the-post’-System (nichtpro-

portionales Wahlsystem) effektiv verhindert, dass Die Grünen an

die politische Macht kommen (Wilson und Bryant, 1997). Dies be-

deutet, dass Umweltorganisationen das politische Vakuum der feh-

lenden grünen Partei füllen und daher, v. a. in den 80er Jahren, re-

lativ viel politische Macht haben.
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Interessanterweise hat der politische Wandel in
den 90er Jahren, wobei Umweltorganisationen dank
zäher Verhandlungen es geschafft haben, innerhalb
des politischen „Zentrums“ (political core) aufge-
nommen zu werden, die agrarumweltpolitische
Situation eher verschlechtert. Statt während der
80er Jahre am Rande als militante politische Akti-
visten die Richtung der britischen Agrarumweltpo-
litik bestimmen zu können (mit viel Zustimmung
von der Bevölkerung), sind Umweltorganisationen
als Teil der zentralen politischen Entscheidungsge-
walten bezüglich Agrarumweltpolitik nun darauf
angewiesen, ständig Kompromisse mit anderen
Akteuren wie MAFF oder der NFU zu schließen. In
den 90er Jahren hat dies zu Inkrementalismus in der
Agrarumweltpolitik, statt zu radikalen Reformen wie
in den 80er Jahren geführt (Winter, 1996; Hart und
Wilson, 1998). Umweltschutzorganisationen wie
RSPB geben nun selbst zu, dass ihr Einfluss die
Richtung der britischen Agrarumweltpolitik zu
verändern, nun viel beschränkter ist wie früher:

"You could say that MAFF has been very
clever, whether they've done it by accident
or on purpose or not I don't know, but
things like the Agri-environment Forum
has brought people together, which is
exactly what the ENGOs [Umweltschutzor-
ganisationen] were asking for, this consul-
tation. But perversely, by bringing every-
one together, it's also allowed MAFF to
say 'OK, you do this, you do that and we'll
have what we all want won't we', and
meanwhile MAFF gets away with doing
bugger all. But it's very difficult to say, if I
want to change things, do I withdraw from
that process, take our organisation out of
it? Of course, no individual organisation is
going to do that, they want to be involved.
So it's stalemate really. Where do you go
next, what do you do?" (Interview mit einer
Vertreterin von RSPB, 1997).

Viele Untersuchungen haben auch gezeigt, dass
britische Agrarumweltpolitik nach wie vor vom
produktivistischen Agrarethos beeinflusst ist (Cloke
und Goodwin, 1992; Marsden et al., 1993; Ilbery
und Bowler, 1998; Wilson und Hart, 2000). Dieser
Ethos ist vor allem durch den Glauben an die vor-
rangige Rolle der Landwirtschaft als Nahrungsmit-
telproduzent charakterisiert, im Gegensatz zu ei-
nem post-produktivistischen Ethos der die Multi-
funktionalität der Landwirtschaft (Nahrung und
Landschaftsschutz und Erholung) hervorhebt. Pro-
duktivistische Züge sind vor allem in Aussagen des
MAFF zu erkennen, die Agrarumweltpolitik vor

allem als Einkommensstütze für Landwirte sehen
und nicht als Umweltpolitik. Dies könnte zum Teil
erklären, weshalb die britische Regierung ihre Ag-
rarumweltpolitik (ESAs) vor allem auf struktur-
schwache Berggebiete beschränkt hat, während
Landwirte in Großteilen der Agrarlandschaft (the
„wider“ countryside) keine Möglichkeiten haben,
an Agrarumweltprogrammen teilzunehmen (s. Ta-
belle 3 und Karte 1, oben). Weitere „Indikatoren“
des produktivistischen Ethos sind z. B. die Tatsa-
che, dass in England keine Bildungsprogramme
zusammen mit den Agrarumweltprogrammen
eingeführt wurden, und dass das britische Agrar-
umweltbudget (nur 1,8 % des gesamten EU-Agrar-
umweltetats) im europäischen Vergleich sehr ge-
ring ausfällt (s. Tabelle 1, oben).3

Kulturelle Faktoren spielen sicherlich auch eine
Rolle in der Erklärung unterschiedlicher europäi-
scher Ansätze zur Agrarpolitik (Hoggart et al.,
1995; Buller et al., 2000). Seit dem 19. Jahrhundert
ist der englische Ansatz bezüglich Naturschutz
durch gezielte regionsspezifische Programme cha-
rakterisiert („compartmental“ landscape protec-
tion). Dieser Ansatz bedeutet, dass Umweltpolitik
sich vor allem auf spezielle Ökosysteme und Vo-
gelschutzmaßnahmen beschränkt (wie z. B. Feucht-
gebiete oder Eichenwälder, die dem Vogelschutz
dienen), während Umweltverschmutzung durch
landwirtschaftliche Tätigkeiten oder der Schutz der
„offenen“ Landschaft relativ vernachlässigt werden
(Adams et al., 1992, 1994; Pretty, 1995; Winter,
1996). Wie in manch anderen europäischen Mit-
gliedsstaaten (z. B. Dänemark oder Griechenland)
hat dies zu „zonalen“ (im Gegensatz zu horizonta-
len) Agrarumweltprogrammen geführt (ESAs sind
das beste Beispiel), die sich auf spezielle „gefähr-
dete“ Ökosysteme beschränken und, wie oben
schon erwähnt, sich oft auch in strukturschwachen
Agrargebieten befinden (Tabelle 4). Diese zonalen
Programme sind oft billiger als große horizontale
Programme (wie z. B. MEKA in Baden-Württem-
berg oder die Prime à l’Herbe in Frankreich), da
weniger Fläche und weniger potentielle Teilnehmer
gefördert werden müssen, und erklärt zum Teil die
relativ geringen Agrarumweltbudgets von Groß-
britannien, Dänemark und Griechenland in der
Gruppe der Länder mit „niedrigen Ausgaben“ in
Tabelle 1.

                                                          
3 Es sollte allerdings beachtet werden, dass aufgrund des ‘Fontai-

nebleau Agreements’ von 1982 England nur etwa 13 bis 14 % der

zulässigen EU-Kofinanzierung für Agrarumweltprogramme zu-

rückerstattet bekommt, eine Tatsache die viele Autoren (z. B.

Whitby, 1996; Winter, 1996) als wesentliche Erklärung für das ge-

ringe Agrarumweltetat sehen.
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Tabelle 4
Beispiele zonaler und horizontaler Agrarumweltprogramme in der EU (Klassifikation nach Baldock et al., 1998)

Breitgefächerte Programme � ÖPUL (Österreich) � ESA (UK)
� HEKUL (Deutschland) � ESA (Dänemark)

� Schwedisches Agrarumweltprogramm
(Schweden)

� Castro Verde ESA (Portugal)

Spezifischere Programme � Prime à l'herbe (Frankreich) � Bocage Avesnois (Frankreich)
� Portugiesisches Agrarumwelt- � Programm zur Nitrat-Reduzierung

programm (Portugal) in Larissa (Greece)
� Programm zur Extensivierung � Programm für die Getreidesteppen

von Weideland (Spanien) von Castilla y Leon (Spanien)
� Countryside Stewardship Devon (UK)
� Bio-Landbau (Griechenland)

1) Klassifikation nach Baldock et al. (1998).

Horizontale Programme
(broad and shallow)

Zonale Programme
(deep and narrow)

Eine Konzeptualisierung der Agrarumweltpro-
gramme in „broad and shallow“ und „narrow and
dee“ (breitgefächerte und wenig anspruchsvolle
Programme im Vergleich zu sehr spezifischen und
anspruchsvollen Programmen) hilft uns auch zu
verstehen warum England in den 80er Jahren viel
enthusiastischer bezüglich europäischer Agrarum-
weltpolitik war als in den 90er Jahren. Als zonales
Agrarumweltprogramm war Regulierung 797/85
dem britischen Ansatz zum gebietsspezifischen
Naturschutz besser angepasst, z. T. natürlich auch,
weil diese Regulierung erheblich von Großbritan-
nien beeinflusst wurde (Baldock et al., 1990).
England erschien daher aufgrund seines weitrei-
chenden ESA-Programms als „enthusiastischer
Verfechter“ (enthusiastic supporter) des europäi-
schen Agrarumweltprogramms während der 80er
Jahre. Im Gegensatz dazu war Regulierung 2078
eher von Frankreich (Prime à l’herbe) und Deutsch-
land (Agrarumweltpolitik als Einkommensverbes-
serung für Landwirte) beeinflusst (Wilson und
Wilson, 2001) und daher weniger dem gebietsspe-
zifischen englischen Programm angepasst.

In den 90er Jahren wurde es daher immer
schwerer, die Richtung des zonalen englischen
Agrarumweltprogramms auf Regulierung 2078, das
vor allem horizontale Maßnahmen fördert, auszu-
richten.

Wie Tabelle 3 (oben) zeigt, war das Resultat
eine Fortführung des relativ erfolgreichen ESA-
Programms, aber eine widerwillige Ausweitung des

Agrarumweltprogramms auf andere (z. T. horizon-
tale) Programme.

Während das Countryside Stewardship Scheme
noch relativ „erfolgreich“ eingeführt werden konnte
(wobei man sich streiten kann, ob dieses Programm
tatsächlich „horizontal“ ist), wurden die anderen
sieben Programme eher als widerwilliges
Zugeständnis an die Europäische Kommission in
Brüssel eingeführt. Tatsache ist, dass nie
beabsichtigt war, diese sieben Programme
(vielleicht mit Ausnahme von Tyr Cymen in Wales)
„erfolgreich“ zu machen. Das Resultat sind (wie
Tabelle 3 deutlich zeigt) völlig unterfinanzierte
Programme, die nur für einen Bruchteil der briti-
schen Agrarlandschaft und Betriebe zur Verfügung
stehen. Die Veränderung in der Zielrichtung der
europäischen Agrarumweltregulierungen von zonal
zu horizontal hat daher bedeutet, dass England seit
den 80er Jahren relativ an Einfluss bezüglich euro-
päischer Agrarumweltpolitik verloren hat (auch in
den Verhandlungen bezüglich Agenda 2000 er-
kennbar), und dass Großbritannien zu einem eher
widerwilligen Teilnehmer (reluctant participant) in
rezenten Agrarumweltdiskussionen geworden ist
(Hart und Wilson, 1998 und 2000).
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5 Agrarumweltprogramme in Großbritannien:
Erfolg oder Misserfolg?

Wie kann man aufgrund der verschiedenen po-
litischen, kulturellen und sozio-ökonomischen
Faktoren, die die Implementierung des britischen
Agrarumweltprogramms beeinflusst haben, den
„Erfolg“ dieses Programms beurteilen? Die obige
Analyse hat gezeigt, dass das britische ESA-Pro-
gramm den Hauptbestandteil des britischen Agrar-
umweltprogramms bildet, aber allerdings nur etwa
10 % der britischen UAA einnimmt. Für den
Großteil der britischen Agrarlandschaft sind Agrar-
umweltprogramme daher von keiner Bedeutung.

Konzentrieren wir daher unsere Diskussion zu-
nächst einmal auf den relativen Erfolg des ESA-
Programms. Innerhalb der (wenigen) ausgewiese-
nen ESAs haben manche Autoren das britische
Agrarumweltprogramm als „erfolgreich“ gekenn-
zeichnet (bezüglich umwelt- und sozio-ökonomi-
scher Indikatoren) (Whitby, 1994, 1996 und Potter,
1998). Die Untersuchungen beziehen sich vor allem
darauf, dass in teilnehmenden Betrieben das rela-
tive Einkommen der Landwirte durch das ESA-
Programm verbessert wurde (z. B. Willis und Gar-
rod, 1994), und dass in manchen Fällen eine ange-
drohte Intensivierung der Landwirtschaft durch das
ESA-Programm aufgehalten werden konnte (z. B.
Baldock et al., 1990; Gaskell und Tanner, 1991;
Froud, 1994; Whitby, 1996).

Aber selbst das relative spezifische und an-
spruchsvolle ESA-Programm hat nicht viel zur
Verbesserung der Umwelt innerhalb von ESAs
beigetragen, da das Ziel vor allem die Beibehaltung
existierender Wirtschaftsformen statt radikaler
Veränderung der Denk- und Handlungsweisen der
Landwirte ist (Wilson, 1997b; Buller et al., 2000).
Tatsächlich nehmen 80 % der teilnehmenden
Landwirte nur an den am wenigsten anspruchsvol-
len Programmvorschriften teil (lower tiers), die nur
relativ geringe Veränderungen der Wirtschaftsfor-
men verlangen. Untersuchungen haben gezeigt,
dass nur bei sehr wenigen Betrieben ESA-Teil-
nahme zu radikalen Veränderungen führt, wie z. B.
durch Verringerung der Bestockung ökologisch
wertvoller Gebiete mit semi-natural rough grazing
(extensiv genutzte Heideflächen in Höhenlagen)
oder der Einzäunung von Eichenwäldern, das zu
verbesserter Regenerierung der natürlichen Wald-
vegetation beiträgt (s. z. B. MAFF, 1993, 1994,
1996, 1997; Wilson, 1997c; Lobley und Potter,
1998). Intensiv bewirtschaftete Betriebe, die inner-
halb von ESAs am meisten zur Umweltzerstörung
beitragen, nehmen oft nicht am freiwilligen ESA-
Programm teil (s. z. B. detaillierte Untersuchung in

Cambrian Mountains ESA: Wilson, 1996, 1997a,
1997b und 1997c). Wie schon erwähnt, liegt in
manchen ESAs (z. B. Breckland-ESA) die Teil-
nahme bei nur etwa 10 % aller Betriebe, was be-
deutet, dass die meisten Landwirte innerhalb dieser
ESAs weiterhin ohne jegliche Beschränkungen ihre
relativ intensiven Anbaumethoden fortsetzen.

Wie Tabelle 3 zeigt, sind andere Agrarumwelt-
programme zu klein und unzureichend finanziert,
um großflächige Veränderungen in der produkti-
vistischen Denk- und Handlungsweise der meisten
englischen Landwirte herbeizuführen. Das
Countryside Stewardship Scheme hat vielleicht das
größte Potential, aber zur Zeit gibt es aufgrund von
Budgetbeschränkungen weitaus mehr Bewerber als
Teilnehmer. Rezente Untersuchungen (Lobley und
Potter, 1998; Wilson und Hart, 2001) haben aller-
dings gezeigt, dass dieses Programm, wo es zur
Verfügung steht (z. B. in Gebieten mit „culm
grassland“ in Devon im Südwesten Englands),
mehr zu Veränderungen existierender Wirtschafts-
weisen von Landwirten beiträgt als ESAs. Am
wichtigsten ist vielleicht, dass dieses Programm
auch scheinbar zu einer Umstellung in der Denk-
weise der Landwirte führt (im Vergleich zum ESA-
Programm, wo dies selten der Fall ist), und dass
post-produktivistische Ansätze in der Denk- und
Handlungsweise der teilnehmenden Landwirte
erkennbar sind.

Wie schon gesagt, wurden andere Programme
(z. B. Organic Aid Scheme, Moorland Scheme)
unter Regulierung 2078 der britischen Regierung
von Brüssel „aufgezwungen“ und nie stark geför-
dert. Man braucht nur Bio-Landbau in Ländern wie
Österreich, Schweden oder Deutschland mit der
Situation in England (z. Z. nur etwa 1.000 Betriebe
im „Organic Aid Scheme“) zu vergleichen, um zu
erkennen, dass viele andere (nordeuropäische Län-
der zu Beginn des 21. Jahrhunderts dem britischen
Agrarumweltprogramm (und -denken) weit voraus
sind.

6 Schlussbemerkungen

In diesem Artikel habe ich aufgezeigt, dass sich
die britische Position bezüglich europäischer Ag-
rarumweltprogramme von einem „enthusiastischen
Verfechter“ (enthusiastic supporter) in den 80er
Jahren zu einem „widerwilligen Teilnehmer“ (re-
luctant participant) in rezenten Agrarumweltdiskus-
sionen gewandelt hat. Diese Position wird vor al-
lem durch eine internationale Analyse der derzeiti-
gen Agrarumweltetats und der Anzahl teilnehmen-
der Landwirte in Agrarumweltprogrammen deut-
lich. England hat in den 90er Jahren seinen agrar-
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umweltpolitischen Ansatz, der sich auf ESAs kon-
zentriert, fortgeführt, und hat nur relativ geringe
Mittel (im internationalen Vergleich) für andere
Programme zur Verfügung gestellt.

Gründe für diese Position als widerwilliger
Teilnehmer in der europäischen Agrarumweltpoli-
tik der 90er Jahre sind vielfältig und schließen
politische, kulturelle und sozio-ökonomische Fak-
toren ein. So habe ich versucht darzulegen, wie
traditionelle hierarchische politische Strukturen die
Implementierung von Agrarumweltinnovationen in
den 90er Jahren verhindert haben, und dass diese
Situation durch die Einbeziehung von Umweltorga-
nisationen in die zentrale politische Arena noch
verschlimmert wurde. Das Resultat war, dass die
90er Jahre durch agrarpolitischen Inkrementalismus
statt Reform gekennzeichnet war. Eine Verände-
rung wurde weiter erschwert durch das Festhalten
vieler Akteure an produktivistischen Ideologien
(die Agrarumweltprogramme vor allem als Ein-
kommensverbesserung für Landwirte betrachten)
und durch kulturell geprägte Vorlieben für zonale
Umweltprogramme die sich vor allem auf spezifi-
sche Ökosysteme beziehen (z. B. ESAs). Dabei
vernachlässigen sie den Grossteil der Agrarland-
schaft. Dies bedeutet, dass die zonale Regulierung
797 weitaus mehr dem britischen Ideal von Agrar-
umweltpolitik entsprach als die horizontal ausge-
richtete Regulierung 2078.

Nach gutem Anfang (ESAs) scheint das briti-
sche Agrarumweltprogramm dem europäischen
„Durchschnitt“ daher immer mehr nachzuhängen,
und radikale Veränderungen sind momentan nicht
in Sicht. Großbritannien hält nach wie vor an der
Idee der ESAs fest, und rezente Diskussionen um
die „Rural Development Regulation“ als Teil von
Agenda 2000 deuten darauf hin, dass England wei-
terhin ins agrarumweltpolitische Hintertreffen ge-
raten wird. Vor allem die Diskussionen um „cross
compliance“ und „minimum environmental stan-
dards“ bereiten zur Zeit den Briten erhebliche
Probleme, da wiederum von Brüssel Druck auf
britische Agrargebiete ausgeübt wird, wenn Land-
wirte zur Zeit nicht an Agrarumweltprogrammen
teilnehmen können (etwa 90 % der Agrarlandschaft
und Betriebe). Vor allem die verlangte Verminde-
rung exzessiver Umweltverschmutzung durch in-
tensive Landwirtschaft in Gebieten wie East Anglia
oder dem Südosten Englands wird künftigen Ag-
rarumweltpolitikern Kopfzerbrechen bereiten.
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1 Einleitung

Schon vor der VO (EWG) 2078/92 praktizierten
einige Bundesländer mit Erfolg Agrarumweltpro-
gramme und Vertragsnaturschutz. Die Maßnahmen
der genannten EU-Verordnung wurden über Jahre
hinweg dokumentiert und detailliert ausgewertet
(Plankl, 1999; Wilhelm, 1999; 1999a; Nieberg,
2001; Osterburg, 2001). Im Zuge der Agenda 2000
ist sie durch die neue VO 1257/99 mit nicht unwe-
sentlichen Modifikationen abgelöst worden. Län-
gerfristig ist mit Impulsen aus neuen Ordnungen
des weltweiten Agraraußenhandels zu rechnen,
welche die Agrarpolitik der EU bis in ihre Funda-
mente hinein berühren werden. So besteht die
Möglichkeit, aber auch die Notwendigkeit, eine
Zwischenbilanz hinsichtlich des Wirkens der Ag-
rarumweltprogramme zu ziehen und sich abzeich-
nende Linien der Weiterentwicklung auszuloten.

Der vorliegende Beitrag beginnt mit einigen
grundsätzlichen Aspekten zur Honorierung ökolo-
gischer Leistungen, widmet sich sodann den Mög-
lichkeiten der pragmatischen Verbesserung beste-
hender Honorierungssysteme, die teils schon viel-
fach diskutiert wurden und daher kurz abgehandelt
werden können, und fährt mit der Erörterung eini-
ger weiterführender, ja utopisch anmutender Per-
spektiven fort. Auch Utopien und Visionen sind
Bestandteile einer vorausschauenden und innovati-
onsorientierten Agrardebatte, gleichgültig, wie viel
von ihnen einst realisiert werden wird. Der Beitrag
schließt mit Vorschlägen für den Umbau der allge-
meinen Agrarförderung, die unter dem Druck inter-
nationaler Handelsinstitutionen schon mittelfristig
aktuell werden könnten.

2 Grundlagen: Property Rights und Vertei-
lungspolitik

In der modernen ökonomischen Theorie ist das
Konzept der Property Rights, der ökonomischen
Verfügungsrechte, zentral (Hanna et al., 1996;
Bromley, 1997). Verfügungsrechte werden nicht
nur juristisch definiert, etwa im BGB, §§ 903 ff.

Vielmehr bestehen sie ökonomisch implizit auch in
allen Fällen, bei denen eine formalrechtliche Zu-
weisung, weil zu jener im historischen Kontext
keine dringende Veranlassung bestand, nur vage
oder gar nicht existiert. Erhält ein Landwirt Geld
dafür, dass er die Artenvielfalt auf seinen Flächen
respektiert oder vermehrt, so wird ihm von der
Allgemeinheit etwas abgekauft. Der Landwirt ver-
kauft Artenvielfalt, wie er Getreide verkaufen
würde. Er kann aber nicht verkaufen, was ihm nicht
gehört. Daher fingiert jede Regelung, welche öko-
logische Leistungen honoriert, ein Eigentumsrecht
an der Biodiversität zugunsten des Landwirtes.
Besäße er dieses Recht nicht, so müsste er die Bio-
diversität gratis liefern, d. h. er müsste seine Flä-
chen so bewirtschaften, dass die Artenvielfalt ge-
währleistet wäre. Dieser Fall liegt zum Beispiel
vor, wenn bei einem Landbesitzer ein sogenannter
„§ 20c-Biotop“ entdeckt wird, etwa eine Quelle im
Wald, die dem genannten Paragraphen des
BNatSchG folgend ohne Honorierung respektiert
werden muss. Für den Waldeigentümer, der ein
uneingeschränktes Verfügungsrecht über seine
Fläche vorausgesetzt hatte, erscheint dieser Vor-
gang als eine Teilenteignung.

Die Grenzziehung zwischen honorierungsfähi-
gen und nicht honorierungsfähigen Leistungen
sowie daraus entspringende Pflichten der Landbe-
sitzer stellen fundamentale gesellschaftliche Anlie-
gen dar, die keinesfalls ad hoc, nach politischer
„Wetterlage“ oder der Hausmeinung von Behörden
folgend entschieden werden können. Es handelt
sich hier um die verfassungsrechtliche Frage, wie
eng oder weit das Sozialpflichtigkeitsgebot des
Artikels 14, Abs. 2 GG auszulegen ist. Das Bun-
desverfassungsgericht hat hierzu bedeutende Ur-
teile, wie das viel zitierte „Nassauskiesungsurteil“
erlassen (BverfGE, 1982), auch im forstlichen Be-
reich wurde und wird jahrzehntelang hierüber de-
battiert (vgl. Nießlein, 1980; Hampicke, 1996).

Auch die Regeln zur guten fachlichen Praxis in
der Landwirtschaft, etwa im § 17 BBodSchG, defi-
nieren Verfügungsrechte.
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Nach ihnen müssen die sogenannten abioti-
schen Landschaftsressourcen, wie Boden, Grund-
wasser, usw. bis zu einem gewissen Mindestni-
veau von den Landnutzern auf eigene Kosten
erhalten werden - niemand kann eine Bezahlung
dafür reklamieren, dass er der Erosion entgegen-
wirkt. § 17 BBodSchG reflektiert gemeinsam mit
anderen Vorschriften einen gesellschaftlichen
Konsens, der sich etwa in den vergangenen zehn
Jahren herausgebildet hat: Die physischen Land-
schaftsbestandteile wie Boden und Grundwasser
sind von den Landnutzern im Allgemeinen auf
eigene Kosten zu erhalten, während Leistungen
zugunsten der Biodiversität im Allgemeinen
honoriert werden sollen. Dieser Konsens ist
politisch klug, und er sei nicht in Frage gestellt.
Allein ist anzumerken: Er wird erstens nicht
lückenlos umgesetzt. Gelegentlich werden
Landnutzer auch dafür bezahlt, dass sie die gute
fachliche Praxis einhalten oder sie müssen, wie
im obigen Beispiel, unbezahlte Leistungen
zugunsten der Biodiversität erbringen. Zweitens,
und wichtiger, handelt es sich bei jeder derartigen
Regelung nicht um eine unwandelbare, mit Fakten
begründende Wahrheit, sondern um eine durch
Werturteile geleitete gesellschaftliche
Übereinkunft, die grundsätzlich auch anders
erfolgen könnte. Die folgende Erörterung
verdeutlicht, warum sie sich in der beschriebenen
Weise herausgebildet hat.

Tabelle 1 zeigt einen Überblick über Vollkos-
tenkalkulationen von Landnutzungsverfahren auf
dem Grünland, welche die Artenvielfalt in bei-
spielhafter Weise fördern, von der traditionellen
Schnittwiesennutzung bis zur Mutterkuh- und
Hüteschafhaltung. Alle Verfahren sind ökono-
misch defizitär, obwohl in den Kalkulationen
Tierprämien bereits bei den Erlösen verbucht
sind. Die Defizite liegen zwischen 400 und
800 DM/ha und Jahr, ein Häufungspunkt besteht
bei 600 bis 700 DM/ha und Jahr. Zu bedenken ist,
dass es sich hier um Vollkostenkalkulationen
gegenüber der Variante „null“ handelt, bei der die
betreffende Fläche brachfallen würde. Op-
portunitätskosten durch den Verzicht auf eine
mögliche rentable Intensivnutzung sind nicht
eingeschlossen. Auf dem Ackerland herrschen
ähnliche Verhältnisse.

Aus den Daten kann nur der Schluss gezogen
werden, dass jeder Versuch, Landwirte zu zwin-
gen, diese traditionellen Verfahren generell auf
eigene Kosten und ohne öffentliche Unterstützung
anzuwenden, scheitern müsste. Die Betriebe
müssten spätestens langfristig, wenn fixe Kosten
bezahlt werden müssen, schließen, womit die

spezifische Artenvielfalt der historischen Kultur-
landschaft nicht zu erhalten wäre. Der Grund für
die o. g. gesellschaftliche Übereinkunft liegt also
in der zutreffenden Vermutung, dass die Einhal-
tung der guten fachlichen Praxis im allgemeinen
wirtschaftlich zumutbar, eine durchgreifende
Förderung der Biodiversität zumindest auf land-
wirtschaftlichen Nutzflächen jedoch im Allgemei-
nen wirtschaftlich unzumutbar ist. Entscheidend
sind diese verteilungspolitischen Aspekte.

Trotz der beschriebenen Ausnahmen und zahl-
reicher weiterer gibt es also zu dem Instrument,
ökologische Leistungen durch Agrarumweltpro-
gramme zu honorieren -  allgemeiner: ökologische
Leistungen zugunsten der Artenvielfalt zu bezah-
len - faktisch keine Alternative. Auch planungs-
rechtliche Instrumente, wie das FFH-System, sind
komplementär zur Honorierung und nicht als
Alternative zu ihm zu sehen. Werden sie durch
Landnutzer abgelehnt, dann doch aus dem Grund,
weil man für den Fall, dass sie ohne Honorierung
eingeführt werden sollten, zu Recht ökonomische
Nachteile befürchtet.

3 Pragmatische Weiterentwicklungen

Die folgenden Aspekte sind in der Öffentlich-
keit schon viel diskutiert worden und verstehen
sich teilweise von selbst, werden aber dennoch in
der Praxis oft vernachlässigt und seien daher aus-
drücklich betont. Die Ausführungen konzentrieren
sich auf Landnutzungen, die, wie in Tabelle 1,
schwerpunktmäßig der Biodiversität förderlich
sind.

3.1 Anpassung der Fördersätze an die Vollkosten

Tabelle 2 berechnet ein besonders teures, aber
auch schönes und effektives Landschaftspflege-
verfahren, die Schafhutung. Übereinstimmend mit
anderen Rechnungen (Tampe und Hampicke,
1995) schließt es mit einem Defizit von etwa
1.000 DM/ha und Jahr ab. Selbst wenn kosten-
günstigere Verfahren betrachtet werden, wie etwa
eine durchschnittliche Mutterkuhhaltung, zeigt
der Vergleich mit der ausführlichen Datensamm-
lung von Plankl (1999), dass durch die bisherige
Förderung eine Vollkostendeckung in den meisten
Fällen nicht erreicht wird. Programme finden
(weil sie Teilkosten decken) aus der Sicht eines
Betriebes, der ohnehin nicht beliebig weit in die
Zukunft blickt oder nur in geringem Umfang an
einem Programm teilnimmt, Anklang. Die bisher
gültigen Fördersätze werden ausdrücklich auf
Deckungsbeitragsbasis berechnet und sind als
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solche mehr oder weniger akzeptabel. Das Kon-
zept setzt aber voraus, dass die Betriebe Investiti-
onen und (in bäuerlichen Betrieben) Arbeitskos-
ten aus anderen Quellen als der Förderung finan-
zieren. Diese Annahme wiederum impliziert, dass
die Betriebe in der Regel „normal“ produktions-
orientiert wirtschaften und nur geringe Teile ihrer
Flächen den Förderprogrammen anbieten. Aus
naturschutzfachlicher Sicht ist gerade dies ein
Mangel, denn alle Erfahrung deutet darauf hin,
dass durchgreifende Erfolge bei der Wiederher-
stellung artenreicher Landschaften nur erzielt
werden können, wenn größere zusammenhän-
gende Flächen und damit ganze Betriebe erfasst

werden. Vorteilhafterweise ist dies oftmals schon
der Fall, wie im obigen Schäfereibetrieb oder
auch bei ausgedehnten Fleischrinderhaltungen in
den neuen Bundesländern. Genau in diesen Be-
trieben treten dann die Probleme der fehlenden
Fixkostendeckung auf. Jede langfristige gesamt-
gesellschaftliche Planung muss auf die Vollkosten
blicken, und Betriebe müssen auch Investitionen
finanzieren können. Daher sind die Fördersätze
künftig an die Vollkosten anzupassen.

Tabelle 1
Verfahrenskosten, Erlöse und Defizite von Grünlandnutzungen mit hohem Naturschutzwert

Wiesentyp Maßnahmen Heuertrag 1) Verfahrenskosten 2) Erlöse 2) Defizit 3)

Fettwiese

frisch bis feucht 2-3 Schnitte, 60-65 1.350-1.500 960-1.040 6)
400-500

(Alopecurus pratensis) 4) 5)
max. 60 kg/ha N

frisch 2 Schnitte, 40-50 1.150-1.350 640-800 6)
500-550

(Arrhenatherum elatius) 4) 5)
max. 40 kg/ha N

trocken 1-2 Schnitte, 10-20 750-1.000 140-280 7)
600-700

(Salvia pratensis) 4) 5)
keine N-Düngung

Bergwiese 2 Schnitte oder 35-45 1.100-1.300 560-720 6)
550-600

(Trisetum flavescens) 4) 5)
1 Schnitt mit
Nachweide,
max. 40 kg/ha N

Feuchtwiese 2 Schnitte, 50 1.800-1.900 800 6)
800-900

(Caltha palustris) 4) 8)
max. 40 kg/ha N

Weidentyp Maßnahmen Besatzstärke Verfahrenskosten 2) Erlöse 2) Defizit 3)

Bergweide Mutterkuhherde 0,8-0,9 9) 1.30010)-1.80011) 90010)-1.00011)
400-800

(Trisetum flavescens) 4)
oder Jungvieh,
30 kg/ha N

Borstgrasrasen Mutterkuhherde, 0,4-0,5 9) 1.300 11) 500 11)
800

(Nardus stricta) 4)
keine N-Düngung

Kalkmagerrasen Schafhutung, 2 12)
1.000 300 650

(Koeleria pyramidata) 4)
keine N-Düngung

1) dt/ha-1/Jahr-1.    2) DM/ha-1.Jahr-1.    3) Wie 2), gerundet.    4) Charakteristische Pflanzenart.   5) Maschinenmahd möglich.

6) Heupreis von 16 DM/dt-1.    7) 14 DM.dt-1.    8) Ungünstige Flurstücke, Handmahd erforderlich.    9) Mutterkühe/ha-1.

10) Winterdraußenhaltung.    11) Winterstallhaltung.    12) Mutterschafe/ha-1.

Quelle: Hampicke und Roth (2000), alle Daten zusammengestellt von Roth.
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Tabelle 2
Defizit des Produktionsverfahrens Schafhutung in Thüriingen

Variable Kosten
Bestandsergänzung 46,00 107,00
Kraftfutter 7,40 17,00
Mineralfutter und Salz 10,30 24,00
Medikamente und Tierarzt 12,50 30,00
Schur 4,00 9,00
Hundefutter (3 Hunde) 2,20 5,00
Wasser 4,30 10,00
Mineraldünger, Bindegarn und Folie 9,30 22,00
Kleingeräte, Schutzkleidung, Energie 3,50 8,00
Variable Maschinenkosten für Futtererzeugung 21,00 49,00
Variable Maschinenkosten für Tierbetreuung 33,00 77,00
Versicherung, Vermarktungskosten u. a. 15,00 35,00
Unterhalt von Gebäuden und Maschinen 4,00 9,00

Summe variable Kosten 172,50 402,00

Arbeitskosten
AKh pro Mutterschaf und Jahr
Weideperiode 7,6
Stallperiode 3,4
Futterernte 0,6
Weidepflege 0,2

Summe Arbeitskosten 11,8
Lohn: 21 DM pro AKh 247,80 577,00

Fixkosten
Abschreibung

Stall 12,50 29,00
Außenwirtschaft 53,00 123,00
Hofwirtschaft 14,00 33,00
Futterbevorratung 3,00 7,00

Summe Abschreibung 82,50 192,00
Pachten 17,00 40,00
Zinsansatz für Anlage- und Umlaufkapital 33,00 76,00
Gemeinkosten, Versicherung, Verwaltung 33,00 76,00

Summe Fixkosten 165,50 384,00

Gesamtkosten 585,80 1.363,00
Erlöse aus Produktverkauf 150,00 349,00
Defizit 435,80 1.014,00

Quelle: Hampicke und Roth (2000), Daten kalkuliert von Roth und  Berger, Thüringische Landesanstalt für Landwirtschaft

             (TLL) Jena.

DM pro Mutterschaf DM pro Hektar
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3.2 Herstellung langfristiger Planungssicherheit

Die Vollkostendeckung konstituiert bereits ei-
nen Beitrag zur Planungssicherheit, jedoch wären
mit ihr noch nicht alle Probleme gelöst. Wie all-
gemein bekannt, sind selbst die Teilkosten de-
ckenden Fördersätze nicht langfristig angelegt,
sondern bewegen sich im Rahmen von Verträgen
über typischerweise fünf Jahre. Es kann zweifel-
los nicht die Aufgabe staatlicher Förderung sein,
jedes unternehmerische Zukunftsrisiko auszu-
schließen. Wenn aber klar ist, dass eine Förderung
nach fünf Jahren womöglich wegfällt, kann kein
Betrieb definitive Weichenstellungen, insbeson-
dere Investitionen vornehmen, die nur einen Sinn
machen, wenn weiter gefördert wird. Artenvielfalt
in der Landschaft wird oft schnell reduziert, aber
meist langsam wieder entwickelt, und jedes
Programm zur ökologischen Werterhöhung benö-
tigt eine langfristige Perspektive. In einer Indus-
triegesellschaft würde weder eine Autobahn, ein
Kanal oder eine andere Infrastruktureinrichtung
jemals gebaut, wenn nur in Fünf-Jahres-Zeiträu-
men gedacht würde. Es ist nur folgerichtig, auch
bei einer gesellschaftlichen Fundamentalaufgabe,
wie dem Erhalt der biotischen Ressourcen, län-
gere Planungszeiträume anzusetzen.

Vereinzelt gibt es langfristige Förderungen;
sie sind als Modell für umfangreichere Systeme
anzusehen. Bei ihnen wird auch nicht schematisch
ein bestimmter Förderbetrag pro Hektar und Jahr
angesetzt, vielmehr werden ganze Betriebe analy-
siert und strukturell gefördert. Bei einem Betrieb,
der zum Beispiel Pfeifengras-Streuwiesen bewirt-
schaftet, ist es sinnvoll, ihm einen modernen
Einstreustall zu finanzieren, also eine Investition,
die nicht nach fünf Jahren wertlos wird.

3.3 Korrektur offensichtlicher technisch-organi-
sat-rischer Defizite

Viel ist darüber geklagt worden, wie sinnlos es
ist, von einem Landwirt zu verlangen, genau zu
einem bestimmten Datum im Jahr mit einer Tätig-
keit zu beginnen oder sie zu unterlassen, wenn die
phänologischen Zeitpunkte von Mähterminen,
Weideauftrieben usw., auf die sich eine solche
Vorschrift eigentlich bezieht, je nach Jahreswitte-
rung um Wochen schwanken können. In anderen
Fällen bemühen sich Behörden, nicht ohne Auf-
wand, zu kontrollieren, ob bestimmte Teile des
Weidelandes nicht oder zu wenig beweidet wer-
den, um daraufhin die Beendigung der Förderung
für diese Flächenteile zu veranlassen (Schmutz
und Schürger, 1999). Aus ökologischer und natur-

schutzfachlicher Sicht ist aber nichts so erwünscht
wie die Herstellung von Heterogenität, von Un-
gleichmäßigkeit, von Gradienten im Gelände, wie
es für die vorindustrielle Kulturlandschaft cha-
rakteristisch war. Derartiges wird durch beste-
hende Regelungen bestraft.

3.4 Konzentration der Mittelvergabe auf effi-
ziente Verwendungen

Wie Wilhelm (1999) zeigt, haben im Rahmen
der VO 2078/92 verschiedene Bundesländer Ver-
fahrensweisen insbesondere im integrierten
Ackerbau mit hohen Summen gefördert, die von
den von ihm befragten ökologischen Experten
nicht als vordringlich angesehen werden. Inzwi-
schen sind einige dieser Verfahrensweisen nah
daran, als Bestandteile der guten fachlichen Pra-
xis angesehen zu werden, deren Berücksichtigung
auch ohne Honorierung zu verlangen wäre. Offen-
sichtlich wurde über die sogenannte „Grundförde-
rung“ und über verwandte Maßnahmen das in der
VO 2078/92 noch verankerte Ziel der Einkom-
mensförderung der Landwirtschaft sehr hochran-
gig und Beiträge zur Förderung der Artenvielfalt
nachrangiger gewichtet. Allerdings haben die
Länder mit dieser Verfahrensweise (insbesondere
Sachsen und Bayern) daneben für spezifische
Naturschutzzielsetzungen zusätzliche Mittel in
erheblichem Umfang (sogar durch Vertragsnatur-
schutzprogramme ohne EU-Anteil) aufgewandt.

Im zweiten Abschnitt dieses Beitrags ist die
modifizierte Zielsetzung der neuen VO 1257/99,
nur noch umweltrelevante Maßnahmen, die über
die gute fachliche Praxis hinausgehen, zu honorie-
ren, ein Fortschritt. Einkommensziele werden
nicht mehr mit Umweltzielen vermengt, sondern
müssen mit anderen Maßnahmen erreicht werden.
Wird diesem Prinzip in der Zukunft gefolgt, dann
können die verfügbaren Mittel wesentlich zielge-
richteter in Verwendungen fließen, welche hohe
Beiträge zum Umwelt- und Naturschutz erwarten
lassen.

4 Aufgaben der Zukunft

4.1 Ökonomische Transaktion statt Schadens-
ausgleich

Auch beim vorliegenden Problem ist die Spra-
che verräterisch: Verkauft der Landwirt Produkte,
so heißt die Transaktion „Bezahlung“. Werden
ihm ökologische Leistungen honoriert, so spricht
man von „Ausgleich“, „Erstattung“ und in ähnli-
chen Termen, die mehr nach juristischem Scha-
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denersatz als nach rein geschäftlicher, fairer Be-
zahlung klingen. Die Vorstellung einer funda-
mentalen Ungleichwertigkeit der beiden Honorie-
rungsarten ist noch weit verbreitet. Gewiss nährt
sie sich aus Traditionen, die überwunden werden
müssen. Die Mehrzahl der Mitglieder der Gesell-
schaft erzielt heute ihr Einkommen durch die
Bereitstellung von Dienstleistungen, nur eine
kleine Minderheit noch für die Herstellung physi-
scher Produkte. Die Landbewirtschaftung kann
hier auf Dauer keine Ausnahme bleiben. Stark
beschädigt aber auch die unzureichende Praxis in
der Vergangenheit, insbesondere die erwähnte
politische Unzuverlässigkeit und Kurzfristigkeit,
den Ruf der Honorierungssysteme. Einen Durch-
bruch in Richtung auf die völlige Gleichwertig-
keit der Zahlungen für Produkte und ökologische
Leistungen wird es allerdings erst geben, wenn
die nachfolgenden Punkte in hinreichendem Maße
berücksichtigt werden.

4.2 Erprobung ergebnisorientierter Ansätze

In der Marktwirtschaft wird stets das Ergebnis
einer Anstrengung honoriert. Niemand käme auf
den Gedanken, die Bilder eines Kunstmalers nach
Maßgabe der verbrauchten Farbe und Leinwand
sowie der eingesetzten Arbeitsstunden zu bezah-
len. Man bezahlt je nachdem, wie gut das Bild
gefällt. Somit fehlt nahezu allen bisherigen Ag-
rarumweltprogrammen, auch wenn sie Vorschrif-
ten durch finanzielle Anreize ersetzen, immer
noch der spezifisch marktwirtschaftliche Charak-
ter.

Eine Gesellschaft, die ihre wirtschaftliche
Überlegenheit gegenüber anderen Systemen dem
Prinzip des Marktes, das heißt der Lenkungswir-
kung der Nachfrage verdankt, kann auf die Dauer
nicht daran vorbei gehen, dieses Erfolgsprinzip
auch für die Bewältigung essenzieller Knappheits-
probleme in Natur und Landschaft zu erwägen.
Bonus (1981) sagt treffend, die Genialität des
Marktes bestehe darin, dass er „entknappt“. Vor-
schriften entknappen nicht. Bei der großen
Knappheit an Artenvielfalt, die in den letzten
Jahrzehnten in der Agrarlandschaft eingetreten ist,
ist es fahrlässig, das Prinzip der Nachfrageorien-
tierung allein hier unberücksichtigt zu lassen.

Die Ergebnisorientierung wird mit vielerlei
Gründen sowohl von Landwirten als auch von
Naturschützern abgelehnt. Die bisherigen hand-
lungsorientierten Ansätze besitzen den Vorteil,
von den Betrieben und der Allgemeinheit leicht
verstanden und als fair empfunden zu werden.
Wer zugunsten der Natur auf einen ökonomischen

Vorteil verzichtet oder zusätzlichen Aufwand
erbringt, soll schadlos gehalten werden - das
überzeugt. Auch die Administrierbarkeit ist nach
aller Erfahrung hinreichend gegeben. Gegen die
Ergebnisorientierung wird  unter anderem einge-
wandt:
(a) Ergebnisse, wie die Wiedereinwanderung

von Arten, stellen sich oft erst nach längerer
Zeit ein. Eine Honorierung kann nicht erst
dann erfolgen, wenn lange Zeit hohe Auf-
wendungen vorausgegangen sind.

(b) Ergebnisse sind ungewiss und stochastisch
verteilt. Bestimmte Arten erscheinen auf ei-
ner Fläche, auf einer anderen aus unbekann-
ten Gründen aber nicht, obwohl dieselben
Bewirtschaftungsmaßnahmen getroffen wur-
den. Der Landwirt auf der zweiten Fläche
wird benachteiligt.

(c) Es herrscht Uneinigkeit über den Indikator-
wert von Arten. Wer legt fest, was als Er-
gebnis zählen soll? Naturschützer sind sich
bekanntlich oft selbst uneinig.

(d) Es kann aufwendig sein, Ergebnisse festzu-
stellen, etwa wenn es sich um bedrohte, aber
unauffällige und schwer bestimmbare Arten
handelt.

Geht es um die Wiederherstellung ökologi-
scher Werte, so ist (a) das einzige schlagende
Argument, aber auch dieses greift nicht, wenn
solche Werte, wie etwa artenreiches Grünland
noch vorhanden sind und erhalten werden sollen.
Die wichtigsten Argumente für die ergebnisorien-
tierte Honorierung lauten:
(e) Die angesprochenen Landwirte entwickeln

oft zum ersten Mal Interesse an Naturschutz-
problemen und eignen sich Kenntnisse an.

(f) Es entsteht ein Anreiz, Ergebnisse zu erzie-
len. Bei der handlungsorientierten Methode
ist es dem Landwirt gleichgültig, welchen
Erfolg seine Maßnahmen zeigen.

(g) Es entsteht ein Anreiz zur überbetrieblichen
Zusammenarbeit und ein Druck auf unko-
operative Betriebe. Zahlreiche Probleme in
der Landschaft lassen sich nur im Zusam-
menwirken lösen, so müssen etwa alle Be-
triebe entlang eines Bachlaufes kooperieren,
wenn seine Wasserqualität nachhaltig geho-
ben werden soll.

(h) Entgegen (c) und (d) gibt es oft sehr tref-
fende und leicht zu beobachtende Indikato-
ren. Beim handlungsorientierten Ansatz
müsste theoretisch Tag und Nacht überwacht
werden, ob ein Landwirt nicht doch zu dicht
am Bach Gülle ausbringt. Beim Ergebnis
orientierten Ansatz kann es hingegen genü-
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gen, an einem passenden Tag im Sommer
nachzuschauen, ob die Prachtlibellen (Ca-
lopteryx spec.) da sind.

Es machte gewiss wenig Sinn, handlungsori-
entierte Ansätze, die sich eindeutig bewährt ha-
ben, nur um des Prinzips willen in ergebnisorien-
tierte umzuwandeln. Hier handelt es sich in der
Regel um Fälle, bei denen zwischen Maßnahmen
und Folgen erfahrungsgemäß eine strikte Bezie-
hung herrscht. Werden Kalkmagerrasen regelmä-
ßig mit Schafen beweidet, dann bewahren sie
ihren offenen und artenreichen Charakter. Hier
genügt es, den Weidegang, also die ergriffene
Maßnahme zu honorieren. Zahlreiche andere

handlungsorientierte Honorierungen haben sich
jedoch weniger gut bewährt. Vor allem wird das
heute im Naturschutz unbestrittene Prinzip zu we-
nig beachtet, dass der Erhalt noch vorhandener
Artenvielfalt die höchste Priorität (auch vor der
Wiederentwicklung) besitzt. Wenn es hierum
geht, so ist ein ergebnisorientierter Ansatz oft
ohne größere Probleme praktikabel und setzt ent-
schieden stärkere Anreize.

Schon vor Jahren propagierte Knauer (1993)
das Prinzip der „Öko-Punkte“. Tabelle 3 zeigt ei-
nen neuen Vorschlag, eine Zusammenstellung von
28 leicht an ihren Blüten erkenntlichen Wiesen-
kräutern.

Tabelle 3
Katalog der Indikatorpflanzen für extensiv genutztes Grünland Südwestdeutschlands

Deutscher Name Wissenschaftlicher Name Blütenfarbe Blühzeit

Glockenblumen Campanula spec. blau 5-9
Storchschnabel Geranium spec. blau/lila 5-8
Bocksbart Tragopogon spec. gelb 5-7
Margerite Leucanthemum vulgaris weiß 5-10
Witwenblume Knautia arvensis blau 5-7
Pippau Crepis spec. gelb 5-8
Rotklee Trifolium pratense rot 6-9
Tag-Lichtnelke Silene dioica rot 4-9
Wiesen-Salbei Salvia pratensis blau 4-8
Klappertopf Rhinanthus spec. gelb 5-9
Flockenblumen Centaurea spec. blau/lila 6-9
Teufelskralle Phytheuma spec. blau/weiß 5-7
Bärwurz Meum athamanticum weiß 5-6
Ferkelkraut/Milchkraut Hypochoeris radicata/Leontodon spec. gelb 6-10
Kleines Habichtskraut Hieracium pilosella gelb 5-10
Thymian Thymus spec. purpurrot 5-8
Kreuzblumen Polygala spec. blau/lila 5-8
Sumpf-Dotterblume Caltha palustris gelb 4-6
Trollblume Trollius europaeus gelb 5-6
Wiesen-Schaumkraut Cardamine pratensis weiß 4-5
Großer Wiesenknopf Sanguisorba officinalis rot 6-9
Kuckucks-Lichtnelke Lychnis flos-cucul rot 5-7
Bach-Nelkenwurz Geum rivale rot/braun 4-7
Wiesen-Knöterich Polygonum bistorta rot/rosa 5-7
Kohl-Kratzdistel Cirsium oleraceum weiß/grün 6-9
Flügel-Ginster Genista sagittalis gelb 5-6
Augentrost Euphrasia spec. weiß 5-10
Blutwurz Potentilla erecta gelb 6-8

Quelle: Briemle et al. (1999).



104

Die Baden-Württembergische Forschungsan-
stalt für Grünland in Aulendorf in Oberschwaben
ist der Auffassung, dass der Nachweis von drei
dieser Arten in vitalen Populationen auf Grün-
landflächen in Südwestdeutschland eine finan-
zielle Honorierung rechtfertigt (Briemle et al.
1999). In der Schweiz werden ähnliche Konzepte
entwickelt. Gerade die kontroverse Beurteilung
des Sachverhaltes sollte ein Anlass sein, den theo-
retischen Streit einmal ruhen zu lassen und prakti-
sche Erfahrungen zu sammeln, das heißt ergeb-
nisorientierte Ansätze in E&E-Projekten auszu-
probieren. Bewähren sie sich nicht, so kann von
ihnen wieder abgegangen werden.

4.3 Monetäre Bewertung ökologischer Leistungen

Die in Tabelle 3 zum Ausdruck kommende
Bewertung beruht auf Expertenmeinungen.
Spricht man unter Ökonomen von Bewertung, so
meint man nicht, was Fachleute gut oder schlecht
finden, sondern man meint die Zahlungsbereit-
schaft der Nachfrager, die Abstimmung mit dem
Geldschein. Aus ökonomischer Sicht sollte die als
Zahlungsbereitschaft (und damit als Verzicht auf
andere mit Geld erhältliche Dinge) ausgedrückte
Nachfrage der Allgemeinheit nach „Natur“ die
Richtschnur bei der Umfangszumessung und in-
haltlichen Ausgestaltung von Honorierungssyste-
men sein. Ethisch ist auch sie nicht das „letzte
Wort“, da die heutige Generation nicht für sich
allein entscheidet, sondern insbesondere bei der
Ausrottung von Arten auch künftige Menschen
betroffen werden lässt. Das Prinzip der Konsu-
mentensouveränität ist also durch einen ethischen
Diskurs über Pflichten zu relativieren. Aber auch
hier müssen ebenso wie am Markt alle Menschen
mitreden, nicht nur Experten.

Die Tabellen 4 und 5 enthalten Ergebnisse der
etwa in den letzten zehn Jahren durchgeführten
deutschsprachigen Studien zur Zahlungsbereit-
schaft des Publikums für die Artenvielfalt mit
Hilfe der Befragungstechnik, der Contingent Va-
luation Method. Tabelle 5 enthält die Zahlungs-
bereitschaft von Urlaubsgästen in DM pro Über-
nachtung.

Im Vorliegenden besteht keine Gelegenheit,
eine Methodendiskussion über die Vor- und
Nachteile der Contingent Valuation Method zu
führen, hier sei auf die Literatur verwiesen (unter
zahlreichen: Jakobsson und Dragun, 1996; Gei-
sendorf et al., 1998; Bateman und Willis, 1999).
Bekanntlich stößt die Methode auch auf Kritik
und Ablehnung, ohne dass freilich Alternativen

ausgewiesen würden. Eine eingehende Befassung
mit ihr führt zu der Erkenntnis, dass ihre Ergeb-
nisse trotz unabweisbarer Mängel Aufschlüsse
über die Größenordnung der latenten Zahlungsbe-
reitschaft für Kollektivgüter, die nicht unmittelbar
am Markt gekauft werden können, vermitteln.

Nur in Ausnahmefällen dürften sich Agrar-
umweltmaßnahmen unmittelbar und auf direktem
Wege durch geäußerte Konsumentenpräferenzen,
das heißt Zahlungsbereitschaften herleiten lassen.
Dies ist denkbar in Erholungsorten, wo Urlauber
bei nachgewiesener Gegenleistung, etwa in Ges-
talt besonders hoher und unmittelbar erlebbarer
Artenvielfalt, zur Zahlung einer „Naturtaxe“ be-
reit sein können (vgl. hierzu die Untersuchung
von Degenhardt et al., 1998). Auch hier sollten
E&E-Projekte durchgeführt werden. Im Allgemei-
nen sind die Ergebnisse der Contingent Valuation
Method eher als genereller Gradmesser der Wert-
schätzung des Naturschutzes und insoweit als ein
Signal an die Politik aufzufassen, in welchem
Umfang die Bevölkerung als Souverän die Bereit-
stellung dieses Kollektivgutes wünscht und Kos-
ten dafür zu tragen bereit ist. Aus der Sicht des
Ökonomen ist ein solches Signal aussagefähiger
als vielgebrauchte soziologisch-demoskopische
Umfragen (Hampicke, 1999). Darf den Ergebnis-
sen der Tabellen 4 und 5 hinsichtlich der Grö-
ßenordnung getraut werden, so beinhalten sie die
Aussage, dass die Bevölkerung potentiell eher
mehr Naturschutz zahlungsbereit nachfragt, als
von den politischen Entscheidungsträgern für
richtig gehalten wird.

4.4 Ökologische Werte als Vermögenswerte

Es wird zu wenig darüber diskutiert, wie in ei-
ner Marktgesellschaft die grundsätzliche ökono-
mische Lösung des Naturschutzproblems beschaf-
fen wäre. Diese Lösung besäße deutliche Ähn-
lichkeit mit den Gegebenheiten auf dem Kunst-
markt, der ohne Zweifel nicht nur als solcher
funktioniert, sondern auch eine wichtige Vermö-
gensaufbewahrungsfunktion erfüllt. Wird ein
Kunstgegenstand gesellschaftlich hoch bewertet,
so ist sein Eigentümer entsprechend vermögend
und wird von selbst, ohne vom Staat beauftragt
und kontrolliert werden zu müssen, die Integrität
dieses Vermögenswertes erhalten. So müsste es,
wie der Ökonom träumt, auch in der Natur sein:
Eine Orchideenwiese würde nachhaltig Einkom-
men erzeugen, dieses Einkommen kapitalisiert
stellte einen Vermögenswert dar, dessen Eigen-
tümer sich wohl hüten würde, ihn zu zerstören.
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Tabelle 4
Ergebnisse deutschsprachiger Zahlungsbereitschaftsstudien seit 1991 zum Naturschutz unter Einwohnern

Autoren Befragungsinhalt Zahlungsbereitschaft
DM/Haushalt

und Monat

Holm-Müller et al. (1991) Verhinderung des Artensterbens in Deutschland 16,12

Hampicke et al. (1991) Arten- und Naturschutz in Deutschland 20,00

v. Alvensleben & 15 % der Landesfläche Schleswig-Holsteins 16,00 - 25,00 1)

Schleyerbach (1994) für Naturschutz

Corell (1994) Landschaftspflege im Lahn-Dill-Bergland 17,13

Zimmer (1994) Landschaftspflege im Emsland und 14,00
Werra-Meißner-Kreis

Jung (1996) Verbesserung des Landschaftsbildes im Allgäu 6,46
und Kraichgau

Kämmerer et al. (1996) Bewirtschaftung von Brachflächen in 5,42
Baden-Württemberg

Hackl (1997) Einrichtung eines Nationalparks Kalkalpen 0,43 - 2,48 1) 2)

in Österreich

Schönbäck et al. (1997) Einrichtung eines Nationalparks Donauauen 9,32 - 13,44 1) 3)

in Österreich

Rommel (1998) Entwicklung des Biosphärenreservates 4,23
Schorfheide-Chorin in Brandenburg

Degenhardt et al. (1998) Weiterentwicklung traditionellen Grünlandes 2,23
in Erlbach im Vogtland

Landschaftsstrukturelemente in Wangen im 3,13
Allgäu, kleines Programm

Landschaftsstrukturelemente in Wangen im 5,31
Allgäu, großes Programm

Jäggin (1999) Erhalt der Artenvielfalt im Schweizer Jura 32,40 - 225,60 1) 4)

Roschewitz (1999) Erhalt der Kulturlandschaft im Züricher 36,00 1) 5)

Weinland

1) Pro Person und Monat.

2) Unterschiede nach Region und Vereinsmitgliedschaft, 1 DM = 7 ÖS. 

4) Unterschiedliche Erhebungsansätze, 1 DM = 0,83 SF.

5) Im Original 360 SF pro Jahr, Umrechung in DM wie bei 3). Jahresbetrag für die vorliegende Tabelle durch 12 geteilt.

     Eine auf den Monat bezogene Originalbefragung hätte zu einem anderen Wert führen können.

3) Unterschiedliche Varianten des Ausbaus, Umrechnung in DM wie bei 2).
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Tabelle 5
Ergebnisse deutschsprachiger Zahlungsbereitschaftsstudien seit 1994 zum Naturschutz unter Urlaubsgästen

Autoren Urlauber in Regionen DM pro Person
und Tag oder
Übernachtung

Zimmer (1994) Emsland und Werra-Meißner-Kreis 2,50

Pruckner (1994) Österreichische Alpen 1,26 1)

Hackl (1997) Geplanter Nationalpark Kalkalpen in 7,70 - 9,00 1)

Österreich

Degenhardt & Gronemann (1998) Solnhofen im Altmühltal 2,30

Ostseebad Göhren auf Rügen 0,89

Rommel (1998) Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin 3,01
in Brandenburg

Degenhardt et al. (1998) Erlbach im Vogtland 1,52

Kißlegg im Allgäu 1,06

Enneking (1999) Steinhuder Meer 3,00

1) Zur Umrechnung vgl. Tabelle 4.
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Gewiss ist das eine Utopie. Alles war einmal
Utopie, bevor es Wirklichkeit wurde. Es geht
nicht darum, unreife Versionen einer solchen
Utopie voreilig umzusetzen, als vielmehr zu ana-
lysieren, was von ihrer Realisierung abhält. Dass
Vermögenswerte ungewöhnliche Inhalte anneh-
men, erstaunt keinen Ökonomen - zu denken ist
nur an die Abstraktheit zahlreicher auf Finanz-
märkten gehandelter Vermögenswerte und Spe-
kulationsgegenstände, gegen die eine Orchideen-
wiese etwas durchaus sehr Solides ist. Warum ist
sie nicht teuer, wenn alle Welt sagt, die Artenviel-
falt sei etwas Wertvolles? Warum spüren ihre
Eigentümer immer noch Anreize, die Orchideen
und die sie hervorbringenden Standorteigen-
schaften zu vernichten, um den Wert der Fläche
zu steigern? Warum müssen sie immer noch von
Naturschutzbehörden, wenn auch unterstützt von
der Empörung zahlreicher Naturliebhaber, aber
dennoch oft mit geringem Erfolg, mit Strafdro-
hungen davon abgehalten werden?

Die einfache Antwort lautet: Weil ein Markt
nicht funktioniert. Er würde nie funktionieren,
sagen Pessimisten. Das müssten sie mit denselben
Argumenten für Dutzende anderer Märkte auch
vorhersagen, die aber dennoch funktionieren. Es
geht darum - und genau das ist die Rolle des
Staates - Institutionen zu schaffen, die einen sol-

chen Markt funktionieren lassen. Dies beinhaltet
auch, Vertrauen zu erzeugen und die Nachfrage
zu bündeln. Die Biodiversität besitzt die klassi-
schen Eigenschaften des Öffentlichen Gutes (de-
finiert durch Samuelson, 1954) in erheblichem
Maße und setzt damit Nachfragebündelung vor-
aus. Die bestehenden Agrarumweltprogramme
stellen Ansätze dazu dar, aber sie sind, gemessen
am Ideal, sehr inkonsequent. Naturschutzver-
bände, die mit Landwirten langfristige Verträge
zum Naturschutz schließen, sind dem Ideal schon
näher. Das Ideal beinhaltet, die überall geäußerte
Wertschätzung nach Naturerhalt automatisch und
elegant in eine monetäre Nachfrage zu transfor-
mieren, die bei den Anbietern „ankommt“ und
ihre Entscheidungen lenkt. Scharen von Natur-
schutzbehörden, Verordnungs- und Richtlinienge-
bern, Antragsprüfern, Aufstellern von Verbots-
schildern und Kontrolleuren würden überflüssig,
wenn im Naturschutz endlich die normale öko-
nomische Alltagsroutine einzöge, die überall wo-
anders entknappt hat: Wenn Orchideenwiesen,
weil sie diese Orchideen enthalten und solange
diese knapp sind, teurer wären als Flächen, auf
denen reichlich vorhandene, ja teils überschüssige
Produkte erzeugt werden.
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5 Umbau der Agrarförderung

Zum Schluss sei noch einmal Näherliegendes
angesprochen, welches schon in den kommenden
Jahren Bedeutung erlangen wird. Wie allgemein
bekannt, steigern nicht nur knapper werdende
Mittel und die mit einer Osterweiterung zwangs-
läufig verbundenen Anforderungen, sondern auch
die internationalen Bestrebungen in Richtung auf
fairen Handel den Druck, reine Subventionierun-
gen der Agrarerzeugung ohne Gegenleistung zu-
rückzunehmen (näheres im Beitrag von Scheele in
diesem Band).

Die Zeit der Hochpreispolitik ist vorbei. Die
Frage ist nun, wie lange die sogenannten Preis-
ausgleichszahlungen (Flächen- und Tierprämien)
oder „Blue Box“-Maßnahmen noch zu halten sein
werden. Die Bedeutung dieser Frage kann nicht
überschätzt werden, weil auf allen nichtprivile-
gierten Agrarstandorten in Deutschland, vielleicht
auf bis zu zwei Drittel der Agrarlandschaft, lang-
fristig (unter Einschluss fixer Kosten) überhaupt
nur wegen der „Blue Box“-Förderung produziert
wird. Eine ersatzlose Streichung hätte die Auf-
gabe der Bewirtschaftung in weiten Regionen zur
Folge (Hampicke, 1999).

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen (RSU, 1996) und der Wissenschaftliche Bei-
rat beim BMELF (1996) empfehlen - der erstere
dezidiert, der zweite verhalten-implizit -, das
bestehende System der Agrarprotektion auf die
Dauer abzuschaffen und durch ein System der
Honorierung ökologischer Leistungen ersetzen zu
lassen.

Schon heute gibt es Gründe, dies in Teilen zu
tun. Wie oben erläutert, verbieten die ökonomi-
schen Fakten in den meisten Fällen, von den Be-
trieben größere Beiträge zur Förderung der Biodi-
versität auf eigene Kosten zu leisten, weil dies
unzumutbar wäre. Darüber hinaus greift noch ein
Gerechtigkeitsargument: Selbst wenn sie es
könnten, wäre nicht einzusehen, 97 % der Bevöl-
kerung (alle Nichtbauern) von der Mitfinanzie-
rung freizustellen, denn die Verantwortung vor
künftigen Generationen tragen im Prinzip alle.
Eine solche Argumentation impliziert aber: Lie-
gen die Umstände im Einzelfall anders, sind Na-
turschutzkosten gering und zumutbar, dann kön-
nen sie Betriebe auch selbst tragen. Marktfrucht-
betriebe, die auf guten Böden im nordwestlichen
Mecklenburg-Vorpommern Gewinne plus Fremd-
löhne von fast 112.000 DM pro AK erzielen
(Agrarbericht, 1999, S. A-35) und die zehn Jahre
lang effizient gefördert wurden, könnten ohne
weiteres Ackerrandstreifen für die Flora und

Fauna als Gegenleistung für Flächenprämien an-
bieten. Die Kosten wären in ihrer Rechnungsfüh-
rung kaum nachweisbar, die Effekte, nicht nur für
die Artenvielfalt, sondern auch für das Ansehen
der Landwirtschaft in der Öffentlichkeit, wären
aber sehr beträchtlich.

Die längerfristigen Aspekte sind noch un-
gleich bedeutsamer. Früher oder später kann der
Tag nahen, an dem der „Blue Box“ die internatio-
nale Legitimität entzogen wird. Auch wenn es erst
in 10 oder 20 Jahren soweit sein sollte, muss man
jetzt darauf hinarbeiten. Im Prinzip besteht die
Wahl, entweder mit den oben genannten Folgen
auf das Einkommen aus der „Blue Box“ ganz zu
verzichten oder neue Einkommensquellen für die
Landnutzer zu erschließen, die auf dem Prinzip
Bezahlung gegen ökologische Leistung beruhen.
Solche „Green Box“-Maßnahmen verbinden allo-
kative und distributive Ziele: Sie setzen Anreize
dafür, dass ökologische Leistungen endlich in
hinreichendem Maße und aus eigenem Gewinn-
interesse der Landnutzer angeboten werden und
sie generieren Einkommen. In der internationalen
Gemeinschaft mag es noch Zweifel an der Wett-
bewerbsneutralität der „Green Box“ geben. Man
hätte jedoch sehr gute Argumente und sicher auch
Verbündete, die „Green Box“ gegen übersteigerte
Freihandelshardliner, die die Kulturlandschaft und
ihre Werte nicht kennen und respektieren wollen,
zu stärken. Daher sollten Agrarpolitik und auch
Berufsstand stärker auf diese Karte setzen. Er-
staunlicherweise wird überall noch übersehen,
dass das Einkommen aus der „Green Box“ globa-
lisierungsresistent, weil standortgebunden ist. Ein
neuseeländischer Landwirt mag bei der Erzeu-
gung von Butter immer uneinholbare Kostenvor-
teile gegenüber seinem bayerischen Kollegen
haben, aber er kann ihn niemals bei der Wieder-
ausbreitung von Artenvielfalt im Allgäu unter-
bieten.
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1 Das Beispiel Schweiz: Agrarumweltprogram-
me und Cross Compliance

In den folgenden Ausführungen werden zuerst
die Begriffe „Agrarumweltprogramm“ und „Cross
Compliance“ definiert. Die Definitionen bilden die
Grundlage für die nachfolgende Darstellung von
Agrarumweltprogrammen auf nationaler und kan-
tonaler Ebene. Auf nationaler Ebene werden die
Auswirkungen auf preislicher Ebene, auf Ebene der
Bundesausgaben und auf das Stickstoffverlustpo-
tential aufgezeigt und der Aspekt der Verschiebung
von Eigentumsrechten wird kurz angesprochen.
Betrachtungen zu Tendenzen bei Agrarumweltpro-
grammen schließen die Ausführungen.

1.1 Definition des Begriffs „Agrarumweltpro-
gramme“

Unter Agrarumweltprogrammen werden Pro-
gramme verstanden, die auf freiwilliger Basis
durchgeführt werden. Sie dienen dem Umweltschutz
und dem Erhalt von Natur und Landschaften.

1.2 Definition des Begriffs „Cross Compliance“

Cross Compliance (es existiert keine wörtliche
Übersetzung ins Deutsche) beinhaltet im Kern nach
Latacz-Lohmann (1998) eine Kopplung umwelt-
relevanter Vorgaben an den Erhalt direkter Ein-
kommenszahlungen. Der Begriff stammt ursprüng-
lich aus den USA, wo unter diesem Begriff der
Erhalt von Transferzahlungen an die Durchführung
von Maßnahmen zum Schutz der Erosion und zum
Erhalt von Feuchtflächen geknüpft war. Die Be-
deutung hat sich im Laufe der Zeit in den USA
jedoch verändert. Cross Compliance stand auch für
eine Bedingung, wonach die Teilnahme an einem
Preisstützungsprogramm (bei sehr tiefen Preisen
unterstützt der Staat die Landwirte mit direkten
Zahlungen) für eine Kultur von der Teilnahme am
Preisstützungssystem der anderen Kulturen auf dem
gleichen Landwirtschaftsbetrieb abhängig war

(diese Bedingung ist inzwischen aufgehoben; Wo-
mach, 1999).

„Cross Compliance“ als politisches Instrument
kann als eine Stufe zwischen „Voluntary Compli-
ance“ und „Enforced Compliance“ interpretiert
werden (Stonehouse, 1996):
•  Voluntary Compliance: freiwillige Einwilligung

zu Maßnahmen wie Schulung, Kursbesuche,
Weiterbildung sowie Maßnahmen mit finan-
ziellen Anreizen (z. B. Brache gegen Entgelt)

•  Enforced Compliance: erzwungene Befolgung
von Maßnahmen, also durch Gesetze und Vor-
schriften, sowie Steuern. Bei Nichtbefolgung er-
folgen entsprechende Konsequenzen in Form
von z. B. Bussen.
Ausgang bildet ein allenfalls bestehender di-

rekter Einkommenstransfer, der mit Umweltvorga-
ben gekoppelt wird. Sind die Vorgaben nicht er-
füllt, erfolgt auch keine Zahlung. Der Unterschied
zu einer freiwilligen agrarpolitischen Maßnahme
im Umweltbereich besteht darin, dass bei Cross
Compliance nicht die Umweltleistung im Fokus
steht. Es geht vielmehr um einen Finanztransfer,
der beispielsweise tiefe Produktpreise kompensie-
ren will. Mit Cross Compliance kann nun gleich-
zeitig eine Forderung im Umweltbereich gestellt
werden, die erfüllt sein muss, um die finanziellen
Mittel zu erhalten.

Voraussetzungen zur Anwendung von Cross
Compliance sind die Existenz von Direktzahlungen
sowie die Möglichkeit, Landwirte, die die Anforde-
rungen nicht erfüllen, von den Zahlungen auszu-
schließen.

Im Folgenden werden die Direktzahlungen in
der Schweiz unter dem Aspekt der Cross Compli-
ance, d. h. der Kopplung von Einkommenstransfers
an umweltrelevante Vorgaben im Rahmen von
Agrarumweltprogrammen, diskutiert. Neben dem
wichtigsten Agrarumweltprogramm auf nationaler
Ebene (1992 bis 1998: integrierte Produktion, ab
1999: ökologischer Leistungsnachweis) wird ein
ökologisches Zusatzprogramm auf kantonaler
Ebene vorgestellt und erörtert.
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1.3 Agrarumweltprogramme in der Schweiz

Die Agrarreform in der Schweiz mit Agrarum-
weltprogrammen, die 1992 ihren Anfang nahm, ist
durch zwei Etappen gekennzeichnet

2
:

1. Etappe: Die erste Etappe von 1992 bis 1995 ist
auf gesetzlicher Ebene durch die Artikel 31a
und 31b LwG

3
 sowie durch die GATT-Lex ge-

prägt. Inhaltlich geht es um die Trennung der
Preis- von der Einkommenspolitik, um Preis-
senkungen, um Anreize für ökologische Leis-
tungen und um den Umbau des Grenzschutzes.
1993 wurden ergänzende und ökologische Di-
rektzahlungen in das System der Direktzahlun-
gen aufgenommen und dieses dadurch deutlich
erweitert. Die ökologischen Direktzahlungen
basieren auf Artikel 31b LwG und sind auf die
Agrarumweltprogramme (Integrierte Produk-
tion) ausgerichtet. Die ergänzenden Direkt-
zahlungen bezwecken eine Stützung der Ein-
kommen bei sinkenden Produzentenpreisen.

2. Etappe: Die gesetzliche Grundlage der Agrar-
politik 2002 liegt im 1996 angenommenen Ver-
fassungsartikel Art. 31 oct. BV

4
. Zusammen

mit der Neuorientierung der Agrarpolitik ergibt
sich eine Anpassung des Gesamtsystems der
Direktzahlungen in allgemeine und ökologi-
sche Direktzahlungen. Wesentliche Inhalte sind
die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit,
die Liberalisierung der Märkte, eine Kosten-
senkung zur Förderung effizienter Strukturen,
die Verbesserung der Grundlagen und die
Nachhaltigkeit. Ab 01.01.1999 ist der Erhalt
von Direktzahlungen an die Erfüllung eines
ökologischen Leistungsnachweises und an die
Erfüllung struktureller Kriterien gebunden. Der
ökologische Leistungsnachweis entspricht an-
nähernd dem Programm der Integrierten Pro-
duktion in den Vorjahren und ersetzt dieses
Agrarumweltprogramm. Hauptelemente des
ökologischen Leistungsnachweises

5
 sind:

•   die tiergerechte Haltung der Nutztiere;
•  eine ausgeglichene Düngerbilanz;
•  ein angemessener Anteil an ökologischen

Ausgleichsflächen (aktuell 7%);
•  eine geregelte Fruchtfolge;
•  ein geeigneter Bodenschutz;

                                                          
2

Vgl. Presse- und Informationsdienst des BLW, September 1998

(http://www.blw.admin.ch/fakten/texte/d/dz.pdf) und Bundesamt für

Landwirtschaft (http://www.blw.admin.ch/fakten/kern/d/agref.pdf).
3
 LwG = Landwirtschaftsgesetz.

4
 BV = Bundesverfassung.

5
 Eine ausführliche Darstellung der Anforderungen ist unter

http://www.blw.admin.ch/fakten/texte/d/dzueber2.pdf zu finden.

•  die Auswahl und gezielte Anwendung von
Pflanzenbehandlungsmitteln.

Außerdem müssen die Vorschriften über den
Gewässer- (Art. 76 BV ... Art. 79 BV), den Um-
welt- (Art. 74 BV) und den Tierschutz (Art. 80 BV)
eingehalten werden.

Durch die Anforderung, dass für den Erhalt der
allgemeinen Direktzahlungen der ökologische
Leistungsnachweis erfüllt werden muss, entsteht
„Cross Compliance“ im Sinne der im Abschnitt 1.2
gemachten Ausführungen. Die Ansätze für das Ag-
rarumweltprogramm Integrierte Produktion in der
ersten Etappe der Agrarreform wurden im Laufe
der Jahre sukzessive erhöht. Die Erhöhung führte
auf Betrieben, die bereits teilgenommen hatten, zu
einer direkten Erhöhung der Einkommen, wodurch
der Cross-Compliance-Charakter der ökologischen
Maßnahmen ebenfalls gegeben ist.

Im Rahmen der Reform der Agrarpolitik mit der
Trennung von Preis- und Einkommenspolitik wur-
den ergänzende und ökologische Direktzahlungen
eingeführt. Der Transfer von Direktzahlungen
wurde zunehmend an ökologische Bedingungen
geknüpft. Auf der politischen Ebene ergeben sich
Forderungen, die verlangten, dass zusätzliche Di-
rektzahlungen möglichst über Art 31b LwG auszu-
schütten seien. Entsprechend flossen Direktzahlun-
gen, die eigentlich primär die Kompensation von
Preissenkungen zum Ziel hatten, vermehrt über Art.
31b und waren damit an ökologische Bedingungen
geknüpft. In der Tendenz blieben die ergänzenden
Direktzahlungen über Art. 31a konstant und nur die
Zahlungen über Art. 31 b wurden erhöht (Cross
Compliance). Der folgende Abschnitt zeigt den in-
dexierten Verlauf von Preisen und Direktzahlungen
in den Jahren 1988 bis 1999.

1.3.1 Entwicklung von Preisen und Bundesausga-
ben im Zeitablauf

Die folgende Abbildung zeigt die Entwicklung
der Indizes für Produzentenpreise, Einkaufspreise
für Produktionsmittel, Direktzahlungen und den
Milchpreis:
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1988 1990 1992 1994 1996 1998

Abbildung 1
Indexentwicklung der Produzentenpreise, Direkt-
zahlungen, Einkaufspreise und Milchpreise

Gemäss Abbildung 1 sind mit dem Beginn sin-
kender Produzentenpreise die Direktzahlungen
deutlich gestiegen.

Daraus wird ersichtlich, dass sinkende Produ-
zentenpreise mit einem Anstieg der Direktzahlun-
gen zumindest teilweise kompensiert wurden. Da-
bei blieben bis 1999 die ergänzenden und primär
preisliche Einkommenseinbußen kompensierenden
Direktzahlungen konstant. Die Ausschüttungen
erfolgten vorwiegend gekoppelt an ökologische
Anforderungen. Ab 1999 ist der Erhalt sämtlicher
Direktzahlungen, auch der ergänzenden, an die
Erfüllung des ökologischen Leistungsnachweises
gekoppelt (Cross Compliance). Die absoluten Ver-
hältnisse der Kompensation lassen sich aus der
Abbildung nicht ableiten, da in der Indexentwick-
lung für die Direktzahlungen die flächenmäßige
Ausdehnung der Agrarumweltprogramme enthalten
ist.
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Abbildung 2
Anteil verschiedener Produktionsverfahren von 1993 bis 1999 (in %)

Abbildung 2 zeigt den Verlauf des prozentualen
Flächenanteils an der gesamten landwirtschaftli-
chen Nutzfläche der Agrarumweltprogramme
„Ökologischer Leistungsnachweis (IP) und Biolo-
gischer Landbau“. 1999 wurden 92,4 % der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche der Schweiz in einem

Agrarumweltprogramm (ÖLN oder BIO) bewirt-
schaftet.
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1.3.2 Wirkung der Agrarumweltprogramme
des Bundes

Im Folgenden wird eine Wirkung am Beispiel
der Agrarumweltprogramme ökologischer Leis-
tungsnachweis (Integrierte Produktion) und biolo-
gischer Landbau für den Bereich Stickstoff über die
Jahre 1994 bis 1998 (ab 1999 muss der ökologische
Leistungsnachweis für den Erhalt sämtlicher Di-

rektzahlungen erfüllt sein) aufgezeigt. In Tabelle 1
werden jeweils in dreizeiligen Abschnitten für eine
bestimmte Zone die absoluten Größen des Verlust-
potentials für verschiedene Stickstoffformen für die
Jahre 1994 und 1998 aufgezeigt. Die dritte Zeile
zeigt dann jeweils die prozentuale Veränderung
auf.

Tabelle 1
Veränderung des N-Verlustpotentials in der Schweiz in einzelnen Regionen

Einheit 1.000 t

TAL 1994 67,9 4,3 24,4 25,4 13,8 54,1
TAL 1998 56,2 3,5 22,1 20,7 9,8 46,3
Veränderung in % -17,26 -18,55 -9,29 -18,60 -28,50 -14,41

VHZ 1994 18,7 1,2 8,3 5,3 3,9 14,8
VHZ 1998 17,4 1,2 7,9 4,8 3,5 13,9
Veränderung in % -6,68 -6,39 -4,78 -8,46 -8,42 -6,22

TAL / VHZ 1994 86,6 5,6 32,7 30,7 17,6 69,0
TAL / VHZ 1998 73,6 4,7 30,0 25,5 13,4 60,2
Veränderung in % -14,98 -15,82 -8,14 -16,87 -24,10 -12,64

Berg 1994 36,4 2,5 18,3 6,2 9,4 27,0
Berg 1998 37,3 2,5 19,1 7,1 8,6 28,7
Veränderung in % 0,00 0,00 0,00 0,20 -0,10 0,10

BZ 1 94 13,8 0,9 7,0 2,9 2,9 10,9
BZ 1 98 13,5 0,9 6,9 2,9 2,9 10,6
Veränderung in % -2,45 -2,44 -2,45 -2,54 -2,36 -2,47

BZ 2 94 13,3 0,9 6,6 2,8 3,0 10,2
BZ 2 98 13,7 0,9 6,8 2,9 3,2 10,6
Veränderung in % 3,15 3,17 3,15 3,06 3,24 3,13

BZ 3 94 9,2 0,6 5,0 1,2 2,4 6,8
BZ 3 98 10,1 0,7 5,4 1,4 2,6 7,5
Veränderung in % 9,40 9,40 9,40 9,31 9,44 9,38

Total 1994 122,9 8,1 51,0 36,8 27,0 95,9
Total 1998 110,9 7,2 49,1 32,6 22,0 88,9
Veränderung in % -9,78 -10,8 -3,76 -11,53 -18,52 -7,31

1) TAL = Talgebiet, VHZ = Voralpine Hügelzone, BZ = Bergzone.

Quelle: Friedli et al. (1999).
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Durch die Bindung der Gewährung sämtlicher
Direktzahlungen an die Erfüllung eines ökologi-
schen Leistungsnachweises (Cross Compliance) ist

eine weitere Reduktion der Umweltbelastung mit
Stickstoff zu erwarten.
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Quelle: Theler (1998, S. 16).

IP = Integrierte Produktion 

BIO = Biologischer Landbau

KF = Kontrollierte Freilandhaltung

BTS = Besonders tierfreundliche Stallhaltungssysteme

Abbildung 3
Kategorisierung der Ökoprogramme des Bundes nach deren Verbindlichkeit, 1992 bis 2001 (Theler, 1998, S. 16)

Im Zusammenhang mit der Erklärung der Ver-
bindlichkeit der Erfüllung des ökologischen Leis-
tungsnachweises für den Erhalt von Direktzahlun-
gen geht eine Verschiebung von Eigentumsrechten
weg von den Landwirten hin zur Gesellschaft ein-
her

6
. Die folgende Abbildung aus Theler (1998)

veranschaulicht diesen Zusammenhang:
In der ursprünglichen Situation, in der der öko-

logische Ausgleich einen „Kann-Faktor“ darstellte,
liegen die Eigentumsrechte aus ökologischer Sicht
diesbezüglich beim Landwirt. Mit dem ökonomi-

                                                          
6
 Die Ergebnisse einer IAW-Studie zeigen, dass die vom Bund im

Rahmen der Reformen der Agrarpolitik festgelegten Ziele und An-

forderungen zur Ökologisierung in der Landwirtschaft von den

Landwirten als Teil des Wandels der rechtlichen und wirtschafts-

politischen Rahmenbedingungen wahrgenommen werden (Thelen,

1998, S. 15).

schen Druck und der Verbindlichkeitserklärung des
ökologischen Leistungsnachweises für den Erhalt
jeglicher Direktzahlungen ab 1999 verschoben sich
die Eigentumsrechte an der Nutzung natürlicher
Ressourcen zunehmend weg vom Landwirt hin zur
Gesellschaft und die Agrarumweltprogramme wur-
den aus ökonomischer Sicht zu „Muss-Faktoren“.

Neben Agrarumweltprogrammen auf nationaler
Ebene existieren auch Programme auf kantonaler
oder regionaler Ebene. Im Folgenden wird für er-
gänzende Umweltprogramme auf kantonaler Ebene
(Zusatzprogramm) ein Beispiel aus dem Kanton
Aargau aufgeführt.
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1.4 Programm „Natur 2001“ im Kanton Aargau
7

Der Grosse Rat des Kantons Aargau legte 1993
die Ziele im Natur- und Landschaftsschutz im
Mehrjahresprogramm „Natur 2001“ fest. Ein
Hauptinstrument darin stellen die gesamtbetriebli-
chen „Bewirtschaftungsverträge - Ökologischer
Ausgleich im Kulturland“ dar

8
. Eine Studie von

Theler  (1998, S. 32) zeigt, „dass die Landwirte im
Untersuchungsgebiet ökologische Direktzahlungen
vor allem als Einkommenskompensation für sin-
kende Agrarpreise bzw. als Kompensation der Ex-
tensivierung betrachten“. Der erste Aspekt zeigt
den Cross-Compliance-Charakter des ökologischen
Zusatzprogrammes zum Agrarumweltprogramm
des Bundes auf. Der zweite Aspekt dagegen spricht
für die Ansicht, wonach Extensivierungsmaßnah-
men als ökologische Maßnahme gelten, die ent-
sprechend der Opportunitätskosten abgegolten wer-
den. An diesem Beispiel zeigt sich deutlich, dass
sich „voluntary compliance“ und „cross-compli-
ance“ in der Interpretation nicht deutlich trennen
lassen. Aus dieser Sicht ist es selbstredend auch
schwierig die Wirksamkeit von Maßnahmen zu
evaluieren, da die ökologische Treffsicherheit und
das Ziel einer Einkommenssicherung je nach An-
sprechpartner (Landwirte, Umweltverbände) unter-
schiedlich gewichtet werden.

Steht das Ziel der finanziellen Kompensation im
Vordergrund, lässt sich durch die Cross Compli-
ance ein zusätzlicher volkswirtschaftlicher Nutzen
erzielen. Statt nur die Preise eines Produktes oder
eines Produktionszweiges zu stützen, lässt sich
mittels der Cross Compliance zwar der Einkom-
menstransfer erhalten, es können jedoch zusätzliche
Ziele anvisiert werden.

Wird das Ziel des Umweltnutzens in den Vor-
dergrund gestellt, sind mit dem Ansatz des Cross
Compliance Fehlallokationen zu erwarten, da die
finanziellen Anreize möglicherweise größer sind
als die Kosten, die bei der Einhaltung der Umwelt-
vorgaben entstehen. Aus den Kosten der Einhaltung
der Umweltvorgaben kann auch nicht auf den Um-
weltnutzen einer Maßnahme geschlossen werden.
Latacz-Lohmann (1998) argumentiert, dass in die-

                                                          
7

 Vgl. Thelen (1998).
8

„Ziel ist die dringend notwendige Erhaltung und Vermehrung der

ökologischen Ausgleichsflächen im Landwirtschaftsgebiet. Natur-

nahe Lebensräume und Landschaftselemente sollen mittels Ver-

tragsabschlüssen und Abgeltung der ökologischen Leistungen ge-

fördert werden. Zwischen benachbarten Lebensräumen sind Ver-

bindungen zu schaffen. Wildlebenden Tieren und Pflanzen soll da-

mit das Überleben erleichtert werden“

(http://www.ag.ch/natur2001/publikationen/lag/lag1-97/bauern/bauern.htm).

sem Falle die Cross Compliance zu einem Wohl-
fahrtsverlust durch Überdosierung des Instrumentes
führt.

1.5 Tendenzen bei Agrarumweltprogrammen

In Anbetracht der komplexen Zusammenhänge
zwischen den Transferzahlungen und den damit
verbundenen Zielen sowie den tatsächlich erreich-
ten Zielen ist die Diskussion, wonach die sozialen
Ziele (Einkommenssicherung) und die Umweltziele
vermehrt mit zielgenauen Maßnahmen verfolgt
werden sollen, wieder entfacht. In der Schweiz sind
drei nationale Arbeitsgruppen gegründet worden,
die sich mit den Bereichen Märkte, Direktzahlun-
gen und Produktionsfaktoren/Soziales beschäftigen.
Die Gruppe Direktzahlungen hat das Ziel, sämtli-
che Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Di-
rektzahlungssystem zu überprüfen. Die durch die
Direktzahlungen abzugeltenden Leistungen umfas-
sen gemäss dem Mandat dieser Arbeitsgruppe drei
Bereiche (die sich auf den im schweizerischen
Landwirtschaftsgesetz vorgegebenen Ziele abstüt-
zen):
� Flächenbewirtschaftung und damit Offenhalten

der Landschaft und Erhaltung der Ressourcen
für die Nahrungsmittelproduktion

� Abgeltung der Kosten, die durch strengere
Auflagen ausgelöst werden

� Anreizmaßnahmen für besondere ökologische
Leistungen
Besonders im zweiten Punkt wird deutlich, dass

die geltenden property rights an sich nicht in Frage
gestellt werden, da nach wie vor höhere Anforde-
rungen finanziell abgegolten werden sollen. Da
zwischen den Maßnahmen zur Stützung des Ein-
kommens, den Maßnahmen im Markt und der Be-
stimmung der Opportunitätskosten zur Abgeltung
von Umweltmaßnahmen ein enger Zusammenhang
besteht, sind der Suche nach neuen Lösungen
Grenzen gesetzt. Cross Compliance wird auch in
Zukunft eine Rolle spielen, da sich hinter diesem
Konzept der Kompromiss zwischen den verschie-
denen Interessengruppen (Landwirte, Konsumen-
ten, Umweltschützer) widerspiegelt.

1.7 Fazit

Cross Compliance bezeichnet die Bindung von
Einkommenstransfers an ökologische Auflagen.
Auf nationaler Ebene hat das Agrarumweltpro-
gramm des ökologischen Leistungsnachweises (frü-
her Integrierte Produktion) einen Cross-Compli-
ance-Charakter. Auch kantonale Agrarumweltpro-
gramme (Zusatzprogramme) sind aus landwirt-
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schaftlicher Sicht mit der Cross-Compliance-Forde-
rung verbunden. Auf nationaler Ebene lässt sich für
die Agrarumweltprogramme der Integrierten Pro-
duktion und des biologischen Landbaus für die
Jahre 1994 bis 1998 eine Reduktion umweltrele-
vanter N-Frachten im N-Verlustpotential um ca.
7,31 % feststellen. Mit der Verbindlichkeitserklä-
rung des ökologischen Leistungsnachweises für den
Erhalt jeglicher Direktzahlungen ergibt sich aus
ökonomischer Sicht eine Verschiebung des Rechts
der Nutzung natürlicher Ressourcen von den
Landwirten zur Gesellschaft. Kantonale Zusatzpro-
gramme, obwohl klar ökologisch ausgerichtet, ha-
ben aus Sicht der Landwirte den primären Charak-
ter von Einkommenstransfers, die an ökologische
Bedingungen geknüpft sind (Cross Compliance).
Die Bandbreite von Bedingungen, welche an Trans-
fers geknüpft werden, werden aber zunehmend den
ökologischen Rahmen sprengen; es zeichnet sich ab
– vor allem in der Schweiz – dass zunehmend land-
schaftsgestalterische und räumlich-soziale Aspekte
an Bedeutung gewinnen.
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Agrarumweltprogramme als Perspektive für die Kooperation zwischen Natur-
schutz und Landschaftspflege

Wolfram Güthler
1

1 Agrarumweltprogramme als Chance

Agrarumweltprogramme im weiteren Sinne
(Maßnahmen nach Kulturlandschafts-, Vertragsna-
turschutz- und Landschaftspflegerichtlinien) führen
zu win-win-Situationen:
•  Landwirte werden als Dienstleister für konkrete

ökologische Leistungen honoriert.
•  Für den Naturschutz wertvolle Biotoptypen und

Strukturen werden erhalten, entwickelt oder neu
geschaffen.
Deshalb haben Agrarumweltprogramme dazu

geführt, dass die oftmals verbal bekundete Koope-
ration zwischen Naturschutz und Landwirtschaft
endlich konkret vor Ort realisiert werden konnte.
Ein Beispiel hierfür sind die Landschaftspflegever-
bände, die sich als typische Bottom-up-Initiativen
in unterschiedlichen Regionen seit Mitte der 80er
Jahre etabliert haben. In diesen Vereinen arbeiten
im Vorstand Landwirte, Naturschützer und Kom-
munalpolitiker freiwillig und gleichberechtigt zu-
sammen. Dabei konnte über die Umsetzung zahl-
reicher konkreter Maßnahmen1 Vertrauen zwischen
den einzelnen Gruppen aufgebaut werden.

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen
kommt in seinem Sondergutachten von 1996 des-
halb auch zu folgenden Aussagen:

„Um Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in die Praxis umzusetzen, haben
sich Landschaftspflegeverbände als eine effek-
tive Organisationsform erwiesen. ... Die Integ-
ration aller betroffenen Gruppierungen erwies
sich als ein erfolgreicher Weg, die Akzeptanz zu
fördern und den Erfahrungsschatz aller Betei-
ligten zu nutzen; ...

Der Umweltrat empfiehlt, Landschaftspflege-
verbände für die Umsetzung regionaler Land-
nutzungskonzepte sowie der kommunalen Land-
schaftsplanung zu institutionalisieren und zu
fördern.“

                                                          
1

Bundesgeschäftsführer beim Deutschen Verband für Landschafts-

pflege e.V., Eyber Straße 2, 91522 Ansbach.
2
 Eine Studie von Tschunko und Güthler (1997) ergab, dass allein in

Bayern von den dortigen Landschaftspflegeverbänden im Jahr 1995

mehr als 4.900 Einzelmaßnahmen (Heckenanlagen, Entbu-

schungsaktivitäten, Feuchtgrünlandmanagement, etc.) umgesetzt

wurden.

Mittlerweile haben sich in Deutschland bereits
133 Landschaftspflegeverbände und vergleichbare
Einrichtungen etabliert, die sich seit 1993 in einem
gemeinsamen Dachverband, dem Deutschen Ver-
band für Landschaftspflege e. V. (DVL) zusam-
mengeschlossen haben.

Diese sehr stürmische Entwicklung hat neben
den Agrarumweltprogrammen folgende Ursachen,
die wiederum auch bei der Entwicklung der Agrar-
umweltprogramme großen Einfluss hatten:
•  Zunehmende Defizite bei der Erhaltung und

Entwicklung der Kulturlandschaft in Deutsch-
land. Viele bisher extensiv genutzten Flächen
auf den Grenzertragsstandorten in Deutschland
laufen Gefahr, zu verbrachen. Gleichzeitig wer-
den die Gunstgebiete immer intensiver genutzt.

•  Die Naturschutzverbände sind teilweise perso-
nell und infrastrukturell bei der Pflege „ihrer“
Flächen an der Leistungsgrenze angekommen.

•  Gemeinden erhalten über Flurbereinigungsver-
fahren oder das Ökokonto sogenannte Biotop-
flächen, mit deren Sicherung sie oftmals über-
fordert sind.
Werden Agrarumweltprogramme qualifiziert

eingesetzt, so bedarf es eines effektiven Manage-
ments vor Ort und begleitender Maßnahmen. Die
folgenden zwei Beispiele aus unserer praktischen
Arbeit mögen das verdeutlichen.

2 Konkrete Beispiele

Wiesenbrüterschutz im Wiesmet

Das Wiesmet im Altmühltal nordöstlich des neuer-
bauten Altmühlsees ist eines der bedeutendsten
Wiesenbrütergebiete in Süddeutschland. Typische
Vögel des Wiesmet sind Kiebitz, Großer Brachvo-
gel und Uferschnepfe. Im Wiesmet kommen etwa
10 % der bayerischen Brachvögel sowie etwa 80 %
der süddeutschen Uferschnepfen vor.
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Der Landschaftspflegeverband Mittelfranken
wurde 1990 von der Regierung von Mittelfranken
(Höhere Naturschutzbehörde) mit der Betreuung
des 1.100 ha großen Gebietes beauftragt. Über 170
ortsansässige Landwirte tragen über eine vielge-
staltige Nutzung der Wiesenflächen zum Erhalt
dieses Lebensraums für Wiesenbrüter bei. Aufgabe
des Landschaftspflegeverbandes ist dabei, die
Landwirte über die Möglichkeiten von Extensivie-
rungsprogrammen, über Pflegemaßnahmen, die
innerbetriebliche Verwertung des Mähgutes sowie
die Mähtechnik zu informieren. Zudem wird über
dem Landschaftspflegeverband der Ankauf von
wertvollen Flächen durch die Naturschutzverbände
organisiert. Durch Anlage von Flachmulden und
Grenzgräben soll die Lebensraumqualität für die
Wiesenbrüter verbessert werden.

Die Besucherlenkung im Wiesmet spielt durch
den stetig zunehmenden Gästestrom, bedingt durch
das neue fränkische Seenland, eine immer wichtige
Rolle. Dazu wurden vom Landschaftspflegeverband
Aussichtsplattformen und Rundwanderwege ange-
legt, um die eigentlichen Kernbereiche störungsfrei
halten zu können.

Bei der Beratung der Landwirte kommt seit ei-
nigen Jahren hinzu, auch über die Übertragung von
Milchquoten, über Beiträge zur Landwirtschaftli-
chen Alterskasse, zu Berufsgenossenschaft sowie
ganz neu über die Besteuerungsgrenze nach § 13a
Einkommensteuergesetz zu beraten. Landwirte, die
Flächen im Wiesenbrütergebiet bewirtschaften,
haben somit einen Ansprechpartner für alle Be-
lange. Die stetige und vertrauensvolle Zusammen-
arbeit zwischen Projektmanagement und Landwir-
ten spiegelt auch die Entwicklung der Vertragsflä-
chen wider:
•  Vertragsnaturschutzflächen 1993: 342 ha
•  Vertragsnaturschutzflächen 2000: 425 ha.

Aufgabe des Landschaftspflegeverbands ist es,
die Verträge bis zur Unterschriftsreife für die Na-
turschutzbehörden vorzubereiten. Insgesamt sollen
50 % der Gesamtfläche in den Vertragsnaturschutz
aufgenommen werden (Mosaik unterschiedlich
intensiv genutzter Flächen zentral!).

Durch intensive Beratung hat der Landschafts-
pflegeverband erreicht, dass der ökologisch beson-
ders wichtige Anteil an Vertragsnaturschutzflächen
ohne jegliche Düngung (Prämie z. B. bei Mahd ab
01.07. 750 DM/ha) erheblich gesteigert wurde:
• Anteil VNP-Flächen ohne Düngung 1993: 31 %,
•  Anteil VNP-Flächen ohne Düngung 2000: 65 %.

Bis 1995 war eine starke Tendenz zur Mahd mit
Rotationsmähwerken (Kreiselmähwerken). Die
höheren Flächenleistungen veranlassen die Land-
wirte, diese Mähtechnik einzusetzen. Durch wis-

senschaftliche Untersuchungen ist jedoch bekannt,
dass Kreiselmäher zu erheblichen Verlusten im
Bereich der Kleinlebewesen führen.

1995 konnte nach intensiven Gesprächen mit
der Regierung von Mittelfranken erreicht werden,
dass in das Vertragsnaturschutzprogramm auch
eine Honorierung für die Mahd mit Messerbalken
aufgenommen wurde. Durch intensive Beratung der
beteiligten Landwirte sowie durch die Etablierung
von drei sogenannten Messerbalken-Stützpunktbe-
trieben wurde der Anteil an Flächen, die mit dem
Messerbalken naturverträglich gemäht werden,
gesteigert. 1995 betrug der Anteil mit Messerbal-
ken gemähter Flächen 20 %, im Jahr 2000 43 %.
Die Messerbalken-Stützpunktbetriebe eröffnen
auch für Landwirte, die über keinen Messerbalken
verfügen, ihre Flächen mit Messerbalken mähen zu
lassen. Vorteil für die Messerbalken-Stützpunktbe-
triebe ist, dass sie ihre zum Teil neu angeschafften
Messerbalken deutlich besser auslasten können, da
das Gerät überbetrieblich eingesetzt werden kann.

Flankierend zum Vertragsnaturschutz werden
Landschaftspflegemaßnahmen wie die Pflege von
Altgras- und Bracheelementen durch die beteiligten
Landwirte durchgeführt. Die Verwertung des an-
fallenden Mähgutes wird von den pflegenden
Landwirten übernommen. Das Mähgut wird kom-
postiert bzw. eingestreut oder sogar in Biogasanla-
gen als Zuschlagsstoff verwertet.

Ebenso wird bei der Anlage von Flachmulden
als Sonderstrukturen der anfallende Aushub über
die beteiligten Landwirte auf Ackerflächen außer-
halb des Projektgebiets kostengünstig entsorgt.

Seit fast 10 Jahren führt der Landschaftspflege-
verband jährlich Versammlungen für die am Pro-
jekt beteiligten Landwirte durch. An den Infoaben-
den werden die Landwirte auch über die natur-
schutzfachlichen Ergebnisse des abgelaufenen Jah-
res informiert. Es geht darum, den Landwirten die
von ihnen erbrachten Leistungen auch nahe zu
bringen. Ziel ist es, hier eine ähnliche Identifika-
tion mit ihrer Naturschutzarbeit zu schaffen, wie es
für jeden Milch- und Rapserzeuger längst selbst-
verständlich ist (Schlagwort „Brachvogel-Erzeu-
gergemeinschaft“).

Die durchgeführten naturschutzfachlichen Eva-
luierungen erbrachten folgende Ergebnisse:
•  Brutzahlen der Wiesenbrüter stabilisiert (auf-

grund klimatischer Ereignisse schwankend),
z. T. erhöht (Wiesenpieper)

•  Neuansiedlung weiterer Wiesenbrüter (Rot-
schenkel, Blau- und Braunkehlchen, Wachtel-
könig) aufgrund der durchgeführten Maßnah-
men.
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Erhalt der Kalkmagerrasen im Altmühltal

Das mittlere Altmühltal mit seinen Wacholder-
heiden im Bereich der südlichen Frankenalb ist eine
seit Jahrhunderten durch Schafhaltung geprägte
Landschaft. Der Landschaftspflegeverband Mittel-
franken führt seit 1990 im mittleren Altmühltal
Maßnahmen im Auftrag der Naturschutzbehörden
durch, die die Beibehaltung bzw. Wiederaufnahme
der Beweidung der Halbtrockenrasen mit Schafen
zum Ziel haben und somit den Erhalt der dort noch
in erheblichem Maße vorhandenen Kalkmagerrasen
sichern.

Dazu werden durch Entbuschungsmaßnahmen
in Zusammenarbeit mit den Gemeinden wieder
Hutungsflächen freigestellt. So konnten seit 1990
etwa 100 ha verbuschte Kalkmagerrasen wieder in
ein Beweidungskonzept integriert werden. Für
diese Pflegearbeiten wurden bisher von ortsansäs-
sigen Landwirten über 25.000 Arbeitsstunden ge-
leistet.

Über das Vertragsnaturschutzprogramm wird
nicht nur die Beweidung der eigentlichen Magerra-
senflächen (Zahlungen von 240 DM/ha) sicherge-
stellt, sondern es werden auch Triebwege über
landwirtschaftliche Nutzflächen hinweg geschaffen,
um die oft inselartig verstreuten Magerrasenreste
wieder in ein Beweidungssystem integrieren zu
können (Zahlungen bis zu 1.300 DM/ha). Zudem
wird der wertvolle Magerrasenbereich durch Exten-
sivierung angrenzender landwirtschaftlicher Nutz-
flächen von Nährstoff- und Pestizideinträgen abge-
puffert. Dazu wurden ebenfalls umfangreiche In-
formationsveranstaltungen durchgeführt.

Im Laufe der Projektarbeit wurde immer deutli-
cher, dass zur nachhaltigen Sicherung des Projekt-
erfolgs der Aufbau einer Regionalvermarktung der
Lammprodukte unerlässlich ist. Auf Initiative der
Landschaftspflegeverbände Kelheim und Mittel-
franken wurde seit 1996 im gesamten Naturpark
Altmühltal in fünf Regierungsbezirken und sieben
Landkreisen das Markenprodukt „Altmühltaler
Lamm“ entwickelt. Die Produktionskriterien wur-
den dabei an die Teilnahme am Vertragsnaturschutz
gekoppelt. Von den Hüteschäfern produziertes
Lammfleisch wird zu einem höheren Preis, der den
größeren Produktionsaufwand honoriert, in der
Region vermarktet. Der Absatz erfolgt dabei in
erster Linie über die Gastronomie, die Metzgereien
sowie langfristig über Großabnehmer.

Seit 1999 werden in Kooperation mit einer Ju-
gendwerkstatt Stofftiere aus Altmühltaler Schaf-
wolle vermarktet. Ebenso sind inzwischen Steppde-
cken und Kissen im Angebot.

Die Projektarbeit hat es einem Hüteschäfer
mittlerweile ermöglicht, seinen Betrieb wieder im

Vollerwerb zu führen. Auch die Hofnachfolge ist
gesichert. Wegen der erfolgreichen Naturschutzar-
beit im ursprünglich ca. 9.000 ha großen Projektge-
biet wurde der Arbeitsbereich auch auf Wunsch der
angrenzenden Gemeinden auf ca. 25.000 ha erwei-
tert.

3 Fazit aus den Erfahrungen der Landschafts-
pflegeverbände

Agrarumweltprogramme haben sich in
Deutschland innerhalb eines Zeitraums von nun-
mehr knapp 20 Jahren fest etabliert und bewährt.
Trotzdem erscheint eine Weiterentwicklung erfor-
derlich. Hierdurch kann auch auf die z. T. berech-
tigte Kritik2 an den Agrarumweltprogrammen kon-
struktiv eingegangen werden. Folgende elf Punkte
zur Optimierung der Agrarumweltprogramme
werden aus Sicht der praktischen Arbeit der
Landschaftspflegeverbände in Deutschland für
besonders wichtig erachtet:

1. Verwaltungstechnische Probleme führen in
der Praxis zu einer unnötigen erheblichen Ver-
schlechterung der Wirkung von Agrarumwelt-
programmen (vorhandene Mittel sind z. T. kaum
kalkulierbar oder werden erst dann bereit ge-
stellt, wenn Maßnahmen fachlich nur noch sub-
optimal durchgeführt werden können, „Dezem-
berfieber-Phänomene“, Monotonisierung der
Mahdtermine durch Vorgaben in Agrarumwelt-
programmen, langfristige Prognosen und Pla-
nungssicherheit sind nicht vorhanden).

2. Dringend sollte mehr Flexibilität bei der Um-
setzung von Agrarumweltmaßnahmen auf regi-
onaler Ebene geschaffen werden (z. B. zur Re-
aktion auf Witterung und regionale Besonder-
heiten oder auf Evaluierungsergebnisse, zur
schnellen Integration neuer Forschungen und
zur Beachtung unterschiedlicher Strukturen in
der Landwirtschaft, ...).

3. Bei bestimmten Agrarumweltprogrammen (z. B.
Aushagerung von Grünland) wäre die Entwick-
lung einer Art „Treueprämie“ für Landwirte
ökonomisch und ökologisch sinnvoll. Parallel
sollten langfristige Vertragsabschlüsse er-
möglicht werden.

4. Eine Ausrichtung der Agrarumweltprogramme
an einer Ergebnis- statt Handlungsorientie-
rung ist in der Praxis schwierig. In Teilberei-

                                                          
2 

Vgl. z. B. aktueller Sonderbericht Nr.14/2000 des Europäischen

Rechnungshofes über die Ökologisierung der GAP.
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chen sollte dies jedoch, auch als Ergänzung zu
leistungsorientierten Programmen entwickelt
werden (positiver Ansatz ist Förderaufschlag
bei artenreichem Grünland bei MEKA II). Die
Artenvielfalt, die Unsicherheit von Prognosen
und die Praktikabilität setzen jedoch der Ergeb-
nisorientierung Grenzen.

5. Zur qualifizierten Umsetzung der Agrarum-
weltmaßnahmen hat sich ein Management vor
Ort über freie Träger (z. B. Landschaftspfle-
geverbände) als absolut wünschenswert erwie-
sen. Diesbezüglich sind auch auf EU-Ebene
Fördermöglichkeiten neu zu schaffen.

6. Teile der Agrarumweltprogramme, die nur
geringfügig über die gute fachliche Praxis hi-
nausgehen, bringen aus Sicht des biotischen
Ressourcenschutzes wenig. Hier sollte eine
Schwerpunktverlagerung der Finanzmittel hin
zu Maßnahmen erfolgen, die deutlich positive
ökologische Effekte bewirken. Damit kann auch
Spielraum für neue Agrarumweltprogramme
(z. B. für kleinparzellierte Nutzflächen) ge-
schaffen werden.

7. Die Evaluierung der Agrarumweltpro-
gramme sollte dringend verbessert werden.
Evaluierung sollte nicht als Abwehrinstrument
zur Rechtfertigung gegenüber Brüssel, sondern
als Instrument zur notwendigen Weiterent-
wicklung der Programme verstanden werden.
Bei der Evaluierung sollten Bauern-, Natur-
schutz- und Landschaftspflegeverbände integ-
riert werden. Die Berichte sind jeweils zu veröf-
fentlichen.

8. Agrarumweltprogramme sind in den einzelnen
Bundesländern sehr unterschiedlich etabliert.
Hemmnis für eine stärkere Verankerung ist ins-
besondere der erforderliche Eigenanteil der
Länder. Um diesen für die Länder zu reduzieren
und damit die sowohl für Landwirte als auch
Naturschützer völlig unbefriedigende Disparität
der Agrarumweltprogramme in Deutschland zu
reduzieren, sind diese über die Gemeinschafts-
aufgabe zur Förderung der Agrarstruktur
und des Küstenschutzes (GAK) zu unterstüt-
zen.

9. Innerhalb von Schutzgebieten sind für Leistun-
gen der Landwirtschaft Zahlungen in mindes-
tens gleicher Höhe zu gewährleisten wie außer-
halb der Schutzgebiete. Entsprechende Aus-
gleichsverpflichtungen für Schutzgebiete sind
notwendig.

10. Auch im Wald ist zum Erhalt hochgefährdeter
Biotoptypen (z. B. Nieder- und Mittelwälder,
Hutewälder) die Entwicklung eines Vertrags-
naturschutzsystems erforderlich. Dabei sollten
auch hemmende gesetzliche Vorgaben aus den
Landeswaldgesetzen kritisch hinterfragt werden.

11. Ein häufiges Problem der Agrarumweltpro-
gramme ist die fehlende Kohärenz der einzel-
nen Programme untereinander (z. B. Teilberei-
che von Vertragsnaturschutz- und Kulturland-
schaftsprogramm in Bayern) sowie die fehlende
Kohärenz zwischen Agrarumweltprogrammen
und anderen Förderprogrammen (z. B. Auf-
forstungs- und Agrarumweltprogramme in
Sachsen). Eine bessere Abstimmung ist drin-
gend erforderlich.
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Bundesamt für Naturschutz in Bonn.

Naturschutz umfasst unter anderem die Gesamt-
heit von Maßnahmen zur Erhaltung und Förderung
der natürlichen Lebensgrundlagen aller Lebewesen
und ihrer Lebensgemeinschaften sowie zur Siche-
rung von Landschaften und Landschaftsteilen in
ihrer Vielfalt und Eigenheit. Dies ergibt sich insbe-
sondere auch aus den in den beiden ersten Paragra-
fen des Bundesnaturschutzgesetzes dargelegten
Zielen und Grundsätzen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege. Neben Arten-, Biotop- und
Gebietsschutz, Landschaftsplanung und Eingriffs-
regelung erfordert die Umsetzung der Ziele von
Naturschutz und Landschaftspflege darüber hinaus-
gehende Aufgabenstellungen der Entwicklung na-
turverträglicher nachhaltiger Landnutzungsformen.

Gerade in der genutzten Landschaft gilt, dass
die Ziele des Naturschutzes (Schutz der biotischen,
abiotischen und ästhetischen Ressourcen) eine un-
trennbare Einheit darstellen und auch in ihrem
räumlich und zeitlich dynamischen Funktionszu-
sammenhang zu betrachten sind. Weder die Aus-
breitung von Tieren und Pflanzen noch Stofftrans-
porte lassen sich in einem Naturraum an bestimmte
„ökologische Zellen“ binden.

Um Naturschutzziele auf der gesamten Fläche
zu realisieren, ist es somit erforderlich allen Funk-
tionen Genüge zu tun ohne ein statisches Konser-
vieren von Zuständen in festgelegten Gebieten
anzustreben. Vielmehr soll auch eine Entwicklung
der Landschaft, aber ohne Verlust der Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes möglich bleiben.

Einen detaillierten und umfassenden Katalog
von Anforderungen an die Landwirtschaft stellen
die Lübecker Grundsätze des Naturschutzes dar, die
von der Länderarbeitsgemeinschaft für Natur-
schutz, Landschaftspflege und Erholung (LANA)
1992 vorgelegt wurden.

Darin wird zunächst festgehalten, dass es zur
verbesserten Umsetzung des Naturschutzes (in der
Landwirtschaft) der Mitwirkung der Landwirtschaft
in doppelter Hinsicht bedarf; nämlich einmal in
einem eigenen Beitrag einer naturschonenden
Landbewirtschaftung, zum anderen durch Berück-
sichtigung der Flächenansprüche des Naturschut-
zes.

Dies soll zu einem verbesserten Grundschutz
des Naturhaushalts führen und beinhaltet somit
auch einen besseren Schutz der biologischen Viel-
falt.

Drei Strategien werden zur Zeit vom Natur-
schutz verfolgt, um die Funktionen von Land- und
Forstwirtschaft als den flächenmäßig bedeutendsten
Landnutzern für den Schutz der Natur im Sinne
nachhaltiger Nutzung zurückzugewinnen:
1. die Einführung naturschutzorientierter Kriterien

für die gute fachliche Praxis auf der gesamten
Fläche

2. die Ausweitung von Agrarumweltprogrammen
und Vertragsnaturschutz und

3. die Ausweisung, Ausweitung und Vernetzung
von Schutzgebieten.

In der Diskussion zwischen Naturschutz und
Landnutzung wird immer wieder auf die bestehen-
den Fachgesetze verwiesen, in denen die soge-
nannte „gute fachliche Praxis“ näher geregelt ist.
Auf sie nimmt auch das aktuell gültige Bundesna-
turschutzgesetz Bezug. Die Ursache der durch die
Landnutzung bedingten Umweltprobleme ist jedoch
auch darin zu sehen, dass die Regeln der „guten
fachlichen Praxis“ nicht hinreichend präzise for-
muliert sind, denn als unbestimmter Rechtsbegriff
lassen sie in ihrer heutigen Form breiten Raum für
vielfältige Auslegungen und Interpretationen. Sol-
len die Regeln der „guten fachlichen Praxis“ aber
zum ökonomischen wie ökologischen Maßstab für
die Flächenbewirtschaftung werden, so bedürfen
sie der Erweiterung um naturschutzfachliche In-
halte und der rechtlichen Konkretisierung. Solange
die Regeln der „guten fachlichen Praxis“ keine
allgemein anerkannten, für alle Betriebe verbindli-
chen ökologischen Mindeststandards beinhalten,
wird aus Sicht des Natur- und Umweltschutzes ihr
Beitrag zur dringend notwendigen Klärung und
Ordnung des Verhältnisses mit der Land- und
Forstwirtschaft auch weiterhin gering sein. Erst auf
der Basis solcher Mindeststandards wird auch eine
Bemessung und Honorierung darüber hinausgehen-
der ökologischer Leistungen möglich sein.
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Eine auch Naturschutzanliegen gerecht werdende
konkretisierte GfP der Landwirtschaft soll dabei
das notwendige Basiselement darstellen. Die GfP
richtet sich an alle im Agrarraum tätigen landwirt-
schaftlichen Akteure und definiert konkrete Min-
deststandards, deren Einhaltung zwingend ist.
Damit kommen der Neu-Definition der guten fach-
lichen Praxis mit der Ergänzung um naturschutz-
fachliche Kriterien zwei Bedeutungen zu: zum
einen als Beitrag zur Bestimmung für eine aus
Sicht des Natur- und Umweltschutzes tolerable
Landbewirtschaftung zu dienen und zum anderen
die Schwelle für darüber hinausgehende ökologi-
sche Leistungen zu markieren.

Das BfN hat hierzu die nachfolgenden 13 Krite-
rien vorgeschlagen und in die Diskussion um die
Agrarwende und die Novellierung des BNatSchG
gebracht.

K 1 Erhaltung von geschützten, schutzwürdigen
und gefährdeten Biotoptypen

Ziel ist die Sicherung von Biotoptypen, die a)
nach § 20c BNatSchG geschützt sind, b) in den
Landesbiotopkartierungen als schutzwürdig einge-
stuft wurden und/oder c) in den Roten Listen für
Biotoptypen als gefährdet geführt werden.

K 2 Einrichtung von Pufferzonen

Zur nachhaltigen Sicherung geschützter,
schutzwürdiger und gefährdeter Biotoptypen (vgl.
hierzu K 1) und hier insbesondere von nährstoffar-
men Lebensräumen und Oberflächengewässern sind
Pufferzonen von 10 m Breite erforderlich, in denen
auf den Einsatz von Produktionsmitteln zu ver-
zichten ist  (Einzelfallprüfung).

K 3 Mindestanteil von ökologischen Ausgleichs-
flächen auf Betriebsebene

Nachweis von  mindestens 5 % der Betriebsflä-
che in Form von ökologischen Ausgleichsflächen.

Als Ausgleichsflächen gelten: a) die unter K 1
genannten Flächen, b) Flächen, die im BNatSchG
als Biotope klassifiziert sind und i. d. R. nicht
direkt landwirtschaftlich genutzt werden (z. B.
Hecken, Saumstrukturen, Feldgehölze, Kleinge-
wässer, etc.; siehe hierzu K 4 und c) weitere „na-
turnahe“ Flächen. Ausnahme- und Anrechnungstat-
bestände sollten gelten für vielfältige strukturierte
Kulturlandschaften, extensive Bewirtschaftungs-
formen, z. B. Weide-Mutterkuhhaltung und für den
ökologischen Landbau. Die Ausnahmetatbestände

können in der Landschaftsplanung festgelegt wer-
den.

K 4 Erhaltung von bestehenden Strukturelemen-
ten

– Sicherung von linearen Elementen und Saum-
strukturen als ökologisch bedeutende Vernet-
zungselemente. Die zu sichernden linearen
Elemente schließen insbesondere ein: Hecken,
Waldsäume, Gewässerufer, Gehölzstrukturen in
Flußauen, Feldraine, Böschungen, Hohlwege,
Bäche und Gräben.

– Sicherung von punktförmigen und kleinflächi-
gen Elementen als Trittsteinbiotope in der Ag-
rarlandschaft, z. B. Klein- und Kleinstgewässer,
Tümpel, Quellen, Salzstellen, Kleinmoore sowie
Einzelbäume, -sträucher und Feldholzinseln.

K 5 Einrichtung einer naturraumspezifischen
Mindestdichte von Strukturelementen

– Einrichtung einer naturraumspezifischen Min-
destdichte (bzw. eines Mindestanteils) von line-
aren Elementen und ausreichend breiten Saum-
strukturen. Mindestanteil von Saumstrukturen
an der gesamten LF von wenigstens 1 bis 2 %.

– Einrichtung einer naturraumspezifischen Min-
destdichte von punktförmigen und kleinflächi-
gen Elementen als Trittsteinbiotope, insbeson-
dere bei Schlaggrößen über 10 ha.

K 6 Führung schlagspezifischer Daten zum Dün-
gemitteleinsatz (Schlagkartei) und Nähr-
stoffbilanzierung lt. Düngeverordnung mit-
tels Schlagkartei und entsprechende Kon-
trolle

K 7 Anforderungen im Bereich der Ausbringung
von Düngemitteln

Kontrolle und Dokumentation der Einhaltung
der Dünge-Verordnung mittels schlagbezogener
Aufzeichnungspflicht

Keine Düngung im Winter. Wirtschaftsdünger
ist nicht im Zeitraum vom 15.11. bis 15.02. sowie
bei nicht aufnahmefähigem Boden auszubringen.

K 8 Flächengebundene Tierhaltung

Bindung der Tierhaltung an die landwirtschaft-
liche Nutzfläche mit 2,0 GV/ha.
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K 9 Anwendung der Grundsätze des Integrierten
Pflanzenschutzes (IPS)

Dokumentation der Anwendung und Kontrolle
der Umsetzung der Grundsätze des Integrierten
Pflanzenschutzes (IPS). Angestrebt wird die An-
wendung von nicht-chemischen Maßnahmen zur
Vorbeugung und Minderung eines Befalls durch
Schadorganismen (z. B. gezielter Einsatz von
Nützlingsorganismen; die Anwendung chemischer
Bekämpfungsmaßnahmen nur als letztes Mittel zur
Minderung des Schadensbefalls; keine Behandlun-
gen ohne zu erwartenden Schadensbefall. Wie im
Düngungsbereich sollten für alle bewirtschafteten
Ackerschläge Daten zu Art, Zeitpunkt und Menge
der eingesetzten PSM in einer Schlagkartei fest-
gehalten werden (Aufzeichnungspflicht).

K 10 Anforderungen im Bereich der Ausbrin-
gung von PSM

In Übereinstimmung mit den Grundsätzen der
GfP im Pflanzenschutz (BMELF, 1998b) sind aus-
schließlich zugelassene Tankmischungen zu ver-
wenden.

Im Dauergrünland sind grundsätzlich keine
PSM einzusetzen.

Verbot der Ausbringung von PSM ab einer
Windgeschwindigkeit von 4m/s und einer Tempe-
ratur von 25 °C.

K 11 Erhaltung der natürlichen Ertragsfähigkeit
und langfristigen Nutzbarkeit von Böden

Um die natürliche Ertragsfähigkeit zu erhalten
und unnötige Beeinträchtigungen für Bodenl
ebewesen zu vermeiden, ist eine standortangepasste
Bodennutzung und -bearbeitung Bestandteil der
GfP. Die Vermeidung von Bodenverdichtungen
sowie die Erhaltung des standorttypischen
Humusgehaltes sind im Sinne des
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) zu
gewährleisten.

K12 Grünlandnutzung in Flussauen und Hang-
lagen

Kein Umbruch von Grünland in Flussauen mit
Überschwemmungspotenzial, Gebieten mit hohem
Grundwasserstand und in erosionsgefährdeten
Hanglagen.

K13 Gentechnik

Verbot der Anwendung und des Einsatzes von
gentechnisch veränderten Organismen.

Das Bundesamt für Naturschutz hofft, in die
Fortführung der gesetzgeberischen Arbeiten zur
Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes und in
die Flankierung der als notwendig und von Natur-
schutzseite schon seit langem angemahnten Wende
der Agrarpolitik diese Kriterien möglichst weitge-
hend in die Rahmengebung des Bundes einbringen
zu können. Damit wäre ein wichtiger Schritt zur
Neubestimmung des Verhältnisses Naturschutz und
Landwirtschaft und zur Verbesserungen der Situa-
tion der biologischen Vielfalt im - auch intensiv
genutzten - Agrarraum genommen.

Auf solchen Mindeststandards aufbauend kann
und sollte einiges dafür getan werden, dass die als
notwendig erachtete Ausweitung von Agrarum-
weltprogrammen und von Vertragsnaturschutz
langfristig möglich und verlässlich gesichert wird.
Damit könnte die - im Vergleich zu den Kosten der
EU-Marktordnungen für u. a. Getreide, Rindfleisch
und Ölsaaten erst als kleines Pfeilerchen erschei-
nende - politisch so hochgelobte zweite Säule der
Agrarpolitik auch tragfähig gemacht werden und
das bäuerliche Einkommen stabilisiert werden.
Diese zweite Säule der GAP muss daher deutlich
aufgewertet werden und die EU-, Bundes- und
Länderprogramme entsprechend auch finanziell
besser ausgestattet werden. Es soll auch deutlich
betont werden, dass es nicht das Interesse des Na-
turschutzes war und ist, die Einkommen der Land-
und Forstwirtschaft zu beschränken - ganz im Ge-
genteil. Wir wollen und unterstützen eine angemes-
sene, gerechte Entlohnung einer standortangepass-
ten Erzeugung von landwirtschaftlichen Gütern, die
natur- und umweltverträglich die natürlichen Res-
sourcen nutzt. Auch die  Förderungsmöglichkeit für
FFH-Gebiete ist in diesem Zusammenhang drin-
gend einzuführen, um in dieser lange von Unwillen
und Unwissenheit geprägten Diskussion wieder zu
mehr Sachlichkeit finden zu können. Dann können
auch die Chancen, die FFH- und andere Schutzge-
biete als integrale Bestandteile der nachhaltigen
Entwicklung im ländlichen Raum allgemein und
auch der Land- und Forstwirtschaft im Besonderen
bieten könnten, wieder oder endlich ins Zentrum
rücken.

Zwar dominiert die FFH-Problematik aktuell
das Verhältnis Naturschutz zur Land- und Forst-
wirtschaft, sie darf aber nicht darüber hinweg täu-
schen, dass FFH nicht alles im Naturschutz  ist,
sondern ein europäisches Instrument, das nationale,
regionale und lokale Konzepte nicht ersetzen kann
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und will. Die Ausweisung, Ausweitung und Ver-
netzung von Schutzgebieten bleibt dort notwendig,
wo die biologische Vielfalt durch ein langfristiges
naturschutzorientiertes Management gesichert wer-
den muss. „Biodiversität“ ist ein Ergebnis histori-
scher und evolutiver Prozesse und kann nicht be-
liebig „erzeugt“ oder wie ein technisches Bauwerk
im Bedarfsfall versetzt werden.  Entsprechende
Flächen (z. B. zur Entwicklung natürlicher Wälder,
Moore, Heiden und besonders wertvolle Rückzugs-
gebiete gefährdeter Arten) bilden das Rückgrat
eines zu entwickelnden Biotopverbundsystems.
Solche Kernflächen sind in ihrer Lage und Funk-
tion zu verbinden, wobei der ökologische Landbau
und das gezielte Angebot von Agrarumweltpro-
grammen wichtige Instrumente darstellen werden.
Es handelt sich hierbei in der Regel um die Fort-
führung oder Entwicklung extensiver Wirtschafts-
formen, um die Naturschutzziele nicht durch Auf-
gabe oder Umstellung der Landnutzung zu gefähr-
den. Ziel des Naturschutzes ist es, neben der flä-
chendeckenden Aufwertung der verschiedenen
Nutzungen durch ergänzende naturschutzorientierte
Regeln guter fachlicher Praxis zu einem von der
Bundesregierung nun vorgesehenen und vom BfN
lange geforderten Biotopverbundsystem auf ca.
10 % der Fläche zu gelangen.

Vor diesem Hintergrund wird die Bedeutung
von freiwilligen Agrarumweltmaßnahmen und von
Vertragsnaturschutz für die Umsetzung und Errei-
chung von Naturschutzzielen innerhalb integrativer
Konzepte für den ländlichen Raum deutlich. Zu
ihrer Weiterentwicklung müssen aber in den Pro-
grammen Schwächen und Defizite erkannt und
beseitigt werden. Eine ausreichende und dauerhafte
Finanzierung muss verankert werden, wobei die
jährlichen Ausgleichszahlungen möglichst ver-
knüpft werden sollten mit der Förderung von An-
passungsinvestitionen und der Vermarktung natur-
verträglich hergestellter Produkte. Die Förderhöhe
sollte regionalisiert nach ökologischen Wirkungen
differenziert werden können wozu die entsprechen-
den Indikatoren zu entwickeln sind. Das Bundes-
amt für Naturschutz wird in diesen Bereichen in-
tensiv weiter arbeiten und seinen Beitrag leisten.
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1 Agrarumweltförderung in Nordrhein-West-
falen gestern und heute - Standortbestim-
mung für Nordrhein-Westfalen

Nordrhein-Westfalen verfolgt seit Mitte der
80er Jahre ein Grundkonzept für die Förderung von
Agrarumweltmaßnahmen. Die verschiedenen Maß-
nahmen der landwirtschaftlichen Extensivierung
und spezifischen Umwelt- und Naturschutzpro-
gramme wurden im Zuge der Umsetzung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2078/92 weiterentwickelt und
im Kulturlandschaftsprogramm Nordrhein-Westfa-
len zusammengefasst.

Das Konzept basiert auf folgenden Grundprin-
zipien:
– landwirtschaftliche Produktion muss grundsätz-

lich flächendeckend umweltverträglich erfol-
gen;

– eindeutige Ausrichtung der Förderung als um-
weltpolitisches Instrument;

– Festlegung von Umweltauflagen eindeutig
oberhalb der guten fachlichen Praxis;

– Kontinuität und Verlässlichkeit.
Dieses Grundkonzept vermittelt eine klare Ori-

entierung. Es war politisch angesichts vieler ande-
rer Gestaltungswünsche nicht leicht durchzuhalten.
Zum einen kann und soll es mit diesem Konzept
naturgemäß nicht gelingen, nahezu flächendeckend
vorzustoßen, wie es in anderen Länderprogrammen
teilweise vorgesehen war. Zum anderen mangelte
es nicht an vehementer Kritik aus dem politischen
Raum, dass im Vergleich zu anderen Ländern
Nordrhein-Westfalen zu wenig Finanzmittel aus der
Verordnung 2078/92 für seine Landwirte akquiriert
hätte. Als Maßstab für den politisch richtigen An-
satz galt für viele Kritiker ganz vereinfacht, einen
möglichst hohen durchschnittlichen Betrag je Hek-
tar der gesamten LF auszuschütten.

Vor diesem Hintergrund war die bisherige und
vor allem kontinuierliche Entwicklung des Kultur-
landschaftsprogramms - wenngleich verbesserungs-
fähig - durchaus respektabel. Von 1993/94 bis 1999
hat sich die geförderte Fläche von rd. 40.000 auf

                                                          
1 Ministerium für Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-

cherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen.

rd. 110.000 ha fast verdreifacht. Das Finanzvolu-
men lag, ausgehend von knapp 7 Mio. DM im Jahr
1993, im Jahr 2000 bei 35 Mio. DM.

Vereinfacht formuliert ging und geht es bei der
Agrarumweltförderung um „Klasse statt Masse“
und möglichst hohe Effizienz. Und hier scheinen
wir durchaus erfolgreich gewesen zu sein. So stellte
Herr Dr. Wilhelm in seiner Dissertation fest, dass
die Effizienz unseres Programms (Wirksamkeit der
eingesetzten Mittel) im Ländervergleich mit am
besten war.

Bei der Weiterentwicklung des Kulturland-
schaftsprogramms zur Umsetzung der Verordnung
„Ländlicher Raum“ haben wir trotz einer deutli-
chen inhaltlichen Erweiterung und ambitionierten
Zielen an dem Grundkonzept festgehalten:
– keine Förderung des integrierten Anbaus,
– keine Grundförderung,
– keine Einkommens- oder Verteilungspolitik

durch die Hintertür.
Mit neuen Bausteinen sind wir in bisher inhalt-

lich nicht oder nicht hinreichend abgedeckte Lü-
cken vorgestoßen, für die aus Sicht des Umwelt-
schutzes ein Förderungsbedarf bestand, dazu gehö-
ren u. a. die Bereiche Erosionsschutz, Blüh- bzw.
Schonstreifen im Ackerbau, Festmistwirtschaft,
Anlage und Pflege von Landschaftselementen (Ab-
bildung 1).
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Vertragsnaturschutz

Bausteine Betriebs(zweig)bezogene Sonstige Förderangebote Einzelflächenbezogene
Förderangebote Förderangebote

Markt- und standortangepasste - Langjährige Stilllegung Rahmenrichtlinie
Landwirtschaft - Uferrandstreifen Vertragsnaturschutz
- Acker - Gefährdete Pflanzenarten - Naturschutzgerechte Nutzung
- Grünland und Haustierrassen von Acker- und Grünland
- Öko-Landbau - Erosionsschutz - Streuobstwiesen
- Festmistwirtschaft - Modellprojekte - Biotopanlage und -pflege

Zuständig Ämter für Agrarordnung, Kreise
und kreisfreie Städte

Agrarumweltmaßnahmen

Kreisstellen der Landwirtschaftskammer

Abbildung 1
Das neue Kulturlandschaftsprogramm in Nordrhein-Westfalen

Bis zum Jahr 2006 wollen wir weitere
240.000 ha in die Förderung einbeziehen. Insge-
samt würden dann 20 % der LF im Rahmen der
spezifischen Regelungen des Kulturlandschaftspro-
gramms bewirtschaftet (Abbildung 2). Im indikati-
ven Gesamtfinanzierungsplan ist dafür ein Anstieg
des jährlichen Auszahlungsbetrages auf fast
100 Mio. DM in 2006 vorgesehen.

Ziel:    Flächenmäßige Ausweitung extensiver,
   umweltschonender und ökologischer
   Produktionsverfahren

1993 40.000 ha (2,7 % der LF) 1)

1999 110.000 ha (7,3 % der LF) 1)

2000 160.000 ha (10,7 % der LF) 1)

Ziel 2006 ca. 350.000 ha (> 20 % der LF) 1)

1) Ausgehend von einer Gesamt-LF in Nordrhein-Westfalen

     von 1,5 Mio. ha (Agrarbericht 2000).

Abbildung 2
Flächenziele bei der Umsetzung der Agrarumwelt-
maßnahmen

2 Handlungsspielräume und Perspektiven für
die Agrarumweltförderung

Agrarumweltförderung und Vertragsnaturschutz
auf freiwilliger Basis brauchen Verlässlichkeit. Das
Konzept des Kulturlandschaftsprogramms Nord-
rhein-Westfalens ist daher bis 2006 grundsätzlich
auf Kontinuität ausgerichtet. Bis dahin rechnen wir
in jedem Jahr mit zusätzlichen Antragstellern, zu-
sätzlicher Fläche und zusätzlichem Finanzbedarf.
Bei einem in etwa gleichbleibenden jährlichen

Finanzplafonds für das gesamte Nordrhein-West-
falen-Programm „Ländlicher Raum“ engt dies
zwangsläufig die finanziellen Spielräume für die
anderen Maßnahmen der 2. Säule ein. Dass sich
eine solche Entwicklung nicht beliebig fortsetzen
kann, liegt auf der Hand. Allein hieran zeigt sich,
wie notwendig wir uns schon jetzt mit der Zukunft
der Agrarumweltförderung im Zusammenhang mit
der zukünftigen Bedeutung und Ausgestaltung der
2. Säule beschäftigen müssen. Und über die Be-
deutung der 2. Säule lässt sich nur im Zusammen-
hang mit der Zukunft der 1. Säule nachdenken. In
folgender Abbildung sind in stark vereinfachter
Form einige für unsere heutige Diskussion wichtige
Elemente in ihrem Zusammenspiel skizziert (Ab-
bildung 3).

Die erste Säule stand bereits bei der Agenda
2000 stark unter Druck, wurde inhaltlich erheblich
umgebaut und im Gesamtvolumen deutlich „gede-
ckelt“. Der Druck im Kessel ist nur vorübergehend
gemindert. Zwei Stichworte reichen hier schon aus:
Die zu erwartenden WTO-Verhandlungsergebnisse
wie auch die Osterweiterung werden kaum ohne
deutliche Konsequenzen bleiben können. Zwei von
mehreren möglichen Szenarien möchte ich heraus-
greifen:
1. Die 1. Säule könnte nicht nur intern umgebaut,

sondern sich auch im Haushaltsvolumen än-
dern. Im gleichen Zuge könnte der Finanz-
spielraum für die 2. Säule, der bei der Agenda
2000 nicht erhöht wurde, zunehmen und damit
mehr Möglichkeiten auch für die Agrarum-
weltmaßnahmen bieten. In diesem Fall ist aber
zu beachten, dass die WTO vor dem Hinter-
grund der Zuordnung von Subventionen in
„blue-box“ und „green-box“ einen strengen
Maßstab anlegen dürfte. Jedes Agrarumwelt
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programm muss auch dann scharfer Überprüfung
standhalten und keine unerlaubte indirekte Ein-
kommensübertragung verfolgen. Im Klartext: Ge-
gebenenfalls abschmelzende Direktbeihilfen kön-
nen in ihrer Einkommenswirkung nicht, wie häufig
vereinfachend und leichtfertig in der Nicht-Fach-
welt dargestellt, von Agrarumweltmaßnahmen auf-
gefangen werden - auch nicht teilweise, wenn man
von einer weiterhin niedrigen Anreizkomponente
von 20 % absieht. Agrarumweltmaßnahmen sind
und werden weiterhin mit echten (kostenträchtigen)
Leistungen verbunden sein.
2 Die erste Säule könnte aber auch bei den

WTO-Verhandlungen durch strikte Kopplung
an Umweltauflagen - z. B. durch Cross
Compliance - in ihrem Fortbestand gesichert

werden. Dadurch nicht verausgabte Mittel
könnten dann in die 2. Säule transferiert und
für Agrarumweltmaßnahmen verausgabt wer-
den. Die horizontale Verordnung lässt bislang
jedenfalls nur den Einsatz für flankierende
Maßnahmen (Agrarumweltmaßnahmen, Vor-
ruhestand, Aufforstung) und die Ausgleichs-
zulage zu. Agrarumweltmaßnahmen werden
allerdings je nach Umfang und Schärfe der
obligaten Umweltauflagen im Rahmen des
Cross Compliance in ihren Möglichkeiten be-
grenzt werden. Eine „doppelte Berücksichti-
gung“ von obligaten Umweltauflagen aus
Cross Compliance und freiwilligen Agrarum-
weltmaßnahmen wird es nicht geben.

Finanzvolumen

Modulation

Cross Compliance

Gute fachliche Praxis

Umweltrelevante
Ausgestaltungs-

elemente

AUM,
Ausgleichsmaß-
nahmen, Forst

Produktions-/
Vermarktungs-

struktur

Ländliche
Entwicklung

Abbildung 3
Elemente im Zusammenspiel zwischen erster und zweiter Säule

Es ist kein Geheimnis, dass Nordrhein-Westfa-
len immer wieder darauf hingewiesen hat, dass
umfangreiche, über lange Zeit hinweg gewährte
direkte Zahlungen einer guten Legitimation bedür-
fen, um gesellschaftlich akzeptabel zu bleiben.
Neue Ansätze wie Cross Compliance und Modula-
tion könnten hier hilfreich sein. Nordrhein-West-
falen hat sich zwar im letzten Jahr dem Bund-Län-
der-Einvernehmen angeschlossen. Zunächst einmal
stand die Vermeidung von zusätzlicher Wettbe-
werbsverzerrung und von zusätzlichem, nicht mehr
zu leistendem Verwaltungsaufwand im Vorder-
grund. Aber die agrar-, finanz- und gesellschafts-
politischen Diskussionen gehen weiter. Wie die
agrarpolitischen Randbedingungen nach WTO und
Osterweiterung aussehen, wissen wir nicht. Gleich,
welches Szenario eintritt, die Weichen für den
landwirtschaftlichen Sektor stehen weiterhin auf
Veränderung, und auch für die Einkommensent-
wicklung gibt es je nach Annahme über die Preis-
entwicklung an den Weltmärkten keine Entwar-

nung. Dies trifft vom Grundsatz her an Agrarum-
weltmaßnahmen nicht teilnehmende ebenso wie
teilnehmende Landwirte. Umso wichtiger ist es,
frühzeitig beide Säulen für die Sicherung einer
multifunktionalen Landwirtschaft für den ländli-
chen Raum und darin eingebunden die Agrarum-
weltmaßnahmen zukunftsorientiert weiter zu entwi-
ckeln. Für die Perspektiven der Agrarumweltmaß-
nahmen – sowohl in finanzieller als auch inhaltli-
cher Hinsicht - ist dabei die Frage von grundsätzli-
cher Bedeutung, mit welchen Instrumenten zukünf-
tig eine breit angelegte Umweltorientierung sowie
Erhalt und Pflege der Kulturlandschaft erreicht
werden sollen.

So sind Zahlungen für Umweltleistungen dem
Charakter nach nicht zwangsläufig in die 2. Säule
einzuordnen. Sie geben nicht wie die meisten Maß-
nahmen der Verordnung „Ländlicher Raum“ ledig-
lich einen „Anschub“, bei der sich die Wirtschafts-
beteiligten anschließend allein am Markt behaupten
sollen, sondern sie sind langfristig angelegt. Wa
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rum also nicht Umweltsteuerung über die 1. Säule?
Dagegen sprechen mehrere Gründe: Eine zielorien-
tierte Agrarumweltpolitik kann eben nicht hori-
zontal verordnet werden, sondern bedarf einer dif-
ferenzierteren Vorgehensweise, so wie es das In-
strument der Agrarumweltmaßnahmen vom Grund-
satz her vorsieht. Und eine umweltorientierte För-
derung lässt sich verwaltungsmäßig nicht gut mit
einem Instrumentarium abwickeln, dass auf Mas-
senförderverfahren ausgerichtet ist. Allein am Bei-
spiel der Extensivierungszuschläge bei den Rinder-
prämien zeigt sich, welcher zusätzliche Verwal-
tungsaufwand bei der Einführung von Umweltele-
menten entstehen kann.

Es spricht also viel dafür, dass die Agrarum-
weltmaßnahmen in ihrem Stellenwert noch weiter
auszubauen sind. Die Agrarumweltmaßnahmen
können allerdings die ihr zugedachte Rolle als zent-
rales Element der Agrarumweltpolitik auf Dauer
nur dann ausfüllen, wenn sie in ihren von der EU
gesetzten Rahmenvorgaben weiterentwickelt und
teilweise neu ausgerichtet werden.

So bedeutet die bisherige und geplante konti-
nuierliche Weiterentwicklung des Kulturland-
schaftsprogramms aufgrund von immer mehr und
detaillierterer EU-Regelung auch Bindung von
immer mehr Verwaltungskapazität. Diese steht in
Zukunft kaum mehr zur Verfügung. Für einen
Laien kaum nachvollziehbar ist das Regelungskor-
sett, in das Agrarumweltmaßnahmen und die ande-
ren Maßnahmen der Verordnung „Ländlicher
Raum“ eingezwängt sind. Man kann Verständnis
dafür haben, dass im Zuge des Zeitdrucks bei der
Erarbeitung des Regelungswerkes zur Agenda 2000
auf vorhandene Regelungen zurückgegriffen wurde,
und es so zur weitgehenden Fortschreibung der VO
(EWG) Nr. 2078/92 und zur Koppelung mit den
Invekos-Vorgaben kam. Dies führt dazu, dass Ziele
wie möglichst kleinräumige Programmierung, hohe
Zielgenauigkeit der Maßnahmen, treffsichere Prä-
miendifferenzierung, im Idealfall sogar betriebsin-
dividuelle Lösungen auf der Strecke bleiben. Ein
Rechtsrahmen, der ausschließlich zum Zwecke der
sicheren Vergabe von pauschalen Flächen- und
Tierprämien entwickelt wurde, bringt die notwen-
dige Flexibilität jedenfalls kaum auf. Ich kann mir
nicht vorstellen, dass es das Ziel der Kommission
war, innovative Ansätze und Weiterentwicklungen
schon im Keim zu ersticken, weil Programmver-
antwortliche die Verantwortung für steigenden
Verwaltungsaufwand bis hin zu Anlastungsrisiken
aufgrund fehlender Verwaltungskapazität nicht
mehr übernehmen können. Dieser unbeabsichtigte
Nebeneffekt muss eliminiert werden, damit wir in
der Sache zu besseren Lösungen kommen.

Die Agrarumweltmaßnahmen greifen trotz der
aktuellen Verbesserungen des Kulturlandschafts-
programms Nordrhein-Westfalens noch zuwenig in
den landwirtschaftlichen Intensivgebieten. Bisher
ist das Instrument der Agrarumweltmaßnahmen
aber allein wegen der auch jetzt noch zu niedrigen
kofinanzierungsfähigen Höchstbeträge ungeeignet,
um dort durchgreifende Erfolge erzielen zu können.
Für einen Abbau regionaler oder lokaler Stickstoff-
überschüsse, den Erhalt von Grünland in den inten-
siv genutzten Niederungsgebieten oder die Wieder-
anreicherung ausgeräumter Agrarlandschaften muss
das Instrument der Agrarumweltförderung flexibler
werden.

Für die langfristige Weiterentwicklung des
Nordrhein-Westfalen-Programms gibt es weitere
Ansatzpunkte. Um die Zielgenauigkeit und Um-
weltwirksamkeit der Agrarumweltmaßnahmen
insgesamt weiter zu verbessern, wird z. B. von
vielen Seiten auf die Vorteile einer stärkeren Regi-
onalisierung und einer stärkeren Prämiendifferen-
zierung hingewiesen. Auch sind Ansätze wie Er-
gebnisorientierung und Ausschreibungsverfahren
vielversprechend. Innovative Ideen sollen in Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen von Modellprojekten
praxisnah entwickelt und erprobt werden. In geeig-
neten Bereichen können sie gegebenenfalls die
herkömmliche handlungsorientierte und recht pau-
schale Vorgehensweise ergänzen oder sogar ablö-
sen. Aber auch hierfür brauchen wir eine höhere
Flexibilität in den Durchführungsvorgaben.

Entscheidend ist: Der Verwaltungsaufwand
muss sinken. Jede konzeptionelle Weiterentwick-
lung hat in Nordrhein-Westfalen zukünftig nur
dann Chancen auf Realisierung, wenn sie mit tat-
sächlicher Vereinfachung der Verwaltungsabläufe
einhergeht.

Weiterer Vorstoß in die Fläche, größere Zielge-
nauigkeit, mehr  Regionalität, weniger Verwal-
tungsaufwand: Unter den derzeitigen Rahmenbe-
dingungen ein schier unauflösbarer Widerspruch –
wenn nicht auch die Europäische Kommission in
Zukunft für neue Konzepte wesentlich aufgeschlos-
sener ist.

Die Perspektiven der Agrarumweltförderung
sind sowohl im Kontext des europäischen Politik-
geschehens als auch der Entwicklungen im Bundes-
und Landesrecht zu bewerten. Aktuell wird z. B.
die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes erar-
beitet. Klar ist, dass sich mit jeder Standardver-
schiebung auch die Messlatte für die Honorierung
ökologischer Leistungen verschiebt. So stellt sich
die Frage, ob heute noch unstrittige Agrarumwelt-
maßnahmen nicht in Kürze von Entwicklungen im
Umweltrecht eingeholt werden. Für das Nordrhein-
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Westfalen-Programm wird diese Frage im Ver-
gleich mit anderen Ländern wegen seiner Grund-
konzeption sicherlich eher mit nein zu beantworten
sein. Von aktuellerer Bedeutung ist dagegen die
Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Ord-
nungsrecht und Vertragsnaturschutz sowie die
Frage des finanziellen Ausgleichs von ordnungs-
rechtlichen Naturschutzauflagen. Nordrhein-West-
falen wird auch in Zukunft auf eine Mischung aus
notwendigem Ordnungsrecht und gestaltendem
Vertragsnaturschutz auf freiwilliger Basis setzen
und die effizienten Maßnahmen des Kulturland-
schaftsprogramms ausbauen.

Der Blick muss sich - der Zielsetzung der Ag-
rarumweltförderung entsprechend - über die natur-
wissenschaftliche Betrachtung hinaus auf den so-
zio-ökonomischen Gesamtkontext richten. Umwelt-
und Naturschutz mit der Landwirtschaft sind so-
wohl Bedingung als auch Impulsgeber für eine
nachhaltige, d. h. wirtschaftliche, soziale und öko-
logische Entwicklung des ländlichen Raums. Nur
eine intakte Kulturlandschaft bietet z. B. die
Chance für eine regionale Identität und nachhaltige
Präferenz für regionale Agrarprodukte oder für
touristische Entwicklung. Nicht umsonst finden
sich durchgängig in allen Förderbereichen des
Nordrhein-Westfalen-Entwicklungsplans ökologi-
sche Aspekte. Die Beziehung ist gleichzeitig wech-
selseitig: Nur eine in ihrer Existenz gesicherte
Landwirtschaft ist in der Lage, gewünschte Um-
weltleistungen zu erbringen.

Das derzeitige Prämienkonzept der EU für Ag-
rarumweltmaßnahmen allein kann allerdings diese
notwendige Existenzsicherung nicht bieten. So-
lange eine Prämie nur nach entgangenem Gewinn
und zusätzlichen Kosten im Vergleich zur her-
kömmlichen Wirtschaftsweise am gleichen Stand-
ort bemessen wird, wird eine „echte“ Bezahlung
ökologischer Leistungen ausgeblendet. Die soge-
nannte „Anreizkomponente“ von maximal 20 % ist
weder vom Ansatz noch von der Höhe hinreichend.

Wenn im europäischen Agrarmodell Landwirt-
schaft zusätzliche Aufgaben ökologischer Art er-
füllen soll, die Betriebe davon auch leben können
sollen, so ist für mich die Antwort auf die Frage
„Ist der überwiegend kostenorientierte Ansatz der
Agrarumweltmaßnahmen noch zukunftsfähig?“
ziemlich klar. Die Antwort lautet „nein“.

Wir alle in Politik, Verwaltung, Wissenschaft,
Beratung und praktischer Landwirtschaft müssen
uns folgenden Komplexen stärker zuwenden:
– Wie kann es zu einer echten, nachfrageorien-

tierten Bewertung und Honorierung ökologi-
scher Leistung kommen?

– Muss das Konzept der EU für den ländlichen
Raum nicht spätestens ab 2006 auch die Vor-
aussetzung für eine bessere Marktfähigkeit von
Umweltgütern schaffen?

3 Schlussbemerkungen im Hinblick auf die
Weiterentwicklung der Politik für den ländli-
chen Raum

Die Agrarumweltförderung kann die ihr zuge-
dachte Rolle als „Motor“ für eine dem Umwelt-
und Naturschutz verpflichtete nachhaltige Land-
wirtschaft in einem attraktiven und möglichst wirt-
schaftskräftigen ländlichen Raum nur erfüllen,
wenn neben einer ausreichenden finanziellen Aus-
stattung der 2. Säule eine entsprechende konzeptio-
nelle Weiterentwicklung dieses Instruments erfolgt.
Die Zeit bis 2006 muss dafür frühzeitig genutzt
werden.

Für die Länder ist es wichtig zu erfahren, wie
sich die Kommission die konzeptionelle, sowohl
inhaltliche als auch verwaltungstechnische Weiter-
entwicklung der Verordnung „Ländlicher Raum“
vorstellt und in welcher Form sie diesen zugegebe-
nermaßen schwierigen Prozess gemeinsam mit den
Mitgliedsstaaten organisieren will. Gemeinsam sind
vor allem folgende Fragen zu beantworten:
– Wie lassen sich im Rahmen der Agrarumwelt-

maßnahmen größere Umwelteffizienz und Ziel-
genauigkeit, Regionalität und Prämiendifferen-
zierung bei gleichzeitigem Zwang zur Senkung
des Verwaltungsaufwands erreichen?

– Wie lässt sich eine bessere Marktfähigkeit von
Umweltgütern schaffen, bei der die gesell-
schaftliche Nachfrage den Preis für die ge-
wünschten ökologischen Leistungen und Ergeb-
nisse bestimmt und Agrarumweltmaßnahmen
trotz höchster Umwelteffizienz nachhaltige Ein-
kommenschancen bieten können?
Herr Dr. Scheele wird uns sicherlich dazu in

seinem nachfolgenden Beitrag einige wertvolle
Informationen geben.

Neben der zukünftigen Entwicklung der 2.
Säule im Kontext der gesamteuropäischen Weiter-
entwicklung spielt für Nordrhein-Westfalen auch
die Zukunft der Gemeinschaftsaufgabe eine wich-
tige Rolle. Bundesmittel tragen in Nordrhein-West-
falen wesentlich zur Kofinanzierung der EU-Mittel
der Verordnung „Ländlicher Raum“ bei. Trotz aller
wissenschaftlichen Kritik an Politikverflechtung
erwartet Nordrhein-Westfalen vom BML, sich noch
stärker für die Integration von Umweltbelangen in
die Agrarstrukturpolitik und für die Honorierung
ökologischer Leistungen einzusetzen und auch die
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Bundesregierung davon zu überzeugen. Mit der
Förderung der markt- und standortangepassten
Landbewirtschaftung ist zwar eine Grundlage ge-
legt, die aber ebenfalls in den nächsten Jahren kon-
zeptioneller Weiterentwicklung bedarf.

Die notwendige konzeptionelle Weiterentwick-
lung der Agrarumweltmaßnahmen bis hin zur prak-
tischen Ausgestaltung der Länder- oder Regio-
nenprogramme bedarf der kreativen und manchmal
vielleicht pragmatischeren Begleitung durch die
Wissenschaft. Pragmatisch deshalb, weil bisher
vorgestellte neue Ansätze zu oft in ihrem Engage-
ment für mehr Zielgenauigkeit, praktische Aspekte
der Durchführbarkeit und ausreichender Akzeptanz
in der Landwirtschaft vernachlässigen. In diesem
Zusammenhang möchte ich der FAL danken, dass
sie - neben ihren engagierten Forschungsaktivitäten
im Bereich der Agrarumweltmaßnahmen - mit die-
ser Tagung wieder einmal den so notwendigen
Kontakt zwischen Wissenschaft, Verwaltung, Poli-
tik, Landwirtschaft und Naturschutz herstellt.

Lassen Sie mich abschließend bewerten: Mit der
„2. Säule“ wurde die Entwicklung des ländlichen
Raums zu einem eigenständigen Ziel im Rahmen
der EU-Agrarpolitik. Sie verknüpft erstmals Agrar-
struktur-, Agrarumwelt- und Landentwicklungsför-
derung systematisch miteinander. Ihre Bedeutung
steht außer Frage. Den Agrarumweltmaßnahmen
wird dabei ein besonderer Stellenwert eingeräumt.
Sie sind als einzige Maßnahme zwingend vorge-
schrieben. Sie können bereits jetzt über die Mög-
lichkeit der Modulation über eine Mittelverwen-
dung aus der „1. Säule“ finanziell ausgebaut wer-
den. Die Weichen sind also eindeutig in Richtung
Agrarumweltmaßnahmen gestellt. Jetzt gilt es, die
Rahmenbedingungen in dem oben ausgeführten
Sinne zu verbessern, damit die Agrarumweltmaß-
nahmen die ihr zugedachten hochgesteckten Ziele
erreichen kann.



Agrarumweltmaßnahmen als Kernelement der Integration von Umwelterfor-
dernissen in die Gemeinsame Agrarpolitik

Entwicklungsstand und Perspektiven

Dr. Martin Scheele
1

1 Einleitung

Die Agrarumweltpolitik gehört sicher zu denje-
nigen Elementen der Gemeinsamen Agrarpolitik,
die allgemein auf eine hohe Zustimmung rechnen
können. Dies dürfte in der gegenwärtigen Diskus-
sion, in der gerade auch die umweltbezogenen As-
pekte der Landwirtschaft und der Agrarpolitik eine
zentrale Rolle spielen, noch eine weitere Verstär-
kung erfahren. Warum also noch nach den Per-
spektiven der Agrarumweltpolitik fragen?

Die Antwort liegt auf der Hand: gegenwärtig
werden die Agrarumweltmaßnahmen als Bestand-
teil der ländlichen Entwicklungspolitik in den Mit-
gliedsstaaten implementiert. Neue Weichenstellun-
gen über die Festlegungen der Agenda 2000 hinaus
sind in den Berlin-Beschlüssen nicht vorgesehen.
Es liegt aber auf der Hand, dass die zukünftigen
Perspektiven bereits jetzt angelegt werden, denn
diese ergeben sich im wesentlichen daraus, ob sich
die Maßnahmen in ihrer Anwendung bewähren.

Die Betonung der Rechenschaftspflichtigkeit
und der Evaluierung in Agenda 2000 unterstreicht,
dass die Perspektiven agrarpolitischer Maßnahmen
davon abhängen sollen, ob die erklärten Ziele auch
tatsächlich erreicht werden. Darüber hinaus muss
die Umsetzung der Agrarumweltmaßnahmen dem
Kontext internationaler Verträge Rechnung tragen.
Das heißt unter anderem, dass die Umsetzung die-
ser Maßnahmen mit den im Rahmen der WTO ein-
gegangenen Verpflichtungen kompatibel sein muss.

Infolgedessen ist es jetzt durchaus an der Zeit,
sich über die Perspektiven der Agrarumweltpolitik
auseinanderzusetzen. Natürlich ist es noch zu früh,
eine umfassende Bewertung der gerade implemen-
tierten Programme vorzunehmen. Eine Bewertung
der Agrarumweltmaßnahmen wird jedoch sinnvoll-
erweise vor dem Hintergrund ihrer Gestaltungs-
prinzipien vorzunehmen sein. Dieser Beitrag soll
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sich daher auf die Darstellung dieser Gestal-
tungsprinzipien und der Integration der Agrarum-
weltpolitik in den Gesamtrahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik widmen.

2 Die Agrarumweltpolitik als Beitrag zur
nachhaltigen Entwicklung

Umwelt repräsentiert eine der drei Säulen des
Nachhaltigkeitsbegriffs, der außerdem noch öko-
nomische und soziale Zielsetzungen einbezieht. Es
erscheint generell sinnvoll, Umwelterfordernisse
aus der Perspektive der Nachhaltigkeit zu diskutie-
ren, denn auch der Erfolg einer umweltorientierten
Politik hängt maßgeblich davon ab, ob diese soziale
Akzeptanz findet und mit ökonomischen Zielset-
zungen kompatibel ist.

Das Konzept der Nachhaltigkeit spricht eines
der Kernprobleme politischer Strategien an, näm-
lich den Umstand, dass die Verfolgung eines be-
stimmten Zieles - etwa der ökonomischen Optimie-
rung – bis zu einem gewissen Grad zu Lasten ande-
rer Ziele gehen kann. In Abwesenheit geeigneter
Maßnahmen könnte ökonomischer Erfolg durchaus
mit sozial inakzeptablen Strukturbrüchen oder mit
Umweltproblemen einhergehen. Umgekehrt gilt
aber auch, dass die Verfolgung von Umweltzielen
nur dann dauerhaft erfolgreich sein kann, wenn sich
ein solcher Ansatz auf ökonomisch tragfähige Be-
triebe stützen kann. Nachhaltigkeit erfordert daher
eine sinnvollen Balance zwischen ökonomischen,
sozialen und ökologischen Zielen, die oft – zumin-
dest kurzfristig - im Konfliktverhältnis zueinander
stehen.
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Der Beitrag der Agrarumweltpolitik zur nach-
haltigen Entwicklung wird aus der Entwicklungs-
geschichte der Landwirtschaft nachvollziehbar

2
.

Früher wie heute basiert die Existenz landwirt-
schaftlicher Aktivitäten auf ihrer ökonomischen
Tragfähigkeit. Viele der heute als schützenswert
angesehenen, naturnahen Agrarlandschaften ent-
standen als Resultat gewinnorientierter landwirt-
schaftlicher Tätigkeiten. Dies gilt für extensive
Weiden, Heckenlandschaften, Terrassen etc.. Nun
sind viele der landwirtschaftlichen Bewirtschaf-
tungsformen, die ökologisch wertvolle Agrarland-
schaften hervorgebracht haben, heute nur noch be-
grenzt rentabel. Aufgrund von technischem Wandel
und veränderten Bedingungen auf den Produkt- und
Faktormärkten bieten die Intensivierung und Kon-
zentration der Produktion oft rentablere Alternati-
ven zur traditionellen Wirtschaftsweise. Damit wird
das einst geschaffene Umwelt- und Kulturerbe
ebenso wie die Qualität der natürlichen Ressour-
cen, Wasser, Boden und Luft, zunehmend gefähr-
det.

In bezug auf die Umwelt erfordert nachhaltige
Entwicklung der Landwirtschaft zweierlei politi-
sche Antworten: Zum einen müssen grundlegende
Spielregeln definiert werden, unter denen Land-
wirtschaft stattfindet. Es soll nicht jede Produkti-
onsweise, die zwar mit höheren Erträgen oder nied-
rigeren Produktionskosten einhergeht, gleichzeitig
aber erhebliche Umweltprobleme mit sich bringt,
auch gleich erlaubt sein. Sinnvolle Umweltpoliti-
ken müssen hier die erforderlichen Grenzen setzen.

Spielregeln sind wichtig. Aber sie sichern nicht
schon automatisch den Bestand an ökologisch
wertvollen Kulturlandschaften mit landwirtschaftli-
cher Entstehungsgeschichte. Der Erhalt dieser Na-
turgüter erfordert oft eben nicht die Abwesenheit
oder Beschränkung der Landwirtschaft. Erforder-
lich ist der aktive Einsatz von Produktionsfaktoren
für landwirtschaftliche Aktivitäten, die den beson-
deren Entstehungsbedingungen ökologisch wert-
voller Landschaften und Habitate entsprechen. Das
heißt, es besteht Bedarf an standortangepassten,
landwirtschaftlichen Aktivitäten, die häufig aus
Gründen einer begrenzten individuellen Rentabili-
tät nicht mehr ausgeübt würden. Besteht jedoch aus
Sicht der Gesellschaft ein Bedarf für solche Akti-
vitäten und die damit verbundenen positiven Ef-
fekte der Umwelt- und Landschaftspflege, müssen
diese als Dienstleistung privater Anbieter einge-
kauft werden.
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Die Einsicht in das Zusammenspiel von ökono-
mischen Rahmenbedingungen, ökologischen Ziel-
setzungen und sozialer Ausgewogenheit ist die
Grundlage für den Beitrag der Agrarumweltpolitik
zur nachhaltigen Entwicklung der Landwirtschaft
und des ländlichen Raumes. Agrarumweltpolitische
Strategien werden auf Dauer nur dann erfolgreich
sein können, wenn die Konzeption und Umsetzung
im Einklang mit den genannten Prinzipien der
Nachhaltigkeit erfolgen.

Ein grundlegendes Gestaltungsprinzip der auf
die Landwirtschaft bezogenen „traditionellen“
Umweltpolitik wie auch der Agrarumweltpolitik ist
deren ökonomische Fundierung, d. h. die Entschei-
dungsfindung unter Beachtung sowohl der Kosten
des Umweltverbrauchs als auch der Kosten des
Einsatzes umweltpolitischer Maßnahmen. Die Um-
setzung von Maßnahmen der Umweltpolitik erfolgt
im Rahmen einer subsidiären Politikkonstruktion;
die Kostenanlastung basiert auf dem Verursacher-
prinzip.

3 Die politische Fundierung der Agrarumwelt-
politik

Das grundlegende Mandat für die Agrarum-
weltpolitik als Teil einer umfassenden Nachhaltig-
keitsstrategie folgt aus Artikel 6 des „Vertrages zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft“. Hier
heißt es, dass „die Erfordernisse des Umweltschut-
zes .... bei der Festlegung und Durchführung der
Gemeinschaftspolitiken und –Maßnahmen insbe-
sondere zur Förderung einer nachhaltigen Ent-
wicklung einbezogen werden“ müssen. Diese Auf-
gabe hat bei der Fortentwicklung der Gemeinsamen
Agrarpolitik - insbesondere im Rahmen der Agenda
2000 - eine wichtige Rolle gespielt. Auch im soge-
nannten Cardiff-Prozess, in dessen Folge die ver-
schiedenen Formationen des Rates Integrations-
strategien für die Sektorpolitiken vorgelegt haben,
hat die Integration der Umwelt in die Gemeinsame
Agrarpolitik eine beachtete Position eingenommen

3
.
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Lässt man die wesentlichen politischen Prozesse
im innereuropäischen und internationalen Kontext
sowie Deklarationen, Aktionsprogramme und
Strategiepapiere der letzten zehn Jahre Revue pas-
sieren, so zeigt sich ein deutlicher Wandel in der
Wahrnehmung der Landwirtschaft. Zwar werden
die umweltbelastenden Wirkungen der Landwirt-
schaft nach wie vor kritisch hervorgehoben. Jedoch
rückt auch vermehrt die Funktion der Landwirt-
schaft also positiver Bestimmungsfaktor ökologisch
wertvoller Kulturlandschaften in das Blickfeld.
Dies hat im Vorschlag zum 6. Umweltaktionspro-
gramm

4
, im Konsultationspapier zur Etablierung

einer Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie
5
, in

den Schlussfolgerungen der UN-Kommission für
Nachhaltige Entwicklung

6
, in Veröffentlichungen

der OECD
7
, sowie in Stellungnahmen verschiede-

ner Umweltgruppen
8
 als positive Würdigung der

Umweltmanagementfunktion der Landwirtschaft
und darauf gerichteter Politiken seinen Nieder-
schlag gefunden.

Die allgemein anerkannte Aufgabenstellung der
auf die Landwirtschaft gerichteten Umwelt- und
Agrarumweltpolitiken besteht zum einen darin, den
Weg zu einer wettbewerbsfähigen EU-Landwirt-
schaft als nachhaltigen Entwicklungspfad zu ges-
talten und zum anderen darin, die ökologische und
landschaftspflegende Funktion der Landwirtschaft
sicherzustellen. Der konkrete Handlungsbedarf
zeigt ein regional stark differenziertes Muster, wo-
bei die Notwendigkeit einer aktiven Aufrechter-
haltung der ökologisch relevanten Umwelt- und
Landschaftsmanagementfunktion insbesondere in
den weniger wettbewerbsfähigen Gebieten an Be-
deutung gewinnt. Bei der Verfolgung der oben ge-
nannten doppelten Aufgabenstellung müssen sich
die „traditionelle“ Umweltpolitik und vertraglich
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abgesicherte Agrarumweltmaßnahmen sinnvoll er-
gänzen.

Bezüglich der Strategien zur Integration von
Umwelterfordernissen in die gemeinsame Agrarpo-
litik kann festgestellt werden, dass diese durch die
Agenda 2000 Reformen – auch mit Blick auf eine
längerfristige Perspektive - auf eine solide, konsi-
stente Grundlage gestellt wurde. Die Architektur
der umweltbezogenen Elemente der gemeinsamen
Agrarpolitik im Gefolge der Agenda 2000 wird in
Abbildung 1 dargestellt.

Ratsverordnung (EG) Nr. 1259/1999
9
, die soge-

nannte „Horizontale Verordnung“, stellt das Fun-
dament der Integration von Umweltelementen in
die Gemeinsame Agrarpolitik bereit. Gemäss Arti-
kel 3 dieser Verordnung „ergreifen die Mitglieds-
staaten die Umweltmaßnahmen, die sie angesichts
der Situation der landwirtschaftlichen Flächen oder
der betreffenden Erzeugung nach Maßgabe der po-
tentiellen ökologischen Auswirkungen für geeignet
halten“.

Zur Umsetzung der Verpflichtung des Artikels 3
stehen den Mitgliedsstaaten im wesentlichen drei
Optionen zur Verfügung:
� Agrarumweltmaßnahmen im Rahmen der Pro-

gramme zur ländlichen Entwicklung
� Allgemeine Umweltauflagen auf der Grundlage

verpflichtender Umweltgesetze,
� Spezifische Umweltauflagen, die in Umsetzung

des Artikels 3 erlassen werden.
In bezug auf die beiden letztgenannten Optionen

haben die Mitgliedsstaaten die Möglichkeit einer
Kürzung oder Streichung derjenigen Direktzahlun-
gen, die als Kompensation von Einkommensver-
lusten im Gefolge einer Senkung des Marktstüt-
zungsniveaus gewährt werden.
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Dieser Mechanismus der Negativ-Sanktion von
Verstößen gegen Umweltauflagen, der in seiner
Wirkung mit einer Bußgeldzahlung vergleichbar

ist, wird in der agrar-umweltpolitischen Diskussion
auch als „Cross Compliance“ bezeichnet.

Modulation

Horizontale Verordnung

Umwelterfordernisse

Markt-Politik Ländliche
Entwicklung

Extensi-
vierung

Flächenstill-
legung

Ausgleichs-
zulage

Investition

Marketing

Mindest-
standards

Spezifische
Umweltregeln

Agrarumwelt-
maßnahmen

Allgemeines
Umweltrecht

Negativ-Anreiz
("Cross-Compliance")

Positiv-Anreiz
(Vertrag)

Abbildung 1
Architektur der Umweltelemente der Gemeinsamen Agrarpolitik

Zahlungen, die den Landwirten infolge der Nicht-
einhaltung der Umweltauflagen verweigert wurden,
stehen den Mitgliedsstaaten weiterhin zur Verfü-
gung und zwar für eine zusätzliche Anwendung der
sogenannten Begleitmaßnahmen (Vorruhestand,
benachteiligte Gebiete und Gebiete mit umweltspe-
zifischen Einschränkungen, Agrarumweltmaßnah-
men, Aufforstung) gemäss der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999

10
. Die auf diese Weise von der

Marktpolitik in den Bereich der ländlichen Politik
überführten Mittel dürfen dort jedoch nicht ledig-
lich die nationalen Mittel für die Kofinanzierung
verringern. Es müssen zusätzliche Maßnahmen fi-
nanziert werden, die dann entsprechend auch eine
zusätzliche nationale Kofinanzierung erfordern.
Zusätzlich zur Sanktionswirkung von „Cross-
Compliance-Massnahmen“ ergibt sich also – zu-
mindest theoretisch – die Möglichkeit, diesen Me-
chanismus für eine Mittelaufstockung zugunsten
der Agrarumweltmaßnahmen nutzbar zu machen. In
der Praxis zeigen sich diesbezüglich jedoch Gren-
zen. Diese beruhen darauf, dass die im Rahmen der
Agrarumweltmaßnahmen förderfähigen Umwelt-
vereinbarungen freiwillig sein und über die „gute
fachliche Praxis“ hinausgehen müssen. Letztere ist
definiert als eine Bewirtschaftung, die ein verant-
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wortungsbewusster Landwirt in der betreffenden
Region anwenden würde, einschließlich der Be-
achtung geltender Umweltvorschriften.

Damit ergibt sich für das Cross Compliance auf
Grundlage des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr.
1259/1999 ein Dilemma. Werden lediglich beste-
hende Rechtsvorschriften sowie mehr oder weniger
selbstverständliche Umweltstandards einbezogen,
dürfte der Cross-Compliance-Mechanismus keine
zusätzliche Wirkung entfalten. Auch bliebe der
Umfang der Verstöße und damit das für Agrarum-
weltmaßnahmen mobilisierte Mittelvolumen ge-
ring. Werden aber ambitionierte Umweltvorgaben
unter der „Cross-Compliance-Regelung“ ver-
pflichtend, dann hätte diese zwar mehr Biss, und es
würden vielleicht auch mehr Mittel aufgrund einer
Nichtbefolgung der Vorgaben moblisiert. Jedoch
würden die unter Cross Compliance fallenden Vor-
gaben zum Bestandteil der „guten fachlichen Praxis
und wären nicht mehr als freiwillige Umweltver-
einbarungen im Rahmen der Agrarumweltmaßnah-
men förderfähig. Die Ausweitung verpflichtender
Vorgaben würde gleichzeitig den Mittelbedarf in
der Agrarumweltpolitik einschränken. Abgesehen
wäre davon wäre zu fragen, ob durch eine solche
restriktivere Gangart nicht unnötig und ungewollt
der Konflikt zwischen Umwelt und Landwirtschaft
zu Lasten beider Seiten geschürt würde.



M. Scheele: Agrarumweltmaßnahmen als Kernelement der Integration von Umwelterfordernissen in die Gemeinsame Agrarpolitik 137

Als effektiver Mechanismus zur Aufstockung
der für Agrarumweltmaßnahmen zur Verfügung
stehenden Mittel könnte hingegen die Modulations-
regelung genutzt werden. Diese erlaubt den Mit-
gliedsstaaten eine Kürzung von bis zu 20 % der im
Rahmen der Marktpolitik gewährten Direktzahlun-
gen, soweit diese über einen zu definierenden
Schwellenwert hinausgehen. Ebenso wie bei der
„Cross-Compliance-Regelung“ stehen die Zahlun-
gen, die den Landwirten infolge der Anwendung
dieser Regelung nicht gezahlt werden, den Mit-
gliedsstaaten weiterhin für eine zusätzliche An-
wendung der sogenannten Begleitmaßnahmen
(Vorruhestand, benachteiligte Gebiete und Gebiete
mit umweltspezifischen Einschränkungen, Agrar-
umweltmaßnahmen, Aufforstung) zur Verfügung,
sofern die entsprechenden nationalen Kofinanzie-
rungsanteile aufgebracht werden. Anders als der
„Cross-Compliance-Ansatz“ beeinträchtigt dieser
Finanzierungsmechanismus aber nicht die Balance
in der Abgrenzung zwischen verpflichtenden Um-
weltvorschriften und freiwilligen und damit förder-
fähigen Umweltvereinbarungen.

Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 bietet also
dreierlei: (a) eine allgemeine Verpflichtung zum
Ergreifen geeigneter Umweltmaßnahmen, (b) ein
Sanktionsinstrument vergleichbar mit der Zahlung
von Bußgeldern für die Nichteinhaltung von Um-
weltvorschriften (Cross Compliance) sowie (c) ei-
nen Mechanismus zur Umleitung von Mitteln aus
der ersten Säule der gemeinsamen Agrarpolitik
(Marktpolitik) in die zweite Säule (Politik zur Ent-
wicklung des ländlichen Raums).

Hinsichtlich der konkreten Umsetzung haben
die Mitgliedsstaaten erhebliche Spielräume. Bis-
lang wurde von den durch diese Verordnung eröff-
neten Möglichkeiten, die Marktpolitik direkt in den
Dienst von Umweltzielsetzungen zu stellen – sei es
durch die Mittelbereitstellung oder durch die Sank-
tionswirkung der Androhung von Zahlungskürzun-
gen – jedoch nur sehr wenig Gebrauch gemacht.

Die Marktpolitik beinhaltet schließlich noch
Umweltelemente wie die Extensivierungsprämien
in der Rinderhaltung sowie die bis zu einem gewis-
sen Grade ebenfalls durchaus umweltrelevante Flä-
chenstilllegung. Eine Vielzahl von Elementen, die
für Umweltzielsetzungen nutzbar gemacht werden
können, ist in der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999
über die Entwicklung des ländlichen Raums zu fin-
den. Zu nennen sind die Beihilfen für Investitionen,
Verarbeitung und Marketing landwirtschaftlicher
Produkte, nachhaltige Forstwirtschaft, dörfliche
Infrastruktur, Fortbildung und Maßnahmen zur Di-
versifizierung der Einkommen landwirtschaftlicher
Haushalte. Darüber hinaus unterstützt die Aus-

gleichszulage die Aufrechterhaltung der Bewirt-
schaftung in weniger wettbewerbsfähigen Gebieten,
was außer ökonomischen und sozialen Zielsetzung
auch vielfach Umweltzielen dient.

Wenngleich die Möglichkeiten einer direkten
„Eingrünung“ der Marktpolitik soweit wie möglich
verfolgt werden, besteht der sichtbarste Ausdruck
einer Umweltorientierung in der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik sicher in den Maßnahmen mit einer ex-
pliziten, zielgerichteten Umweltorientierung, näm-
lich den Agrarumweltmaßnahmen sowie der beson-
deren Ausgleichszulage. Dabei nehmen die Agrar-
umweltmaßnahmen eine herausragende Stellung
ein. Ihre Einbeziehung in die Programme zur länd-
lichen Entwicklung ist eine Verpflichtung für die
Mitgliedsstaaten. Tatsächlich beanspruchen die Ag-
rarumweltmaßnahmen den Löwenanteil der für die
ländliche Entwicklung bereitgestellten Mittel. In
der vorausgegangenen Programmperiode bestanden
für mehr als 20 % der landwirtschaftlichen Nutz-
fläche der EU Agrarumweltverträge

11
.

Die besondere Ausgleichszulage nach Artikel
16 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 findet An-
wendung in Gebieten mit umweltspezifischen Ein-
schränkungen, soweit diese auf gemeinschaftlichen
Umweltschutzvorschriften beruhen. Die besondere
Ausgleichszulage dient der Abdeckung von Kosten,
die sich aufgrund der Einhaltung verpflichtender
Umweltvorschriften ergeben. Es handelt sich hier
also um eine pragmatische Ausnahme vom Verur-
sacherprinzip, die bei der Umsetzung gebietsspezi-
fischer Ansätze wie etwa Natura 2000 Hilfestellung
geben soll.

Die Agrarumweltmaßnahmen auf der Grundlage
von Kapitel VI der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 können sicher als Flaggschiff der Um-
weltintegration innerhalb der gemeinsamen Agrar-
politik bezeichnet werden. Ihre Aufnahme in die
Programme zur Entwicklung des ländlichen Rau-
mes ist für die Mitgliedsstaaten verpflichtend. Tat-
sächlich nimmt dieser Maßnahmentyp den Löwen-
anteil des für die Ländliche Entwicklung bereitge-
stellten Budgets in Anspruch.

Die Agrarumweltmaßnahmen beziehen sich auf
freiwillige, vertragliche Umweltvereinbarungen,
die über die sogenannte „gute fachliche Praxis“ hi-
nausgehen. Letztere umfasst per Definition die bin-
denden Umweltvorschriften sowie ein Maß an
Umweltumsicht, das man einem vernünftigen Men-
schen billigerweise abverlangen kann. Die Prä-
mienhöhe orientiert sich an den Kosten oder den
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Einkommensverlusten, die Landwirten aufgrund
der eingegangenen Umweltvereinbarungen entste-
hen. Es handelt sich daher im ökonomischen Sinne
um Zahlungen für Dienstleistungen, für deren Be-
reitstellung im Privateigentum stehende Produkti-
onsfaktoren zum Einsatz kommen.

4 Ökonomische und institutionelle Fundierung
der Agrarumweltpolitik

Die Begründung dafür, dass Agrarumweltprä-
mien nur für solche Vereinbarungen gewährt wer-
den, die tatsächlich auch mit Kosten oder Einkom-
mensverlust seitens der Landwirte verbunden sind,
soll mit Hilfe von Abbildung 2 anhand eines Bei-
spiels erläutert werden. Nehmen wir an, dass eine
bestimmte landwirtschaftliche Tätigkeit - etwa die
extensive Weidehaltung - mit positiven Nebenef-
fekten auf Umwelt und Landschaft verbunden ist.
Solange diese Tätigkeit um ihrer Rentabilität willen
ausgeübt wird, entstehen dem Landwirt aufgrund
dieser positiven Umweltwirkungen keine Zusatz-
kosten. Infolgedessen kommt die Gesellschaft in
den Genuss kostenfrei bereitgestellter Umweltgü-
ter.

p U

p U*

���
���

NU

AU
2

AU
1

x*
2 x*

1 xL
1

Umweltqualität

Abbildung 2
Nachfrage und Angebot nach Agrarumweltdienst-
leistungen

Wenn wir von einem abnehmenden Grenznut-
zen der Umweltbereitstellung ausgehen, so können
wir die Nachfrage nach Umweltleistungen in Ab-
bildung 2 als NU beschreiben

12
. Der kostenfreie Ne-

beneffekt der Umweltbereitstellung ergibt sich bis
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zu einer Höhe von XL
1. Erst jenseits dieses Niveaus

nehmen wir an, dass zusätzliche Leistungen mit
Kosten oder Einkommensverlusten – etwa aufgrund
der Einschränkung der Viehdichte oder aufgrund
aufwendigerer Produktionsverfahren – verbunden
seien.

In XL
1 löst sich die Umweltangebotsfunktion

des Landwirtes AU
1 aufgrund steigender Grenz-

kosten des Angebots von der X-Achse. Da jedoch
ein solches zusätzliches Angebot in der beschriebe-
nen Konstellation nicht auf eine zahlungsbereite
gesellschaftliche Nachfrage trifft – der Grenznut-
zen zusätzlicher Einheiten hat bereits Null erreicht
- bleiben diese potenziellen Kosten ohne jede Kon-
sequenz. Im gesellschaftlichen Optimum X*1 kann
indes das unbestreitbare Vorhandensein positiver
Umwelteffekte der Landwirtschaft aufgrund der
Abwesenheit von Kosten oder umweltbedingten
Einkommensverlusten der Landwirte nicht zur Be-
gründung von Agrarumweltprämien herangezogen
werden.

Die beschriebene Situation dürfte in der Ver-
gangenheit für viele Regionen zutreffend gewesen
sein. Nun ist aber die Landwirtschaft fortlaufenden
�nderungen unterworfen. Wettbewerb zwingt zu
Produktivitätssteigerungen und Kostensenkung,
und im Zusammenspiel mit neuen technischen
Möglichkeiten haben sich die landwirtschaftlichen
Produktionsverfahren vielfach verändert. Infolge-
dessen ist die Sicherung einer gesellschaftlichen
Wünschen entsprechenden Qualität der Umwelt
und Kulturlandschaften häufig mit Ertragsverlusten
und zusätzlichem Aufwand verbunden.

Diese Situation wird durch die landwirtschaftli-
che Umweltangebotsfunktion AU

2 beschrieben.
Auch hier gibt es einen gewissen Bereich kosten-
freier Umweltqualitätssicherung. Aber um die ge-
sellschaftliche Nachfrage nach Umweltleistungen
zu treffen, sind mit Opportunitätskosten verbun-
dene Anpassungen der Produktionsweise oder Pfle-
geleistungen erforderlich. Sofern keine rechtliche
Verpflichtung besteht, werden Landwirte ein Um-
weltangebot von X*2 nur dann bereitstellen, wenn
die dabei entstehenden Kosten oder Einkommens-
verluste gedeckt werden. Genau dies ist der öko-
nomisch begründete Zweck der Agrarumweltprä-
mien. Sofern Abbildung 2 die Situation einer be-
stimmten Region beschreibt, erreichen die Um-
weltbereitstellungskosten des Grenzanbieters im
gesellschaftlichen Optimum eine Höhe von pU*. In-
folgedessen würden die für diese Region festge-
setzten Agrarumweltprämien pU* entsprechen.

Nun stellt sich nicht nur Frage, wann und unter
welchen Bedingungen Agrarumweltmaßnahmen
zum Einsatz kommen. Oft genug wird die Frage
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gestellt, ob die Zahlung von Agrarumweltprämien
nicht im Widerspruch zum Verursacherprinzip
stünde. Das Argument, der Landwirt müsse eine
gewisse Umweltqualität auf eigene Kosten sichern,
scheint umso mehr dem „common sense“ zu ent-
sprechen, wenn nicht etwa Umweltpflegeleistun-
gen, sondern Maßnahmen des Grundwasserschutzes
zur Diskussion steht. Dieser letztgenannte Fall un-
terscheidet sich jedoch in bezug auf die ökonomi-
schen Implikationen nicht grundsätzlich von dem
oben beschriebenen Fall der Umweltgüterbereit-
stellung. Wiederum kann AU

2 als Umweltsiche-
rungsfunktion interpretiert werden. Kosten entste-
hen aufgrund aufwendigerer Produktionsverfahren
und geringerer Erträge. Im gesellschaftlichen Op-
timum der Gewässerqualität X*2 betragen die Um-
weltkosten pro Einheit pU*. Die Gesamtkosten ent-
sprechen dem schraffierten Dreieck unter der Um-
weltsicherungsfunktion AU

2.
Ökonomisch gesehen geht es beim Beispiel

ökologisch wertvoller Grünlandhabitate ebenso wie
beim Gewässerschutz um das gleiche Problem,
nämlich dasjenige der Nutzungskonkurrenz. Bei der
Verminderung von Gewässerbelastungen infolge
intensiver Produktion ebenso wie beim Einsatz von
Arbeit, Boden und Kapital für die Habitatpflege er-
gibt sich das Problem, dass die produktive Ver-
wendung von Produktionsfaktoren in Konkurrenz
zur Umweltsicherung tritt. Umweltsicherung und
Produktion sind unter Knappheitsbedingungen nur
begrenzt gleichzeitig erzielbar. Welche der mögli-
chen Verwendungen auch immer den Zuschlag er-
hält – es entstehen Opportunitätskosten des Nicht-
Erreichens des jeweils konkurrierenden Ziels. In-
folge unterscheiden sich die beiden Beispiele nicht
grundsätzlich hinsichtlich der allokativen Aufga-
benstellung.

Die verschiedenen Umweltthemen unterschei-
den sich daher keineswegs in ihrem ökonomischen
Gehalt. Ebenso wenig lässt sich eine Antwort auf
die Frage, wer die Kosten der Umweltsicherung
tragen soll, nicht aus dem Typus des Umweltthe-
mas selbst ableiten. Bei näherer Betrachtung zeigt
sich vielmehr, dass es keine grundsätzlich „richti-
gen“ oder „falschen“ Antworten gibt. Soll eine ge-
sellschaftlich gewünschte Umweltqualität sicherge-
stellt werden, so ist entscheidend, dass Kosten
überhaupt zur Geltung gebracht und folglich bei
privaten sowie gesellschaftlichen Allokationsent-
scheidungen berücksichtigt werden.

Wem die entstehenden Kosten schließlich auf-
gebürdet werden, ist aus Sicht der Umwelt von un-
tergeordneter Bedeutung. Geht es etwa um die Si-
cherung einer reichhaltigen Ackerbegleitflora, so
kann diese dadurch erreicht werden, dass Landwirte

durch eine angemessene Entlohnung dazu bewegt
werden, Ackerrandstreifen nicht produktiv zu nut-
zen und die erforderlichen Pflegemaßnahmen zu
unternehmen. Es wird aber auch argumentiert, dass
die Anlage von Ackerrandstreifen als verpflich-
tende, bußgeldbewehrte Ausgleichsmaßnahme für
die ansonsten negativen Umweltwirkungen moder-
ner Landwirtschaft zu behandeln sei, deren Kosten
bei den Landwirten zu Buche schlägt.

Der wesentliche Unterschied zwischen diesem
beiden Ansätzen liegt in den unterschiedlichen
Einkommenswirkungen. In bezug auf die Umwelt-
qualität führen sie zum gleichen Ergebnis. Aus al-
lokativer Sicht gibt es daher wenig Argumente für
oder gegen die eine oder die andere Lösung. Ob die
Nichtnutzung eines Ackerrandstreifens oder die
Senkung der Bewirtschaftungsintensität im Inte-
resse des Grundwasserschutzes eine prämienwür-
dige Umweltleistung ist oder lediglich eine Ver-
meidung negativer Umweltwirkungen, lässt sich
nur beantworten, wenn geklärt wird, wieweit pri-
vate Verfügungsrechte reichen und wann Ansprü-
che der Gesellschaft in bezug auf die Umwelt als
Eingriff in solche Rechte anzusehen sind.

Es geht also um die Definition der Landnut-
zungsrechte und der daraus ableitbaren Ansprüche
auf die Entlohnung der zur Umweltsicherung ein-
gesetzten Ressourcen und Produktionsfaktoren.
Haben Landwirte das Recht, ihr Land – selbst bei
einer damit einhergehenden Umweltbeeinträchti-
gung – über X*2 hinaus zum Zweck der privaten
Gewinnerzielung zu nutzen, wird die Gesellschaft
ihrem Interesse an der Umweltsicherung dadurch
Ausdruck verleihen müssen, dass die Landwirte mit
einer Umweltprämie pU* zur Einhaltung von X*2

bewegt werden. Schließen die Verfügungsrechte
der Landwirte indes umweltbelastende Nutzungs-
intensitäten aus, werden sie die Kosten aufgrund
der Einhaltung von X*2 selbst tragen müssen.

13

Sofern wir auf das oben beschriebene Beispiel
der positiven Umwelteffekte einer extensiven
Grünlandnutzung oder der Nichtnutzung von
Ackerrandstreifen bezug nehmen, scheint es dem
allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden zu entspre-
chen, wenn die Bereitstellung von Boden oder der
Aufwand für umweltfreundliche, aber nicht unbe-
dingt rentable Grünlandmanagementsysteme ent-
lohnt wird. Jedoch zeigt die Diskussion um Betrei-
berpflichten in der Landwirtschaft, dass auch sol-
che Maßnahmen der Umweltsicherung als Kom-
pensationsmaßnahme für die vielfältigen Umwelt-
belastungen der modernen Landbewirtschaftung
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verstanden werden und mit Forderungen nach einer
Kostenzuweisung zu Lasten der Landwirtschaft
einhergehen. Im Bereich des Gewässerschutzes gibt
es ohnehin eine gewisse Tendenz, von einer Kos-
tenzuweisung zu Lasten der Landwirte auszugehen.
Es gibt in der EU jedoch auch Mitgliedsstaaten, in
denen bestimmte Maßnahmen des Gewässerschutz
als Eingriff in bestehende Verfügungsrechte der
Landwirte gewertet werden.

Generell ist zu beobachten, dass bei Umweltak-
tivitäten, die direkt und zielgerichtet Arbeit und
Kapital beanspruchen, aufgrund des sehr weitge-
henden privaten Verfügungsrechtes in bezug auf
diese beiden Produktionsfaktoren, häufig von der
Notwendigkeit einer Entlohnung ihres Einsatzes
ausgegangen wird. Dies gilt mit gewissen Ein-
schränkungen auch, wenn der Faktor Boden soweit
einbezogen ist, dass eine darüber hinausgehende
wirtschaftliche Nutzung desselben erheblich einge-
schränkt wird. Anders sieht es aus, wenn der zur
Diskussion stehende Umwelteffekt nicht Folge ei-
nes zielgerichteten Handelns, sondern unbeabsich-
tigte Nebenwirkungen ist und für das Umweltme-
dium, in welchem der Umwelteffekt sichtbar wird,
keine unmittelbaren Verfügungsrechte definiert
sind. Hier spricht der „common sense“ eher für
eine Kostenzuweisung zu Lasten Landwirte. Zu
betonen ist aber, dass die Entscheidung hinsichtlich
der Kostenzuweisung in jedem Fall letztlich nach
Maßgabe bestehender Rechtsetzungen, Rechtstra-
ditionen und Gerechtigkeitsvorstellungen zu treffen
ist.

Die Vielfalt der möglichen Lösungen in bezug
auf die Kostenanlastung sei im folgenden anhand
Abbildung 3 erläutert

14
. Abbildung 3 zeigt eine ver-

einfachte Darstellung der Nutzungskonkurrenz zwi-
schen produktiver Ressourcen-Verwendung und
Umweltsicherung. Bei den folgenden Betrachtun-
gen wird davon ausgegangen, dass die Erreichung
eines gesellschaftlich anerkannten Umweltziels X*
eine deutliche Beschränkung seitens der Landwirt-
schaft gegenüber dem status quo der Bodennutzung
XL erfordert. Diese Darstellung ist mit derjenigen
der Abbildung 2 kompatibel. Es wird lediglich die
Dimension der Umweltkosten ausgeblendet.
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Die zentrale Aussage der Abbildung 3 besteht
darin, dass bei der Frage der Kostenanlastung zwi-
schen dem Umweltziel und dem „Referenzniveau“
der Kostenanlastung unterschieden werden muss.
Das Referenzniveau XR kennzeichnet einen Punkt
auf einer Skala unterschiedlicher Umweltzustände,
den die Landwirtschaft auf eigenen Kosten errei-
chen muss. Sofern ein bestimmtes Umweltziel X*
über das Referenzniveau XR hinausgeht, wird da-
von augegegangen, dass für die Sicherung dieser
höheren Umweltqualität Verfügungsrechte an den
dafür eingesetzten Produktionsfaktoren und damit
ein Faktorentlohungsanspruch zugunsten der
Landwirtschaft besteht.

Abbildung 3
Kostenzuweisung nach Maßgabe unterschiedlicher
Referenzniveaus

Beispiel (a) beschreibt eine Situation wie sie
etwa im Interesse der Steuerzahler geltend gemacht
würde. In diesem Beispiel wird eine Kongruenz
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von Referenzniveau XR und Umweltziel X* unter-
stellt. Infolgedessen muss die Landwirtschaft die
Kosten des Übergangs vom Status quo der land-
wirtschaftlichen Bodennutzung XL zum Umweltziel
X* (schraffierter Skalenabschnitt) tragen.

Ein anderes Extrem, diesmal in Übereinstim-
mung mit den Interessen der Landwirtschaft, wird
durch Beispiel (b) repräsentiert. Dieses Beispiel
geht davon aus, dass für die Erreichung von X*
Ressourcen in Anspruch genommen werden, deren
produktive Verwendung seitens der Landwirtschaft
durchaus rechtens wäre. Wünscht die Gesellschaft
dennoch eine Umweltsicherung auf dem Niveau
X*, wäre die Landwirtschaft sicher bereit, ihre
Produktionsfaktoren zur Erreichung dieses Um-
weltzieles zur Verfügung zu stellen, sofern diese in
der umweltbezogenen Verwendung das gleiche
Faktoreinkommen erzielen. Erforderlich sind also
Agrarumweltprämien, die die Kosten und Einkom-
mensverluste aufgrund von Umweltvereinbarungen
abdecken (gepunkteter Skalenabschnitt).

Wie so oft liegt die Realität zwischen den Ex-
tremlösungen: In der Praxis der Agrarumweltmaß-
nahmen gemäss der Verordnung (EG) Nr.
1257/1999 werden Agrarumweltprämien lediglich
für solche Umweltvereinbarungen gewährt, die
über das Referenzniveau der „guten fachlichen
Praxis“ hinausgehen. Lediglich für diese weiterge-
henden Umweltdienstleistungen werden Prämien
nach Maßgabe der mit deren Bereitstellung verbun-
denen Kosten und Einkommensverluste abgedeckt.
Dieser Fall wird durch das Beispiel (c) repräsen-
tiert. Die Kosten des Übergangs vom Status quo XL

zum Referenzniveau XR sind von der Landwirt-
schaft zu tragen, während für die aufgrund der Er-
reichung von Umweltqualität X* oberhalb von RL

anfallenden Kosten und Einkommensverluste ein
Ausgleich reklamiert werden kann.

Dieses Beispiel lässt sich ohne weiteres auf die
in Abbildung 2 entwickelte Darstellung übertragen.
In Abbildung 4 ergibt sich das gesellschaftlich als
wünschenswert angesehene Umweltziel X* dort,
wo der Grenznutzen einer bestimmten Umweltqua-
lität den Grenzkosten ihrer Bereitstellung ent-
spricht. Es resultiert ein gesellschaftlicher Nutzen
entsprechend der Fläche unterhalb NU, innerhalb
des Intervalls von X0 bis X*. Die Bereitstellungs-
kosten entsprechen dem Dreieck unterhalb AU.

Von diesem Optimierungskalkül zu unterschei-
den ist die Frage, wem die Bereitstellungskosten
aufzubürden sind – dem Landwirt oder dem Steuer-
zahler. Entsprechend der oben entwickelten Kon-
zeption gehen die Bereitstellungskosten links von
XR zu Lasten des Landwirtes. Für den Bereich von
XR bis X* werden die Kosten durch Agrarumwelt-

prämien abgedeckt. Sofern für jede jenseits von XR

angebotene Einheit einer verbesserten Umweltqua-
lität ein Sockelbetrag für die Sicherung der guten
fachlichen Praxis in Abzug gebracht wird, ergibt
sich ein Gesamtumfang der Agrarumweltprämien
entsprechend der Umweltleistung (X*-XR) multip-
liziert mit der Agrarumweltprämie (P*-PR).

Bei Berechnung der Umweltprämien auf der
Basis regionaler Durchschnittswerte für die Um-
weltbereitstellungskosten verbleibt nach Abzug der
Bereitstellungskosten im infra-marginalen Bereich
eine Anbieterrente, die in der kurzfristigen Be-
trachtung nicht effizient-relevant ist, langfristig
aber eine positive Anreizwirkung zur Übernahme
effizienter Bereitstellungspraktiken entfalten kann.

Zu betonen ist hier, dass im Sinne der oben
entwickelten Darstellung unterschiedliche Festle-
gungen von RL denkbar sind. Diese betreffen le-
diglich die Kostenaufteilung zwischen Landwirten
und Steuerzahler, die Festlegung von X* und damit
die Allokationen der Produktionsfaktoren zwischen
Umweltsicherung und produktiver Verwendung
bleibt davon jedoch unberührt.
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AU

x 0

Umweltqualität
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Abbildung 4
„Gute fachliche Praxis“ als Referenzniveau für die
Kostenanlastung

Eine wichtige Schlussfolgerung ist weiterhin,
dass die Gewährung von Agrarumweltprämien in
keiner Weise im Konflikt mit dem Verursacher-
prinzip steht. Sofern man das Verursacherprinzip
als Internalisierungsnorm versteht, zeigt sich, dass
die Gewährung von Agrarumweltprämien ohne
weiteres mit der Erzielung des sozialen Optimums
kompatibel ist. Ebenso wie bei einer kostenpflich-
tigen Umsetzung von Umweltzielen wird der
Landwirt mit den Opportunitätskosten geringerer
Umweltqualität in der Form entgangener Agrar-
umweltprämien konfrontiert. Sofern das Verursa-
cherprinzip als Verteilungsnorm angesehen wird,
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so folgt daraus die strikte Kostenanlastung nach
Maßgabe des Referenzniveaus. Sicherlich impli-
ziert das Verursacherprinzip aber nicht, dass jede
�nderung von Umweltzielen gleichzeitig auch eine
Enteignung bestehender Nutzungsrechte zur Folge
haben muss.

5 Perspektiven

Die Agrarumweltmaßnahmen gewährleisten das
Angebot gesellschaftlich wertvolle Leistungen der
Landwirtschaft gegen ein Entgelt. Dies erhöht die
gesellschaftliche Wohlfahrt und eröffnet gleichzei-
tig den Landwirten Perspektiven der Einkommens-
erzielung in einem neuen Wirtschaftszweig. Im üb-
rigen wird mit den Agrarumweltmaßnahmen in ide-
aler Weise das der Definition des „Europäischen
Agrarmodells“ genannte Prinzip von Leistung und
Gegenleistung als Grundlage der Gemeinsamen
Agrarpolitik gewahrt. Dies alles dürfte dazu beige-
tragen haben, dass innerhalb der EU wie auch im
internationalen Kontext eine wachsende Akzeptanz
der Agrarumweltpolitik beobachtet werden kann.

Grundsätzlich gilt sowohl für die Rechtsgrund-
lage der Agrarumweltmaßnahmen im Rahmen der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 als auch für die
Kompatibilität der Agrarumweltmaßnahmen mit
den Anforderungen der „Green Box“, dass sich die
Agrarumweltprämien an den aufgrund der Umwelt-
verpflichtungen entstehenden Kosten oder Ein-
kommensverlusten orientieren muss. Eine gewisse
semantische Differenzierung ergibt sich dahinge-
hend, dass die Agrarumweltprämien gemäss Ver-
ordnung (EG) Nr. 1257/1999 einen Anreiz enthal-
tend dürfen. Dieser Anreiz kann indes im ökonomi-
schen Sinne als Deckung der Transaktionskosten
der Programmteilnahme interpretiert werden und ist
daher mit einem kostenorientierten Prämienansatz
vollständig kompatibel.

Die Perspektiven der Agrarumweltpolitik sind
sicherlich einerseits eine Funktion des weiter zu-
nehmenden Handlungsbedarfs. Anderseits werden
die Perspektiven für den konkreten Weg der inner-
halb der zweiten Säule der Gemeinsamen Agrarpo-
litik verankerten Agrarumweltpolitik im wesentli-
chen dadurch bestimmt werden, ob die konkrete
Umsetzung dieser Maßnahmen den selbstgestellten
Ansprüchen gerecht werden kann. In diesem Zu-
sammenhang ist auf die Rechenschaftspflichtigkeit
und eine anspruchsvolle Umsetzung des dafür er-
forderlichen Monitoring und der Evaluierung der
Agrarumweltmaßnahmen zu verweisen.

Die Umwelterhaltungsfunktion der Landwirt-
schaft wird umso mehr als politisch relevant wahr-
genommen, als die Landwirtschaft einem verstärk-

ten internationalen Wettbewerbsdruck ausgesetzt
ist: Unter veränderten ökonomischen Rahmenbe-
dingungen besteht immer weniger die Aussicht,
dass die landwirtschaftliche Umwelt- und Land-
schaftsmanagementfunktion auf einem zufrieden-
stellenden Niveau als kostenloser Nebeneffekt ei-
ner für sich genommen schon rentablen landwirt-
schaftlichen Tätigkeit kostenfrei sichergestellt
wird. Infolgedessen kann davon ausgegangen wer-
den, dass der Bedarf in diesem Bereich mit einer
steigenden Liberalisierung der Agrarmärkte weiter-
hin zunehmen wird. Folgerichtig betont die Kom-
mission in ihrer „Strategie der Europäischen Union
zur Nachhaltigen Entwicklung“

15
 die Notwendig-

keit, die Agrarumweltmaßnahmen als transparentes
System der Bezahlung von Umweltleistungen fort-
zuentwickeln und mehr Mittel für diesen Aufga-
benbereich bereitzustellen.
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Zunächst möchte ich der FAL, insbesondere dem
Institut für Betriebswirtschaft, Agrarstruktur und
ländliche Räume und seinen Mitarbeitern - für die
ich stellvertretend Frau Dr. Nieberg, Herrn Dr.
Plankl und Herrn Osterburg erwähnen möchte -
meinen Dank aussprechen für die Ausrichtung dieser
gelungenen Tagung. Bedanken möchte ich mich
auch für die freundliche Unterstützung der Gesell-
schaft der Freunde der FAL. Die sorgfältige Vorbe-
reitung und glänzende Organisation haben sich aus-
gezahlt.

Seit gestern Mittag haben wir uns hier in
17 hochkarätigen Beiträgen und anregenden Diskus-
sionsrunden mit dem Thema „Agrarumweltpro-
gramme - Konzepte, Entwicklungen, künftige Aus-
gestaltung“ befasst. Dabei ist ein weiter Bogen ge-
spannt worden von einer Bestandsaufnahme der
bisherigen Ergebnisse, die aus ganz unterschiedli-
chen Blickwinkeln, des Bundes, der Länder und der
EU betrachtet wurden, bis zu ganz grundsätzlichen
Fragen nach der Zielrichtung und Effizienz; und was
letztlich immer äußerst spannend ist, nach der Zu-
kunft.

Ich muss offen gestehen, dass es mir schwer fällt,
spontan eine Zusammenfassung zu geben oder ein
Resümee dieser ausgesprochen differenzierten Ta-
gung zu ziehen. Von daher will ich nur versuchen,
einiges, was mir wichtig erscheint, unter dem
Blickwinkel der politisch-administrativen Brille
noch einmal aufzugreifen.

Wenn man sich mit der Thematik der Agrarum-
weltprogramme befasst, bewegt man sich an der sehr
sensiblen Schnittstelle zwischen klassischer Agrar-
politik auf der einen und Umwelt- und Naturschutz-
politik auf der anderen Seite. Es geht dabei auch um
rechtlich und politisch schwierige Abgrenzungsfra-
gen zwischen Eigentumsgarantie und der freien
Verfügbarkeit über privates Eigentum im Span-
nungsfeld zur Sozialpflichtigkeit des Eigentums. Mit
anderen Worten, was ist dem Landwirt im Rahmen
der Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigen-
tums an Sozialbindung zumutbar? Wo bedarf es
eines Ausgleichs, wenn Anforderungen über die gute
fachliche Praxis des landwirtschaftlichen Fachrechts
hinausgehen und wo sollten Ansprüche der Gesell-

schaft an bestimmte Umwelt- und Naturschutzleis-
tungen über Förderprogramme und -maßnahmen
durch die Landwirtschaft abgedeckt werden? Das ist
genau die seit vielen Jahren schwelende und jetzt
wieder ganz aktuelle Diskussion bei der beabsich-
tigten Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes. Es
stellt sich die Frage, woher dieser Konflikt rührt und
ob Agrarumweltprogramme ein geeigneter Ansatz
zur Lösung oder wenigstens zur Entschärfung der
Problematik sein können.

Wenn man zurückblickt, kann man feststellen,
dass es bis in die 50er und 60er Jahre hinein prak-
tisch ein unabhängiges Nebeneinander von Land-
wirtschaft und Agrarpolitik einerseits und Umwelt-
und Naturschutzzielen andererseits gab. Von einem
Politikfeld Umwelt-Naturschutz kann man zu dieser
Zeit überhaupt noch nicht sprechen. Eindeutig Vor-
rang für die Flächennutzung hatte die agrarische
Produktion. Die wenigen Schutzgebiete folgten dem
Prinzip der Segregation.

Konfliktpotenziale und Gegensätze entstanden
mit zunehmender Intensivierung und Spezialisierung
der Agrarproduktion und ihren negativen Auswir-
kungen auf Umwelt und Natur. Es fand eine Ent-
kopplung von Agrarproduktion und Umweltleistun-
gen statt, die nicht mehr auf der gleichen Fläche zu
erbringen waren; letztlich also eine Konkurrenz um
knappe Fläche als Produktionsfaktor für Agrar- oder
Schutzgüter.

Wie weit die Problemwahrnehmung und -be-
wertung des Umwelt- und Naturzustandes auseinan-
der ging, kann man an dem bereits 1985 vom Deut-
schen Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU)
veröffentlichten Sondergutachten „Umweltprobleme
der Landwirtschaft“ ersehen. Während der SRU
massiv negative Auswirkungen der modernen land-
wirtschaftlichen Produktionsmethoden kritisierte,
war für die Landwirtschaft und deren berufsständi-
sche Vertreter die Welt heil und in Ordnung. In der
Problembeschreibung sind wir heute um Vieles
weiter, wenn es um die Bewertung geht, und insbe-
sondere um Lösungsansätze, ist man sich zwar näher
gekommen, einen Konsens hat man aber immer noch
nicht erreicht.
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Einen wichtigen Fortschritt im Verhältnis Land-
wirtschaft und Umwelt- bzw. Naturschutz brachte
die EU-Agrarreform von 1992. Hier wurde ein
grundlegender Reformprozess eingeleitet, der mit
der Agenda 2000 seine Fortsetzung fand und damit
noch längst nicht abgeschlossen ist. 1992 wurden die
Agrarumweltmaßnahmen über den bis dahin mögli-
chen Rahmen ausgeweitet und als sogenannte flan-
kierende Maßnahmen konzipiert. Die Begründung
für die Agrarumweltmaßnahmen lieferte in erster
Linie das Argument der Marktentlastung und
schließlich auch des EU-Haushalts. Darüber hinaus
wurden dadurch die Transfermöglichkeiten zur Ein-
kommenssicherung für die Landwirtschaft erweitert.
Der Brückenschlag zur Umwelt- und Naturschutz-
politik stand dabei weniger im Vordergrund.

Mit der Agenda 2000 haben die Agrarumwelt-
programme im Rahmen der II. Säule der Agrarpoli-
tik ein deutlich stärkeres und eigenes Gewicht er-
halten. Zwar werden nach wie vor verschiedene
Ziele gleichzeitig verfolgt, der Gedanke der Markt-
entlastung spielt aber praktisch keine Rolle mehr.

Wenn ich mir die Beiträge dieser Tagung zu den
Ergebnissen der Agrarumweltprogramme anschaue,
kann man - zumindest für Deutschland - weitgehend
von einer Erfolgsstory sprechen. 1999 waren allein
in Deutschland rund 4,7 Mio. ha, d. h. rund 27 % der
LF, in Agrarumweltprogramme einbezogen. Im EU-
Haushaltsjahr 1999 wurden dafür 1,2 Mrd. DM von
der EU, dem Bund und den Ländern aufgewandt.

Die Agrarumweltprogramme sind in der Land-
wirtschaft heute deshalb weitgehend akzeptiert, weil
sie zwei wichtige Vorteile vereinen:
� Im Gegensatz zu obligatorischen Umweltaufla-

gen über ordnungsrechtliche Maßnahmen können
freiwillige Umweltprogramme mit Prämienanreiz
das Einkommen landwirtschaftlicher Unterneh-
men erhöhen und damit deren Wettbewerbsstel-
lung sichern oder verbessern.

� Die Programme orientieren sich an der guten
fachlichen Praxis als Ausgangsbasis für eine
breite Palette differenzierter Anforderungen, die
bei geringen Unterschieden zur guten fachlichen
Praxis von einer Grundförderung bis zu ganz
spezifischen Anforderungen reichen.
Nach wie vor gibt es aber - und auch dies ist eine

vom Blickwinkel abhängige Wertung -, wie in eini-
gen Beiträgen deutlich wurde, erhebliche Schwä-
chen. Ich will hier nur einige Aspekte herausgreifen:
� Die Agrarumweltmaßnahmen sind in der Regel

verfahrens- bzw. verhaltensorientiert und nicht
ergebnisorientiert. Die Umwelteffizienz und die
der ausgegebenen Haushaltsmittel ist damit ten-
denziell niedriger als theoretisch möglich. Seit
Jahren gibt es deshalb Diskussionen über ver-

schiedene Modelle sogenannter Ökopunkte. Ba-
den-Württemberg hat mit dem „Blümleswiesen-
programm“ jüngst in Teilbereichen den Anfang
mit einer leistungsorientierten Förderung ge-
macht. Thüringen ist mit seinem Versuch, „Krite-
rien umweltverträglicher Landbewirtschaftung“
(KUL) festzulegen, zunächst bei der Kommission
steckengeblieben.

� Standortbezogen kann man eine Konzentration
der Akzeptanz der Agrarumweltprogramme auf
Grünland und in benachteiligten Gebieten fest-
stellen. Gute Ackerbaustandorte und intensive
Veredlungsgebiete werden nur in geringem Um-
fang erreicht. Daraus sollte man nicht vorschnell
folgern, dass die Förderung in Regionen fließt, in
denen die Intensität der Landbewirtschaftung
vergleichsweise niedrig und in denen die Land-
schaft ohnehin vielfältig oder der Artenreichtum
noch vergleichsweise hoch ist, und somit Mittel
nicht hinreichend zielgerecht verwendet würden.
Es deutet m. E. vielmehr auf eine konzeptionelle
Wettbewerbsschwäche des Prämienniveaus ge-
genüber den Marktordnungsfrüchten hin. Be-
stimmte Umwelt- und Naturschutzleistungen
wird man zukünftig in stärkerem Maße aber auch
in Regionen mit intensivem Ackerbau oder kon-
zentrierter Tierhaltung benötigen.

� Die Maßnahmen und die erbrachten Leistungen
sind im Bewusstsein der Landwirtschaft, insbe-
sondere im Bewusstsein aber der vorwiegend
städtischen Bevölkerung noch zu schwach veran-
kert. Für Landwirte sind die durch das Unterlas-
sen bestimmter Bewirtschaftungsmaßnahmen er-
brachten umwelt- oder landschaftspflegerischen
Leistungen wenig greifbar und erkennbar. Und
auch die Anerkennung dieser Leistungen durch
die Gesellschaft beschränkt sich eher auf abs-
trakte Begriffe wie „Multifunktionalität“ der
Landwirtschaft, so weit solche Leistungen nicht
eigentlich als Selbstverständlichkeit gelten.

� Das ausufernde Antragswesen und das engma-
schige Kontrollsystem, durch das sich Landwirte
gegängelt und zu Bittstellern degradiert fühlen,
steht in deutlichem Gegensatz zu der erforderli-
chen Haushaltseffizienz. Überlegungen der
Kommission, für „kleine“ Prämienbezieher, d. h.
solche, die unter 1.000 � pro Jahr erhalten, Ver-
fahren zu vereinfachen, bringen da nur wenig
Entlastung. Allerdings sind die Agrarumwelt-
maßnahmen bisher nicht einmal in die Überle-
gungen einbezogen.

� Aufgrund des fünfjährigen Verpflichtungszeit-
raumes ist die Kontinuität der Maßnahmen nicht
sicher gewährleistet. Längerfristige betriebliche
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� Entscheidungen und Ausrichtungen werden da-
durch nur sehr bedingt angestoßen.

� Das Basissystem der guten fachlichen Praxis ist
in den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten sehr unter-
schiedlich ausgeformt. Eine einzelstaatlich unter-
schiedliche Höhe der Messlatte führt zu Wettbe-
werbsverzerrungen und beschränkt den Spiel-
raum der Einsatzmöglichkeiten der Agrarum-
weltprogramme in jenen Ländern, wo die Mess-
latte bereits relativ hoch liegt. In Deutschland ist
die gute fachliche Praxis als Basislinie in den
letzten 10 bis 15 Jahren dynamisch weiterentwi-
ckelt worden, so dass Landwirte nicht ganz zu
Unrecht befürchten, dass die Messlatte - siehe
Diskussion um das Bundesnaturschutzgesetz -
auch in Zukunft höher gelegt werden wird.

� Trotz deutlicher Verbesserungen der finanziellen
Basis auf EU-Ebene für die Agrarumweltmaß-
nahmen ist das gesamte Budget im Vergleich zu
anderen immer noch verhältnismäßig schwach.
In Deutschland kommt das besondere Problem
hinzu, dass es auf Bundes- und Länderebene eine
ausgeprägte Mittelkonkurrenz zwischen den Ag-
rarumwelt- und anderen Fördermaßnahmen gibt,
die letztlich dazu führt, dass z. B. im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ angebotene
Agrarumweltmaßnahmen aufgrund von Haus-
haltsengpässen in einzelnen Ländern überhaupt
erst gar nicht angeboten werden.
Damit sind auch schon die Perspektiven für die

Weiterentwicklung der Agrarumweltmaßnahmen
angesprochen. Wenn wir uns die künftigen Rahmen-
bedingungen für die Landwirtschaft unter dem He-
raufziehen der WTO-Verhandlungen und der EU-
Erweiterung durch die drängenden osteuropäischen
Staaten anschauen, dann zeichnet sich für die EU-
Agrarpolitik klar ab, dass das System der Aus-
gleichszahlungen nach der Agenda 2000 zunehmend
in Frage gestellt wird. Gleichzeitig werden auch die
Umweltansprüche der Gesellschaft weiter wachsen,
wenngleich es hier durchaus Unterschiede zwischen
den EU-Mitgliedsstaaten geben wird. Vor diesem
Hintergrund bietet die Verlagerung der Schwer-
punkte innerhalb der EU-Agrarpolitik mit einer
deutlichen Stärkung der 2. Säule eine konstruktive
Entwicklungsmöglichkeit. Dabei bleibt es nach wie
vor eine spannende Frage, ob es gelingt, von der
Kooperation zwischen Agrar- und Umwelt- bzw.
Naturschutzpolitik zu einer echten Integration zu
gelangen

Die Agenda 2000 bietet bereits mit „Cross
Compliance“, d. h. der Verknüpfung von Umwelt-
vorschriften mit Direktzahlungen, einen - wenn auch
eingeschränkt tauglichen - Ansatzpunkt. Gebrauch

davon machen nach derzeitigem Stand Großbritan-
nien, Frankreich, Niederlande, Griechenland, Däne-
mark, Finnland und Irland. Auch in Italien und Spa-
nien ist die Anwendung dieses Instruments beab-
sichtigt. Die Anwendung erfolgt allerdings stark
punktuell im Zusammenhang mit spezifischen Ein-
zelproblemen. Deutschland hat sich, wie Sie wissen,
auf die gute fachliche Praxis ohne weitergehende
Handlungsanforderungen festgelegt. Ob „Cross
Compliance“ ein längerfristig tragfähiges Konzept
darstellt, muss sich noch in den nächsten Jahren zei-
gen.

Monitoring und Evaluation, zu gut Deutsch: Be-
gleitung und Bewertung, heißen die neuen Zauber-
formeln der Kommission, um über ausgefeilte Indi-
katorsysteme die Umwelt- und letztlich auch die
Haushaltseffizienz der Agrarumweltmaßnahmen wei-
ter zu verbessern.

Auch national werden wir in Deutschland an ei-
ner Weiterentwicklung der Agrarumweltmaßnahmen
nicht vorbei kommen. Es geht um eine stärkere Ver-
zahnung der Agrarumwelt- und der Agrarstruktur-
politik im Rahmen einer Neuausrichtung der bisher
sektororientierten Agrarstrukturpolitik hin zu Kon-
zepten, die den ländlichen Raum als Ganzes sektor-
übergreifend erfassen. Dazu muss allerdings der
enge Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe rechtlich
„geweitet“ und sachlich deutlich konzentriert wer-
den.

Lassen Sie mich zum Schluss dieser Tagung, die
eine Bilanz, Optionen und Perspektiven der Agrar-
umweltpolitik aufgezeigt hat, die wichtigste Funk-
tion dieser Tagung noch einmal hervorheben: sie hat
Anstöße gegeben, die weitergetragen werden, und
genau damit dass erreicht, was man von einer guten,
erfolgreichen Tagung erwartet.


